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Vorwort

Für jeden Mitarbeiter müssen die sogenannten „aushangpflichtigen Gesetze“ stets in der
neuesten Fassung zugänglich sein. Das verpflichtet Arbeitgeber, bestimmte Vorschriften „an
geeigneter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen oder auszuhängen“.

Die Aushangpflicht stellt sicher, dass sich der Arbeitnehmer über die für ihn geltenden
Schutzvorschriften zuverlässig informieren kann. Zudem sollen die Gesetze leicht zugänglich
sein. Als geeignete Stelle empfiehlt sich deshalb das sogenannte „Schwarze Brett“ oder eine
andere für alle Mitarbeiter jederzeit gut zugängliche Stelle im Betrieb.

Wichtig: Verstößt ein Arbeitgeber gegen die Aushangpflicht, begeht er eine Ordnungswid-
rigkeit, die mit einer Geldbuße geahndet werden kann. Dies gilt unabhängig davon, ob die
Vorschriften gar nicht oder nicht in der aktuell geltenden Fassung frei zugänglich sind.

Häufig führen auch Unwissenheit oder Unachtsamkeit zum Verstoß gegen die Aushangpflicht.

Wenn Sie „Die aktuellen aushangpflichtigen Gesetze 2024“ an zentraler Stelle für Mitarbeiter
zur Verfügung stellen, machen Sie alles richtig: Enthalten sind die relevanten Arbeitsschutz-
gesetze – auf neuestem Stand, fertig zum Aushang mit Lochung und Schnur.

Harald Töltl
Geschäftsführer
Leiter des Geschäftsbereichs Berufsbildung
IHK Rhein-Neckar
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Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
(AGG)

Vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und
pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates

vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510)

Abschnitt 1
Allgemeiner Teil

§1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus
Gründen der Rasse oderwegen der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Identität zu verhindern
oder zu beseitigen.

§2 Anwendungsbereich
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 ge-
nannten Grund sind nach Maßgabe dieses Ge-
setzes unzulässig in Bezug auf:
1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkri-

terien und Einstellungsbedingungen, für den
Zugang zu unselbstständiger und selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, so-
wie für den beruflichen Aufstieg,

2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingun-
gen einschließlich Arbeitsentgelt und Entlas-
sungsbedingungen, insbesondere in indivi-
dual- und kollektivrechtlichen Vereinbarun-
gen und Maßnahmen bei der Durchführung
und Beendigung eines Beschäftigungsver-
hältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg,

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebe-
nen der Berufsberatung, der Berufsbildung
einschließlich der Berufsausbildung, der be-
ruflichen Weiterbildung und der Umschu-
lung sowie der praktischen Berufserfahrung,

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer
Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung
oder einer Vereinigung, deren Mitglieder ei-
ner bestimmten Berufsgruppe angehören,

einschließlich der Inanspruchnahme der
Leistungen solcher Vereinigungen,

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozialen
Sicherheit und der Gesundheitsdienste,

6. die sozialen Vergünstigungen,
7. die Bildung,
8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gü-

tern und Dienstleistungen, die der Öffent-
lichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich
von Wohnraum.

(2) 1Für Leistungen nach dem Sozialgesetz-
buch gelten § 33c des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch und § 19a des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch. 2Für die betriebliche Altersvor-
sorge gilt das Betriebsrentengesetz.

(3) 1Die Geltung sonstiger Benachteiligungs-
verbote oder Gebote der Gleichbehandlung
wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 2Dies
gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften,
die dem Schutz bestimmter Personengruppen
dienen.

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die
Bestimmungen zum allgemeinen und beson-
deren Kündigungsschutz.

§3 Begriffsbestimmungen
(1) 1Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor,
wenn eine Person wegen eines in § 1 genann-
tenGrundes eineweniger günstige Behandlung
erfährt, als eine andere Person in einer ver-
gleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder
erfahren würde. 2Eine unmittelbare Benachtei-
ligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug
auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer
ungünstigeren Behandlung einer Frau wegen
Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.

§§ 1–3 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1
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(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor,
wenn dem Anschein nach neutrale Vorschrif-
ten, Kriterien oder Verfahren Personen wegen
eines in § 1 genannten Grundes gegenüber
anderen Personen in besonderer Weise be-
nachteiligen können, es sei denn, die betref-
fenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren
sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich ge-
rechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung
dieses Ziels angemessen und erforderlich.

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung,
wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die
mit einem in § 1 genannten Grund in Zusam-
menhang stehen, bezwecken oder bewirken,
dass die Würde der betreffenden Person ver-
letzt und ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld
geschaffen wird.

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benach-
teiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4,
wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes
Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle
Handlungen und Aufforderungen zu diesen,
sexuell bestimmte körperliche Berührungen,
Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie uner-
wünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen
von pornographischen Darstellungen gehö-
ren, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde
der betreffenden Person verletzt wird, insbe-
sondere wenn ein von Einschüchterungen,
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigun-
gen oder Beleidigungen gekennzeichnetes
Umfeld geschaffen wird.

(5) 1Die Anweisung zur Benachteiligung einer
Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt
als Benachteiligung. 2Eine solche Anweisung
liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbe-
sondere vor, wenn jemand eine Person zu ei-
nem Verhalten bestimmt, das einen Beschäf-
tigten oder eine Beschäftigte wegen eines in
§ 1 genannten Grundes benachteiligt oder
benachteiligen kann.

§4 Unterschiedliche Behandlung wegen
mehrerer Gründe

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung we-
gen mehrerer der in § 1 genannten Gründe, so
kann diese unterschiedliche Behandlung nach

den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt
werden, wenn sich die Rechtfertigung auf alle
diese Gründe erstreckt, derentwegen die un-
terschiedliche Behandlung erfolgt.

§5 Positive Maßnahmen
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in
§ 20 benannten Gründe ist eine unterschiedli-
che Behandlung auch zulässig, wenn durch
geeignete und angemessene Maßnahmen be-
stehende Nachteile wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes verhindert oder ausgegli-
chen werden sollen.

Abschnitt 2
Schutz der Beschäftigten vor

Benachteiligung

Unterabschnitt 1
Verbot der Benachteiligung

§6 Persönlicher Anwendungsbereich
(1) 1Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes
sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen

Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnli-
che Personen anzusehen sind; zu diesen
gehören auch die in Heimarbeit Beschäftig-
ten und die ihnen Gleichgestellten.

2Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberin-
nen und Bewerber für ein Beschäftigungsver-
hältnis sowie die Personen, deren Beschäfti-
gungsverhältnis beendet ist.
(2) 1Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgebe-
rinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind natür-
liche und juristische Personen sowie rechtsfä-
hige Personengesellschaften, die Personen
nach Absatz 1 beschäftigen. 2Werden Be-
schäftigte einem Dritten zur Arbeitsleistung
überlassen, so gilt auch dieser als Arbeitgeber
im Sinne dieses Abschnitts. 3Für die in Heim-
arbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichge-
stellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der
Auftraggeber oder Zwischenmeister.
(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang
zur Erwerbstätigkeit sowie den beruflichen Auf-

1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §§ 4–6
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stieg betrifft, gelten die Vorschriften dieses Ab-
schnitts für Selbstständige und Organmitglieder,
insbesondere Geschäftsführer oder Geschäfts-
führerinnen und Vorstände, entsprechend.

§7 Benachteiligungsverbot
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in
§ 1 genannten Grundes benachteiligt werden;
dies gilt auch, wenn die Person, die die Be-
nachteiligung begeht, das Vorliegen eines in
§ 1 genannten Grundes bei der Benachteili-
gung nur annimmt.

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die ge-
gen das Benachteiligungsverbot des Absat-
zes 1 verstoßen, sind unwirksam.

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch
Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verlet-
zung vertraglicher Pflichten.

§8 Zulässige unterschiedliche
Behandlung wegen beruflicher
Anforderungen

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen
eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig,
wenn dieser Grund wegen der Art der auszu-
übenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer
Ausübung eine wesentliche und entscheiden-
de berufliche Anforderung darstellt, sofern der
Zweck rechtmäßig und die Anforderung ange-
messen ist.

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergü-
tung für gleiche oder gleichwertige Arbeit
wegen eines in § 1 genannten Grundes wird
nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen ei-
nes in § 1 genannten Grundes besondere
Schutzvorschriften gelten.

§9 Zulässige unterschiedliche
Behandlungwegen der Religion oder
Weltanschauung

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedli-
che Behandlung wegen der Religion oder der
Weltanschauung bei der Beschäftigung durch
Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeord-
neten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre
Rechtsformoder durch Vereinigungen, die sich
die gemeinschaftliche Pflege einer Religion
oder Weltanschauung zur Aufgabe machen,
auch zulässig, wenn eine bestimmte Religion

oder Weltanschauung unter Beachtung des
Selbstverständnisses der jeweiligen Religions-
gemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick
auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der
Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufli-
che Anforderung darstellt.

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung
wegen der Religion oder der Weltanschauung
berührt nicht das Recht der in Absatz 1 ge-
nannten Religionsgemeinschaften, der ihnen
zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht
auf ihre Rechtsformoder der Vereinigungen, die
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion
oder Weltanschauung zur Aufgabe machen,
von ihren Beschäftigten ein loyales und auf-
richtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen
Selbstverständnisses verlangen zu können.

§10 Zulässige unterschiedliche
Behandlung wegen des Alters

1Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche
Behandlung wegen des Alters auch zulässig,
wenn sie objektiv und angemessen und durch
ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. 2Die Mittel
zur Erreichung dieses Ziels müssen angemes-
sen und erforderlich sein. 3Derartige unter-
schiedliche Behandlungen können insbeson-
dere Folgendes einschließen:
1. die Festlegung besonderer Bedingungen für

den Zugang zur Beschäftigung und zur be-
ruflichen Bildung sowie besonderer Be-
schäftigungs- und Arbeitsbedingungen, ein-
schließlich der Bedingungen für Entlohnung
und Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses, um die berufliche Eingliederung von
Jugendlichen, älteren Beschäftigten und
Personen mit Fürsorgepflichten zu fördern
oder ihren Schutz sicherzustellen,

2. die Festlegung von Mindestanforderungen
an das Alter, die Berufserfahrung oder das
Dienstalter für den Zugang zur Beschäfti-
gung oder für bestimmte mit der Beschäfti-
gung verbundene Vorteile,

3. die Festsetzung eines Höchstalters für die
Einstellung auf Grund der spezifischen Aus-
bildungsanforderungen eines bestimmten
Arbeitsplatzes oder auf Grund der Notwen-
digkeit einer angemessenen Beschäfti-
gungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand,

§§ 7–10 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1
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4. die Festsetzung von Altersgrenzen bei den
betrieblichen Systemen der sozialen Sicher-
heit als Voraussetzung für dieMitgliedschaft
oder den Bezug von Altersrente oder von
Leistungen bei Invalidität einschließlich der
Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen
im Rahmen dieser Systeme für bestimmte
Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftig-
ten und die Verwendung von Alterskriterien
im Rahmen dieser Systeme für versiche-
rungsmathematische Berechnungen,

5. eine Vereinbarung, die die Beendigung des
Beschäftigungsverhältnisses ohne Kündi-
gung zu einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem
der oder die Beschäftigte eine Rente wegen
Alters beantragen kann; § 41 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt,

6. Differenzierungen von Leistungen in Sozial-
plänen im Sinne des Betriebsverfassungs-
gesetzes, wenn die Parteien eine nach Alter
oder Betriebszugehörigkeit gestaffelte Ab-
findungsregelung geschaffen haben, in der
die wesentlich vom Alter abhängenden
Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch eine
verhältnismäßig starke Betonung des Le-
bensalters erkennbar berücksichtigt worden
sind, oder Beschäftigte von den Leistungen
des Sozialplans ausgeschlossen haben, die
wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, ge-
gebenenfalls nach Bezug von Arbeitslosen-
geld, rentenberechtigt sind.

Unterabschnitt 2
Organisationspflichten des Arbeitgebers

§11 Ausschreibung
Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen
§ 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden.

§12 Maßnahmen und Pflichten des
Arbeitgebers

(1) 1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erfor-
derlichen Maßnahmen zum Schutz vor Be-
nachteiligungen wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes zu treffen. 2Dieser Schutz umfasst
auch vorbeugende Maßnahmen.
(2) 1Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und
Weise, insbesondere im Rahmen der berufli-
chen Aus- und Fortbildung, auf die Unzuläs-

sigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen
und darauf hinwirken, dass diese unterblei-
ben. 2Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten
in geeigneter Weise zum Zwecke der Verhin-
derung von Benachteiligung geschult, gilt dies
als Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz 1.

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benach-
teiligungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der
Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, er-
forderlichen und angemessenen Maßnahmen
zur Unterbindung der Benachteiligung wie
Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder
Kündigung zu ergreifen.

(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ih-
rer Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 be-
nachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im Ein-
zelfall geeigneten, erforderlichen und ange-
messenen Maßnahmen zum Schutz der Be-
schäftigten zu ergreifen.

(5) 1Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsge-
richtsgesetzes sowie Informationen über die
für die Behandlung von Beschwerden nach
§ 13 zuständigen Stellen sind im Betrieb oder
in der Dienststelle bekannt zu machen. 2Die
Bekanntmachung kann durch Aushang oder
Auslegung an geeigneter Stelle oder den Ein-
satz der im Betrieb oder der Dienststelle übli-
chen Informations- und Kommunikationstech-
nik erfolgen.

Unterabschnitt 3
Rechte der Beschäftigten

§13 Beschwerderecht
(1) 1Die Beschäftigten haben das Recht, sich
bei den zuständigen Stellen des Betriebs, des
Unternehmens oder der Dienststelle zu be-
schweren, wenn sie sich im Zusammenhang
mit ihrem Beschäftigungsverhältnis vom Ar-
beitgeber, von Vorgesetzten, anderen Be-
schäftigten oder Dritten wegen eines in § 1
genannten Grundes benachteiligt fühlen. 2Die
Beschwerde ist zu prüfen und das Ergebnis der
oder dem beschwerdeführenden Beschäftig-
ten mitzuteilen.

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen
bleiben unberührt.

1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §§ 11–13
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§14 Leistungsverweigerungsrecht
1Ergreift der Arbeitgeber keine oder offen-
sichtlich ungeeignete Maßnahmen zur Unter-
bindung einer Belästigung oder sexuellen Be-
lästigung am Arbeitsplatz, sind die betroffe-
nen Beschäftigten berechtigt, ihre Tätigkeit
ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen,
soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich ist.
2§ 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt
unberührt.

§15 Entschädigung und Schadensersatz
(1) 1Bei einem Verstoß gegen das Benachteili-
gungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet,
den hierdurch entstandenen Schaden zu er-
setzen. 2Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(2) 1Wegen eines Schadens, der nicht Vermö-
gensschaden ist, kann der oder die Beschäf-
tigte eine angemessene Entschädigung in
Geld verlangen. 2Die Entschädigung darf bei
einer Nichteinstellung drei Monatsgehälter
nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäf-
tigte auch bei benachteiligungsfreier Auswahl
nicht eingestellt worden wäre.
(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung
kollektiv-rechtlicher Vereinbarungen nur dann
zur Entschädigung verpflichtet, wenn er vor-
sätzlich oder grob fahrlässig handelt.
(4) 1Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss
innerhalb einer Frist von zwei Monaten schrift-
lich geltend gemacht werden, es sei denn, die
Tarifvertragsparteien haben etwas anderes ver-
einbart. 2Die Frist beginnt im Falle einer Be-
werbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit
dem Zugang der Ablehnung und in den sonsti-
gen Fällen einer Benachteiligung zu dem Zeit-
punkt, in dem der oder die Beschäftigte von der
Benachteiligung Kenntnis erlangt.
(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den
Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvor-
schriften ergeben, unberührt.
(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das
Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 be-
gründet keinen Anspruch auf Begründung ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses, Berufsaus-
bildungsverhältnisses oder einen beruflichen
Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich
aus einem anderen Rechtsgrund.

siehe zur Klagemöglichkeit auch §61b Arbeitsge-
richtsgesetz.

§16 Maßregelungsverbot
(1) 1Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht
wegen der Inanspruchnahme von Rechten
nach diesem Abschnitt oder wegen der Wei-
gerung, eine gegen diesen Abschnitt versto-
ßende Anweisung auszuführen, benachteili-
gen. 2Gleiches gilt für Personen, die den Be-
schäftigten hierbei unterstützen oder als Zeu-
ginnen oder Zeugen aussagen.

(2) 1Die Zurückweisung oder Duldung benach-
teiligender Verhaltensweisen durch betroffene
Beschäftigte darf nicht als Grundlage für eine
Entscheidung herangezogenwerden, die diese
Beschäftigten berührt. 2Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) § 22 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 4
Ergänzende Vorschriften

§17 Soziale Verantwortung der
Beteiligten

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Be-
schäftigte und deren Vertretungen sind aufge-
fordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und
Handlungsmöglichkeiten an der Verwirkli-
chung des in § 1 genannten Ziels mitzuwirken.

(2) 1In Betrieben, in denen die Voraussetzun-
gen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes vorliegen, können bei einem
groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vor-
schriften aus diesem Abschnitt der Betriebsrat
oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft
unter der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1
des Betriebsverfassungsgesetzes die dort ge-
nannten Rechte gerichtlich geltend machen;
§ 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes gilt entsprechend. 2Mit dem
Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benach-
teiligten geltend gemacht werden.

§18 Mitgliedschaft in Vereinigungen
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten
entsprechend für die Mitgliedschaft oder die
Mitwirkung in einer

§§ 14–18 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1
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1. Tarifvertragspartei,
2. Vereinigung, deren Mitglieder einer be-

stimmten Berufsgruppe angehören oder
die eine überragende Machtstellung im
wirtschaftlichen oder sozialen Bereich in-
nehat, wenn ein grundlegendes Interesse
am Erwerb der Mitgliedschaft besteht,

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.
(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen
das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1
darstellt, besteht ein Anspruch auf Mitglied-
schaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1
genannten Vereinigungen.

Abschnitt 3
Schutz vor Benachteiligung im

Zivilrechtsverkehr

§19 Zivilrechtliches Benachteiligungs-
verbot

(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Ras-
se oder wegen der ethnischen Herkunft, wegen
des Geschlechts, der Religion, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität bei
der Begründung, Durchführung und Beendi-
gung zivilrechtlicher Schuldverhältnisse, die
1. typischerweise ohne Ansehen der Person zu

vergleichbaren Bedingungen in einer Viel-
zahl von Fällen zustande kommen (Massen-
geschäfte) oder bei denen das Ansehen der
Person nach der Art des Schuldverhältnisses
eine nachrangige Bedeutung hat und die zu
vergleichbaren Bedingungen in einer Viel-
zahl von Fällen zustande kommen oder

2. eine privatrechtliche Versicherung zum Ge-
genstand haben,

ist unzulässig.
(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft ist
darüber hinaus auch bei der Begründung,
Durchführung und Beendigung sonstiger zivil-
rechtlicher Schuldverhältnisse im Sinne des § 2
Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig.
(3) Bei der Vermietung vonWohnraum ist eine
unterschiedliche Behandlung im Hinblick auf
die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler
Bewohnerstrukturen und ausgewogener Sied-

lungsstrukturen sowie ausgeglichener wirt-
schaftlicher, sozialer und kultureller Verhält-
nisse zulässig.
(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden
keine Anwendung auf familien- und erbrecht-
liche Schuldverhältnisse.
(5) 1Die Vorschriften dieses Abschnitts finden
keine Anwendung auf zivilrechtliche Schuld-
verhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe-
oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder
ihrer Angehörigen begründet wird. 2Bei Miet-
verhältnissen kann dies insbesondere der Fall
sein, wenn die Parteien oder ihre Angehörigen
Wohnraum auf demselben Grundstück nut-
zen. 3Die Vermietung von Wohnraum zum
nicht nur vorübergehenden Gebrauch ist in der
Regel kein Geschäft im Sinne des Absatzes 1
Nr. 1, wenn der Vermieter insgesamt nicht
mehr als 50 Wohnungen vermietet.

§20 Zulässige unterschiedliche
Behandlung

(1) 1Eine Verletzung des Benachteiligungsver-
bots ist nicht gegeben, wenn für eine unter-
schiedliche Behandlung wegen der Religion,
einer Behinderung, des Alters, der sexuellen
Identität oder des Geschlechts ein sachlicher
Grund vorliegt. 2Das kann insbesondere der
Fall sein, wenn die unterschiedliche Behand-
lung
1. der Vermeidung von Gefahren, der Verhü-

tung von Schäden oder anderen Zwecken
vergleichbarer Art dient,

2. dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre
oder der persönlichen Sicherheit Rechnung
trägt,

3. besondere Vorteile gewährt und ein Inte-
resse an der Durchsetzung der Gleichbe-
handlung fehlt,

4. an die Religion eines Menschen anknüpft
und im Hinblick auf die Ausübung der Reli-
gionsfreiheit oder auf das Selbstbestim-
mungsrecht der Religionsgemeinschaften,
der ihnen zugeordneten Einrichtungen
ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie
der Vereinigungen, die sich die gemein-
schaftliche Pflege einer Religion zur Aufga-
bemachen, unter Beachtungdes jeweiligen
Selbstverständnisses gerechtfertigt ist.

1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §§ 19–20
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(2) 1Kosten im Zusammenhang mit Schwan-
gerschaft und Mutterschaft dürfen auf keinen
Fall zu unterschiedlichen Prämien oder Leis-
tungen führen. 2Eine unterschiedliche Be-
handlung wegen der Religion, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität ist
im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig,
wenn diese auf anerkannten Prinzipien risiko-
adäquater Kalkulation beruht, insbesondere
auf einer versicherungsmathematisch ermit-
telten Risikobewertung unter Heranziehung
statistischer Erhebungen.

§21 Ansprüche
(1) 1Der Benachteiligte kann bei einemVerstoß
gegen das Benachteiligungsverbot unbescha-
det weiterer Ansprüche die Beseitigung der
Beeinträchtigung verlangen. 2Sind weitere Be-
einträchtigungen zu besorgen, so kann er auf
Unterlassung klagen.

(2) 1Bei einer Verletzung des Benachteili-
gungsverbots ist der Benachteiligende ver-
pflichtet, den hierdurch entstandenen Scha-
den zu ersetzen. 2Dies gilt nicht, wenn der
Benachteiligende die Pflichtverletzung nicht
zu vertreten hat. 3Wegen eines Schadens, der
nicht Vermögensschaden ist, kann der Be-
nachteiligte eine angemessene Entschädigung
in Geld verlangen.

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung blei-
ben unberührt.

(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Be-
nachteiligungsverbot abweicht, kann sich der
Benachteiligende nicht berufen.

(5) 1Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2
muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten
geltend gemacht werden. 2Nach Ablauf der Frist
kann der Anspruch nur geltend gemacht wer-
den, wenn der Benachteiligte ohne Verschulden
an der Einhaltung der Frist verhindert war.

Abschnitt 4
Rechtsschutz

§22 Beweislast
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien be-
weist, die eine Benachteiligungwegen eines in
§ 1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt

die andere Partei die Beweislast dafür, dass
kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum
Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat.

§23 Unterstützung durch Anti-
diskriminierungsverbände

(1) 1Antidiskriminierungsverbände sind Perso-
nenzusammenschlüsse, die nicht gewerbsmä-
ßig und nicht nur vorübergehend entspre-
chend ihrer Satzungdie besonderen Interessen
von benachteiligten Personen oder Personen-
gruppen nachMaßgabe von § 1 wahrnehmen.
2Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4
stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mit-
glieder haben oder einen Zusammenschluss
aus mindestens sieben Verbänden bilden.

(2) 1Antidiskriminierungsverbände sind be-
fugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in ge-
richtlichen Verfahren als Beistände Benachtei-
ligter in der Verhandlung aufzutreten. 2Im Üb-
rigen bleiben die Vorschriften der Verfahrens-
ordnungen, insbesondere diejenigen, nach
denen Beiständen weiterer Vortrag untersagt
werden kann, unberührt.

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rah-
men ihres Satzungszwecks die Besorgung von
Rechtsangelegenheiten Benachteiligter ge-
stattet.

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungs-
befugnisse von Verbänden zu Gunsten von
behinderten Menschen bleiben unberührt.

Abschnitt 5
Sonderregelungen für öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnisse

§24 Sonderregelung für öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnisse

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter
Berücksichtigung ihrer besonderen Rechts-
stellung entsprechend für
1. Beamtinnen und Beamte des Bundes, der

Länder, der Gemeinden, der Gemeindever-
bände sowie der sonstigen der Aufsicht des
Bundes oder eines Landes unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts,

§§ 21–24 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1
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2. Richterinnen und Richter des Bundes und
der Länder,

3. Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegs-
dienstverweigerer, soweit ihre Heranziehung
zum Zivildienst betroffen ist.

Abschnitt 6
Antidiskriminierungsstelle des
Bundes und Unabhängige
Bundesbeauftragte oder

Unabhängiger Bundesbeauftragter
für Antidiskriminierung

§25 Antidiskriminierungsstelle des
Bundes

(1) Beim Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend wird unbeschadet
der Zuständigkeit der Beauftragten des Deut-
schen Bundestages oder der Bundesregierung
die Stelle des Bundes zum Schutz vor Benach-
teiligungen wegen eines in § 1 genannten
Grundes (Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des) errichtet.
(2) 1Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben not-
wendige Personal- und Sachausstattung zur
Verfügung zu stellen. 2Sie ist im Einzelplan des
Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend in einem eigenen Kapitel
auszuweisen.
(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
wird von der oder dem Unabhängigen Bun-
desbeauftragten für Antidiskriminierung ge-
leitet.

§26 Wahl der oder des Unabhängigen
Bundesbeauftragten für Anti-
diskriminierung; Anforderungen

(1) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung wird auf Vor-
schlag der Bundesregierung vom Deutschen
Bundestag gewählt.
(2) Über den Vorschlag stimmt der Deutsche
Bundestag ohne Aussprache ab.
(3) Die vorgeschlagene Person ist gewählt,
wenn für sie mehr als die Hälfte der gesetzli-
chen Zahl der Mitglieder des Deutschen Bun-
destages gestimmt hat.

(4) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung muss zur Erfül-
lung ihrer oder seiner Aufgaben und zur Aus-
übung ihrer oder seiner Befugnisse über die
erforderliche Qualifikation, Erfahrung und
Sachkunde insbesondere im Bereich der Anti-
diskriminierung verfügen. 2Insbesondere muss
sie oder er über durch einschlägige Berufser-
fahrung erworbene Kenntnisse des Antidiskri-
minierungsrechts verfügen und die Befähigung
für die Laufbahn des höheren nichttechnischen
Verwaltungsdienstes des Bundes haben.

§26a Rechtsstellung der oder des
Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung

(1) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung steht nach
Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffentlich-
rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund. 2Sie
oder er ist bei der Ausübung ihres oder seines
Amtes unabhängig und nur dem Gesetz un-
terworfen.

(2) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung untersteht der
Rechtsaufsicht der Bundesregierung.

§26b Amtszeit der oder des
UnabhängigenBundesbeauftragten
für Antidiskriminierung

(1) Die Amtszeit der oder des Unabhängigen
Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung
beträgt fünf Jahre.

(2) Eine einmalige Wiederwahl ist zulässig.

(3) Kommt vor Ende des Amtsverhältnisses
eine Neuwahl nicht zustande, so führt die oder
der bisherige Unabhängige Bundesbeauftrag-
te für Antidiskriminierung auf Ersuchen der
Bundespräsidentin oder des Bundespräsiden-
ten die Geschäfte bis zur Neuwahl fort.

§26c Beginn und Ende des Amts-
verhältnisses der oder des
Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung; Amtseid

(1) 1Die oder der nach § 26 Gewählte ist von
der Bundespräsidentin oder dem Bundesprä-
sidenten zu ernennen. 2DasAmtsverhältnis der
oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten

1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §§ 25–26c
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für Antidiskriminierung beginnt mit der Aus-
händigung der Ernennungsurkunde.
(2) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung leistet vor der
Bundespräsidentin oder dem Bundespräsiden-
ten folgenden Eid: „Ich schwöre, dass ich
meine Kraft dem Wohl des deutschen Volkes
widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von
ihm wenden, das Grundgesetz und die Geset-
ze des Bundes wahren und verteidigen, meine
Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerech-
tigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr
mir Gott helfe.“ 2Der Eid kann auch ohne reli-
giöse Beteuerung geleistet werden.
(3) Das Amtsverhältnis endet
1. regulär mit dem Ablauf der Amtszeit oder
2. wenn die oder der Unabhängige Bundes-

beauftragte für Antidiskriminierung vorzei-
tig aus dem Amt entlassen wird.

(4) 1Entlassen wird die oder der Unabhängige
Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung
1. auf eigenes Verlangen oder
2. auf Vorschlag der Bundesregierung, wenn

die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung eine schwere
Verfehlung begangen hat oder die Voraus-
setzungen für die Wahrnehmung ihrer oder
seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt.

2Die Entlassung erfolgt durch die Bundesprä-
sidentin oder den Bundespräsidenten.
(5) 1Im Fall der Beendigung des Amtsverhält-
nisses vollzieht die Bundespräsidentin oder
der Bundespräsident eine Urkunde. 2Die Ent-
lassung wird mit der Aushändigung der Ur-
kunde wirksam.

§26d Unerlaubte Handlungen und
Tätigkeiten der oder des
Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung

(1) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung darf keine
Handlungen vornehmen, die mit den Aufga-
ben des Amtes nicht zu vereinbaren sind.
(2) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung darf während
der Amtszeit und während einer anschließen-
den Geschäftsführung keine anderen Tätig-

keiten ausüben, die mit dem Amt nicht zu
vereinbaren sind, unabhängig davon, ob es
entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeiten
sind. 2Insbesondere darf sie oder er

1. kein besoldetes Amt, kein Gewerbe und
keinen Beruf ausüben,

2. nicht dem Vorstand, Aufsichtsrat oder Ver-
waltungsrat eines auf Erwerb gerichteten
Unternehmens, nicht einer Regierung oder
einer gesetzgebenden Körperschaft des
Bundes oder eines Landes angehören und

3. nicht gegen Entgelt außergerichtliche Gut-
achten abgeben.

§26e Verschwiegenheitspflicht der oder
des Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung

(1) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung ist verpflichtet,
über die Angelegenheiten, die ihr oder ihm im
Amt oder während einer anschließenden Ge-
schäftsführung bekannt werden, Verschwie-
genheit zu bewahren. 2Dies gilt nicht für Mit-
teilungen im dienstlichen Verkehr oder für
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Be-
deutung nach keiner Geheimhaltung bedür-
fen. 3Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung entscheidet
nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und in-
wieweit sie oder er über solche Angelegen-
heiten vor Gericht oder außergerichtlich aus-
sagt oder Erklärungen abgibt.

(2) 1Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt auch
nach Beendigung des Amtsverhältnisses oder
nach Beendigung einer anschließenden Ge-
schäftsführung. 2In Angelegenheiten, für die
die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt, darf vor
Gericht oder außergerichtlich nur ausgesagt
werden und dürfen Erklärungen nur abgege-
ben werden, wenn dies die oder der amtie-
rende Unabhängige Bundesbeauftragte für
Antidiskriminierung genehmigt hat.

(3) Unberührt bleibt die Pflicht, bei einer Ge-
fährdung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung für deren Erhaltung einzutreten
und die gesetzlich begründete Pflicht, Strafta-
ten anzuzeigen.

§§ 26d–26e Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1

1

www.WALHALLA.de 17

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

§26f Zeugnisverweigerungsrecht der
oder des Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung

(1) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung ist berechtigt,
über Personen, die ihr oder ihm in ihrer oder
seiner Eigenschaft als Leitung der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes Tatsachen anver-
traut haben, sowie über diese Tatsachen selbst
das Zeugnis zu verweigern. 2Soweit das Zeug-
nisverweigerungsrecht der oder des Unabhän-
gigen Bundesbeauftragten für Antidiskrimi-
nierung reicht, darf von ihr oder ihm nicht ge-
fordert werden, Akten oder andere Dokumen-
te vorzulegen oder herauszugeben.

(2) Das Zeugnisverweigerungsrecht gilt auch
für die der oder dem Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Antidiskriminierung zuge-
wiesenen Beschäftigten mit der Maßgabe,
dass über die Ausübung dieses Rechts die oder
der Unabhängige Bundesbeauftragte für Anti-
diskriminierung entscheidet.

§26g Anspruch der oder des
Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung auf
Amtsbezüge, Versorgung und auf
andere Leistungen

(1) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung erhält Amtsbe-
züge entsprechend dem Grundgehalt der Be-
soldungsgruppe B 6 und den Familienzuschlag
entsprechend den §§ 39 bis 41 des Bundes-
besoldungsgesetzes.

(2) 1Der Anspruch auf die Amtsbezüge besteht
für die Zeit vom ersten Tag desMonats, in dem
das Amtsverhältnis beginnt, bis zum letzten
Tag des Monats, in dem das Amtsverhältnis
endet. 2Werden die Geschäfte über das Ende
des Amtsverhältnisses hinaus noch bis zur
Neuwahl weitergeführt, so besteht der An-
spruch für die Zeit bis zum letzten Tag des
Monats, in dem die Geschäftsführung endet.
3Bezieht die oder der Unabhängige Bundes-
beauftragte für Antidiskriminierung für einen
Zeitraum, für den sie oder er Amtsbezüge er-
hält, ein Einkommen aus einer Verwendung im
öffentlichen Dienst, so ruht der Anspruch auf

dieses Einkommen bis zur Höhe der Amtsbe-
züge. 4Die Amtsbezüge werden monatlich im
Voraus gezahlt.

(3) 1Für Ansprüche auf Beihilfe und Versorgung
gelten § 12 Absatz 6, die §§ 13 bis 18 und 20
des Bundesministergesetzes entsprechend mit
der Maßgabe, dass an die Stelle der vierjähri-
gen Amtszeit in § 15 Absatz 1 des Bundesmi-
nistergesetzes eine Amtszeit als Unabhängige
Bundesbeauftragte oder Unabhängiger Bun-
desbeauftragter für Antidiskriminierung von
fünf Jahren tritt. 2Ein Anspruch auf Über-
gangsgeld besteht längstens bis zum Ablauf
des Monats, in dem die für Bundesbeamtinnen
und Bundesbeamte geltende Regelaltersgren-
ze nach § 51 Absatz 1 und 2 des Bundesbe-
amtengesetzes vollendet wird. 3Ist § 18 Ab-
satz 2 des Bundesministergesetzes nicht anzu-
wenden, weil das Beamtenverhältnis einer
Bundesbeamtin oder eines Bundesbeamten
nach Beendigung des Amtsverhältnisses als
Unabhängige Bundesbeauftragte oder Unab-
hängiger Bundesbeauftragter für Antidiskrimi-
nierung fortgesetzt wird, dann ist die Amtszeit
als Unabhängige Bundesbeauftragte oder Un-
abhängiger Bundesbeauftragter für Antidiskri-
minierung bei der wegen Eintritt oder Verset-
zung der Bundesbeamtin oder des Bundesbe-
amten in den Ruhestand durchzuführenden
Festsetzung des Ruhegehalts als ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit zu berücksichtigen.

(4) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung erhält Reisekos-
tenvergütung und Umzugskostenvergütung
entsprechend den für Bundesbeamtinnen und
Bundesbeamte geltenden Vorschriften.

§26h Verwendung der Geschenke an die
Unabhängige Bundesbeauftragte
oder den Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung

(1) Erhält die oder der Unabhängige Bundes-
beauftragte für Antidiskriminierung ein Ge-
schenk in Bezug auf das Amt, somuss sie oder
er dies der Präsidentin oder dem Präsidenten
des Deutschen Bundestages mitteilen.

(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident des
Deutschen Bundestages entscheidet über die

1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §§ 26f–26h
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Verwendung des Geschenks. 2Sie oder er kann
Verfahrensvorschriften erlassen.

§26i Berufsbeschränkung
1Die oder der Unabhängige Bundesbeauftrag-
te für Antidiskriminierung ist verpflichtet, eine
beabsichtigte Erwerbstätigkeit oder sonstige
entgeltliche Beschäftigung außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes, die innerhalb der ersten
18 Monate nach dem Ende der Amtszeit oder
einer anschließenden Geschäftsführung auf-
genommen werden soll, schriftlich oder elek-
tronisch gegenüber der Präsidentin oder dem
Präsidenten des Deutschen Bundestages an-
zuzeigen. 2Die Präsidentin oder der Präsident
des Deutschen Bundestages kann der oder
dem Unabhängigen Bundesbeauftragten für
Antidiskriminierung die beabsichtigte Er-
werbstätigkeit oder sonstige entgeltliche Be-
schäftigung untersagen, soweit zu besorgen
ist, dass öffentliche Interessen beeinträchtigt
werden. 3Von einer Beeinträchtigung ist ins-
besondere dann auszugehen, wenn die beab-
sichtigte Erwerbstätigkeit oder sonstige ent-
geltliche Beschäftigung in Angelegenheiten
oder Bereichen ausgeführt werden soll, in de-
nen die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung während der
Amtszeit oder einer anschließenden Ge-
schäftsführung tätig war. 4Eine Untersagung
soll in der Regel die Dauer von einem Jahr
nach dem Ende der Amtszeit oder einer an-
schließenden Geschäftsführung nicht über-
schreiten. 5In Fällen der schweren Beeinträch-
tigung öffentlicher Interessen kann eine Un-
tersagung auch für die Dauer von bis zu
18 Monaten ausgesprochen werden.

§27 Aufgaben der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes

(1) 1Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1
genannten Grundes benachteiligt worden zu
sein, kann sich an die Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes wenden. 2An die Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes können sich auch
Beschäftigte wenden, die der Ansicht sind,
benachteiligt worden zu sein auf Grund
1. der Beantragung oder Inanspruchnahme

einer Freistellung von der Arbeitsleistung
oder der Anpassung der Arbeitszeit als El-

tern oder pflegende Angehörige nach dem
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz,
dem Pflegezeitgesetz oder dem Familien-
pflegezeitgesetz,

2. des Fernbleibens von der Arbeit nach § 2
des Pflegezeitgesetzes oder

3. der Verweigerung ihrer persönlich zu er-
bringenden Arbeitsleistung aus dringenden
familiären Gründen nach § 275 Absatz 3
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn eine
Erkrankung oder ein Unfall ihre unmittel-
bare Anwesenheit erforderten.

(2) 1Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
unterstützt auf unabhängige Weise Personen,
die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei der
Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor Be-
nachteiligungen. 2Hierbei kann sie insbesondere
1. über Ansprüche und die Möglichkeiten des

rechtlichen Vorgehens im Rahmen gesetzli-
cher Regelungen zum Schutz vor Benachtei-
ligungen informieren,

2. Beratung durch andere Stellen vermitteln,
3. eine gütliche Beilegung zwischen den Betei-

ligten anstreben.

3Soweit Beauftragte des Deutschen Bundesta-
ges oder der Bundesregierung zuständig sind,
leitet die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des die Anliegen der in Absatz 1 genannten
Personen mit deren Einverständnis unverzüg-
lich an diese weiter.
(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
nimmt auf unabhängige Weise folgende Auf-
gabenwahr, soweit nicht die Zuständigkeit der
Beauftragten der Bundesregierung oder des
Deutschen Bundestages berührt ist:

1. Öffentlichkeitsarbeit,
2. Maßnahmen zur Verhinderung von Be-

nachteiligungen aus den in § 1 genannten
Gründen sowie von Benachteiligungen von
Beschäftigten gemäß Absatz 1 Satz 2,

3. Durchführung wissenschaftlicher Untersu-
chungen zu diesen Benachteiligungen.

(4) 1Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
und die in ihrem Zuständigkeitsbereich betrof-
fenen Beauftragten der Bundesregierung und
des Deutschen Bundestages legen gemeinsam
dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre Be-

§§ 26i –27 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1
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richte über Benachteiligungen aus den in § 1
genannten Gründen sowie über Benachteili-
gungen von Beschäftigten gemäß Absatz 1
Satz 2 vor und geben Empfehlungen zur Be-
seitigung und Vermeidung dieser Benachteili-
gungen. 2Sie können gemeinsam wissen-
schaftliche Untersuchungen zu Benachteili-
gungen durchführen.

(5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
und die in ihrem Zuständigkeitsbereich be-
troffenen Beauftragten der Bundesregierung
und des Deutschen Bundestages sollen bei
Benachteiligungen aus mehreren der in § 1
genannten Gründe zusammenarbeiten.

§28 Amtsbefugnisse der oder des
Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung und Pflicht zur
Unterstützung durch
Bundesbehörden und öffentliche
Stellen des Bundes

(1) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung ist bei allen
Vorhaben, die ihre oder seine Aufgaben be-
rühren, zu beteiligen. 2Die Beteiligung soll
möglichst frühzeitig erfolgen. 3Sie oder er
kann der Bundesregierung Vorschläge ma-
chen und Stellungnahmen zuleiten.

(2) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung informiert die
Bundesministerien – vorbehaltlich anderweiti-
ger gesetzlicher Bestimmungen – frühzeitig in
Angelegenheiten von grundsätzlicher politi-
scher Bedeutung, soweit Aufgaben der Bun-
desministerien betroffen sind.

(3) In den Fällen, in denen sich eine Person
wegen einer Benachteiligung an die Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes gewandt hat
und die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
die gütliche Beilegung zwischen den Beteilig-
ten anstrebt, kann die oder der Unabhängige
Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung
Beteiligte um Stellungnahmen ersuchen, so-
weit die Person, die sich an die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes gewandt hat, hierzu
ihr Einverständnis erklärt.

(4) Alle Bundesministerien, sonstigen Bundes-
behörden und öffentlichen Stellen im Bereich

des Bundes sind verpflichtet, die Unabhängige
Bundesbeauftragte oder den Unabhängigen
Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung
bei der Erfüllung der Aufgaben zu unterstüt-
zen, insbesondere die erforderlichen Auskünf-
te zu erteilen.

§29 Zusammenarbeit der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes mit
Nichtregierungsorganisationen und
anderen Einrichtungen

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll
bei ihrer Tätigkeit Nichtregierungsorganisatio-
nen sowie Einrichtungen, die auf europäischer,
Bundes-, Landes- oder regionaler Ebene zum
Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in
§ 1 genannten Grundes tätig sind, in geeigne-
ter Form einbeziehen.

§30 Beirat der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes

(1) 1Zur Förderung des Dialogs mit gesell-
schaftlichen Gruppen und Organisationen, die
sich den Schutz vor Benachteiligungen wegen
eines in § 1 genannten Grundes zum Ziel ge-
setzt haben, wird der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes ein Beirat beigeordnet. 2Der
Beirat berät die Antidiskriminierungsstelle des
Bundes bei der Vorlage von Berichten und
Empfehlungen an den Deutschen Bundestag
nach § 27 Abs. 4 und kann hierzu sowie zu
wissenschaftlichen Untersuchungen nach § 27
Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschläge unterbreiten.

(2) 1Das Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend beruft im Einver-
nehmen mit der oder dem Unabhängigen
Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung
sowie den entsprechend zuständigen Beauf-
tragten der Bundesregierung oder des Deut-
schen Bundestages die Mitglieder dieses Bei-
rats und für jedes Mitglied eine Stellvertre-
tung. 2In den Beirat sollen Vertreterinnen und
Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und Or-
ganisationen sowie Expertinnen und Experten
in Benachteiligungsfragen berufen werden.
3Die Gesamtzahl derMitglieder des Beirats soll
16 Personen nicht überschreiten. 4Der Beirat
soll zu gleichen Teilenmit Frauen undMännern
besetzt sein.

1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §§ 28–30
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(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung,
die der Zustimmung des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bedarf.
(4) 1Die Mitglieder des Beirats üben die Tätig-
keit nach diesem Gesetz ehrenamtlich aus.
2Sie haben Anspruch auf Aufwandsentschädi-
gung sowie Reisekostenvergütung, Tagegel-
der undÜbernachtungsgelder. 3Näheres regelt
die Geschäftsordnung.

Abschnitt 7
Schlussvorschriften

§31 Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann
nicht zu Ungunsten der geschützten Personen
abgewichen werden.

§32 Schlussbestimmung
Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes
bestimmt ist, gelten die allgemeinen Bestim-
mungen.

§33 Übergangsbestimmungen
(1) Bei Benachteiligungen nach den §§ 611a,
611b und 612 Abs. 3 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs oder sexuellen Belästigungen nach
dem Beschäftigtenschutzgesetz ist das vor
dem 18. August 2006 maßgebliche Recht an-
zuwenden.
(2) 1Bei Benachteiligungen aus Gründen der
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft

sind die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhält-
nisse anzuwenden, die vor dem 18. August
2006 begründet worden sind. 2Satz 1 gilt nicht
für spätere Änderungen von Dauerschuldver-
hältnissen.
(3) 1Bei Benachteiligungen wegen des Ge-
schlechts, der Religion, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Identität sind die
§§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse an-
zuwenden, die vor dem 1. Dezember 2006
begründet worden sind. 2Satz 1 gilt nicht für
spätere Änderungen von Dauerschuldverhält-
nissen.
(4) 1Auf Schuldverhältnisse, die eine privat-
rechtliche Versicherung zum Gegenstand ha-
ben, ist § 19 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn
diese vor dem 22. Dezember 2007 begründet
worden sind. 2Satz 1 gilt nicht für spätere Än-
derungen solcher Schuldverhältnisse.
(5) 1Bei Versicherungsverhältnissen, die vor
dem 21. Dezember 2012 begründet werden,
ist eine unterschiedliche Behandlung wegen
des Geschlechts im Falle des § 19 Absatz 1
Nummer 2 bei den Prämien oder Leistungen
nur zulässig, wenn dessen Berücksichtigung
bei einer auf relevanten und genauen versi-
cherungsmathematischen und statistischen
Daten beruhenden Risikobewertung ein be-
stimmender Faktor ist. 2Kosten im Zusammen-
hang mit Schwangerschaft und Mutterschaft
dürfen auf keinen Fall zu unterschiedlichen
Prämien oder Leistungen führen.

§§ 31–33 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 1
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Arbeitsgerichtsgesetz
(ArbGG)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, S. 1036)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Umsetzungder BestimmungenderUmwandlungsrichtlinie über dieMitbestimmung der
Arbeitnehmer bei grenzüberschreitenden Umwandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen

vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 10)

– Au s z u g –

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§1 Gerichte für Arbeitssachen
Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen – §§ 2
bis 3 – wird ausgeübt durch die Arbeitsge-
richte – §§ 14 bis 31 –, die Landesarbeitsge-
richte – §§ 33 bis 39 – und das Bundesar-
beitsgericht – §§ 40 bis 45 – (Gerichte für
Arbeitssachen).

§2 Zuständigkeit im Urteilsverfahren
(1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind aus-
schließlich zuständig für
1. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-

schen Tarifvertragsparteien oder zwi-
schen diesen und Dritten aus Tarifverträ-
gen oder über das Bestehen oder Nicht-
bestehen von Tarifverträgen;

2. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen tariffähigen Parteien oder zwi-
schen diesen und Dritten aus unerlaub-
ten Handlungen, soweit es sich um
Maßnahmen zum Zwecke des Arbeits-
kampfes oder um Fragen der Vereini-
gungsfreiheit einschließlich des hiermit
im Zusammenhang stehenden Betäti-
gungsrechts der Vereinigungen handelt;

3. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern
a) aus dem Arbeitsverhältnis;
b) über das Bestehen oder Nichtbeste-

hen eines Arbeitsverhältnisses;
c) aus Verhandlungen über die Einge-

hung eines Arbeitsverhältnisses und
aus dessen Nachwirkungen;

d) aus unerlaubten Handlungen, soweit
diese mit dem Arbeitsverhältnis im
Zusammenhang stehen;

e) über Arbeitspapiere;
4. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-

schen Arbeitnehmern oder ihren Hinter-
bliebenen und
a) Arbeitgebern über Ansprüche, die mit

dem Arbeitsverhältnis in rechtlichem
oder unmittelbar wirtschaftlichem Zu-
sammenhang stehen;

b) gemeinsamen Einrichtungen der Tarif-
vertragsparteien oder Sozialeinrich-
tungen des privaten Rechts oder Ver-
sorgungseinrichtungen, soweit Letz-
tere reine Beitragszusagen nach § 1
Absatz 2 Nummer 2a des Betriebs-
rentengesetzes durchführen, über An-
sprüche aus dem Arbeitsverhältnis
oder Ansprüche, die mit dem Arbeits-
verhältnis in rechtlichem oder unmit-
telbar wirtschaftlichem Zusammen-
hang stehen, soweit nicht die aus-
schließliche Zuständigkeit eines ande-
ren Gerichts gegeben ist;

5. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen Arbeitnehmern oder ihren Hinter-
bliebenen und dem Träger der Insolvenz-
sicherung über Ansprüche auf Leistun-
gen der Insolvenzsicherung nach dem
Vierten Abschnitt des Ersten Teils des
Gesetzes zur Verbesserung der betriebli-
chen Altersversorgung;

6. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen Arbeitgebern und Einrichtungen
nach Nummer 4 Buchstabe b und Num-

2 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) §§ 1–2
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mer 5 sowie zwischen diesen Einrichtun-
gen, soweit nicht die ausschließliche Zu-
ständigkeit eines anderen Gerichts gege-
ben ist;

7. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen Entwicklungshelfern und Trägern
des Entwicklungsdienstes nach dem Ent-
wicklungshelfergesetz;

8. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen den Trägern des freiwilligen sozia-
len oder ökologischen Jahres oder den
Einsatzstellen und Freiwilligen nach dem
Jugendfreiwilligendienstegesetz;

8a. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen dem Bund oder den Einsatzstellen
des Bundesfreiwilligendienstes oder de-
ren Trägern und Freiwilligen nach dem
Bundesfreiwilligendienstgesetz;

9. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen Arbeitnehmern aus gemeinsamer
Arbeit und aus unerlaubten Handlungen,
soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis
im Zusammenhang stehen;

10. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen behinderten Menschen im Arbeits-
bereich von Werkstätten für behinderte
Menschen und den Trägern der Werk-
stätten aus den in § 221 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch geregelten ar-
beitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis-
sen.

(2) Die Gerichte für Arbeitssachen sind auch
zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern,
a) die ausschließlich Ansprüche auf Leistung

einer festgestellten oder festgesetzten
Vergütung für eine Arbeitnehmererfin-
dung oder für einen technischen Verbes-
serungsvorschlag nach § 20 Abs. 1 des
Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen
zum Gegenstand haben;

b) die als Urheberrechtsstreitsachen aus Ar-
beitsverhältnissen ausschließlich Ansprü-
che auf Leistung einer vereinbarten Ver-
gütung zum Gegenstand haben.

(3) Vor die Gerichte für Arbeitssachen können
auch nicht unter die Absätze 1 und 2 fallende
Rechtsstreitigkeiten gebracht werden, wenn

der Anspruch mit einer bei einem Arbeitsge-
richt anhängigen oder gleichzeitig anhängig
werdenden bürgerlichen Rechtsstreitigkeit
der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Art
in rechtlichem oder unmittelbar wirtschaftli-
chem Zusammenhang steht und für seine
Geltendmachung nicht die ausschließliche
Zuständigkeit eines anderen Gerichts gege-
ben ist.

(4) Auf Grund einer Vereinbarung können
auch bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen juristischen Personen des Privatrechts
und Personen, die kraft Gesetzes allein oder
als Mitglieder des Vertretungsorgans der ju-
ristischen Person zu deren Vertretung berufen
sind, vor die Gerichte für Arbeitssachen ge-
bracht werden.

(5) In Rechtsstreitigkeiten nach diesen Vor-
schriften findet das Urteilsverfahren statt.

§ 2a Zuständigkeit im Beschluß-
verfahren

(1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind ferner
ausschließlich zuständig für

1. Angelegenheiten aus dem Betriebsver-
fassungsgesetz, soweit nicht für Maß-
nahmen nach seinen §§ 119 bis 121 die
Zuständigkeit eines anderen Gerichts ge-
geben ist;

2. Angelegenheiten aus dem Sprecheraus-
schußgesetz, soweit nicht für Maßnah-
men nach seinen §§ 34 bis 36 die Zu-
ständigkeit eines anderen Gerichts gege-
ben ist;

3. Angelegenheiten aus dem Mitbestim-
mungsgesetz, dem Mitbestimmungser-
gänzungsgesetz und dem Drittelbeteili-
gungsgesetz, soweit über die Wahl von
Vertretern der Arbeitnehmer in den Auf-
sichtsrat und über ihre Abberufung mit
Ausnahme der Abberufung nach § 103
Abs. 3 des Aktiengesetzes zu entschei-
den ist;

3a. Angelegenheiten aus den §§ 177, 178
und 222 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch;

3b. Angelegenheiten aus dem Gesetz über
Europäische Betriebsräte, soweit nicht

§ 2a Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) 2
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für Maßnahmen nach seinen §§ 43 bis 45
die Zuständigkeit eines anderen Gerichts
gegeben ist;

3c. Angelegenheiten aus § 51 des Berufsbil-
dungsgesetzes;

3d. Angelegenheiten aus § 10 des Bundes-
freiwilligendienstgesetzes;

3e. Angelegenheiten aus dem SE-Beteili-
gungsgesetz vom 22. Dezember 2004
(BGBl. I S. 3675, 3686) mit Ausnahme der
§§ 45 und 46 und nach den §§ 34 bis 39
nur insoweit, als über die Wahl von Ver-
tretern der Arbeitnehmer in das Auf-
sichts- oder Verwaltungsorgan sowie de-
ren Abberufung mit Ausnahme der Ab-
berufung nach § 103 Abs. 3 des Aktien-
gesetzes zu entscheiden ist;

3f. Angelegenheiten aus dem SCE-Beteili-
gungsgesetz vom 14. August 2006
(BGBl. I S. 1911, 1917) mit Ausnahme der
§§ 47 und 48 und nach den §§ 34 bis 39
nur insoweit, als über die Wahl von Ver-
tretern der Arbeitnehmer in das Auf-
sichts- oder Verwaltungsorgan sowie de-
ren Abberufung zu entscheiden ist;

3g. Angelegenheiten aus dem Gesetz über
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer
bei einer grenzüberschreitenden Ver-
schmelzung vom 21. Dezember 2006
(BGBl. I S. 3332) in der jeweils geltenden
Fassung mit Ausnahme der §§ 34 und 35
und nach den §§ 23 bis 28 nur insoweit,
als über die Wahl von Vertretern der Ar-
beitnehmer in das Aufsichts- oder Ver-
waltungsorgan sowie deren Abberufung
mit Ausnahme der Abberufung nach
§ 103 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu ent-
scheiden ist;

3h. Angelegenheiten aus dem Gesetz über die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei
grenzüberschreitendem Formwechsel und
grenzüberschreitender Spaltung vom4. Ja-
nuar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 10) in der
jeweils geltenden Fassung mit Ausnahme
der §§ 38 und 39 und nach den §§ 25
bis 30 nur insoweit, als über die Wahl von
Vertretern der Arbeitnehmer in das Auf-
sichts- oder Verwaltungsorgan sowie de-

ren Abberufung mit Ausnahme der Abbe-
rufung nach § 103 Absatz 3 des Aktienge-
setzes zu entscheiden ist;

4. die Entscheidung über die Tariffähigkeit
und die Tarifzuständigkeit einer Vereini-
gung;

5. die Entscheidung über die Wirksamkeit ei-
ner Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5
des Tarifvertragsgesetzes, einer Rechtsver-
ordnung nach § 7 oder § 7a des Arbeitneh-
mer-Entsendegesetzes und einer Rechtsver-
ordnung nach § 3a des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes;

6. die Entscheidung über den nach § 4a
Absatz 2 Satz 2 des Tarifvertragsgesetzes
im Betrieb anwendbaren Tarifvertrag.

(2) In Streitigkeiten nach diesen Vorschriften
findet das Beschlußverfahren statt.

§3 Zuständigkeit in sonstigen Fällen
Die in den §§ 2 und 2a begründete Zustän-
digkeit besteht auch in den Fällen, in denen
der Rechtsstreit durch einen Rechtsnachfol-
ger oder durch eine Person geführt wird, die
kraft Gesetzes an Stelle des sachlich Berech-
tigten oder Verpflichteten hierzu befugt ist.

§5 Begriff des Arbeitnehmers
(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes
sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ih-
rer Berufsausbildung Beschäftigten. Als Ar-
beitnehmer gelten auch die in Heimarbeit Be-
schäftigten und die ihnen Gleichgestellten (§ 1
des Heimarbeitsgesetzes vom14.März 1951 –
Bundesgesetzbl. I S. 191 –) sowie sonstige
Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen
Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche
Personen anzusehen sind. Als Arbeitnehmer
gelten nicht in Betrieben einer juristischen
Person oder einer Personengesamtheit Perso-
nen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesell-
schaftsvertrags allein oder als Mitglieder des
Vertretungsorgans zur Vertretung der juristi-
schen Person oder der Personengesamtheit
berufen sind.
(2) Beamte sind als solche keine Arbeitneh-
mer.
(3) Handelsvertreter gelten nur dann als Ar-
beitnehmer im Sinne dieses Gesetzes, wenn
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sie zu dem Personenkreis gehören, für den
nach § 92a des Handelsgesetzbuchs die un-
tere Grenze der vertraglichen Leistungen des
Unternehmers festgesetzt werden kann, und
wenn sie während der letzten sechs Monate
des Vertragsverhältnisses, bei kürzerer Ver-
tragsdauer während dieser, im Durchschnitt
monatlich nicht mehr als 1000 Euro auf
Grund des Vertragsverhältnisses an Vergü-
tung einschließlich Provision und Ersatz für
im regelmäßigen Geschäftsbetrieb entstan-
dene Aufwendungen bezogen haben. Das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
und das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz können im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie die in Satz 1 bestimmte Vergü-
tungsgrenze durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, den jeweiligen Lohn- und Preisverhält-
nissen anpassen.

§11 Prozessvertretung
(1) Die Parteien können vor dem Arbeitsgericht
den Rechtsstreit selbst führen. Parteien, die
eine fremde oder ihnen zum Zweck der Einzie-
hung auf fremde Rechnung abgetretene Geld-
forderung geltend machen, müssen sich durch
einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten ver-
treten lassen, soweit sie nicht nach Maßgabe
des Absatzes 2 zur Vertretung des Gläubigers
befugt wären oder eine Forderung einziehen,
deren ursprünglicher Gläubiger sie sind.

(2) Die Parteien können sich durch einen
Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten
lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte
vor dem Arbeitsgericht vertretungsbefugt nur

1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr
verbundenen Unternehmens (§ 15 des
Aktiengesetzes); Behörden und juristische
Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ih-
rer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse können sich auch durch
Beschäftigte anderer Behörden oder juris-
tischer Personen des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschlüsse vertreten lassen,

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der
Abgabenordnung, § 11 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes), Personen mit Befähigung
zum Richteramt und Streitgenossen, wenn
die Vertretung nicht im Zusammenhangmit
einer entgeltlichen Tätigkeit steht,

3. selbständige Vereinigungen von Arbeit-
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer
Zwecksetzung für ihre Mitglieder,

4. Gewerkschaften und Vereinigungen von
Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse
solcher Verbände für ihre Mitglieder oder
für andere Verbände oder Zusammen-
schlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung
und deren Mitglieder,

5. juristische Personen, deren Anteile sämtlich
im wirtschaftlichen Eigentum einer der in
Nummer 4 bezeichneten Organisationen
stehen, wenn die juristische Person aus-
schließlich die Rechtsberatung und Pro-
zessvertretung dieser Organisation und ih-
rer Mitglieder oder anderer Verbände oder
Zusammenschlüssemit vergleichbarer Aus-
richtung und deren Mitglieder entspre-
chend deren Satzung durchführt, und wenn
die Organisation für die Tätigkeit der Be-
vollmächtigten haftet.

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Perso-
nen sind, handeln durch ihre Organe und mit
der Prozessvertretung beauftragten Vertreter.

(3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die
nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertre-
tungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Be-
schluss zurück. Prozesshandlungen eines
nicht vertretungsbefugten Bevollmächtigten
und Zustellungen oder Mitteilungen an die-
sen Bevollmächtigten sind bis zu seiner Zu-
rückweisung wirksam. Das Gericht kann den
in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten
Bevollmächtigten durch unanfechtbaren Be-
schluss die weitere Vertretung untersagen,
wenn sie nicht in der Lage sind, das Sach- und
Streitverhältnis sachgerecht darzustellen.

(4) Vor dem Bundesarbeitsgericht und dem
Landesarbeitsgericht müssen sich die Partei-
en, außer im Verfahren vor einem beauftrag-
ten oder ersuchten Richter und bei Prozess-
handlungen, die vor dem Urkundsbeamten
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der Geschäftsstelle vorgenommen werden
können, durch Prozessbevollmächtigte ver-
treten lassen. Als Bevollmächtigte sind außer
Rechtsanwälten nur die in Absatz 2 Satz 2
Nr. 4 und 5 bezeichneten Organisationen zu-
gelassen. Diese müssen in Verfahren vor dem
Bundesarbeitsgericht durch Personen mit Be-
fähigung zum Richteramt handeln. Eine Par-
tei, die nach Maßgabe des Satzes 2 zur Ver-
tretung berechtigt ist, kann sich selbst ver-
treten; Satz 3 bleibt unberührt.

(5) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte
vor dem Gericht auftreten, dem sie angehö-
ren. Ehrenamtliche Richter dürfen, außer in
den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1, nicht
vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie
angehören. Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt ent-
sprechend.

(6) In der Verhandlung können die Parteien
mit Beiständen erscheinen. Beistand kann
sein, wer in Verfahren, in denen die Parteien
den Rechtsstreit selbst führen können, als
Bevollmächtigter zur Vertretung in der Ver-
handlung befugt ist. Das Gericht kann andere
Personen als Beistand zulassen, wenn dies
sachdienlich ist und hierfür nach den Um-
ständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht.
Absatz 3 Satz 1 und 3 und Absatz 5 gelten
entsprechend. Das von dem Beistand Vorge-
tragene gilt als von der Partei vorgebracht,
soweit es nicht von dieser sofort widerrufen
oder berichtigt wird.

§11a Beiordnung eines Rechtsanwalts,
Prozeßkostenhilfe

(1) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung
über die Prozesskostenhilfe und über die
grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe in-
nerhalb der Europäischen Union nach der
Richtlinie 2003/8/EG gelten in Verfahren vor
den Gerichten für Arbeitssachen entsprechend.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ermächtigt, zur Vereinfachung
und Vereinheitlichung des Verfahrens durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Formulare für die Erklärung der Par-
tei über ihre persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse (§ 117 Abs. 2 der Zivilpro-
zeßordnung) einzuführen.

§12a Kostentragungspflicht
(1) In Urteilsverfahren des ersten Rechtszugs
besteht kein Anspruch der obsiegenden Par-
tei auf Entschädigung wegen Zeitversäumnis
und auf Erstattung der Kosten für die Zuzie-
hung eines Prozeßbevollmächtigten oder
Beistandes. Vor Abschluß der Vereinbarung
über die Vertretung ist auf den Ausschluß der
Kostenerstattung nach Satz 1 hinzuweisen.
Satz 1 gilt nicht für Kosten, die dem Beklagten
dadurch entstanden sind, daß der Kläger ein
Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der
allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit, der
Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit angerufen
und dieses den Rechtsstreit an das Arbeits-
gericht verwiesen hat.
(2) Werden im Urteilsverfahren des zweiten
und dritten Rechtszugs die Kosten nach § 92
Abs. 1 der Zivilprozeßordnung verhältnismä-
ßig geteilt und ist die eine Partei durch einen
Rechtsanwalt, die andere Partei durch einen
Verbandsvertreter nach § 11 Abs. 2 Satz 2
Nr. 4 und 5 vertreten, so ist diese Partei hin-
sichtlich der außergerichtlichen Kosten so zu
stellen, als wenn sie durch einen Rechtsan-
walt vertreten worden wäre. Ansprüche auf
Erstattung stehen ihr jedoch nur insoweit zu,
als ihr Kosten im Einzelfall tatsächlich er-
wachsen sind.

Dritter Teil
Verfahren vor den Gerichten für

Arbeitssachen

Erster Abschnitt
Urteilsverfahren

Erster Unterabschnitt
Erster Rechtszug

§51 Persönliches Erscheinen der Parteien
(1) Der Vorsitzende kann das persönliche Er-
scheinen der Parteien in jeder Lage des
Rechtsstreits anordnen. Im übrigen finden die
Vorschriften des § 141 Abs. 2 und 3 der Zivil-
prozeßordnung entsprechende Anwendung.
(2) Der Vorsitzende kann die Zulassung eines
Prozeßbevollmächtigten ablehnen, wenn die
Partei trotz Anordnung ihres persönlichen Er-
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scheinens unbegründet ausgeblieben ist und
hierdurch der Zweck der Anordnung vereitelt
wird. § 141 Abs. 3 Satz 2 und 3 der Zivilpro-
zeßordnung findet entsprechende Anwen-
dung.

§54 Güteverfahren
(1) Die mündliche Verhandlung beginnt mit
einer Verhandlung vor demVorsitzenden zum
Zwecke der gütlichen Einigung der Parteien
(Güteverhandlung). Der Vorsitzende hat zu
diesem Zwecke das gesamte Streitverhältnis
mit den Parteien unter freier Würdigung aller
Umstände zu erörtern. Zur Aufklärung des
Sachverhalts kann er alle Handlungen vor-
nehmen, die sofort erfolgen können. Eidliche
Vernehmungen sind jedoch ausgeschlossen.
Der Vorsitzende kann die Güteverhandlung
mit Zustimmung der Parteien in einem wei-
teren Termin, der alsbald stattzufinden hat,
fortsetzen.

(2) Die Klage kann bis zum Stellen der An-
träge ohne Einwilligung des Beklagten zu-
rückgenommen werden. In der Güteverhand-
lung erklärte gerichtliche Geständnisse nach
§ 288 der Zivilprozeßordnung haben nur
dann bindende Wirkung, wenn sie zu Proto-
koll erklärt worden sind. § 39 Satz 1 und
§ 282 Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozeßordnung
sind nicht anzuwenden.

(3) Das Ergebnis der Güteverhandlung, ins-
besondere der Abschluß eines Vergleichs, ist
in das Protokoll aufzunehmen.

(4) Erscheint eine Partei in der Güteverhand-
lung nicht oder ist die Güteverhandlung er-
folglos, schließt sich die weitere Verhandlung
unmittelbar an oder es ist, falls der weiteren
Verhandlung Hinderungsgründe entgegen-
stehen, Termin zur streitigen Verhandlung zu
bestimmen; diese hat alsbald stattzufinden.

(5) Erscheinen oder verhandeln beide Partei-
en in der Güteverhandlung nicht, ist das Ru-
hen des Verfahrens anzuordnen. Auf Antrag
einer Partei ist Termin zur streitigen Ver-
handlung zu bestimmen. Dieser Antrag kann
nur innerhalb von sechs Monaten nach der
Güteverhandlung gestellt werden. Nach Ab-
lauf der Frist ist § 269 Abs. 3 bis 5 der Zivil-
prozeßordnung entsprechend anzuwenden.

(6) Der Vorsitzende kann die Parteien für die
Güteverhandlung sowie deren Fortsetzung
vor einen hierfür bestimmten und nicht ent-
scheidungsbefugten Richter (Güterichter)
verweisen. Der Güterichter kann alle Metho-
den der Konfliktbeilegung einschließlich der
Mediation einsetzen.

§54a Mediation, außergerichtliche
Konfliktbeilegung

(1) Das Gericht kann den Parteien eine Me-
diation oder ein anderes Verfahren der au-
ßergerichtlichen Konfliktbeilegung vorschla-
gen.

(2) Entscheiden sich die Parteien zur Durch-
führung einer Mediation oder eines anderen
Verfahrens der außergerichtlichen Konfliktbei-
legung, ordnet das Gericht das Ruhen des
Verfahrens an. Auf Antrag einer Partei ist Ter-
min zur mündlichen Verhandlung zu bestim-
men. Im Übrigen nimmt das Gericht das Ver-
fahren nach drei Monaten wieder auf, es sei
denn, die Parteien legen übereinstimmend dar,
dass eine Mediation oder eine außergerichtli-
che Konfliktbeilegung noch betrieben wird.

§57 Verhandlung vor der Kammer
(1) Die Verhandlung ist möglichst in einem
Termin zu Ende zu führen. Ist das nicht
durchführbar, insbesondere weil eine Be-
weisaufnahme nicht sofort stattfinden kann,
so ist der Termin zur weiteren Verhandlung,
die sich alsbald anschließen soll, sofort zu
verkünden.

(2) Die gütliche Erledigung des Rechtsstreits
soll während des ganzen Verfahrens ange-
strebt werden.

§61a Besondere Prozeßförderung in
Kündigungsverfahren

(1) Verfahren in Rechtsstreitigkeiten über das
Bestehen, das Nichtbestehen oder die Kün-
digung eines Arbeitsverhältnisses sind nach
Maßgabe der folgenden Vorschriften vorran-
gig zu erledigen.

(2) Die Güteverhandlung soll innerhalb von
zwei Wochen nach Klageerhebung stattfinden.

(3) Ist die Güteverhandlung erfolglos oder
wird das Verfahren nicht in einer sich unmit-
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telbar anschließenden weiteren Verhandlung
abgeschlossen, fordert der Vorsitzende den
Beklagten auf, binnen einer angemessenen
Frist, die mindestens zwei Wochen betragen
muß, im einzelnen unter Beweisantritt
schriftlich die Klage zu erwidern, wenn der
Beklagte noch nicht oder nicht ausreichend
auf die Klage erwidert hat.
(4) Der Vorsitzende kann dem Kläger eine
angemessene Frist, die mindestens zwei Wo-
chen betragen muß, zur schriftlichen Stel-
lungnahme auf die Klageerwiderung setzen.
(5) Angriffs- und Verteidigungsmittel, die erst
nach Ablauf der nach Absatz 3 oder 4 ge-
setzten Fristen vorgebracht werden, sind nur
zuzulassen, wenn nach der freien Überzeu-
gung des Gerichts ihre Zulassung die Erledi-
gung des Rechtsstreits nicht verzögert oder
wenn die Partei die Verspätung genügend
entschuldigt.
(6) Die Parteien sind über die Folgen der Ver-
säumung der nach Absatz 3 oder 4 gesetzten
Fristen zu belehren.

§61b Klage wegen Benachteiligung
(1) Eine Klage auf Entschädigung nach § 15
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
muss innerhalb von drei Monaten, nachdem
der Anspruch schriftlich geltend gemacht
worden ist, erhoben werden.
(2) Machen mehrere Bewerber wegen Be-
nachteiligung bei der Begründung eines Ar-
beitsverhältnisses oder beim beruflichen Auf-
stieg eine Entschädigung nach § 15 des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes ge-
richtlich geltend, so wird auf Antrag des Ar-
beitgebers das Arbeitsgericht, bei dem die
erste Klage erhoben ist, auch für die übrigen
Klagen ausschließlich zuständig. Die Rechts-
streitigkeiten sind von Amts wegen an dieses
Arbeitsgericht zu verweisen; die Prozesse
sind zur gleichzeitigen Verhandlung und Ent-
scheidung zu verbinden.
(3) Auf Antrag des Arbeitgebers findet die
mündliche Verhandlung nicht vor Ablauf von
sechs Monaten seit Erhebung der ersten Kla-
ge statt.
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Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
(ArbMedVV)

Vom 18. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2768)

Zuletzt geändert durch
Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung zur

arbeitsmedizinischen Vorsorge
vom 12. Juli 2019 (BGBl. I S. 1082)

§1 Ziel und Anwendungsbereich
(1) Ziel der Verordnung ist es, durch Maß-
nahmen der arbeitsmedizinischen Vorsorge
arbeitsbedingte Erkrankungen einschließlich
Berufskrankheiten frühzeitig zu erkennen
und zu verhüten. Arbeitsmedizinische Vor-
sorge soll zugleich einen Beitrag zum Erhalt
der Beschäftigungsfähigkeit und zur Fortent-
wicklung des betrieblichen Gesundheits-
schutzes leisten.

(2) Diese Verordnung gilt für die arbeitsme-
dizinische Vorsorge im Geltungsbereich des
Arbeitsschutzgesetzes.

(3) Diese Verordnung lässt sonstige arbeits-
medizinische Präventionsmaßnahmen, insbe-
sondere nach dem Arbeitsschutzgesetz und
dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits-
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz), unbe-
rührt.

§2 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitsmedizinische Vorsorge im Sinne
dieser Verordnung

1. ist Teil der arbeitsmedizinischen Präventi-
onsmaßnahmen im Betrieb;

2. dient der Beurteilung der individuellen
Wechselwirkungen von Arbeit und physi-
scher und psychischer Gesundheit und der
Früherkennung arbeitsbedingter Gesund-
heitsstörungen sowie der Feststellung, ob
bei Ausübung einer bestimmten Tätigkeit
eine erhöhte gesundheitliche Gefährdung
besteht;

3. beinhaltet ein ärztliches Beratungsge-
spräch mit Anamnese einschließlich Ar-
beitsanamnese sowie körperliche oder
klinische Untersuchungen, soweit diese

für die individuelle Aufklärung und Bera-
tung erforderlich sind und der oder die
Beschäftigte diese Untersuchungen nicht
ablehnt;

4. umfasst die Nutzung von Erkenntnissen
aus der Vorsorge für die Gefährdungsbe-
urteilung und für sonstige Maßnahmen
des Arbeitsschutzes;

5. umfasst nicht den Nachweis der gesund-
heitlichen Eignung für berufliche Anforde-
rungen nach sonstigen Rechtsvorschriften
oder individual- oder kollektivrechtlichen
Vereinbarungen.

(2) Pflichtvorsorge ist arbeitsmedizinische
Vorsorge, die bei bestimmten besonders ge-
fährdenden Tätigkeiten veranlasst werden
muss.

(3) Angebotsvorsorge ist arbeitsmedizinische
Vorsorge, die bei bestimmten gefährdenden
Tätigkeiten angeboten werden muss.

(4) Wunschvorsorge ist arbeitsmedizinische
Vorsorge, die bei Tätigkeiten, bei denen ein
Gesundheitsschaden nicht ausgeschlossen
werden kann, auf Wunsch des oder der Be-
schäftigten ermöglicht werden muss.

§3 Allgemeine Pflichten des
Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der
Gefährdungsbeurteilung für eine angemesse-
ne arbeitsmedizinische Vorsorge zu sorgen.
Dabei hat er die Vorschriften dieser Verord-
nung einschließlich des Anhangs zu beachten
und die nach § 9 Abs. 4 bekannt gegebenen
Regeln und Erkenntnisse zu berücksichtigen.
Bei Einhaltung der Regeln und Erkenntnisse
nach Satz 2 ist davon auszugehen, dass die
gestellten Anforderungen erfüllt sind. Ar-
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beitsmedizinische Vorsorge kann auch weite-
re Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge
umfassen.

(2) Der Arbeitgeber hat zur Durchführung der
arbeitsmedizinischen Vorsorge einen Arzt
oder eine Ärztin nach § 7 zu beauftragen. Ist
ein Betriebsarzt oder eine Betriebsärztin nach
§ 2 des Arbeitssicherheitsgesetzes bestellt,
soll der Arbeitgeber vorrangig diesen oder
diese auch mit der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge beauftragen. Dem Arzt oder der Ärztin
sind alle erforderlichen Auskünfte über die
Arbeitsplatzverhältnisse, insbesondere über
den Anlass der arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge und die Ergebnisse der Gefährdungsbeur-
teilung, zu erteilen und die Begehung des
Arbeitsplatzes zu ermöglichen. Ihm oder ihr
ist auf Verlangen Einsicht in die Unterlagen
nach Absatz 4 Satz 1 zu gewähren.

(3) Arbeitsmedizinische Vorsorge soll wäh-
rend der Arbeitszeit stattfinden. Ergibt die
Gefährdungsbeurteilung für die Tätigkeit
oder die Tätigkeiten des oder der Beschäftig-
ten mehrere Vorsorgeanlässe, soll die ar-
beitsmedizinische Vorsorge in einem Termin
stattfinden. Arbeitsmedizinische Vorsorge
soll nicht zusammenmit Untersuchungen, die
dem Nachweis der gesundheitlichen Eignung
für berufliche Anforderungen dienen, durch-
geführt werden, es sei denn, betriebliche
Gründe erfordern dies; in diesem Fall hat der
Arbeitgeber den Arzt oder die Ärztin zu ver-
pflichten, die unterschiedlichen Zwecke von
arbeitsmedizinischer Vorsorge und Eignungs-
untersuchung gegenüber dem oder der Be-
schäftigten offenzulegen.

(4) Der Arbeitgeber hat eine Vorsorgekartei
zu führen mit Angaben, dass, wann und aus
welchen Anlässen arbeitsmedizinische Vor-
sorge stattgefunden hat; die Kartei kann au-
tomatisiert geführt werden. Die Angaben
sind bis zur Beendigung des Beschäftigungs-
verhältnisses aufzubewahren und anschlie-
ßend zu löschen, es sei denn, dass Rechts-
vorschriften oder die nach § 9 Absatz 4 be-
kannt gegebenen Regeln etwas anderes be-
stimmen. Der Arbeitgeber hat der zuständi-
gen Behörde auf Anordnung eine Kopie der
Vorsorgekartei zu übermitteln. Bei Beendi-

gung des Beschäftigungsverhältnisses hat
der Arbeitgeber der betroffenen Person eine
Kopie der sie betreffenden Angaben auszu-
händigen; § 34 des Bundesdatenschutzge-
setzes bleibt unberührt.

§4 Pflichtvorsorge
(1) Der Arbeitgeber hat nach Maßgabe des
Anhangs Pflichtvorsorge für die Beschäftig-
ten zu veranlassen. Pflichtvorsorge muss vor
Aufnahme der Tätigkeit und anschließend in
regelmäßigen Abständen veranlasst werden.

(2) Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit nur
ausüben lassen, wenn der oder die Beschäf-
tigte an der Pflichtvorsorge teilgenommen
hat.

§5 Angebotsvorsorge
(1) Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten
Angebotsvorsorge nach Maßgabe des An-
hangs anzubieten. Angebotsvorsorge muss
vor Aufnahme der Tätigkeit und anschließend
in regelmäßigen Abständen angeboten wer-
den. Das Ausschlagen eines Angebots ent-
bindet den Arbeitgeber nicht von der Ver-
pflichtung, weiter regelmäßig Angebotsvor-
sorge anzubieten.

(2) Erhält der Arbeitgeber Kenntnis von einer
Erkrankung, die im ursächlichen Zusammen-
hang mit der Tätigkeit des oder der Beschäf-
tigten stehen kann, so hat er ihm oder ihr
unverzüglich Angebotsvorsorge anzubieten.
Dies gilt auch für Beschäftigte mit vergleich-
baren Tätigkeiten, wenn Anhaltspunkte dafür
bestehen, dass sie ebenfalls gefährdet sein
können.

(3) Der Arbeitgeber hat Beschäftigten sowie
ehemals Beschäftigten nach Maßgabe des
Anhangs nach Beendigung bestimmter Tätig-
keiten, bei denen nach längeren Latenzzeiten
Gesundheitsstörungen auftreten können,
nachgehende Vorsorge anzubieten. Am Ende
des Beschäftigungsverhältnisses überträgt
der Arbeitgeber diese Verpflichtung auf den
zuständigen gesetzlichen Unfallversiche-
rungsträger und überlässt ihm die erforderli-
chen Unterlagen in Kopie, sofern der oder die
Beschäftigte eingewilligt hat.

3 Arbeitsmedizinische Vorsorge (ArbMedVV) §§ 4–5
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§5a Wunschvorsorge
Über die Vorschriften des Anhangs hinaus hat
der Arbeitgeber den Beschäftigten auf ihren
Wunsch hin regelmäßig arbeitsmedizinische
Vorsorge nach § 11 des Arbeitsschutzgeset-
zes zu ermöglichen, es sei denn, auf Grund
der Beurteilung der Arbeitsbedingungen und
der getroffenen Schutzmaßnahmen ist nicht
mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen.

§6 Pflichten des Arztes oder der Ärztin
(1) Bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge hat
der Arzt oder die Ärztin die Vorschriften dieser
Verordnung einschließlich des Anhangs zu
beachten und die dem Stand der Arbeitsme-
dizin entsprechenden Regeln und Erkenntnis-
se zu berücksichtigen. Vor Durchführung der
arbeitsmedizinischen Vorsorge muss er oder
sie sich die notwendigen Kenntnisse über die
Arbeitsplatzverhältnisse verschaffen. In die
Arbeitsanamnese müssen alle Arbeitsbedin-
gungen und arbeitsbedingten Gefährdungen
einfließen. Vor Durchführung körperlicher
oder klinischer Untersuchungen hat der Arzt
oder die Ärztin deren Erforderlichkeit nach
pflichtgemäßem ärztlichen Ermessen zu prü-
fen und den oder die Beschäftigte über die
Inhalte, den Zweck und die Risiken der Un-
tersuchung aufzuklären. Untersuchungen
nach Satz 3 dürfen nicht gegen denWillen des
oder der Beschäftigten durchgeführt werden.
Der Arzt oder die Ärztin hat die ärztliche
Schweigepflicht zu beachten.

(2) Biomonitoring ist Bestandteil der arbeits-
medizinischen Vorsorge, soweit dafür ar-
beitsmedizinisch anerkannte Analyseverfah-
ren und geeignete Werte zur Beurteilung zur
Verfügung stehen. Biomonitoring darf nicht
gegen den Willen der oder des Beschäftigten
durchgeführt werden. Impfungen sind Be-
standteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge
und den Beschäftigten anzubieten, soweit
das Risiko einer Infektion tätigkeitsbedingt
und im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung
erhöht ist. Satz 3 gilt nicht, wenn der oder die
Beschäftigte bereits über einen ausreichen-
den Immunschutz verfügt.

(3) Der Arzt oder die Ärztin hat

1. das Ergebnis sowie die Befunde der ar-
beitsmedizinischen Vorsorge schriftlich

festzuhalten und den oder die Beschäftig-
te darüber zu beraten,

2. dem oder der Beschäftigten auf seinen
oder ihren Wunsch hin das Ergebnis zur
Verfügung zu stellen sowie

3. der oder dem Beschäftigten und dem Ar-
beitgeber eine Vorsorgebescheinigung da-
rüber auszustellen, dass, wann und aus
welchem Anlass ein arbeitsmedizinischer
Vorsorgetermin stattgefunden hat; die
Vorsorgebescheinigung enthält auch die
Angabe, wann eine weitere arbeitsmedi-
zinische Vorsorge aus ärztlicher Sicht an-
gezeigt ist.

(4) Der Arzt oder die Ärztin hat die Erkenntnisse
arbeitsmedizinischer Vorsorge auszuwerten.
Ergeben sich Anhaltspunkte dafür, dass die
Maßnahmen des Arbeitsschutzes für den Be-
schäftigten oder die Beschäftigte oder andere
Beschäftigte nicht ausreichen, so hat der Arzt
oder die Ärztin dies dem Arbeitgeber mitzutei-
len und Maßnahmen des Arbeitsschutzes vor-
zuschlagen. Hält der Arzt oder die Ärztin aus
medizinischen Gründen, die ausschließlich in
der Person des oder der Beschäftigten liegen,
einen Tätigkeitswechsel für erforderlich, so be-
darf diese Mitteilung an den Arbeitgeber der
Einwilligung des oder der Beschäftigten.

§7 Anforderungen an den Arzt oder die
Ärztin

(1) Unbeschadet anderer Bestimmungen im
Anhang für einzelne Anlässe arbeitsmedizi-
nischer Vorsorge muss der Arzt oder die Ärz-
tin berechtigt sein, die Gebietsbezeichnung
„Arbeitsmedizin“ oder die Zusatzbezeich-
nung „Betriebsmedizin“ zu führen. Er oder
sie darf selbst keine Arbeitgeberfunktion ge-
genüber dem oder der Beschäftigten aus-
üben. Verfügt der Arzt oder die Ärztin nach
Satz 1 für bestimmte Untersuchungsmetho-
den nicht über die erforderlichen Fachkennt-
nisse oder die speziellen Anerkennungen
oder Ausrüstungen, so hat er oder sie Ärzte
oder Ärztinnen hinzuzuziehen, die diese An-
forderungen erfüllen.

(2) Die zuständige Behörde kann für Ärzte
oder Ärztinnen in begründeten Einzelfällen
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 zulassen.
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§8 Maßnahmen nach der arbeits-
medizinischen Vorsorge

(1) Im Fall von § 6 Absatz 4 Satz 2 hat der
Arbeitgeber die Gefährdungsbeurteilung zu
überprüfen und unverzüglich die erforderli-
chen Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu
treffen. Wird ein Tätigkeitswechsel vorge-
schlagen, so hat der Arbeitgeber nach Maß-
gabe der dienst- und arbeitsrechtlichen Re-
gelungen dem oder der Beschäftigten eine
andere Tätigkeit zuzuweisen.

(2) Dem Betriebs- oder Personalrat und der
zuständigen Behörde sind die getroffenen
Maßnahmen mitzuteilen.

(3) Halten der oder die Beschäftigte oder der
Arbeitgeber das Ergebnis der Auswertung
nach § 6 Absatz 4 für unzutreffend, so ent-
scheidet auf Antrag die zuständige Behörde.

§9 Ausschuss für Arbeitsmedizin
(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ein Ausschuss für Arbeitsmedi-
zin gebildet, in dem fachkundige Vertreter der
Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der Länder-
behörden, der gesetzlichen Unfallversiche-
rung und weitere fachkundige Personen, ins-
besondere der Wissenschaft, vertreten sein
sollen. Die Gesamtzahl der Mitglieder soll
zwölf Personen nicht überschreiten. Für jedes
Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu
benennen. Die Mitgliedschaft im Ausschuss
für Arbeitsmedizin ist ehrenamtlich.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales beruft die Mitglieder des Ausschus-
ses und die stellvertretenden Mitglieder. Der
Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung
und wählt den Vorsitzenden oder die Vorsit-
zende aus seiner Mitte. Die Geschäftsord-
nung und die Wahl des oder der Vorsitzenden
bedürfen der Zustimmung des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales.

(3) Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört
es,

1. dem Stand der Arbeitsmedizin entsprechen-
de Regeln und sonstige gesicherte arbeits-
medizinische Erkenntnisse zu ermitteln,

2. Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln, wie
die in dieser Verordnung gestellten Anfor-

derungen insbesondere zu Inhalt und Um-
fang von Pflicht-, Angebots- oder
Wunschvorsorge erfüllt werden können,

3. Empfehlungen zur arbeitsmedizinischen
Vorsorge aufzustellen,

4. Empfehlungen für weitere Maßnahmen
der Gesundheitsvorsorge auszusprechen,
insbesondere für betriebliche Gesund-
heitsprogramme,

5. Regeln und Erkenntnisse zu sonstigen ar-
beitsmedizinischen Präventionsmaßnah-
men nach § 1 Abs. 3 zu ermitteln, insbe-
sondere zur allgemeinen arbeitsmedizini-
schen Beratung der Beschäftigten,

6. das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales in allen Fragen der arbeitsmedizini-
schen Vorsorge sowie zu sonstigen Fragen
des medizinischen Arbeitsschutzes zu be-
raten.

Das Arbeitsprogramm des Ausschusses für
Arbeitsmedizin wird mit dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales abgestimmt. Der
Ausschuss arbeitet eng mit den anderen
Ausschüssen beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales zusammen.
(4) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kann die vom Ausschuss für Arbeits-
medizin ermittelten Regeln und Erkenntnisse
sowie Empfehlungen im Gemeinsamen Mi-
nisterialblatt bekannt geben.
(5) Die Bundesministerien sowie die obersten
Landesbehörden können zu den Sitzungen
des Ausschusses Vertreter entsenden. Auf
Verlangen ist diesen in der Sitzung das Wort
zu erteilen.
(6) Die Geschäfte des Ausschusses führt die
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin.

§10 Ordnungswidrigkeiten und
Straftaten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Abs. 1
Nr. 1 des Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 4 Abs. 1 eine Pflichtvorsorge

nicht oder nicht rechtzeitig veranlasst,
2. entgegen § 4 Abs. 2 eine Tätigkeit aus-

üben lässt,

3 Arbeitsmedizinische Vorsorge (ArbMedVV) §§ 8–10

3

32 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

3. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1
eine Vorsorgekartei nicht, nicht richtig
oder nicht vollständig führt oder

4. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 eine Ange-
botsvorsorge nicht oder nicht rechtzeitig
anbietet.

(2) Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete
vorsätzliche Handlung Leben oder Gesund-
heit eines oder einer Beschäftigten gefährdet,
ist nach § 26 Nr. 2 des Arbeitsschutzgesetzes
strafbar.

§ 10 Arbeitsmedizinische Vorsorge (ArbMedVV) 3

3

www.WALHALLA.de 33

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Anhang
Arbeitsmedizinische Pflicht- und Angebotsvorsorge

Teil 1
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen

(1) Pflichtvorsorge bei:
1. Tätigkeiten mit den Gefahrstoffen:

– Acrylnitril,
– Alkylquecksilberverbindungen,
– Alveolengängiger Staub (A-Staub),
– Aromatische Nitro- und Aminoverbin-
dungen,

– Arsen und Arsenverbindungen,
– Asbest,
– Benzol,
– Beryllium,
– Bleitetraethyl und Bleitetramethyl,
– Cadmium und Cadmiumverbindungen,
– Chrom-VI-Verbindungen,
– Dimethylformamid,
– Einatembarer Staub (E-Staub),
– Fluor und anorganische Fluorverbindungen,
– Glycerintrinitrat und Glykoldinitrat (Nit-
roglycerin/Nitroglykol),

– Hartholzstaub,
– Kohlenstoffdisulfid,
– Kohlenmonoxid,
– Methanol,
– Nickel und Nickelverbindungen,
– Polycyclische aromatische Kohlenwas-
serstoffe (Pyrolyseprodukte aus organi-
schem Material),

– weißer Phosphor (Tetraphosphor),
– Platinverbindungen,
– Quecksilber und anorganische Queck-
silberverbindungen,

– Schwefelwasserstoff,
– Silikogener Staub,
– Styrol,
– Tetrachlorethen,
– Toluol,
– Trichlorethen,
– Vinylchlorid,
– Xylol (alle Isomeren),

wenn
a) der Arbeitsplatzgrenzwert für den Ge-

fahrstoff nach der Gefahrstoffverord-
nung nicht eingehalten wird,

b) eine wiederholte Exposition nicht aus-
geschlossen werden kann und der Ge-
fahrstoff ein krebserzeugender oder
keimzellmutagener Stoff der Katego-
rie 1A oder 1B oder ein krebserzeu-
gendes oder keimzellmutagenes Ge-
misch der Kategorie 1A oder 1B im
Sinne der Gefahrstoffverordnung ist
oder die Tätigkeiten mit dem Gefahr-
stoff als krebserzeugende Tätigkeiten
oder Verfahren Kategorie 1A oder 1B
im Sinne der Gefahrstoffverordnung
bezeichnet werden oder

c) der Gefahrstoff hautresorptiv ist und
eine Gesundheitsgefährdung durch
Hautkontakt nicht ausgeschlossen wer-
den kann;

2. Sonstige Tätigkeiten mit Gefahrstoffen:
a) Feuchtarbeit von regelmäßig vier Stun-

den oder mehr je Tag,
b) Schweißen und Trennen von Metallen

bei Überschreitung einer Luftkonzent-
ration von 3 Milligramm pro Kubikme-
ter Schweißrauch,

c) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Getreide- und Futtermittelstäuben bei
Überschreitung einer Luftkonzentrati-
on von 4 Milligramm pro Kubikmeter
einatembarem Staub,

d) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Isocyanaten, bei denen ein regelmäßi-
ger Hautkontakt nicht ausgeschlossen
werden kann oder eine Luftkonzentra-
tion von 0,05 Milligramm pro Kubik-
meter überschritten wird,

e) Tätigkeiten mit einer Exposition mit
Gesundheitsgefährdung durch Labor-
tierstaub in Tierhaltungsräumen und
-anlagen,

f) Tätigkeiten mit Benutzung von Natur-
gummilatexhandschuhen mit mehr als
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30 Mikrogramm Protein je Gramm im
Handschuhmaterial,

g) Tätigkeiten mit dermaler Gefährdung
oder inhalativer Exposition mit Ge-
sundheitsgefährdung, verursacht durch
Bestandteile unausgehärteter Epoxid-
harze, insbesondere durch Versprühen
von Epoxidharzen,

h) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Blei und anorganischen Bleiverbindun-
gen bei Überschreitung einer Luftkon-
zentration von 0,075 Milligramm pro
Kubikmeter,

i) Tätigkeiten mit Hochtemperaturwol-
len, soweit dabei als krebserzeugend
Kategorie 1A oder 1B im Sinne der
Gefahrstoffverordnung eingestufte Fa-
serstäube freigesetzt werden können,

j) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Mehlstaub bei Überschreitung einer
Mehlstaubkonzentration von 4 Milli-
gramm pro Kubikmeter Luft.

(2) Angebotsvorsorge bei:
1. Tätigkeiten mit den in Absatz 1 Nr. 1 ge-

nannten Gefahrstoffen, wenn eine Expo-
sition nicht ausgeschlossen werden kann
und der Arbeitgeber keine Pflichtvorsorge
zu veranlassen hat;

2. Sonstige Tätigkeiten mit Gefahrstoffen:

a) Schädlingsbekämpfung nach der Ge-
fahrstoffverordnung,

b) Begasungen nach der Gefahrstoffver-
ordnung,

c) Tätigkeiten mit folgenden Stoffen oder
deren Gemischen: n-Hexan, n-Heptan,
2-Butanon, 2-Hexanon, Methanol,
Ethanol, 2-Methoxyethanol, Benzol,
Toluol, Xylol, Styrol, Dichlormethan,
1,1,1-Trichlorethan, Trichlorethen, Te-
trachlorethen,

d) Tätigkeiten mit einem Gefahrstoff, so-
fern der Gefahrstoff nicht in Absatz 1
Nummer 1 genannt ist, eine wieder-
holte Exposition nicht ausgeschlossen
werden kann und
aa) der Gefahrstoff ein krebserzeugen-

der oder keimzellmutagener Stoff

der Kategorie 1A oder 1B oder ein
krebserzeugendes oder keimzell-
mutagenes Gemisch der Katego-
rie 1A oder 1B im Sinne der Ge-
fahrstoffverordnung ist oder

bb) die Tätigkeiten mit dem Gefahr-
stoff als krebserzeugende Tätigkei-
ten oder Verfahren Kategorie 1A
oder 1B im Sinne der Gefahrstoff-
verordnung bezeichnet werden,

e) Feuchtarbeit von regelmäßig mehr als
zwei Stunden je Tag,

f) Schweißen und Trennen von Metallen
bei Einhaltung einer Luftkonzentration
von 3 Milligramm pro Kubikmeter
Schweißrauch,

g) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Getreide- und Futtermittelstäuben bei
Überschreitung einer Luftkonzentrati-
on von 1 Milligramm je Kubikmeter
einatembarem Staub,

h) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Isocyanaten, bei denen ein Hautkon-
takt nicht ausgeschlossen werden kann
oder eine Luftkonzentration von
0,05 Milligramm pro Kubikmeter ein-
gehalten wird,

i) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Blei und anorganischen Bleiverbindun-
gen bei Einhaltung einer Luftkonzent-
ration von 0,075 Milligramm pro Ku-
bikmeter,

j) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
Mehlstaub bei Einhaltung einer Mehl-
staubkonzentration von 4 Milligramm
pro Kubikmeter Luft,

k) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
sonstigen atemwegssensibilisierend
oder hautsensibilisierend wirkenden
Stoffen, für die nach Absatz 1, Nummer 1
oder Buchstabe a bis j keine arbeitsme-
dizinische Vorsorge vorgesehen ist.

(3) Anlässe für nachgehende Vorsorge:
1. Tätigkeiten mit Exposition gegenüber ei-

nem Gefahrstoff, sofern

a) der Gefahrstoff ein krebserzeugender
oder keimzellmutagener Stoff der Kate-
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gorie 1A oder 1B oder ein krebserzeu-
gendes oder keimzellmutagenes Ge-
misch der Kategorie 1A oder 1B im
Sinne der Gefahrstoffverordnung ist
oder

b) die Tätigkeiten mit dem Gefahrstoff als
krebserzeugende Tätigkeiten oder Ver-
fahren Kategorie 1A oder 1B im Sinne
der Gefahrstoffverordnung bezeichnet
werden;

2. Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Blei
oder anorganischen Bleiverbindungen;

3. Tätigkeiten mit Hochtemperaturwollen
nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe i.

(4) Abweichungen:
Vorsorge nach den Absätzen 1 bis 3 muss
nicht veranlasst oder angeboten werden,
wenn und soweit die auf der Grundlage von
§ 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 ermittelten
und nach § 9 Absatz 4 bekannt gegebenen
Regeln etwas anderes bestimmen.

Teil 2
Tätigkeiten mit biologischen
Arbeitsstoffen einschließlich
gentechnischen Arbeiten mit

humanpathogenen Organismen
(1) Pflichtvorsorge bei:
1. gezielten Tätigkeiten mit einem biologi-

schen Arbeitsstoff der Risikogruppe 4 oder
mit
– Bacillus anthracis,
– Bartonella bacilliformis,
– Bartonella henselae,
– Bartonella quintana,
– Bordetella pertussis,
– Borellia burgdorferi,
– Borrelia burgdorferi sensu lato,
– Brucella melitensis,
– Burkholderia pseudomallei (Pseudomo-
nas pseudomallei),

– Chlamydophila pneumoniae,
– Chlamydophila psittaci (aviäre Stämme),
– Coxiella burnetii,
– Francisella tularensis,
– Frühsommermeningoenzephalitis-
(FSME)-Virus,

– Gelbfieber-Virus,
– Helicobacter pylori,
– Hepatitis-A-Virus (HAV),
– Hepatitis-B-Virus (HBV),
– Hepatitis-C-Virus (HCV),
– Influenzavirus A oder B,
– Japanenzephalitisvirus,
– Leptospira spp.,
– Masernvirus,
– Mumpsvirus,
– Mycobacterium bovis,
– Mycobacterium tuberculosis,
– Neisseria meningitidis,
– Poliomyelitisvirus,
– Rubivirus,
– Salmonella typhi,
– Schistosoma mansoni,
– Streptococcus pneumoniae,
– Tollwutvirus,
– Treponema pallidum (Lues),
– Tropheryma whipplei,
– Trypanosoma cruzi,
– Yersinia pestis,
– Varizelle-Zoster-Virus (VZV) oder
– Vibrio cholerae;

2. nicht gezielten Tätigkeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen der Risikogruppe 4
bei Kontaktmöglichkeit zu infizierten Pro-
ben oder Verdachtsproben oder erkrank-
ten oder krankheitsverdächtigen Personen
oder Tieren einschließlich deren Transport
sowie

3. nachfolgend aufgeführten nicht gezielten
Tätigkeiten

a) in Forschungseinrichtungen oder La-
boratorien: regelmäßige Tätigkeiten
mit Kontaktmöglichkeit zu infizierten
Proben oder Verdachtsproben, zu infi-
zierten Tieren oder krankheitsverdäch-
tigen Tieren beziehungsweise zu erre-
gerhaltigen oder kontaminierten Ge-
genständen oder Materialien hinsicht-
lich eines biologischen Arbeitsstoffes
nach Nummer 1;
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b) in Tuberkuloseabteilungen und ande-
ren pulmologischen Einrichtungen: Tä-
tigkeiten mit regelmäßigem Kontakt
zu erkrankten oder krankheitsverdäch-
tigen Personen hinsichtlich Mycobac-
terium bovis oder Mycobacterium tu-
berculosis;

c) in Einrichtungen zur medizinischen
Untersuchung, Behandlung und Pflege
von Menschen:

aa) Tätigkeiten mit regelmäßigem di-
rekten Kontakt zu erkrankten oder
krankheitsverdächtigen Personen
hinsichtlich
– Bordetella pertussis,

– Hepatitis-A-Virus (HAV),

– Masernvirus,

– Mumpsvirus oder

– Rubivirus,

bb) Tätigkeiten, bei denen es regel-
mäßig und in größerem Umfang
zu Kontakt mit Körperflüssigkei-
ten, Körperausscheidungen oder
Körpergewebe kommen kann, ins-
besondere Tätigkeiten mit erhöh-
ter Verletzungsgefahr oder Gefahr
von Verspritzen und Aerosolbil-
dung, hinsichtlich
– Hepatitis-B-Virus (HBV) oder

– Hepatitis-C-Virus (HCV);

dies gilt auch für Bereiche, die der
Versorgung oder der Aufrechterhal-
tung dieser Einrichtungen dienen;

d) in Einrichtungen zur medizinischen Un-
tersuchung, Behandlung und Pflege
von Kindern, ausgenommen Einrichtun-
gen ausschließlich zur Betreuung von
Kindern: Tätigkeiten mit regelmäßigem
direkten Kontakt zu erkrankten oder
krankheitsverdächtigen Kindern hin-
sichtlich Varizella-Zoster-Virus (VZV);
Buchstabe c bleibt unberührt;

e) in Einrichtungen ausschließlich zur Be-
treuung von Menschen: Tätigkeiten, bei
denen es regelmäßig und in größerem
Umfang zu Kontakt mit Körperflüssig-

keiten, Körperausscheidungen oder Kör-
pergewebe kommen kann, insbesonde-
re Tätigkeiten mit erhöhter Verletzungs-
gefahr oder Gefahr von Verspritzen und
Aerosolbildung, hinsichtlich
– Hepatitis-A-Virus (HAV),

– Hepatitis-B-Virus (HBV) oder

– Hepatitis-C-Virus (HCV);
f) in Einrichtungen zur vorschulischen

Betreuung von Kindern: Tätigkeiten
mit regelmäßigem direkten Kontakt zu
Kindern hinsichtlich
– Bordetella pertussis,

– Masernvirus,

– Mumpsvirus,

– Rubivirus oder

– Varizella-Zoster-Virus (VZV); Buch-
stabe e bleibt unberührt;

g) in Notfall- und Rettungsdiensten: Tä-
tigkeiten, bei denen es regelmäßig und
in größerem Umfang zu Kontakt mit
Körperflüssigkeiten, Körperausschei-
dungen oder Körpergewebe kommen
kann, insbesondere Tätigkeiten mit er-
höhter Verletzungsgefahr oder Gefahr
von Verspritzen und Aerosolbildung,
hinsichtlich Hepatitis-B-Virus (HBV)
oder Hepatitis-C-Virus (HCV);

h) in der Pathologie: Tätigkeiten, bei de-
nen es regelmäßig und in größerem
Umfang zu Kontakt mit Körperflüssig-
keiten, Körperausscheidungen oder
Körpergewebe kommen kann, insbe-
sondere Tätigkeiten mit erhöhter Ver-
letzungsgefahr oder Gefahr von Ver-
spritzen und Aerosolbildung, hinsicht-
lich Hepatitis-B-Virus (HBV) oder He-
patitis-C-Virus (HCV);

i) in Kläranlagen oder in der Kanalisati-
on: Tätigkeiten mit regelmäßigem
Kontakt zu fäkalienhaltigen Abwäs-
sern oder mit fäkalienkontaminierten
Gegenständen hinsichtlich Hepatitis-
A-Virus (HAV);

j) in Einrichtungen zur Aufzucht und
Haltung von Vögeln oder zur Geflü-

Anhang Arbeitsmedizinische Vorsorge (ArbMedVV) 3
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gelschlachtung: regelmäßige Tätigkei-
ten mit Kontaktmöglichkeit zu infizier-
ten Proben oder Verdachtsproben, zu
infizierten Tieren oder krankheitsver-
dächtigen Tieren beziehungsweise zu
erregerhaltigen oder kontaminierten
Gegenständen oder Materialien, wenn
dabei der Übertragungsweg gegeben
ist, hinsichtlich Chlamydophila psittaci
(aviäre Stämme);

k) in einem Tollwut gefährdeten Bezirk:
Tätigkeiten mit regelmäßigem Kontakt
zu frei lebenden Tieren hinsichtlich
Tollwutvirus;

l) in oder in der Nähe von Fledermaus-
Unterschlupfen: Tätigkeiten mit en-
gem Kontakt zu Fledermäusen hin-
sichtlich Europäischem Fledermaus-
Lyssavirus (EBLV 1 und 2);

m) auf Freiflächen, in Wäldern, Parks und
Gartenanlagen, Tiergärten und Zoos:
regelmäßige Tätigkeiten in niederer
Vegetation oder direkter Kontakt zu
frei lebenden Tieren hinsichtlich
aa) Borrellia burgdorferi oder

bb) in Endemiegebieten Frühsommer-
meningoenzephalitis-(FSME)-Virus.

(2) Angebotsvorsorge:
1. Hat der Arbeitgeber keine Pflichtvorsorge

nach Absatz 1 zu veranlassen, muss er den
Beschäftigten Angebotsvorsorge anbieten
bei
a) gezielten Tätigkeiten mit biologischen

Arbeitsstoffen der Risikogruppe 3 der
Biostoffverordnung und nicht gezielten
Tätigkeiten, die der Schutzstufe 3 der
Biostoffverordnung zuzuordnen sind
oder für die eine vergleichbare Gefähr-
dung besteht,

b) gezielten Tätigkeiten mit biologischen
Arbeitsstoffen der Risikogruppe 2 der
Biostoffverordnung und nicht gezielten
Tätigkeiten, die der Schutzstufe 2 der
Biostoffverordnung zuzuordnen sind-
oder für die eine vergleichbare Gefähr-
dung besteht, es sei denn, nach der
Gefährdungsbeurteilung und auf
Grund der getroffenen Schutzmaßnah-

men ist nicht von einer Infektionsge-
fährdung auszugehen;

c) Tätigkeiten mit Exposition gegenüber
sensibilisierend oder toxisch wirkenden
biologischen Arbeitsstoffen, für die
nach Absatz 1, Buchstabe a oder b kei-
ne arbeitsmedizinische Vorsorge vorge-
sehen ist;

2. § 5 Abs. 2 gilt entsprechend, wenn als
Folge einer Exposition gegenüber biologi-
schen Arbeitsstoffen

a) mit einer schweren Infektionskrankheit
gerechnet werden muss und Maßnah-
men der postexpositionellen Prophyla-
xe möglich sind oder

b) eine Infektion erfolgt ist;
3. Am Ende einer Tätigkeit, bei der eine

Pflichtvorsorge nach Absatz 1 zu veran-
lassen war, hat der Arbeitgeber eine An-
gebotsvorsorge anzubieten.

(3) Gentechnische Arbeiten mit human-
pathogenen Organismen:

Die Absätze 1 und 2 zu Pflicht- und Ange-
botsvorsorge gelten entsprechend bei gen-
technischen Arbeiten mit humanpathogenen
Organismen.

Teil 3
Tätigkeiten mit physikalischen

Einwirkungen
(1) Pflichtvorsorge bei:
1. Tätigkeiten mit extremer Hitzebelastung,

die zu einer besonderen Gefährdung füh-
ren können;

2. Tätigkeiten mit extremer Kältebelastung
(– 258 Celsius und kälter);

3. Tätigkeiten mit Lärmexposition, wenn die
oberen Auslösewerte von Lex,8h = 85 dB(A)
beziehungsweise LpC,peak = 137 dB(C) er-
reicht oder überschritten werden.
Bei der Anwendung der Auslösewerte
nach Satz 1 wird die dämmende Wirkung
eines persönlichen Gehörschutzes der Be-
schäftigten nicht berücksichtigt;

4. Tätigkeiten mit Exposition durch Vibratio-
nen, wenn die Expositionsgrenzwerte

3 Arbeitsmedizinische Vorsorge (ArbMedVV) Anhang
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a) A(8) = 5 m/s2 für Tätigkeiten mit Hand-
Arm-Vibrationen oder

b) A(8) = 1,15 m/s2 in X- oder Y-Richtung
oder A(8) = 0,8 m/s2 in Z-Richtung für
Tätigkeiten mit Ganzkörper-Vibrationen

erreicht oder überschritten werden;
5. Tätigkeiten unterWasser, bei denen der oder

die Beschäftigte über ein Tauchgerät mit
Atemgas versorgt wird (Taucherarbeiten);

6. Tätigkeiten mit Exposition durch inkohä-
rente künstliche optische Strahlung, wenn
am Arbeitsplatz die Expositionsgrenzwer-
te nach § 6 der Arbeitsschutzverordnung
zu künstlicher optischer Strahlung vom
19. Juli 2010 (BGBl. I S. 960) in der jeweils
geltenden Fassung überschritten werden.

(2) Angebotsvorsorge bei:
1. Tätigkeiten mit Lärmexposition, wenn die

unteren Auslösewerte von Lex,8h =
80 dB(A) beziehungsweise LpC,peak =
135 dB(C) überschritten werden.
Bei der Anwendung der Auslösewerte
nach Satz 1 wird die dämmende Wirkung
eines persönlichen Gehörschutzes der Be-
schäftigten nicht berücksichtigt;

2. Tätigkeiten mit Exposition durch Vibratio-
nen, wenn die Auslösewerte von
a) A(8) = 2,5 m/s2 für Tätigkeiten mit

Hand-Arm-Vibrationen oder
b) A(8) = 0,5 m/s2 für Tätigkeiten mit

Ganzkörper-Vibrationen

überschritten werden;
3. Tätigkeiten mit Exposition durch inkohä-

rente künstliche optische Strahlung, wenn
am Arbeitsplatz die Expositionsgrenzwerte
nach § 6 der Arbeitsschutzverordnung zu
künstlicher optischer Strahlung vom 19. Juli
2010 (BGBl. I S. 960) in der jeweils gelten-
den Fassung überschritten werden können;

4. Tätigkeiten mit wesentlich erhöhten kör-
perlichen Belastungen, die mit Gesund-
heitsgefährdungen für das Muskel-Ske-
lett-System verbunden sind durch
a) Lastenhandhabung beim Heben, Hal-

ten, Tragen, Ziehen oder Schieben von
Lasten,

b) repetitive manuelle Tätigkeiten oder

c) Arbeiten in erzwungenen Körperhal-
tungen im Knien, in langdauerndem
Rumpfbeugen oder -drehen oder in
vergleichbaren Zwangshaltungen;

5. Tätigkeiten im Freien mit intensiver Belas-
tung durch natürliche UV-Strahlung von
regelmäßig einer Stunde oder mehr je Tag.
Der Arbeitgeber hat Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes zu treffen, durch die die Be-
lastung durch natürliche UV-Strahlung
möglichst gering gehalten wird.

Teil 4
Sonstige Tätigkeiten

(1) Pflichtvorsorge bei:
1. Tätigkeiten, die das Tragen von Atem-

schutzgeräten der Gruppen 2 und 3 erfor-
dern;

2. Tätigkeiten in Tropen, Subtropen und
sonstige Auslandsaufenthalte mit beson-
deren klimatischen Belastungen und Infek-
tionsgefährdungen. Abweichend von § 3
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 7 dürfen
auch Ärzte oder Ärztinnen beauftragt wer-
den, die zur Führung der Zusatzbezeich-
nung Tropenmedizin berechtigt sind.

(2) Angebotsvorsorge bei:
1. Tätigkeiten an Bildschirmgeräten

Die Angebotsvorsorge enthält das Angebot
auf eine angemessene Untersuchung der
Augen und des Sehvermögens. Erweist sich
auf Grund der Angebotsvorsorge eine au-
genärztliche Untersuchung als erforderlich,
so ist diese zu ermöglichen. § 5 Abs. 2 gilt
entsprechend für Sehbeschwerden. Den
Beschäftigten sind im erforderlichen Um-
fang spezielle Sehhilfen für ihre Arbeit an
Bildschirmgeräten zur Verfügung zu stellen,
wenn Ergebnis der Angebotsvorsorge ist,
dass spezielle Sehhilfen notwendig und
normale Sehhilfen nicht geeignet sind;

2. Tätigkeiten, die das Tragen von Atem-
schutzgeräten der Gruppe 1 erfordern;

3. Am Ende einer Tätigkeit, bei der nach Ab-
satz 1 Nummer 2 eine Pflichtvorsorge zu
veranlassen war, hat der Arbeitgeber eine
Angebotsvorsorge anzubieten.

Anhang Arbeitsmedizinische Vorsorge (ArbMedVV) 3
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Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und

des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit
(Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG)

Vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246)

Zuletzt geändert durch
Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie zur Umsetzung der

Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden
vom 31. Mai 2023 (BGBl. I Nr. 140)

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1 Zielsetzung und Anwendungsbereich
(1) 1Dieses Gesetz dient dazu, Sicherheit und
Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der
Arbeit durchMaßnahmen des Arbeitsschutzes
zu sichern und zu verbessern. 2Es gilt in allen
Tätigkeitsbereichen und findet im Rahmen der
Vorgaben des Seerechtsübereinkommens der
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982
(BGBl. 1994 II S. 1799) auch in der aus-
schließlichen Wirtschaftszone Anwendung.
(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für den Arbeits-
schutz von Hausangestellten in privaten
Haushalten. 2Es gilt nicht für den Arbeitsschutz
von Beschäftigten auf Seeschiffen und in Be-
trieben, die dem Bundesberggesetz unterlie-
gen, soweit dafür entsprechende Rechtsvor-
schriften bestehen.
(3) 1Pflichten, die die Arbeitgeber zur Ge-
währleistung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit
nach sonstigen Rechtsvorschriften haben,
bleiben unberührt. 2Satz 1 gilt entsprechend
für Pflichten und Rechte der Beschäftigten.
3Unberührt bleiben Gesetze, die andere Per-
sonen als Arbeitgeber zu Maßnahmen des
Arbeitsschutzes verpflichten.
(4) Bei öffentlich-rechtlichen Religionsge-
meinschaften treten an die Stelle der Betriebs-
oder Personalräte die Mitarbeitervertretun-
gen entsprechend dem kirchlichen Recht.

§2 Begriffsbestimmungen
(1) Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sin-
ne dieses Gesetzes sind Maßnahmen zur
Verhütung von Unfällen bei der Arbeit und

arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren ein-
schließlich Maßnahmen der menschenge-
rechten Gestaltung der Arbeit.

(2) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes
sind:

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3. arbeitnehmerähnliche Personen im Sinne

des § 5 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes,
ausgenommen die in Heimarbeit Beschäf-
tigten und die ihnen Gleichgestellten,

4. Beamtinnen und Beamte,
5. Richterinnen und Richter,
6. Soldatinnen und Soldaten,
7. die in Werkstätten für Behinderte Be-

schäftigten.

(3) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind
natürliche und juristische Personen und
rechtsfähige Personengesellschaften, die Per-
sonen nach Absatz 2 beschäftigen.

(4) Sonstige Rechtsvorschriften im Sinne die-
ses Gesetzes sind Regelungen über Maßnah-
men des Arbeitsschutzes in anderen Geset-
zen, in Rechtsverordnungen und Unfallverhü-
tungsvorschriften.

(5) 1Als Betriebe im Sinne dieses Gesetzes
gelten für den Bereich des öffentlichen
Dienstes die Dienststellen. 2Dienststellen sind
die einzelnen Behörden, Verwaltungsstellen
und Betriebe der Verwaltungen des Bundes,
der Länder, der Gemeinden und der sonstigen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts, die Gerichte des Bundes
und der Länder sowie die entsprechenden
Einrichtungen der Streitkräfte.

4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) §§ 1–2
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Zweiter Abschnitt
Pflichten des Arbeitgebers

§3 Grundpflichten des Arbeitgebers
(1) 1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erfor-
derlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes un-
ter Berücksichtigung der Umstände zu treffen,
die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftig-
ten bei der Arbeit beeinflussen. 2Er hat die
Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprü-
fen und erforderlichenfalls sich ändernden Ge-
gebenheiten anzupassen. 3Dabei hat er eine
Verbesserung von Sicherheit und Gesundheits-
schutz der Beschäftigten anzustreben.

(2) Zur Planung und Durchführung der Maß-
nahmen nach Absatz 1 hat der Arbeitgeber
unter Berücksichtigung der Art der Tätigkei-
ten und der Zahl der Beschäftigten

1. für eine geeignete Organisation zu sorgen
und die erforderlichen Mittel bereitzustel-
len sowie

2. Vorkehrungen zu treffen, daß die Maß-
nahmen erforderlichenfalls bei allen Tä-
tigkeiten und eingebunden in die betrieb-
lichen Führungsstrukturen beachtet wer-
den und die Beschäftigten ihren Mitwir-
kungspflichten nachkommen können.

(3) Kosten für Maßnahmen nach diesem Ge-
setz darf der Arbeitgeber nicht den Beschäf-
tigten auferlegen.

§4 Allgemeine Grundsätze
Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes von folgenden allgemeinen
Grundsätzen auszugehen:
1. Die Arbeit ist so zu gestalten, daß eine Ge-

fährdung für das Leben sowie die physische
und die psychische Gesundheit möglichst
vermieden und die verbleibende Gefähr-
dung möglichst gering gehalten wird;

2. Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämp-
fen;

3. bei den Maßnahmen sind der Stand von
Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie
sonstige gesicherte arbeitswissenschaftli-
che Erkenntnisse zu berücksichtigen;

4. Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen,
Technik, Arbeitsorganisation, sonstige Ar-

beitsbedingungen, soziale Beziehungen
und Einfluß der Umwelt auf den Arbeits-
platz sachgerecht zu verknüpfen;

5. individuelle Schutzmaßnahmen sind nach-
rangig zu anderen Maßnahmen;

6. spezielle Gefahren für besonders schutz-
bedürftige Beschäftigtengruppen sind zu
berücksichtigen;

7. den Beschäftigten sind geeignete Anwei-
sungen zu erteilen;

8. mittelbar oder unmittelbar geschlechts-
spezifisch wirkende Regelungen sind nur
zulässig, wenn dies aus biologischen
Gründen zwingend geboten ist.

§5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(1) Der Arbeitgeber hat durch eine Beurtei-
lung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit
verbundenen Gefährdung zu ermitteln, wel-
che Maßnahmen des Arbeitsschutzes erfor-
derlich sind.
(2) 1Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je
nach Art der Tätigkeiten vorzunehmen. 2Bei
gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Be-
urteilung eines Arbeitsplatzes oder einer Tä-
tigkeit ausreichend.
(3) Eine Gefährdung kann sich insbesondere
ergeben durch
1. die Gestaltung und die Einrichtung der Ar-

beitsstätte und des Arbeitsplatzes,
2. physikalische, chemische und biologische

Einwirkungen,
3. die Gestaltung, die Auswahl und den Ein-

satz von Arbeitsmitteln, insbesondere von
Arbeitsstoffen, Maschinen, Geräten und
Anlagen sowie den Umgang damit,

4. die Gestaltung von Arbeits- und Ferti-
gungsverfahren, Arbeitsabläufen und Ar-
beitszeit und deren Zusammenwirken,

5. unzureichende Qualifikation und Unter-
weisung der Beschäftigten,

6. psychische Belastungen bei der Arbeit.

§6 Dokumentation
(1) 1Der Arbeitgeber muß über die je nach Art
der Tätigkeiten und der Zahl der Beschäftig-
ten erforderlichen Unterlagen verfügen, aus
denen das Ergebnis der Gefährdungsbeurtei-

§§ 3–6 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 4
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lung, die von ihm festgelegten Maßnahmen
des Arbeitsschutzes und das Ergebnis ihrer
Überprüfung ersichtlich sind. 2Bei gleicharti-
ger Gefährdungssituation ist es ausreichend,
wenn die Unterlagen zusammengefaßte An-
gaben enthalten.
(2) Unfälle in seinem Betrieb, bei denen ein
Beschäftigter getötet oder so verletzt wird,
daß er stirbt oder für mehr als drei Tage völlig
oder teilweise arbeits- oder dienstunfähig
wird, hat der Arbeitgeber zu erfassen.

§7 Übertragung von Aufgaben
Bei der Übertragung von Aufgaben auf Be-
schäftigte hat der Arbeitgeber je nach Art der
Tätigkeiten zu berücksichtigen, ob die Be-
schäftigten befähigt sind, die für die Sicher-
heit und den Gesundheitsschutz bei der Auf-
gabenerfüllung zu beachtenden Bestimmun-
gen und Maßnahmen einzuhalten.

§8 Zusammenarbeit mehrerer
Arbeitgeber

(1) 1Werden Beschäftigte mehrerer Arbeitge-
ber an einem Arbeitsplatz tätig, sind die Ar-
beitgeber verpflichtet, bei der Durchführung
der Sicherheits- und Gesundheitsschutzbe-
stimmungen zusammenzuarbeiten. 2Soweit
dies für die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz der Beschäftigten bei der Arbeit erfor-
derlich ist, haben die Arbeitgeber je nach Art
der Tätigkeiten insbesondere sich gegensei-
tig und ihre Beschäftigten über die mit den
Arbeiten verbundenen Gefahren für Sicher-
heit und Gesundheit der Beschäftigten zu
unterrichten und Maßnahmen zur Verhütung
dieser Gefahren abzustimmen.
(2) Der Arbeitgeber muß sich je nach Art der
Tätigkeit vergewissern, daß die Beschäftig-
ten anderer Arbeitgeber, die in seinem Be-
trieb tätig werden, hinsichtlich der Gefahren
für ihre Sicherheit und Gesundheit während
ihrer Tätigkeit in seinem Betrieb angemesse-
ne Anweisungen erhalten haben.

§9 Besondere Gefahren
(1) Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu tref-
fen, damit nur Beschäftigte Zugang zu be-
sonders gefährlichen Arbeitsbereichen ha-
ben, die zuvor geeignete Anweisungen er-
halten haben.

(2) 1Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen zu
treffen, daß alle Beschäftigten, die einer un-
mittelbaren erheblichen Gefahr ausgesetzt
sind oder sein können, möglichst frühzeitig
über diese Gefahr und die getroffenen oder
zu treffenden Schutzmaßnahmen unterrichtet
sind. 2Bei unmittelbarer erheblicher Gefahr
für die eigene Sicherheit oder die Sicherheit
anderer Personen müssen die Beschäftigten
die geeigneten Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr und Schadensbegrenzung selbst treffen
können, wenn der zuständige Vorgesetzte
nicht erreichbar ist; dabei sind die Kenntnisse
der Beschäftigten und die vorhandenen tech-
nischen Mittel zu berücksichtigen. 3Den Be-
schäftigten dürfen aus ihrem Handeln keine
Nachteile entstehen, es sei denn, sie haben
vorsätzlich oder grob fahrlässig ungeeignete
Maßnahmen getroffen.

(3) 1Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu tref-
fen, die es den Beschäftigten bei unmittelba-
rer erheblicher Gefahr ermöglichen, sich
durch sofortiges Verlassen der Arbeitsplätze
in Sicherheit zu bringen. 2Den Beschäftigten
dürfen hierdurch keine Nachteile entstehen.
3Hält die unmittelbare erhebliche Gefahr an,
darf der Arbeitgeber die Beschäftigten nur in
besonders begründeten Ausnahmefällen auf-
fordern, ihre Tätigkeit wieder aufzunehmen.
4Gesetzliche Pflichten der Beschäftigten zur
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit sowie die §§ 7 und 11 des Solda-
tengesetzes bleiben unberührt.

§10 Erste Hilfe und sonstige Notfall-
maßnahmen

(1) 1Der Arbeitgeber hat entsprechend der Art
der Arbeitsstätte und der Tätigkeiten sowie
der Zahl der Beschäftigten die Maßnahmen
zu treffen, die zur Ersten Hilfe, Brandbe-
kämpfung und Evakuierung der Beschäftig-
ten erforderlich sind. 2Dabei hat er der An-
wesenheit anderer Personen Rechnung zu
tragen. 3Er hat auch dafür zu sorgen, daß im
Notfall die erforderlichen Verbindungen zu
außerbetrieblichen Stellen, insbesondere in
den Bereichen der Ersten Hilfe, der medizini-
schen Notversorgung, der Bergung und der
Brandbekämpfung eingerichtet sind.

4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) §§ 7–10
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(2) 1Der Arbeitgeber hat diejenigen Beschäf-
tigten zu benennen, die Aufgaben der Ersten
Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung
der Beschäftigten übernehmen. 2Anzahl,
Ausbildung und Ausrüstung der nach Satz 1
benannten Beschäftigten müssen in einem
angemessenen Verhältnis zur Zahl der Be-
schäftigten und zu den bestehenden beson-
deren Gefahren stehen. 3Vor der Benennung
hat der Arbeitgeber den Betriebs- oder Per-
sonalrat zu hören. 4Weitergehende Beteili-
gungsrechte bleiben unberührt. 5Der Arbeit-
geber kann die in Satz 1 genannten Aufgaben
auch selbst wahrnehmen, wenn er über die
nach Satz 2 erforderliche Ausbildung und
Ausrüstung verfügt.

§11 Arbeitsmedizinische Vorsorge
Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten auf
ihren Wunsch unbeschadet der Pflichten aus
anderen Rechtsvorschriften zu ermöglichen,
sich je nach den Gefahren für ihre Sicherheit
und Gesundheit bei der Arbeit regelmäßig
arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen, es
sei denn, auf Grund der Beurteilung der Ar-
beitsbedingungen und der getroffenen
Schutzmaßnahmen ist nicht mit einem Ge-
sundheitsschaden zu rechnen.

§12 Unterweisung
(1) 1Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten
über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
der Arbeit während ihrer Arbeitszeit ausrei-
chend und angemessen zu unterweisen. 2Die
Unterweisung umfaßt Anweisungen und Er-
läuterungen, die eigens auf den Arbeitsplatz
oder den Aufgabenbereich der Beschäftigten
ausgerichtet sind. 3Die Unterweisung muß bei
der Einstellung, bei Veränderungen im Auf-
gabenbereich, der Einführung neuer Arbeits-
mittel oder einer neuen Technologie vor Auf-
nahme der Tätigkeit der Beschäftigten erfol-
gen. 4Die Unterweisung muß an die Gefähr-
dungsentwicklung angepaßt sein und erfor-
derlichenfalls regelmäßig wiederholt werden.
(2) 1Bei einer Arbeitnehmerüberlassung trifft
die Pflicht zur Unterweisung nach Absatz 1
den Entleiher. 2Er hat die Unterweisung unter
Berücksichtigung der Qualifikation und der
Erfahrung der Personen, die ihm zur Arbeits-

leistung überlassen werden, vorzunehmen.
3Die sonstigen Arbeitsschutzpflichten des
Verleihers bleiben unberührt.

§13 Verantwortliche Personen
(1) Verantwortlich für die Erfüllung der sich
aus diesem Abschnitt ergebenden Pflichten
sind neben dem Arbeitgeber

1. sein gesetzlicher Vertreter,

2. das vertretungsberechtigte Organ einer
juristischen Person,

3. der vertretungsberechtigte Gesellschafter
einer Personenhandelsgesellschaft,

4. Personen, die mit der Leitung eines Unter-
nehmens oder eines Betriebes beauftragt
sind, im Rahmen der ihnen übertragenen
Aufgaben und Befugnisse,

5. sonstige nach Absatz 2 oder nach einer auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnung oder nach einer Unfallverhü-
tungsvorschrift verpflichtete Personen im
Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse.

(2) Der Arbeitgeber kann zuverlässige und
fachkundige Personen schriftlich damit be-
auftragen ihm obliegende Aufgaben nach
diesem Gesetz in eigener Verantwortung
wahrzunehmen.

§14 Unterrichtung und Anhörung der
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes

(1) Die Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes sind vor Beginn der Beschäftigung und bei
Veränderungen in ihren Arbeitsbereichen
über Gefahren für Sicherheit und Gesundheit,
denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sein kön-
nen, sowie über die Maßnahmen und Ein-
richtungen zur Verhütung dieser Gefahren
und die nach § 10 Abs. 2 getroffenen Maß-
nahmen zu unterrichten.

(2) Soweit in Betrieben des öffentlichen
Dienstes keine Vertretung der Beschäftigten
besteht, hat der Arbeitgeber die Beschäftig-
ten zu allen Maßnahmen zu hören, die Aus-
wirkungen auf Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten haben können.

§§ 11–14 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 4

4

www.WALHALLA.de 43

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Dritter Abschnitt
Pflichten und Rechte der

Beschäftigten

§15 Pflichten der Beschäftigten
(1) 1Die Beschäftigten sind verpflichtet, nach
ihren Möglichkeiten sowie gemäß der Unter-
weisung und Weisung des Arbeitgebers für
ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit
Sorge zu tragen. 2Entsprechend Satz 1 haben
die Beschäftigten auch für die Sicherheit und
Gesundheit der Personen zu sorgen, die von
ihren Handlungen oder Unterlassungen bei
der Arbeit betroffen sind.

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 haben die Be-
schäftigten insbesondere Maschinen, Geräte,
Werkzeuge, Arbeitsstoffe, Transportmittel
und sonstige Arbeitsmittel sowie Schutzvor-
richtungen und die ihnen zur Verfügung ge-
stellte persönliche Schutzausrüstung bestim-
mungsgemäß zu verwenden.

§16 Besondere Unterstützungspflichten
(1) Die Beschäftigten haben dem Arbeitgeber
oder dem zuständigen Vorgesetzten jede von
ihnen festgestellte unmittelbare erhebliche
Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit so-
wie jeden an den Schutzsystemen festge-
stellten Defekt unverzüglich zu melden.

(2) 1Die Beschäftigten haben gemeinsam mit
dem Betriebsarzt und der Fachkraft für Ar-
beitssicherheit den Arbeitgeber darin zu un-
terstützen, die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit
zu gewährleisten und seine Pflichten ent-
sprechend den behördlichen Aufgaben zu er-
füllen. 2Unbeschadet ihrer Pflicht nach Ab-
satz 1 sollen die Beschäftigten von ihnen
festgestellte Gefahren für Sicherheit und Ge-
sundheit und Mängel an den Schutzsystemen
auch der Fachkraft für Arbeitssicherheit, dem
Betriebsarzt oder dem Sicherheitsbeauftrag-
ten nach § 22 des Siebten Buches Sozialge-
setzbuch mitteilen.

§17 Rechte der Beschäftigten
(1) 1Die Beschäftigten sind berechtigt, dem
Arbeitgeber Vorschläge zu allen Fragen der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei

der Arbeit zu machen. 2Für Beamtinnen und
Beamte des Bundes ist § 125 des Bundesbe-
amtengesetzes anzuwenden. 3Entsprechen-
des Landesrecht bleibt unberührt.

(2) 1Sind Beschäftigte auf Grund konkreter
Anhaltspunkte der Auffassung, daß die vom
Arbeitgeber getroffenen Maßnahmen und
bereitgestellten Mittel nicht ausreichen, um
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei
der Arbeit zu gewährleisten, und hilft der Ar-
beitgeber darauf gerichteten Beschwerden
von Beschäftigten nicht ab, können sich diese
an die zuständige Behörde wenden. 2Hier-
durch dürfen den Beschäftigten keine Nach-
teile entstehen. 3Die in Absatz 1 Satz 2 und 3
genannten Vorschriften sowie die Vorschrif-
ten des Hinweisgeberschutzgesetzes, der
Wehrbeschwerdeordnung und des Gesetzes
über den Wehrbeauftragten des Deutschen
Bundestages bleiben unberührt.

Vierter Abschnitt
Verordnungsermächtigungen

§18 Verordnungsermächtigungen
(1) 1Die Bundesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates vorzuschreiben, welche Maß-
nahmen der Arbeitgeber und die sonstigen
verantwortlichen Personen zu treffen haben
und wie sich die Beschäftigten zu verhalten
haben, um ihre jeweiligen Pflichten, die sich
aus diesem Gesetz ergeben, zu erfüllen. 2In
diesen Rechtsverordnungen kann auch be-
stimmt werden, daß bestimmte Vorschriften
des Gesetzes zum Schutz anderer als in § 2
Abs. 2 genannter Personen anzuwenden sind.

(2) Durch Rechtsverordnungen nach Absatz 1
kann insbesondere bestimmt werden,

1. daß und wie zur Abwehr bestimmter Ge-
fahren Dauer oder Lage der Beschäfti-
gung oder die Zahl der Beschäftigten be-
grenzt werden muß,

2. daß der Einsatz bestimmter Arbeitsmittel
oder -verfahren mit besonderen Gefah-
ren für die Beschäftigten verboten ist
oder der zuständigen Behörde angezeigt
oder von ihr erlaubt sein muß oder be-

4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) §§ 15–18
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sonders gefährdete Personen dabei nicht
beschäftigt werden dürfen,

3. daß bestimmte, besonders gefährliche
Betriebsanlagen einschließlich der Ar-
beits- und Fertigungsverfahren vor Inbe-
triebnahme, in regelmäßigen Abständen
oder auf behördliche Anordnung fach-
kundig geprüft werden müssen,

3a. dass für bestimmte Beschäftigte ange-
messene Unterkünfte bereitzustellen
sind, wenn dies aus Gründen der Sicher-
heit, zum Schutz der Gesundheit oder aus
Gründen der menschengerechten Gestal-
tung der Arbeit erforderlich ist und wel-
che Anforderungen dabei zu erfüllen sind,

4. daß Beschäftigte, bevor sie eine bestimm-
te gefährdende Tätigkeit aufnehmen oder
fortsetzen oder nachdem sie sie beendet
haben, arbeitsmedizinisch zu untersuchen
sind, undwelche besonderen Pflichten der
Arzt dabei zu beachten hat,

5. dass Ausschüsse zu bilden sind, denen die
Aufgabe übertragen wird, die Bundesre-
gierung oder das zuständige Bundesmi-
nisterium zur Anwendung der Rechtsver-
ordnungen zu beraten, dem Stand der
Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene ent-
sprechende Regeln und sonstige gesi-
cherte arbeitswissenschaftliche Erkennt-
nisse zu ermitteln sowie Regeln zu ermit-
teln, wie die in den Rechtsverordnungen
gestellten Anforderungen erfüllt werden
können. Das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales kann die Regeln und
Erkenntnisse amtlich bekannt machen.

(3) 1In epidemischen Lagen von nationaler
Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektions-
schutzgesetzes kann das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales ohne Zustimmung des
Bundesrates spezielle Rechtsverordnungen
nach Absatz 1 für einen befristeten Zeitraum
erlassen. 2Das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales kann ohne Zustimmung des
Bundesrates durch Rechtsverordnung für ei-
nen befristeten Zeitraum, der spätestens mit
Ablauf des 7. April 2023 endet,

1. bestimmen, dass spezielle Rechtsverord-
nungen nach Satz 1 nach Aufhebung der

Feststellung der epidemischen Lage von
nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1
des Infektionsschutzgesetzes fortgelten,
und diese ändern sowie

2. spezielle Rechtsverordnungen nach Ab-
satz 1 erlassen.

§19 Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaften und zwischen-
staatliche Vereinbarungen

Rechtsverordnungen nach § 18 können auch
erlassen werden, soweit dies zur Durchfüh-
rung von Rechtsakten des Rates oder der
Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten oder von Beschlüssen internationaler Or-
ganisationen oder von zwischenstaatlichen
Vereinbarungen, die Sachbereiche dieses Ge-
setzes betreffen, erforderlich ist, insbesonde-
re um Arbeitsschutzpflichten für andere als in
§ 2 Abs. 3 genannte Personen zu regeln.

§20 Regelungen für den öffentlichen
Dienst

(1) Für die Beamten der Länder, Gemeinden
und sonstigen Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts regelt das
Landesrecht, ob und inwieweit die nach § 18
erlassenen Rechtsverordnungen gelten.

(2) 1Für bestimmte Tätigkeiten im öffentlichen
Dienst des Bundes, insbesondere bei der Bun-
deswehr, der Polizei, den Zivil- und Katastro-
phenschutzdiensten, dem Zoll oder den Nach-
richtendiensten, können das Bundeskanzler-
amt, das Bundesministerium des Innern, für
Bau und Heimat, das Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur, das Bun-
desministerium der Verteidigung oder das
Bundesministerium der Finanzen, soweit sie
hierfür jeweils zuständig sind, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesra-
tes bestimmen, daß Vorschriften dieses Ge-
setzes ganz oder zum Teil nicht anzuwenden
sind, soweit öffentliche Belange dies zwin-
gend erfordern, insbesondere zur Aufrechter-
haltung oder Wiederherstellung der öffentli-
chen Sicherheit. 2Rechtsverordnungen nach
Satz 1 werden im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
und, soweit nicht das Bundesministerium des

§§ 19–20 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 4
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Innern, für Bau und Heimat selbst ermächtigt
ist, im Einvernehmen mit diesem Ministerium
erlassen. 3In den Rechtsverordnungen ist
gleichzeitig festzulegen, wie die Sicherheit
und der Gesundheitsschutz bei der Arbeit un-
ter Berücksichtigung der Ziele dieses Gesetzes
auf andere Weise gewährleistet werden. 4Für
Tätigkeiten im öffentlichen Dienst der Länder,
Gemeinden und sonstigen landesunmittelba-
ren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts können den Sätzen 1
und 3 entsprechende Regelungen durch Lan-
desrecht getroffen werden.

Fünfter Abschnitt
Gemeinsame deutsche Arbeits-

schutzstrategie

§20a Gemeinsame deutsche Arbeits-
schutzstrategie

(1) 1Nach den Bestimmungen dieses Ab-
schnitts entwickeln Bund, Länder und Unfall-
versicherungsträger im Interesse eines wirk-
samen Arbeitsschutzes eine gemeinsame
deutsche Arbeitsschutzstrategie und gewähr-
leisten ihre Umsetzung und Fortschreibung.
2Mit der Wahrnehmung der ihnen gesetzlich
zugewiesenen Aufgaben zur Verhütung von
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie
zur menschengerechten Gestaltung der Ar-
beit tragen Bund, Länder und Unfallversiche-
rungsträger dazu bei, die Ziele der gemein-
samen deutschen Arbeitsschutzstrategie zu
erreichen.
(2) Die gemeinsame deutsche Arbeitsschutz-
strategie umfasst
1. die Entwicklung gemeinsamer Arbeits-

schutzziele,
2. die Festlegung vorrangiger Handlungsfel-

der und von Eckpunkten für Arbeitspro-
gramme sowie deren Ausführung nach
einheitlichen Grundsätzen,

3. die Evaluierung der Arbeitsschutzziele,
Handlungsfelder und Arbeitsprogramme
mit geeigneten Kennziffern,

4. die Festlegung eines abgestimmten Vor-
gehens der für den Arbeitsschutz zustän-

digen Landesbehörden und der Unfallver-
sicherungsträger bei der Beratung und
Überwachung der Betriebe,

5. die Herstellung eines verständlichen,
überschaubaren und abgestimmten Vor-
schriften- und Regelwerks.

§20b Nationale Arbeitsschutzkonferenz
(1) 1Die Aufgabe der Entwicklung, Steuerung
und Fortschreibung der gemeinsamen deut-
schen Arbeitsschutzstrategie nach § 20a
Abs. 1 Satz 1 wird von der Nationalen Ar-
beitsschutzkonferenz wahrgenommen. 2Sie
setzt sich aus jeweils drei stimmberechtigten
Vertretern von Bund, Ländern und den Un-
fallversicherungsträgern zusammen und be-
stimmt für jede Gruppe drei Stellvertreter.
3Außerdem entsenden die Spitzenorganisa-
tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer für
die Behandlung von Angelegenheiten nach
§ 20a Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und 5 jeweils bis zu
drei Vertreter in die Nationale Arbeitsschutz-
konferenz; sie nehmen mit beratender Stim-
me an den Sitzungen teil. 4Die Nationale Ar-
beitsschutzkonferenz gibt sich eine Ge-
schäftsordnung; darin werden insbesondere
die Arbeitsweise und das Beschlussverfahren
festgelegt. 5Die Geschäftsordnung muss ein-
stimmig angenommen werden.

(2) Alle Einrichtungen, die mit Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit befasst sind, kön-
nen der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz
Vorschläge für Arbeitsschutzziele, Handlungs-
felder und Arbeitsprogramme unterbreiten.

(3) 1Die Nationale Arbeitsschutzkonferenz wird
durch ein Arbeitsschutzforum unterstützt, das
in der Regel einmal jährlich stattfindet. 2Am
Arbeitsschutzforum sollen sachverständige
Vertreter der Spitzenorganisationen der Arbeit-
geber und Arbeitnehmer, der Berufs- und Wirt-
schaftsverbände, der Wissenschaft, der Kran-
ken- und Rentenversicherungsträger, von Ein-
richtungen im Bereich Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit sowie von Einrichtungen, die
der Förderung der Beschäftigungsfähigkeit
dienen, teilnehmen. 3Das Arbeitsschutzforum
hat die Aufgabe, eine frühzeitige und aktive
Teilhabe der sachverständigen Fachöffentlich-
keit an der Entwicklung und Fortschreibung der

4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) §§ 20a–20b
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gemeinsamen deutschen Arbeitsschutzstrate-
gie sicherzustellen und die Nationale Arbeits-
schutzkonferenz entsprechend zu beraten.

(4) Einzelheiten zum Verfahren der Einrei-
chung von Vorschlägen nach Absatz 2 und
zur Durchführung des Arbeitsschutzforums
nach Absatz 3 werden in der Geschäftsord-
nung der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz
geregelt.

(5) 1Die Geschäfte der Nationalen Arbeits-
schutzkonferenz und des Arbeitsschutzfo-
rums führt die Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin. 2Einzelheiten zu
Arbeitsweise und Verfahren werden in der
Geschäftsordnung der Nationalen Arbeits-
schutzkonferenz festgelegt.

Sechster Abschnitt
Schlußvorschriften

§ 21 Zuständige Behörden; Zusammen-
wirken mit den Trägern der
gesetzlichen Unfallversicherung

(1) 1Die Überwachung des Arbeitsschutzes
nach diesem Gesetz ist staatliche Aufgabe.
2Die zuständigen Behörden haben die Ein-
haltung dieses Gesetzes und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen zu überwachen und die Arbeitgeber
bei der Erfüllung ihrer Pflichten zu beraten.
3Bei der Überwachung haben die zuständigen
Behörden bei der Auswahl von Betrieben Art
und Umfang des betrieblichen Gefährdungs-
potenzials zu berücksichtigen.

(1a) 1Die zuständigen Landesbehörden haben
bei der Überwachung nach Absatz 1 sicher-
zustellen, dass im Laufe eines Kalenderjahres
eine Mindestanzahl an Betrieben besichtigt
wird. 2Beginnend mit dem Kalenderjahr 2026
sind im Laufe eines Kalenderjahres mindes-
tens 5 Prozent der im Land vorhandenen Be-
triebe zu besichtigen (Mindestbesichtigungs-
quote). 3Von der Mindestbesichtigungsquote
kann durch Landesrecht nicht abgewichen
werden. 4Erreicht eine Landesbehörde die
Mindestbesichtigungsquote nicht, so hat sie
die Zahl der besichtigten Betriebe bis zum
Kalenderjahr 2026 schrittweise mindestens

so weit zu erhöhen, dass sie die Mindestbe-
sichtigungsquote erreicht. 5Maßgeblich für
die Anzahl der im Land vorhandenen Betriebe
ist die amtliche Statistik der Bundesagentur
für Arbeit des Vorjahres.

(2) 1Die Aufgaben und Befugnisse der Träger
der gesetzlichen Unfallversicherung richten
sich, soweit nichts anderes bestimmt ist, nach
den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs. 2So-
weit die Träger der gesetzlichen Unfallversi-
cherung nach dem Sozialgesetzbuch im Rah-
men ihres Präventionsauftrags auch Aufga-
ben zur Gewährleistung von Sicherheit und
Gesundheitsschutz der Beschäftigten wahr-
nehmen, werden sie ausschließlich im Rah-
men ihrer autonomen Befugnisse tätig.

(3) 1Die zuständigen Landesbehörden und die
Unfallversicherungsträger wirken auf der
Grundlage einer gemeinsamen Beratungs-
und Überwachungsstrategie nach § 20a Abs. 2
Nr. 4 eng zusammen und stellen den Erfah-
rungsaustausch sicher. 2Diese Strategie um-
fasst die Abstimmung allgemeiner Grundsätze
zur methodischen Vorgehensweise bei

1. der Beratung und Überwachung der Be-
triebe,

2. der Festlegung inhaltlicher Beratungs- und
Überwachungsschwerpunkte, aufeinander
abgestimmter oder gemeinsamer Schwer-
punktaktionen und Arbeitsprogramme und

3. der Förderung eines Daten- und sonstigen
Informationsaustausches, insbesondere
über Betriebsbesichtigungen und deren
wesentliche Ergebnisse.

3Die zuständigen Landesbehörden vereinba-
ren mit den Unfallversicherungsträgern nach
§ 20 Abs. 2 Satz 3 des Siebten Buches Sozi-
algesetzbuch die Maßnahmen, die zur Um-
setzung der gemeinsamen Arbeitsprogram-
me nach § 20a Abs. 2 Nr. 2 und der gemein-
samen Beratungs- und Überwachungsstrate-
gie notwendig sind; sie evaluieren deren
Zielerreichung mit den von der Nationalen
Arbeitsschutzkonferenz nach § 20a Abs. 2
Nr. 3 bestimmten Kennziffern.

(3a) 1Zu nach dem 1. Januar 2023 durchge-
führten Betriebsbesichtigungen und deren
Ergebnissen übermitteln die für den Arbeits-

§ 21 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 4
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schutz zuständigen Landesbehörden an den
für die besichtigte Betriebsstätte zuständigen
Unfallversicherungsträger im Wege elektro-
nischer Datenübertragung folgende Informa-
tionen:
1. Name und Anschrift des Betriebs,
2. Anschrift der besichtigten Betriebsstätte,

soweit nicht mit Nummer 1 identisch,
3. Kennnummer zur Identifizierung,
4. Wirtschaftszweig des Betriebs,
5. Datum der Besichtigung,
6. Anzahl der Beschäftigten zum Zeitpunkt

der Besichtigung,
7. Vorhandensein einer betrieblichen Inte-

ressenvertretung,
8. Art der sicherheitstechnischen Betreu-

ung,
9. Art der betriebsärztlichen Betreuung,
10. Bewertung der Arbeitsschutzorganisati-

on einschließlich
a) der Unterweisung,
b) der arbeitsmedizinischen Vorsorge

und
c) der Ersten Hilfe und sonstiger Notfall-

maßnahmen,
11. Bewertung der Gefährdungsbeurteilung

einschließlich
a) der Ermittlung von Gefährdungen und

Festlegung von Maßnahmen,
b) der Prüfung der Umsetzung der Maß-

nahmen und ihrer Wirksamkeit und
c) der Dokumentation der Gefährdun-

gen und Maßnahmen,
12. Verwaltungshandeln in Form von Fest-

stellungen, Anordnungen oder Bußgel-
dern.

2Die übertragenen Daten dürfen von den Un-
fallversicherungsträgern nur zur Erfüllung der
in ihrer Zuständigkeit nach § 17 Absatz 1 des
Siebten Buches Sozialgesetzbuch liegenden
Aufgaben verarbeitet werden.
(4) 1Die für den Arbeitsschutz zuständige
oberste Landesbehörde kann mit Trägern der
gesetzlichen Unfallversicherung vereinbaren,
daß diese in näher zu bestimmenden Tätig-
keitsbereichen die Einhaltung dieses Geset-

zes, bestimmter Vorschriften dieses Gesetzes
oder der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen überwachen. 2In
der Vereinbarung sind Art und Umfang der
Überwachung sowie die Zusammenarbeit mit
den staatlichen Arbeitsschutzbehörden fest-
zulegen.

(5) 1Soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist, ist zuständige Behörde für die
Durchführung dieses Gesetzes und der auf
dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnun-
gen in den Betrieben und Verwaltungen des
Bundes die Zentralstelle für Arbeitsschutz
beim Bundesministerium des Innern, für Bau
und Heimat. 2Im Auftrag der Zentralstelle
handelt, soweit nichts anderes bestimmt ist,
die Unfallversicherung Bund und Bahn, die
insoweit der Aufsicht des Bundesministeri-
ums des Innern, für Bau und Heimat unter-
liegt; Aufwendungen werden nicht erstattet.
3Im öffentlichen Dienst im Geschäftsbereich
des Bundesministeriums für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur führt die Unfallversiche-
rung Bund und Bahn, soweit die Eisenbahn-
Unfallkasse bis zum 31. Dezember 2014 Trä-
ger der Unfallversicherung war, dieses Gesetz
durch. 4Für Betriebe und Verwaltungen in den
Geschäftsbereichen des Bundesministeriums
der Verteidigung und des Auswärtigen Amtes
hinsichtlich seiner Auslandsvertretungen
führt das jeweilige Bundesministerium, so-
weit es jeweils zuständig ist, oder die von ihm
jeweils bestimmte Stelle dieses Gesetz durch.
5Im Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums der Finanzen führt die Berufsgenossen-
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele-
kommunikation dieses Gesetz durch, soweit
der Geschäftsbereich des ehemaligen Bun-
desministeriums für Post und Telekommuni-
kation betroffen ist. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten
auch für Betriebe und Verwaltungen, die zur
Bundesverwaltung gehören, für die aber eine
Berufsgenossenschaft Träger der Unfallversi-
cherung ist. 7Die zuständigen Bundesministe-
rien können mit den Berufsgenossenschaften
für diese Betriebe und Verwaltungen verein-
baren, daß das Gesetz von den Berufsgenos-
senschaften durchgeführt wird; Aufwendun-
gen werden nicht erstattet.

4 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) § 21

4

48 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

§22 Befugnisse der zuständigen
Behörden

(1) 1Die zuständige Behörde kann vom Ar-
beitgeber oder von den verantwortlichen
Personen die zur Durchführung ihrer Über-
wachungsaufgabe erforderlichen Auskünfte
und die Überlassung von entsprechenden
Unterlagen verlangen. 2Werden Beschäftigte
mehrerer Arbeitgeber an einem Arbeitsplatz
tätig, kann die zuständige Behörde von den
Arbeitgebern oder von den verantwortlichen
Personen verlangen, dass das Ergebnis der
Abstimmung über die zu treffenden Maß-
nahmen nach § 8 Absatz 1 schriftlich vorge-
legt wird. 3Die auskunftspflichtige Person
kann die Auskunft auf solche Fragen oder die
Vorlage derjenigen Unterlagen verweigern,
deren Beantwortung oder Vorlage sie selbst
oder einen ihrer in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehöri-
gen der Gefahr der Verfolgung wegen einer
Straftat oder Ordnungswidrigkeit aussetzen
würde. 4Die auskunftspflichtige Person ist
darauf hinzuweisen.

(2) 1Die mit der Überwachung beauftragten
Personen sind befugt, zu den Betriebs- und
Arbeitszeiten Betriebsstätten, Geschäfts- und
Betriebsräume zu betreten, zu besichtigen
und zu prüfen sowie in die geschäftlichen
Unterlagen der auskunftspflichtigen Person
Einsicht zu nehmen, soweit dies zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 2Außerdem
sind sie befugt, Betriebsanlagen, Arbeitsmit-
tel und persönliche Schutzausrüstungen zu
prüfen, Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe
zu untersuchen, Messungen vorzunehmen
und insbesondere arbeitsbedingte Gesund-
heitsgefahren festzustellen und zu untersu-
chen, auf welche Ursachen ein Arbeitsunfall,
eine arbeitsbedingte Erkrankung oder ein
Schadensfall zurückzuführen ist. 3Sie sind
berechtigt, die Begleitung durch den Arbeit-
geber oder eine von ihm beauftragte Person
zu verlangen. 4Der Arbeitgeber oder die ver-
antwortlichen Personen haben die mit der
Überwachung beauftragten Personen bei der
Wahrnehmung ihrer Befugnisse nach den
Sätzen 1 und 2 zu unterstützen. 5Außerhalb
der in Satz 1 genannten Zeiten dürfen die mit

der Überwachung beauftragten Personen
ohne Einverständnis des Arbeitgebers die
Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 nur
treffen, soweit sie zur Verhütung dringender
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung erforderlich sind. 6Wenn sich die
Arbeitsstätte in einer Wohnung befindet,
dürfen die mit der Überwachung beauftrag-
ten Personen die Maßnahmen nach den Sät-
zen 1 und 2 ohne Einverständnis der Bewoh-
ner oder Nutzungsberechtigten nur treffen,
soweit sie zur Verhütung dringender Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
erforderlich sind. 7Die auskunftspflichtige
Person hat die Maßnahmen nach den Sät-
zen 1, 2, 5 und 6 zu dulden. 8Die Sätze 1 und 5
gelten entsprechend, wenn nicht feststeht,
ob in der Arbeitsstätte Personen beschäftigt
werden, jedoch Tatsachen gegeben sind, die
diese Annahme rechtfertigen. 9Das Grund-
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit
eingeschränkt.
(3) 1Die zuständige Behörde kann im Einzel-
fall anordnen,
1. welche Maßnahmen der Arbeitgeber und

die verantwortlichen Personen oder die
Beschäftigten zur Erfüllung der Pflichten
zu treffen haben, die sich aus diesem Ge-
setz und den auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen ergeben,

2. welche Maßnahmen der Arbeitgeber und
die verantwortlichen Personen zur Ab-
wendung einer besonderen Gefahr für Le-
ben und Gesundheit der Beschäftigten zu
treffen haben.

2Die zuständige Behörde hat, wenn nicht Ge-
fahr im Verzug ist, zur Ausführung der An-
ordnung eine angemessene Frist zu setzen.
3Wird eine Anordnung nach Satz 1 nicht in-
nerhalb einer gesetzten Frist oder eine für
sofort vollziehbar erklärte Anordnung nicht
sofort ausgeführt, kann die zuständige Be-
hörde die von der Anordnung betroffene Ar-
beit oder die Verwendung oder den Betrieb
der von der Anordnung betroffenen Arbeits-
mittel untersagen. 4Maßnahmen der zustän-
digen Behörde im Bereich des öffentlichen
Dienstes, die den Dienstbetrieb wesentlich
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beeinträchtigen, sollen im Einvernehmen mit
der obersten Bundes- oder Landesbehörde
oder dem Hauptverwaltungsbeamten der
Gemeinde getroffen werden.

§ 23 Betriebliche Daten; Zusammen-
arbeit mit anderen Behörden;
Jahresbericht, Bundesfachstelle

(1) 1Der Arbeitgeber hat der zuständigen Be-
hörde zu einem von ihr bestimmten Zeitpunkt
Mitteilungen über

1. die Zahl der Beschäftigten und derer, an
die er Heimarbeit vergibt, aufgegliedert
nach Geschlecht, Alter und Staatsangehö-
rigkeit,

2. den Namen oder die Bezeichnung und
Anschrift des Betriebes, in dem er sie be-
schäftigt,

3. seinen Namen, seine Firma und seine An-
schrift sowie

4. den Wirtschaftszweig, dem sein Betrieb
angehört,

zu machen. 2Das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates zu bestimmen, daß die Stellen der
Bundesverwaltung, denen der Arbeitgeber
die in Satz 1 genannten Mitteilungen bereits
auf Grund einer Rechtsvorschrift mitgeteilt
hat, diese Angaben an die für die Behörden
nach Absatz 1 zuständigen obersten Landes-
behörden als Schreiben oder auf maschinell
verwertbaren Datenträgern oder durch Da-
tenübertragung weiterzuleiten haben. 3In der
Rechtsverordnung können das Nähere über
die Form der weiterzuleitenden Angaben so-
wie die Frist für die Weiterleitung bestimmt
werden. 4Die weitergeleiteten Angaben dür-
fen nur zur Erfüllung der in der Zuständigkeit
der Behörden nach § 21 Abs. 1 liegenden
Arbeitsschutzaufgaben verarbeitet werden.

(2) 1Die mit der Überwachung beauftragten
Personen dürfen die ihnen bei ihrer Überwa-
chungstätigkeit zur Kenntnis gelangenden
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse nur in
den gesetzlich geregelten Fällen oder zur
Verfolgung von Gesetzwidrigkeiten oder zur
Erfüllung von gesetzlich geregelten Aufga-

ben zum Schutz der Versicherten dem Träger
der gesetzlichen Unfallversicherung oder zum
Schutz der Umwelt den dafür zuständigen
Behörden offenbaren. 2Soweit es sich bei
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen um In-
formationen über die Umwelt im Sinne des
Umweltinformationsgesetzes handelt, richtet
sich die Befugnis zu ihrer Offenbarung nach
dem Umweltinformationsgesetz.
(3) 1Ergeben sich im Einzelfall für die zustän-
digen Behörden konkrete Anhaltspunkte für
1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von

Ausländern ohne den erforderlichen Auf-
enthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufent-
haltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung
oder eine Duldung, die zur Ausübung der
Beschäftigung berechtigen, oder eine Ge-
nehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch,

2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht
nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch gegenüber einer
Dienststelle der Bundesagentur für Arbeit,
einem Träger der gesetzlichen Kranken-,
Pflege-, Unfall- oder Rentenversicherung
oder einem Träger der Sozialhilfe oder ge-
gen die Meldepflicht nach § 8a des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes,

3. Verstöße gegen das Gesetz zur Bekämp-
fung der Schwarzarbeit,

4. Verstöße gegen das Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz,

5. Verstöße gegen die Vorschriften des Vier-
ten und des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch über die Verpflichtung zur Zahlung
von Sozialversicherungsbeiträgen,

6. Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz,
7. Verstöße gegen die Steuergesetze,
8. Verstöße gegen das Gesetz zur Sicherung

von Arbeitnehmerrechten in der Fleisch-
wirtschaft,

unterrichten sie die für die Verfolgung und
Ahndung der Verstöße nach den Nummern 1
bis 8 zuständigen Behörden, die Träger der
Sozialhilfe sowie die Behörden nach § 71 des
Aufenthaltsgesetzes. 2In den Fällen des Sat-
zes 1 arbeiten die zuständigen Behörden ins-
besondere mit den Agenturen für Arbeit, den
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Hauptzollämtern, den Rentenversicherungs-
trägern, den Krankenkassen als Einzugsstel-
len für die Sozialversicherungsbeiträge, den
Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung,
den nach Landesrecht für die Verfolgung und
Ahndung von Verstößen gegen das Gesetz
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit zuständi-
gen Behörden, den Trägern der Sozialhilfe,
den in § 71 des Aufenthaltsgesetzes ge-
nannten Behörden und den Finanzbehörden
zusammen.

(4) 1Die zuständigen obersten Landesbehör-
den haben über die Überwachungstätigkeit
der ihnen unterstellten Behörden einen Jah-
resbericht zu veröffentlichen. 2Der Jahresbe-
richt umfaßt auch Angaben zur Erfüllung von
Unterrichtungspflichten aus internationalen
Übereinkommen oder Rechtsakten der Euro-
päischen Gemeinschaften, soweit sie den Ar-
beitsschutz betreffen.

(5) 1Bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin wird eine Bundesfach-
stelle für Sicherheit und Gesundheit bei der
Arbeit eingerichtet. 2Sie hat die Aufgabe, die
Jahresberichte der Länder einschließlich der
Besichtigungsquote nach § 21 Absatz 1a
auszuwerten und die Ergebnisse für den sta-
tistischen Bericht über den Stand von Sicher-
heit und Gesundheit bei der Arbeit und über
das Unfall- und Berufskrankheitengeschehen
in der Bundesrepublik Deutschland nach § 25
Absatz 1 des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch zusammenzufassen. 3Das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales kann die Ar-
beitsweise und das Verfahren der Bundes-
fachstelle für Sicherheit und Gesundheit bei
der Arbeit im Errichtungserlass der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
festlegen.

§24 Ermächtigung zum Erlaß von
allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften

Die Bundesregierung kann mit Zustimmung
des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvor-
schriften erlassen insbesondere
1. zur Durchführung dieses Gesetzes und der

auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen, insbesondere dazu,

welche Kriterien zur Auswahl von Betrie-
ben bei der Überwachung anzuwenden,
welche Sachverhalte im Rahmen einer Be-
triebsbesichtigung mindestens zu prüfen
und welche Ergebnisse aus der Überwa-
chung für die Berichterstattung zu erfas-
sen sind,

2. über die Gestaltung der Jahresberichte
nach § 23 Abs. 4 und

3. über die Angaben, die die zuständigen
obersten Landesbehörden dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales für den
Unfallverhütungsbericht nach § 25 Abs. 2
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch bis
zu einem bestimmten Zeitpunkt mitzutei-
len haben.

§ 24a Ausschuss für Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit

(1) 1Beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ein Ausschuss für Sicherheit
und Gesundheit bei der Arbeit gebildet, in
dem geeignete Personen vonseiten der öf-
fentlichen und privaten Arbeitgeber, der Ge-
werkschaften, der Landesbehörden, der ge-
setzlichen Unfallversicherung und weitere
geeignete Personen, insbesondere aus der
Wissenschaft, vertreten sein sollen. 2Dem
Ausschuss sollen nicht mehr als 15Mitglieder
angehören. 3Für jedes Mitglied ist ein stell-
vertretendes Mitglied zu benennen. 4Die Mit-
gliedschaft im Ausschuss ist ehrenamtlich.
5Ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mit-
glied aus den anderen Ausschüssen beim
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
nach § 18 Absatz 2 Nummer 5 soll dauerhaft
als Gast im Ausschuss für Sicherheit und Ge-
sundheit bei der Arbeit vertreten sein.

(2) 1Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales beruft die Mitglieder des Ausschus-
ses für Sicherheit und Gesundheit bei der Ar-
beit und die stellvertretendenMitglieder. 2Der
Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung
und wählt die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden aus seiner Mitte. 3Die Geschäftsord-
nung und die Wahl der oder des Vorsitzenden
bedürfen der Zustimmung des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales.

§§ 24–24a Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 4

4

www.WALHALLA.de 51

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

(3) 1Zu den Aufgaben des Ausschusses für
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit ge-
hört es, soweit hierfür kein anderer Aus-
schuss beim Bundesministerium für Arbeit
und Soziales nach § 18 Absatz 2 Nummer 5
zuständig ist,
1. den Stand von Technik, Arbeitsmedizin

und Hygiene sowie sonstige gesicherte
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse für
die Sicherheit und Gesundheit der Be-
schäftigten zu ermitteln,

2. Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln, wie
die in diesem Gesetz gestellten Anforde-
rungen erfüllt werden können,

3. Empfehlungen zu Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit aufzustellen,

4. das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales in allen Fragen des Arbeitsschutzes
zu beraten.

2Das Arbeitsprogramm des Ausschusses für
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit wird
mit dem Bundesministerium für Arbeit und
Soziales abgestimmt. 3Der Ausschuss arbeitet
eng mit den anderen Ausschüssen beim
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
nach § 18 Absatz 2 Nummer 5 zusammen.
(4) 1Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kann die vom Ausschuss für Sicher-
heit und Gesundheit bei der Arbeit ermittel-
ten Regeln und Erkenntnisse im Gemeinsa-
men Ministerialblatt bekannt geben und die
Empfehlungen veröffentlichen. 2Der Arbeit-
geber hat die bekannt gegebenen Regeln und
Erkenntnisse zu berücksichtigen. 3Bei Einhal-
tung dieser Regeln und bei Beachtung dieser
Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass die
in diesem Gesetz gestellten Anforderungen
erfüllt sind, soweit diese von der betreffen-
den Regel abgedeckt sind. 4Die Anforderun-
gen aus Rechtsverordnungen nach § 18 und
dazu bekannt gegebene Regeln und Erkennt-
nisse bleiben unberührt.

(5) 1Die Bundesministerien sowie die obers-
ten Landesbehörden können zu den Sitzun-
gen des Ausschusses für Sicherheit und Ge-
sundheit bei der Arbeit Vertreterinnen oder
Vertreter entsenden. 2Auf Verlangen ist ihnen
in der Sitzung das Wort zu erteilen.

(6) Die Geschäfte des Ausschusses für Si-
cherheit und Gesundheit bei der Arbeit führt
die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin.

§25 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. einer Rechtsverordnung nach § 18 Abs. 1
oder § 19 zuwiderhandelt, soweit sie für
einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bußgeldvorschrift verweist oder

2. a) als Arbeitgeber oder als verantwortli-
che Person einer vollziehbaren Anord-
nung nach § 22 Abs. 3 oder

b) als Beschäftigter einer vollziehbaren
Anordnung nach § 22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b
mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro,
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchsta-
be amit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend
Euro geahndet werden.

§26 Strafvorschriften
Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe wird bestraft, wer
1. eine in § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a be-

zeichnete Handlung beharrlich wiederholt
oder

2. durch eine in § 25 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2
Buchstabe a bezeichnete vorsätzliche
Handlung Leben oder Gesundheit eines
Beschäftigten gefährdet.
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Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere
Fachkräfte für Arbeitssicherheit
Vom 12. Dezember 1973 (BGBl. I S. 1885)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Umsetzung des Seearbeitsübereinkommens 2006

der Internationalen Arbeitsorganisation
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868)

Erster Abschnitt

§1 Grundsatz

Der Arbeitgeber hat nach Maßgabe dieses
Gesetzes Betriebsärzte und Fachkräfte für
Arbeitssicherheit zu bestellen. Diese sollen
ihn beim Arbeitsschutz und bei der Unfall-
verhütung unterstützen. Damit soll erreicht
werden, daß
1. die dem Arbeitsschutz und der Unfallver-

hütung dienenden Vorschriften den be-
sonderen Betriebsverhältnissen entspre-
chend angewandt werden,

2. gesicherte arbeitsmedizinische und sicher-
heitstechnische Erkenntnisse zur Verbes-
serung des Arbeitsschutzes und der Un-
fallverhütung verwirklicht werden kön-
nen,

3. die dem Arbeitsschutz und der Unfallver-
hütung dienenden Maßnahmen einen
möglichst hohen Wirkungsgrad erreichen.

Zweiter Abschnitt
Betriebsärzte

§2 Bestellung von Betriebsärzten

(1) Der Arbeitgeber hat Betriebsärzte schrift-
lich zu bestellen und ihnen die in § 3 ge-
nannten Aufgaben zu übertragen, soweit
dies erforderlich ist im Hinblick auf

1. die Betriebsart und die damit für die Ar-
beitnehmer verbundenen Unfall- und Ge-
sundheitsgefahren,

2. die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer
und die Zusammensetzung der Arbeitneh-
merschaft und

3. die Betriebsorganisation, insbesondere im
Hinblick auf die Zahl und die Art der für
den Arbeitsschutz und die Unfallverhü-
tung verantwortlichen Personen.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, daß
die von ihm bestellten Betriebsärzte ihre
Aufgaben erfüllen. Er hat sie bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu unterstützen; insbesonde-
re ist er verpflichtet, ihnen, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist,
Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtungen,
Geräte undMittel zur Verfügung zu stellen. Er
hat sie über den Einsatz von Personen zu un-
terrichten, die mit einem befristeten Arbeits-
vertrag beschäftigt oder ihm zur Arbeitsleis-
tung überlassen sind.
(3) Der Arbeitgeber hat den Betriebsärzten
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche
Fortbildung unter Berücksichtigung der be-
trieblichen Belange zu ermöglichen. Ist der
Betriebsarzt als Arbeitnehmer eingestellt, so
ist er für die Zeit der Fortbildung unter Fort-
entrichtung der Arbeitsvergütung von der Ar-
beit freizustellen. Die Kosten der Fortbildung
trägt der Arbeitgeber. Ist der Betriebsarzt
nicht als Arbeitnehmer eingestellt, so ist er
für die Zeit der Fortbildung von der Erfüllung
der ihm übertragenen Aufgaben freizustellen.

§3 Aufgaben der Betriebsärzte
(1) Die Betriebsärzte haben die Aufgabe, den
Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der
Unfallverhütung in allen Fragen des Gesund-
heitsschutzes zu unterstützen. Sie haben ins-
besondere
1. den Arbeitgeber und die sonst für den Ar-

beitsschutz und die Unfallverhütung ver-
antwortlichen Personen zu beraten, insbe-
sondere bei

§§ 1–3 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) 5

5

www.WALHALLA.de 53

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

a) der Planung, Ausführung und Unter-
haltung von Betriebsanlagen und von
sozialen und sanitären Einrichtungen,

b) der Beschaffung von technischen Ar-
beitsmitteln und der Einführung von
Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen,

c) der Auswahl und Erprobung von Kör-
perschutzmitteln,

d) arbeitsphysiologischen, arbeitspsycho-
logischen und sonstigen ergonomi-
schen sowie arbeitshygienischen Fra-
gen, insbesondere
des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit
und der Pausenregelung,
der Gestaltung der Arbeitsplätze, des
Arbeitsablaufs und der Arbeitsumge-
bung,

e) der Organisation der „Ersten Hilfe“ im
Betrieb,

f) Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie
der Eingliederung und Wiedereinglie-
derung Behinderter in den Arbeitspro-
zeß,

g) der Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen,

2. die Arbeitnehmer zu untersuchen, arbeits-
medizinisch zu beurteilen und zu beraten
sowie die Untersuchungsergebnisse zu er-
fassen und auszuwerten,

3. die Durchführung des Arbeitsschutzes und
der Unfallverhütung zu beobachten und
im Zusammenhang damit
a) die Arbeitsstätten in regelmäßigen Ab-

ständen zu begehen und festgestellte
Mängel dem Arbeitgeber oder der
sonst für den Arbeitsschutz und die
Unfallverhütung verantwortlichen Per-
son mitzuteilen, Maßnahmen zur Be-
seitigung dieser Mängel vorzuschlagen
und auf deren Durchführung hinzuwir-
ken,

b) auf die Benutzung der Körperschutz-
mittel zu achten,

c) Ursachen von arbeitsbedingten Erkran-
kungen zu untersuchen, die Untersu-
chungsergebnisse zu erfassen und aus-
zuwerten und dem Arbeitgeber Maß-
nahmen zur Verhütung dieser Erkran-
kungen vorzuschlagen,

4. darauf hinzuwirken, daß sich alle im Be-
trieb Beschäftigten den Anforderungen
des Arbeitsschutzes und der Unfallverhü-
tung entsprechend verhalten, insbesonde-
re sie über die Unfall- und Gesundheits-
gefahren, denen sie bei der Arbeit ausge-
setzt sind, sowie über die Einrichtungen
und Maßnahmen zur Abwendung dieser
Gefahren zu belehren und bei der Einsatz-
planung und Schulung der Helfer in „Erster
Hilfe“ und des medizinischen Hilfsperso-
nals mitzuwirken.

(2) Die Betriebsärzte haben auf Wunsch des
Arbeitnehmers diesem das Ergebnis arbeits-
medizinischer Untersuchungen mitzuteilen;
§ 8 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

(3) Zu den Aufgaben der Betriebsärzte gehört
es nicht, Krankmeldungen der Arbeitnehmer
auf ihre Berechtigung zu überprüfen.

§4 Anforderungen an Betriebsärzte

Der Arbeitgeber darf als Betriebsärzte nur
Personen bestellen, die berechtigt sind, den
ärztlichen Beruf auszuüben, und die über die
zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufga-
ben erforderliche arbeitsmedizinische Fach-
kunde verfügen.

Dritter Abschnitt
Fachkräfte für Arbeitssicherheit

§5 Bestellung von Fachkräften für
Arbeitssicherheit

(1) Der Arbeitgeber hat Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit (Sicherheitsingenieure, -tech-
niker, -meister) schriftlich zu bestellen und
ihnen die in § 6 genannten Aufgaben zu
übertragen, soweit dies erforderlich ist im
Hinblick auf

1. die Betriebsart und die damit für die Ar-
beitnehmer verbundenen Unfall- und Ge-
sundheitsgefahren,

2. die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer
und die Zusammensetzung der Arbeitneh-
merschaft,

3. die Betriebsorganisation, insbesondere im
Hinblick auf die Zahl und Art der für den
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Arbeitsschutz und die Unfallverhütung
verantwortlichen Personen,

4. die Kenntnisse und die Schulung des Ar-
beitgebers oder der nach § 13 Abs. 1 Nr. 1,
2 oder 3 des Arbeitsschutzgesetzes ver-
antwortlichen Personen in Fragen des Ar-
beitsschutzes.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, daß
die von ihm bestellten Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit ihre Aufgaben erfüllen. Er hat
sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu un-
terstützen; insbesondere ist er verpflichtet,
ihnen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Räu-
me, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur
Verfügung zu stellen. Er hat sie über den
Einsatz von Personen zu unterrichten, die mit
einem befristeten Arbeitsvertrag beschäftigt
oder ihm zur Arbeitsleistung überlassen sind.
(3) Der Arbeitgeber hat den Fachkräften für
Arbeitssicherheit die zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderliche Fortbildung unter Be-
rücksichtigung der betrieblichen Belange zu
ermöglichen. Ist die Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit als Arbeitnehmer eingestellt, so ist
sie für die Zeit der Fortbildung unter Fortent-
richtung der Arbeitsvergütung von der Arbeit
freizustellen. Die Kosten der Fortbildung trägt
der Arbeitgeber. Ist die Fachkraft für Arbeits-
sicherheit nicht als Arbeitnehmer eingestellt,
so ist sie für die Zeit der Fortbildung von der
Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben
freizustellen.

§6 Aufgaben der Fachkräfte für
Arbeitssicherheit

Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben die
Aufgabe, den Arbeitgeber beim Arbeits-
schutz und bei der Unfallverhütung in allen
Fragen der Arbeitssicherheit einschließlich
der menschengerechten Gestaltung der Ar-
beit zu unterstützen. Sie haben insbesondere
1. den Arbeitgeber und die sonst für den Ar-

beitsschutz und die Unfallverhütung ver-
antwortlichen Personen zu beraten, insbe-
sondere bei
a) der Planung, Ausführung und Unter-

haltung von Betriebsanlagen und von
sozialen und sanitären Einrichtungen,

b) der Beschaffung von technischen Ar-
beitsmitteln und der Einführung von
Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen,

c) der Auswahl und Erprobung von Kör-
perschutzmitteln,

d) der Gestaltung der Arbeitsplätze, des
Arbeitsablaufs, der Arbeitsumgebung
und in sonstigen Fragen der Ergonomie,

e) der Beurteilung der Arbeitsbedingungen,
2. die Betriebsanlagen und die technischen

Arbeitsmittel, insbesondere vor der Inbe-
triebnahme und Arbeitsverfahren, insbe-
sondere vor ihrer Einführung sicherheits-
technisch zu überprüfen,

3. die Durchführung des Arbeitsschutzes und
der Unfallverhütung zu beobachten und
im Zusammenhang damit
a) die Arbeitsstätten in regelmäßigen Ab-

ständen zu begehen und festgestellte
Mängel dem Arbeitgeber oder der sonst
für den Arbeitsschutz und die Unfallver-
hütung verantwortlichen Person mitzu-
teilen, Maßnahmen zur Beseitigung die-
ser Mängel vorzuschlagen und auf deren
Durchführung hinzuwirken,

b) auf die Benutzung der Körperschutz-
mittel zu achten,

c) Ursachen von Arbeitsunfällen zu unter-
suchen, die Untersuchungsergebnisse
zu erfassen und auszuwerten und dem
Arbeitgeber Maßnahmen zur Verhü-
tung dieser Arbeitsunfälle vorzuschla-
gen,

4. darauf hinzuwirken, daß sich alle im Betrieb
Beschäftigten den Anforderungen des Ar-
beitsschutzes und der Unfallverhütung ent-
sprechend verhalten, insbesondere sie über
die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen
sie bei der Arbeit ausgesetzt sind, sowie
über die Einrichtungen undMaßnahmen zur
Abwendung dieser Gefahren zu belehren
und bei der Schulung der Sicherheitsbeauf-
tragten mitzuwirken.

§7 Anforderungen an Fachkräfte für
Arbeitssicherheit

(1) Der Arbeitgeber darf als Fachkräfte für
Arbeitssicherheit nur Personen bestellen, die
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den nachstehenden Anforderungen genü-
gen: Der Sicherheitsingenieur muß berechtigt
sein, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu
führen und über die zur Erfüllung der ihm
übertragenen Aufgaben erforderliche sicher-
heitstechnische Fachkunde verfügen. Der Si-
cherheitstechniker oder -meister muß über
die zur Erfüllung der ihm übertragenen Auf-
gaben erforderliche sicherheitstechnische
Fachkunde verfügen.

(2) Die zuständige Behörde kann es im Ein-
zelfall zulassen, daß an Stelle eines Sicher-
heitsingenieurs, der berechtigt ist, die Be-
rufsbezeichnung Ingenieur zu führen, jemand
bestellt werden darf, der zur Erfüllung der
sich aus § 6 ergebenden Aufgaben über ent-
sprechende Fachkenntnisse verfügt.

Vierter Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§8 Unabhängigkeit bei der Anwendung
der Fachkunde

(1) Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit sind bei der Anwendung ihrer ar-
beitsmedizinischen und sicherheitstechni-
schen Fachkunde weisungsfrei. Sie dürfen
wegen der Erfüllung der ihnen übertragenen
Aufgaben nicht benachteiligt werden. Be-
triebsärzte sind nur ihrem ärztlichen Gewis-
sen unterworfen und haben die Regeln der
ärztlichen Schweigepflicht zu beachten.

(2) Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit oder, wenn für einen Betrieb meh-
rere Betriebsärzte oder Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit bestellt sind, der leitende Be-
triebsarzt und die leitende Fachkraft für Ar-
beitssicherheit, unterstehen unmittelbar dem
Leiter des Betriebes.

(3) Können sich Betriebsärzte oder Fachkräfte
für Arbeitssicherheit über eine von ihnen
vorgeschlagene arbeitsmedizinische oder si-
cherheitstechnische Maßnahme mit dem Lei-
ter des Betriebs nicht verständigen, so kön-
nen sie ihren Vorschlag unmittelbar dem Ar-
beitgeber und, wenn dieser eine juristische
Person ist, dem zuständigen Mitglied des zur
gesetzlichen Vertretung berufenen Organs

unterbreiten. Ist für einen Betrieb oder ein
Unternehmen ein leitender Betriebsarzt oder
eine leitende Fachkraft für Arbeitssicherheit
bestellt, steht diesem das Vorschlagsrecht
nach Satz 1 zu. Lehnt der Arbeitgeber oder
das zuständige Mitglied des zur gesetzlichen
Vertretung berufenen Organs den Vorschlag
ab, so ist dies den Vorschlagenden schriftlich
mitzuteilen und zu begründen; der Betriebs-
rat erhält eine Abschrift.

§9 Zusammenarbeit mit dem
Betriebsrat

(1) Die Betriebsärzte und die Fachkräfte für
Arbeitssicherheit haben bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben mit dem Betriebsrat zusam-
menzuarbeiten.

(2) Die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit haben den Betriebsrat über
wichtige Angelegenheiten des Arbeitsschutzes
und der Unfallverhütung zu unterrichten; sie
haben ihm den Inhalt eines Vorschlages mitzu-
teilen, den sie nach § 8 Abs. 3 dem Arbeitgeber
machen. Sie haben den Betriebsrat auf sein
Verlangen in Angelegenheiten des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhütung zu beraten.

(3) Die Betriebsärzte und Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit sind mit Zustimmung des Be-
triebsrats zu bestellen und abzuberufen. Das
gleiche gilt, wenn deren Aufgaben erweitert
oder eingeschränkt werden sollen; im übri-
gen gilt § 87 in Verbindung mit § 76 des
Betriebsverfassungsgesetzes. Vor der Ver-
pflichtung oder Entpflichtung eines freiberuf-
lich tätigen Arztes, einer freiberuflich tätigen
Fachkraft für Arbeitssicherheit oder eines
überbetrieblichen Dienstes ist der Betriebsrat
zu hören.

§10 Zusammenarbeit der Betriebsärzte
und der Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit

Die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit haben bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zusammenzuarbeiten. Dazu gehört
es insbesondere, gemeinsame Betriebsbege-
hungen vorzunehmen. Die Betriebsärzte und
die Fachkräfte für Arbeitssicherheit arbeiten bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den anderen
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im Betrieb für Angelegenheiten der technischen
Sicherheit, des Gesundheits- und des Umwelt-
schutzes beauftragten Personen zusammen.

§11 Arbeitsschutzausschuß
Soweit in einer sonstigen Rechtsvorschrift
nichts anderes bestimmt ist, hat der Arbeitge-
ber in Betrieben mit mehr als zwanzig Be-
schäftigten einen Arbeitsschutzausschuß zu
bilden; bei der Feststellung der Zahl der Be-
schäftigten sind Teilzeitbeschäftigte mit einer
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von
nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht
mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichti-
gen. Dieser Ausschuß setzt sich zusammen aus:
dem Arbeitgeber oder einem von ihm Beauf-
tragten,
zwei vom Betriebsrat bestimmten Betriebs-
ratsmitgliedern,
Betriebsärzten,
Fachkräften für Arbeitssicherheit und
Sicherheitsbeauftragten nach § 22 des Sieb-
ten Buches Sozialgesetzbuch.
Der Arbeitsschutzausschuß hat die Aufgabe,
Anliegen des Arbeitsschutzes und der Unfall-
verhütung zu beraten. Der Arbeitsschutzaus-
schuß tritt mindestens einmal vierteljährlich
zusammen.

§12 Behördliche Anordnungen
(1) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall
anordnen, welche Maßnahmen der Arbeitge-
ber zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz
und den die gesetzlichen Pflichten näher be-
stimmenden Rechtsverordnungen und Un-
fallverhütungsvorschriften ergebenden
Pflichten, insbesondere hinsichtlich der Be-
stellung von Betriebsärzten und Fachkräften
für Arbeitssicherheit, zu treffen hat.
(2) Die zuständige Behörde hat, bevor sie
eine Anordnung trifft,
1. den Arbeitgeber und den Betriebsrat zu

hören und mit ihnen zu erörtern, welche
Maßnahmen angebracht erscheinen und

2. dem zuständigen Träger der gesetzlichen
Unfallversicherung Gelegenheit zu geben,
an der Erörterung mit dem Arbeitgeber
teilzunehmen und zu der von der Behörde

in Aussicht genommenen Anordnung
Stellung zu nehmen.

(3) Die zuständige Behörde hat dem Arbeit-
geber zur Ausführung der Anordnung eine
angemessene Frist zu setzen.

(4) Die zuständige Behörde hat den Betriebs-
rat über eine gegenüber dem Arbeitgeber
getroffene Anordnung schriftlich in Kenntnis
zu setzen.

§13 Auskunfts- und Besichtigungs-
rechte

(1) Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behör-
de auf deren Verlangen die zur Durchführung
des Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Er kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder
eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(2) Die Beauftragten der zuständigen Behörde
sind berechtigt, die Arbeitsstätten während der
üblichen Betriebs- und Arbeitszeit zu betreten
und zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder
wenn sich die Arbeitsstätten in einer Wohnung
befinden, dürfen sie nur zur Verhütung von
dringenden Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung betreten und besichtigt wer-
den. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird
insoweit eingeschränkt.

§14 Ermächtigung zum Erlaß von
Rechtsverordnungen

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
kann mit Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung bestimmen, welche Maß-
nahmen der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich
aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten zu
treffen hat. Soweit die Träger der gesetzlichen
Unfallversicherung ermächtigt sind, die gesetz-
lichen Pflichten durch Unfallverhütungsvor-
schriften näher zu bestimmen, macht das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales von der
Ermächtigung erst Gebrauch, nachdem inner-
halb einer von ihm gesetzten angemessenen
Frist der Träger der gesetzlichen Unfallversiche-
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rung eine entsprechende Unfallverhütungsvor-
schrift nicht erlassen hat oder eine unzurei-
chend gewordene Unfallverhütungsvorschrift
nicht ändert.

§15 Ermächtigung zum Erlaß von
allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les erläßt mit Zustimmung des Bundesrates
allgemeine Verwaltungsvorschriften zu die-
sem Gesetz und den aufgrund des Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen.

§16 Öffentliche Verwaltung
In Verwaltungen und Betrieben des Bundes,
der Länder, der Gemeinden und der sonstigen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts ist ein den Grundsät-
zen dieses Gesetzes gleichwertiger arbeits-
medizinischer und sicherheitstechnischer Ar-
beitsschutz zu gewährleisten.

§17 Nichtanwendung des Gesetzes
(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden, so-
weit Arbeitnehmer im Haushalt beschäftigt
werden.
(2) Soweit im Seearbeitsgesetz und in anderen
Vorschriften im Bereich der Seeschifffahrt
gleichwertige Regelungen enthalten sind, gel-
ten diese Regelungen für die Besatzungsmit-
glieder auf Kauffahrteischiffen unter deutscher
Flagge. Soweit dieses Gesetz auf die Seeschiff-
fahrt nicht anwendbar ist, wird das Nähere
durch Rechtsverordnung geregelt.
(3) Soweit das Bergrecht diesem Gesetz gleich-
wertige Regelungen enthält, gelten diese Re-
gelungen. Im übrigen gilt dieses Gesetz.

§18 Ausnahmen
Die zuständige Behörde kann dem Arbeitge-
ber gestatten, auch solche Betriebsärzte und
Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu bestellen,
die noch nicht über die erforderliche Fach-
kunde im Sinne des § 4 oder § 7 verfügen,
wenn der Arbeitgeber sich verpflichtet, in ei-
ner festzulegenden Frist den Betriebsarzt
oder die Fachkraft für Arbeitssicherheit ent-
sprechend fortbilden zu lassen.

§19 Überbetriebliche Dienste

Die Verpflichtung des Arbeitgebers, Betriebs-
ärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu
bestellen, kann auch dadurch erfüllt werden,
daß der Arbeitgeber einen überbetrieblichen
Dienst von Betriebsärzten oder Fachkräften
für Arbeitssicherheit zur Wahrnehmung der
Aufgaben nach § 3 oder § 6 verpflichtet.

§20 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 12
Abs. 1 zuwiderhandelt,

2. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig
erteilt oder

3. entgegen § 13 Abs. 2 Satz 1 eine Besich-
tigung nicht duldet.

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1
Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu fünf-
undzwanzigtausend Euro, eine Ordnungs-
widrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 mit einer
Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet
werden.

§21 Änderung der Reichsversicherungs-
ordnung

(hier nicht aufgenommen)

§22 (gegenstandslos)

§23 Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz, ausgenommen § 14 und
§ 21, tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden zwölften Kalendermo-
nats in Kraft. § 14 und § 21 treten am Tage
nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft.

(2) § 6 Abs. 3 Satz 2 und § 7 des Berliner
Gesetzes über die Durchführung des Arbeits-
schutzes vom 9. August 1949 (VOBl. I S. 265),
zuletzt geändert durch Artikel LVIII des Ge-
setzes vom 6. März 1970 (GVBl. S. 474), tre-
ten außer Kraft. Im übrigen bleibt das Gesetz
unberührt.
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Verordnung über Arbeitsstätten
(Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV)

Vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179)

Zuletzt geändert durch
Arbeitsschutzkontrollgesetz

vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334)

Auf Grund des § 18 des Arbeitsschutzgesetzes
vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), der
zuletzt durch Artikel 179 der Verordnung vom
25. November 2003 (BGBl. I S. 2304) geändert
worden ist, verordnet die Bundesregierung
sowie auf Grund des § 66 Satz 3 und des § 68
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesberggesetzes vom
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), von denen
§ 66 Satz 3 durch Artikel 8 Nr. 2 des Gesetzes
vom 6. Juni 1995 (BGBl. I S. 778) eingefügt
und § 68 Abs. 2 zuletzt durch Artikel 123 Nr. 2
Buchstabe a der Verordnung vom 25. Novem-
ber 2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden
sind, verordnet das Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit:

§ 1 Ziel, Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung dient der Sicherheit und
dem Schutz der Gesundheit der Beschäftigten
beim Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten.
(2) Für folgende Arbeitsstätten gelten nur § 5
und der Anhang Nummer 1.3:
1. Arbeitsstätten im Reisegewerbe und im

Marktverkehr,
2. Transportmittel, die im öffentlichen Verkehr

eingesetzt werden,
3. Felder, Wälder und sonstige Flächen, die zu

einem land- oder forstwirtschaftlichen Be-
trieb gehören, aber außerhalb der von ihm
bebauten Fläche liegen.

(3) Für Gemeinschaftsunterkünfte außerhalb
des Geländes eines Betriebes oder einer Bau-
stelle gelten nur
1. § 3,
2. § 3a und
3. Nummer 4.4 des Anhangs.
(4) Für Telearbeitsplätze gelten nur
1. § 3 bei der erstmaligen Beurteilung der Ar-

beitsbedingungen und des Arbeitsplatzes,

2. § 6 und der Anhang Nummer 6,

soweit der Arbeitsplatz von dem im Betrieb
abweicht. Die in Satz 1 genannten Vorschriften
gelten, soweit Anforderungen unter Beach-
tung der Eigenart von Telearbeitsplätzen auf
diese anwendbar sind.
(5) Der Anhang Nummer 6 gilt nicht für
1. Bedienerplätze von Maschinen oder Fah-

rerplätze von Fahrzeugen mit Bildschirmge-
räten,

2. tragbare Bildschirmgeräte für die ortsver-
änderliche Verwendung, die nicht regelmä-
ßig an einem Arbeitsplatz verwendet wer-
den,

3. Rechenmaschinen, Registrierkassen oder
andere Arbeitsmittel mit einer kleinen Da-
ten- oder Messwertanzeigevorrichtung, die
zur unmittelbaren Benutzung des Arbeits-
mittels erforderlich ist und

4. Schreibmaschinen klassischer Bauart mit
einem Display.

(6) Diese Verordnung ist für Arbeitsstätten in
Betrieben, die dem Bundesberggesetz unter-
liegen, nur für Bildschirmarbeitsplätze ein-
schließlich Telearbeitsplätze anzuwenden.
(7) Das Bundeskanzleramt, das Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat, das
Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur, das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, das
Bundesministerium der Verteidigung oder das
Bundesministerium der Finanzen können, so-
weit sie hierfür jeweils zuständig sind, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Arbeit und Soziales und, soweit nicht das
Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat selbst zuständig ist, im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium des Innern, für
Bau und Heimat Ausnahmen von den Vor-
schriften dieser Verordnung zulassen, soweit
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öffentliche Belange dies zwingend erfordern,
insbesondere zur Aufrechterhaltung oder Wie-
derherstellung der öffentlichen Sicherheit. In
diesem Fall ist gleichzeitig festzulegen, wie die
Sicherheit und der Schutz der Gesundheit der
Beschäftigten nach dieser Verordnung auf an-
dere Weise gewährleistet werden.

§2 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitsstätten sind
1. Arbeitsräume oder andere Orte in Gebäu-

den auf dem Gelände eines Betriebes,
2. Orte im Freien auf dem Gelände eines Be-

triebes,
3. Orte auf Baustellen,

sofern sie zur Nutzung für Arbeitsplätze vor-
gesehen sind.
(2) Zur Arbeitsstätte gehören insbesondere
auch:
1. Orte auf dem Gelände eines Betriebes oder

einer Baustelle, zu denen Beschäftigte im
Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben,

2. Verkehrswege, Fluchtwege, Notausgänge,
Lager-, Maschinen- und Nebenräume, Sa-
nitärräume, Kantinen, Pausen- und Bereit-
schaftsräume, Erste-Hilfe-Räume, Unter-
künfte sowie

3. Einrichtungen, die dem Betreiben der Ar-
beitsstätte dienen, insbesondere Sicher-
heitsbeleuchtungen, Feuerlöscheinrichtun-
gen, Versorgungseinrichtungen, Beleuch-
tungsanlagen, raumlufttechnische Anla-
gen, Signalanlagen, Energieverteilungsan-
lagen, Türen und Tore, Fahrsteige, Fahr-
treppen, Laderampen und Steigleitern.

(3) Arbeitsräume sind die Räume, in denen
Arbeitsplätze innerhalb von Gebäuden dauer-
haft eingerichtet sind.
(4) Arbeitsplätze sind Bereiche, in denen Be-
schäftigte im Rahmen ihrer Arbeit tätig sind.
(5) Bildschirmarbeitsplätze sind Arbeitsplätze,
die sich in Arbeitsräumen befinden und diemit
Bildschirmgeräten und sonstigen Arbeitsmit-
teln ausgestattet sind.
(6) Bildschirmgeräte sind Funktionseinheiten,
zu denen insbesondere Bildschirme zur Dar-
stellung von visuellen Informationen, Einrich-

tungen zur Datenein- und -ausgabe, sonstige
Steuerungs- und Kommunikationseinheiten
(Rechner) sowie eine Software zur Steuerung
und Umsetzung der Arbeitsaufgabe gehören.
(7) Telearbeitsplätze sind vomArbeitgeber fest
eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im Pri-
vatbereich der Beschäftigten, für die der Ar-
beitgeber eine mit den Beschäftigten verein-
barte wöchentliche Arbeitszeit und die Dauer
der Einrichtung festgelegt hat. Ein Telearbeits-
platz ist vom Arbeitgeber erst dann eingerich-
tet, wenn Arbeitgeber und Beschäftigte die
Bedingungen der Telearbeit arbeitsvertraglich
oder im Rahmen einer Vereinbarung festge-
legt haben und die benötigte Ausstattung des
Telearbeitsplatzes mit Mobiliar, Arbeitsmitteln
einschließlich der Kommunikationseinrichtun-
gen durch den Arbeitgeber oder eine von ihm
beauftragte Person im Privatbereich des Be-
schäftigten bereitgestellt und installiert ist.
(8) Gemeinschaftsunterkünfte im Sinne dieser
Verordnung sind Unterkünfte innerhalb oder
außerhalb des Geländes eines Betriebes oder
einer Baustelle, die
1. den Beschäftigten durch den Arbeitgeber

oder auf dessen Veranlassung durch Dritte
entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfü-
gung gestellt werden und

2. vonmehreren Beschäftigten und insgesamt
von mindestens vier Personen gemein-
schaftlich genutzt werden.

(9) Einrichten ist das Bereitstellen und Ausge-
stalten der Arbeitsstätte. Das Einrichten um-
fasst insbesondere:
1. bauliche Maßnahmen oder Veränderun-

gen,
2. das Ausstatten mit Maschinen, Anlagen,

anderen Arbeitsmitteln und Mobiliar sowie
mit Beleuchtungs-, Lüftungs-, Heizungs-,
Feuerlösch- und Versorgungseinrichtungen,

3. das Anlegen und Kennzeichnen von Ver-
kehrs- und Fluchtwegen sowie das Kenn-
zeichnen von Gefahrenstellen und brand-
schutztechnischen Ausrüstungen und

4. das Festlegen von Arbeitsplätzen.
(10) Das Betreiben von Arbeitsstätten umfasst
das Benutzen, Instandhalten und Optimieren
der Arbeitsstätten sowie die Organisation und

6 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) § 2
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Gestaltung der Arbeit einschließlich der Ar-
beitsabläufe in Arbeitsstätten.

(11) Instandhalten ist dieWartung, Inspektion,
Instandsetzung oder Verbesserung der Ar-
beitsstätten zum Erhalt des baulichen und
technischen Zustandes.

(12) Stand der Technik ist der Entwicklungs-
stand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtun-
gen oder Betriebsweisen, der die praktische
Eignung einer Maßnahme zur Gewährleistung
der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit
der Beschäftigten gesichert erscheinen lässt.
Bei der Bestimmung des Stands der Technik
sind insbesondere vergleichbare Verfahren,
Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzu-
ziehen, die mit Erfolg in der Praxis erprobt
worden sind. Gleiches gilt für die Anforderun-
gen an die Arbeitsmedizin und die Hygiene.

(13) Fachkundig ist, wer über die zur Aus-
übung einer in dieser Verordnung bestimmten
Aufgabe erforderlichen Fachkenntnisse ver-
fügt. Die Anforderungen an die Fachkunde
sind abhängig von der jeweiligen Art der Auf-
gabe. Zu den Anforderungen zählen eine ent-
sprechende Berufsausbildung, Berufserfah-
rung oder eine zeitnah ausgeübte entspre-
chende berufliche Tätigkeit. Die Fachkenntnis-
se sind durch Teilnahme an Schulungen auf
aktuellem Stand zu halten.

§3 Gefährdungsbeurteilung

(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen
nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Ar-
beitgeber zunächst festzustellen, ob die Be-
schäftigten Gefährdungen beim Einrichten und
Betreiben von Arbeitsstätten ausgesetzt sind
oder ausgesetzt sein können. Ist dies der Fall,
hat er alle möglichen Gefährdungen der Si-
cherheit und der Gesundheit der Beschäftigten
zu beurteilen und dabei die Auswirkungen der
Arbeitsorganisation und der Arbeitsabläufe in
der Arbeitsstätte zu berücksichtigen. Bei der
Gefährdungsbeurteilung hat er die physischen
und psychischen Belastungen sowie bei Bild-
schirmarbeitsplätzen insbesondere die Belas-
tungen der Augen oder die Gefährdung des
Sehvermögens der Beschäftigten zu berück-
sichtigen. Entsprechend dem Ergebnis der Ge-
fährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber

Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten ge-
mäß den Vorschriften dieser Verordnung ein-
schließlich ihres Anhangs nach dem Stand der
Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene festzule-
gen. Sonstige gesicherte arbeitswissenschaftli-
che Erkenntnisse sind zu berücksichtigen.

(2) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass
die Gefährdungsbeurteilung fachkundig durch-
geführt wird. Verfügt der Arbeitgeber nicht
selbst über die entsprechenden Kenntnisse, hat
er sich fachkundig beraten zu lassen.

(3) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeur-
teilung vor Aufnahme der Tätigkeiten zu do-
kumentieren. In der Dokumentation ist anzu-
geben, welche Gefährdungen am Arbeitsplatz
auftreten können und welche Maßnahmen
nach Absatz 1 Satz 4 durchgeführt werden
müssen.

§3a Einrichten und Betreiben von
Arbeitsstätten

(1) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass
Arbeitsstätten so eingerichtet und betrieben
werden, dass Gefährdungen für die Sicherheit
und die Gesundheit der Beschäftigten mög-
lichst vermieden und verbleibende Gefähr-
dungen möglichst gering gehalten werden.
Beim Einrichten und Betreiben der Arbeits-
stätten hat der Arbeitgeber die Maßnahmen
nach § 3 Absatz 1 durchzuführen und dabei
den Stand der Technik, Arbeitsmedizin und
Hygiene, die ergonomischen Anforderungen
sowie insbesondere die vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales nach § 7 Absatz 4
bekannt gemachten Regeln und Erkenntnisse
zu berücksichtigen. Bei Einhaltung der be-
kannt gemachten Regeln ist davon auszuge-
hen, dass die in dieser Verordnung gestellten
Anforderungen diesbezüglich erfüllt sind.
Wendet der Arbeitgeber diese Regeln nicht an,
so muss er durch andere Maßnahmen die
gleiche Sicherheit und den gleichen Schutz der
Gesundheit der Beschäftigten erreichen.

(2) Beschäftigt der Arbeitgeber Menschen mit
Behinderungen, hat er die Arbeitsstätte so
einzurichten und zu betreiben, dass die be-
sonderen Belange dieser Beschäftigten im
Hinblick auf die Sicherheit und den Schutz der
Gesundheit berücksichtigt werden. Dies gilt

§§ 3–3a Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 6

6

www.WALHALLA.de 61

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

insbesondere für die barrierefreie Gestaltung
von Arbeitsplätzen, Sanitär-, Pausen- und Be-
reitschaftsräumen, Kantinen, Erste-Hilfe-Räu-
men undUnterkünften sowie den zugehörigen
Türen, Verkehrswegen, Fluchtwegen, Notaus-
gängen, Treppen und Orientierungssystemen,
die von den Beschäftigten mit Behinderungen
benutzt werden.

(3) Die zuständige Behörde kann auf schriftli-
chenAntrag des Arbeitgebers Ausnahmen von
den Vorschriften dieser Verordnung ein-
schließlich ihres Anhanges zulassen, wenn

1. der Arbeitgeber andere, ebenso wirksame
Maßnahmen trifft oder

2. die Durchführung der Vorschrift im Einzel-
fall zu einer unverhältnismäßigen Härte
führenwürde und die Abweichungmit dem
Schutz der Beschäftigten vereinbar ist.

Der Antrag des Arbeitgebers kann in Papier-
form oder elektronisch übermittelt werden.
Bei der Beurteilung sind die Belange der klei-
neren Betriebe besonders zu berücksichtigen.
(4) Anforderungen in anderen Rechtsvor-
schriften, insbesondere im Bauordnungsrecht
der Länder, gelten vorrangig, soweit sie über
die Anforderungen dieser Verordnung hinaus-
gehen.

§4 Besondere Anforderungen an das
Betreiben von Arbeitsstätten

(1) Der Arbeitgeber hat die Arbeitsstätte in-
stand zu halten und dafür zu sorgen, dass
festgestellte Mängel unverzüglich beseitigt
werden. Können Mängel, mit denen eine un-
mittelbare erhebliche Gefahr verbunden ist,
nicht sofort beseitigt werden, hat er dafür zu
sorgen, dass die gefährdeten Beschäftigten
ihre Tätigkeit unverzüglich einstellen.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass
Arbeitsstätten den hygienischen Erfordernis-
sen entsprechend gereinigt werden. Verunrei-
nigungen und Ablagerungen, die zu Gefähr-
dungen führen können, sind unverzüglich zu
beseitigen.
(3) Der Arbeitgeber hat die Sicherheitseinrich-
tungen, insbesondere Sicherheitsbeleuchtung,
Brandmelde- und Feuerlöscheinrichtungen,
Signalanlagen, Notaggregate und Notschalter

sowie raumlufttechnische Anlagen instand zu
halten und in regelmäßigen Abständen auf
ihre Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen.
(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass
Verkehrswege, Fluchtwege und Notausgänge
ständig freigehalten werden, damit sie jeder-
zeit benutzbar sind. Der Arbeitgeber hat Vor-
kehrungen so zu treffen, dass die Beschäftig-
ten bei Gefahr sich unverzüglich in Sicherheit
bringen und schnell gerettet werden können.
Der Arbeitgeber hat einen Flucht- und Ret-
tungsplan aufzustellen, wenn Lage, Ausdeh-
nung und Art der Benutzung der Arbeitsstätte
dies erfordern. Der Plan ist an geeigneten
Stellen in der Arbeitsstätte auszulegen oder
auszuhängen. In angemessenen Zeitabstän-
den ist entsprechend diesem Plan zu üben.
(5) Der Arbeitgeber hat beim Einrichten und
Betreiben von Arbeitsstätten Mittel und Ein-
richtungen zur Ersten Hilfe zur Verfügung zu
stellen und regelmäßig auf ihre Vollständigkeit
und Verwendungsfähigkeit prüfen zu lassen.

§5 Nichtraucherschutz
(1) Der Arbeitgeber hat die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, damit die nicht rau-
chenden Beschäftigten in Arbeitsstätten wirk-
sam vor den Gesundheitsgefahren durch Ta-
bakrauch geschützt sind. Soweit erforderlich,
hat der Arbeitgeber ein allgemeines oder auf
einzelne Bereiche der Arbeitsstätte be-
schränktes Rauchverbot zu erlassen.
(2) In Arbeitsstätten mit Publikumsverkehr hat
der Arbeitgeber beim Einrichten und Betreiben
von Arbeitsräumen der Natur des Betriebes
entsprechende und der Art der Beschäftigung
angepasste technische oder organisatorische
Maßnahmen nach Absatz 1 zum Schutz der
nicht rauchenden Beschäftigten zu treffen.

§6 Unterweisung der Beschäftigten
(1) Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten
ausreichende und angemessene Informati-
onen anhand der Gefährdungsbeurteilung in
einer für die Beschäftigten verständlichen
Form und Sprache zur Verfügung zu stellen
über
1. das bestimmungsgemäße Betreiben der

Arbeitsstätte,

6 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) §§ 4–6
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2. alle gesundheits- und sicherheitsrelevanten
Fragen im Zusammenhang mit ihrer Tätig-
keit,

3. Maßnahmen, die zur Gewährleistung der
Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit
der Beschäftigten durchgeführt werden
müssen, und

4. arbeitsplatzspezifischeMaßnahmen, insbe-
sondere bei Tätigkeiten auf Baustellen oder
an Bildschirmgeräten,

und sie anhand dieser Informationen zu un-
terweisen.
(2) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich
auf Maßnahmen im Gefahrenfall erstrecken,
insbesondere auf
1. die Bedienung von Sicherheits- und Warn-

einrichtungen,
2. die Erste Hilfe und die dazu vorgehaltenen

Mittel und Einrichtungen und
3. den innerbetrieblichen Verkehr.
(3) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich
auf Maßnahmen der Brandverhütung und
Verhaltensmaßnahmen im Brandfall erstre-
cken, insbesondere auf die Nutzung der
Fluchtwege und Notausgänge. Diejenigen Be-
schäftigten, die Aufgaben der Brandbekämp-
fung übernehmen, hat der Arbeitgeber in der
Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen zu
unterweisen.
(4) Die Unterweisungen müssen vor Aufnah-
me der Tätigkeit stattfinden. Danach sind sie
mindestens jährlich zuwiederholen. Sie haben
in einer für die Beschäftigten verständlichen
Form und Sprache zu erfolgen. Unterweisun-
gen sind unverzüglich zu wiederholen, wenn
sich die Tätigkeiten der Beschäftigten, die Ar-
beitsorganisation, die Arbeits- und Ferti-
gungsverfahren oder die Einrichtungen und
Betriebsweisen in der Arbeitsstätte wesentlich
verändern und die Veränderung mit zusätzli-
chen Gefährdungen verbunden ist.

§7 Ausschuss für Arbeitsstätten
(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ein Ausschuss für Arbeitsstätten
gebildet, in dem fachkundige Vertreter der
Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der Länder-
behörden, der gesetzlichenUnfallversicherung

und weitere fachkundige Personen, insbeson-
dere der Wissenschaft, in angemessener Zahl
vertreten sein sollen. Die Gesamtzahl der Mit-
glieder soll 16 Personen nicht überschreiten.
Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes
Mitglied zu benennen. Die Mitgliedschaft im
Ausschuss für Arbeitsstätten ist ehrenamtlich.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales beruft die Mitglieder des Ausschusses
und die stellvertretenden Mitglieder. Der Aus-
schuss gibt sich eine Geschäftsordnung und
wählt den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die
Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsit-
zenden bedürfen der Zustimmung des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales.

(3) Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört
es,

1. dem Stand der Technik, Arbeitsmedizin und
Hygiene entsprechende Regeln und sonsti-
ge gesicherte wissenschaftliche Erkenntnis-
se für die Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten in Arbeitsstätten zu ermit-
teln,

2. Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln, wie
die Anforderungen dieser Verordnung er-
füllt werden können, sowie Empfehlungen
für weitere Maßnahmen zur Gewährleis-
tung der Sicherheit und zum Schutz der
Gesundheit der Beschäftigten auszuarbei-
ten und

3. das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales in allen Fragen der Sicherheit und der
Gesundheit der Beschäftigten in Arbeits-
stätten zu beraten.

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben soll
der Ausschuss die allgemeinen Grundsätze
des Arbeitsschutzes nach § 4 des Arbeits-
schutzgesetzes berücksichtigen. Das Arbeits-
programm des Ausschusses für Arbeitsstätten
wird mit dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales abgestimmt. Der Ausschuss ar-
beitet eng mit den anderen Ausschüssen beim
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu-
sammen. Die Sitzungen des Ausschusses sind
nicht öffentlich. Beratungs- und Abstim-
mungsergebnisse des Ausschusses sowie Nie-
derschriften der Untergremien sind vertraulich
zu behandeln, soweit die Erfüllung der Aufga-
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ben, die den Untergremien oder den Mitglie-
dern des Ausschusses obliegen, dem nicht
entgegenstehen.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales kann die vom Ausschuss nach Absatz 3
ermittelten Regeln und Erkenntnisse sowie
Empfehlungen im Gemeinsamen Ministerial-
blatt bekannt machen.

(5) Die Bundesministerien sowie die zuständi-
gen obersten Landesbehörden können zu den
Sitzungen des Ausschusses Vertreter entsen-
den. Diesen ist auf Verlangen in der Sitzung
das Wort zu erteilen.
(6) Die Geschäfte des Ausschusses führt die
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin.

§8 Übergangsvorschriften
(1) Soweit für Arbeitsstätten,

1. die am1.Mai 1976 eingerichtetwaren oder
mit deren Einrichtung vor diesem Zeitpunkt
begonnen worden war oder

2. die am 20. Dezember 1996 eingerichtet
waren oder mit deren Einrichtung vor die-
sem Zeitpunkt begonnen worden war und
für die zum Zeitpunkt der Einrichtung die
Gewerbeordnung keine Anwendung fand,

in dieser Verordnung Anforderungen gestellt
werden, die umfangreiche Änderungen der
Arbeitsstätte, der Betriebseinrichtungen, Ar-
beitsverfahren oder Arbeitsabläufe notwendig
machen, gelten hierfür bis zum 31. Dezember
2020 mindestens die entsprechenden Anfor-
derungen des Anhangs II der Richtlinie 89/
654/EWG des Rates vom 30. November 1989
über Mindestvorschriften für Sicherheit und
Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (ABl. EG
Nr. L 393 S. 1). Soweit diese Arbeitsstätten
oder ihre Betriebseinrichtungen wesentlich er-
weitert oder umgebaut oder die Arbeitsver-
fahren oder Arbeitsabläufe wesentlich umge-
staltet werden, hat der Arbeitgeber die erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen, damit diese
Änderungen, Erweiterungen oder Umgestal-
tungen mit den Anforderungen dieser Verord-
nung übereinstimmen.

(2) Bestimmungen in den vom Ausschuss für
Arbeitsstätten ermittelten und vom Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales im Gemein-
samen Ministerialblatt bekannt gemachten
Regeln für Arbeitsstätten, die Anforderungen
an den Arbeitsplatz enthalten, gelten unter
Berücksichtigung der Begriffsbestimmung des
Arbeitsplatzes in § 2 Absatz 2 der Arbeitsstät-
tenverordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I
S. 2179), die zuletzt durch Artikel 282 der Ver-
ordnung vom31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
geändert worden ist, solange fort, bis sie vom
Ausschuss für Arbeitsstätten überprüft und er-
forderlichenfalls vom Bundesministerium für
Arbeit und Soziales im Gemeinsamen Ministe-
rialblatt neu bekannt gemacht worden sind.

§ 9 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 25Absatz 1
Nummer 1 des Arbeitsschutzgesetzes handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 3 Absatz 3 eine Gefährdungs-

beurteilung nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig dokumentiert,

2. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 1 nicht dafür
sorgt, dass eine Arbeitsstätte in der dort
vorgeschriebenen Weise eingerichtet ist
oder betrieben wird,

3. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit Nummer 4.1 Absatz 1 des
Anhangs einen dort genannten Toiletten-
raum oder eine dort genannte mobile, an-
schlussfreie Toilettenkabine nicht oder
nicht in der vorgeschriebenen Weise zur
Verfügung stellt,

4. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit Nummer 4.2 Absatz 1 des
Anhangs einen dort genannten Pausen-
raum oder einen dort genannten Pausen-
bereich nicht oder nicht in der vorge-
schriebenen Weise zur Verfügung stellt,

4a. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit Nummer 4.4 Absatz 1 Satz 1 des
Anhangs eine Unterkunft in den Fällen der
Nummer 4.4 Absatz 1 Satz 3 des Anhangs
nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung
stellt,

4b. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit Nummer 4.4 Absatz 4 Satz 1 des
Anhangs eine Unterbringung in einer Ge-
meinschaftsunterkunft nicht, nicht richtig,
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nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
dokumentiert,

5. entgegen § 3a Absatz 2 eine Arbeitsstätte
nicht in der dort vorgeschriebenen Weise
einrichtet oder betreibt,

6. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 nicht dafür
sorgt, dass die gefährdeten Beschäftigten
ihre Tätigkeit unverzüglich einstellen,

7. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 nicht dafür
sorgt, dass Verkehrswege, Fluchtwege
und Notausgänge freigehalten werden,

8. entgegen § 4 Absatz 5 einMittel oder eine
Einrichtung zur Ersten Hilfe nicht zur Ver-
fügung stellt,

9. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 nicht si-
cherstellt, dass die Beschäftigten vor Auf-
nahme der Tätigkeit unterwiesen werden.

(2) Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete
vorsätzliche Handlung das Leben oder die Ge-
sundheit von Beschäftigten gefährdet, ist nach
§ 26 Nummer 2 des Arbeitsschutzgesetzes
strafbar.

§ 9 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 6
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Anhang

Anforderungen und Maßnahmen für Arbeitsstätten nach § 3 Absatz 1

I n h a l t s ü b e r s i c h t
1. Allgemeine Anforderungen
1.1 Anforderungen an Konstruktion und

Festigkeit von Gebäuden
1.2 Abmessungen von Räumen, Luftraum
1.3 Sicherheits- und Gesundheitsschutz-

kennzeichnung
1.4 Energieverteilungsanlagen
1.5 Fußböden, Wände, Decken, Dächer
1.6 Fenster, Oberlichter
1.7 Türen, Tore
1.8 Verkehrswege
1.9 Fahrtreppen, Fahrsteige
1.10 Laderampen
1.11 Steigleitern, Steigeisengänge
2 Maßnahmen zum Schutz vor beson-

deren Gefahren
2.1 Schutz vor Absturz und herabfallenden

Gegenständen, Betreten von Gefahren-
bereichen

2.2 Maßnahmen gegen Brände
2.3 Fluchtwege und Notausgänge
3 Arbeitsbedingungen
3.1 Bewegungsfläche
3.2 Anordnung der Arbeitsplätze
3.3 Ausstattung
3.4 Beleuchtung und Sichtverbindung
3.5 Raumtemperatur
3.6 Lüftung
3.7 Lärm
4 Sanitär-, Pausen- und Bereitschafts-

räume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume
und Unterkünfte

4.1 Sanitärräume
4.2 Pausen- und Bereitschaftsräume
4.3 Erste-Hilfe-Räume
4.4 Unterkünfte
5 Ergänzende Anforderungen und

Maßnahmen für besondere Arbeits-
stätten und Arbeitsplätze

5.1 Arbeitsplätze in nicht allseits umschlos-
senen Arbeitsstätten und Arbeitsplätze
im Freien

5.2 Baustellen
6. Maßnahmen zur Gestaltung von

Bildschirmarbeitsplätzen
6.1 Allgemeine Anforderungen an Bild-

schirmarbeitsplätze
6.2 Allgemeine Anforderungen an Bild-

schirme und Bildschirmgeräte
6.3 Anforderungen an Bildschirmgeräte

und Arbeitsmittel für die ortsgebundene
Verwendung an Arbeitsplätzen

6.4 Anforderungen an tragbare Bildschirm-
geräte für die ortsveränderliche Ver-
wendung an Arbeitsplätzen

6.5 Anforderungen an die Benutzerfreund-
lichkeit von Bildschirmarbeitsplätzen

1 Allgemeine Anforderungen

1.1 Anforderungen an Konstruktion und
Festigkeit von Gebäuden

Gebäude für Arbeitsstätten müssen eine der
Nutzungsart entsprechende Konstruktion und
Festigkeit aufweisen.

1.2 Abmessungen von Räumen, Luftraum
(1) Arbeitsräume, Sanitär-, Pausen- und Be-
reitschaftsräume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume
und Unterkünfte müssen eine ausreichende
Grundfläche und eine, in Abhängigkeit von der
Größe der Grundfläche der Räume, ausrei-
chende lichte Höhe aufweisen, so dass die
Beschäftigten ohne Beeinträchtigung ihrer Si-
cherheit, ihrer Gesundheit oder ihres Wohlbe-
findens die Räume nutzen oder ihre Arbeit
verrichten können.

(2) Die Abmessungen der Räume richten sich
nach der Art ihrer Nutzung.

(3) Die Größe des notwendigen Luftraumes ist
in Abhängigkeit von der Art der physischen
Belastung und der Anzahl der Beschäftigten
sowie der sonstigen anwesenden Personen zu
bemessen.
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1.3 Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
kennzeichnung

(1) Unberührt von den nachfolgenden Anfor-
derungen sind Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkennzeichnungen einzusetzen, wenn
Gefährdungen der Sicherheit und Gesundheit
der Beschäftigten nicht durch technische oder
organisatorischeMaßnahmen vermieden oder
ausreichend begrenzt werden können. Das Er-
gebnis der Gefährdungsbeurteilung und die
Maßnahmen nach § 3 Absatz 1 sind dabei zu
berücksichtigen.

(2) Die Kennzeichnung ist nach Art der Ge-
fährdung dauerhaft oder vorübergehend nach
den Vorgaben der Richtlinie 92/58/EWG des
Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvor-
schriften für die Sicherheits- und/oder Ge-
sundheitsschutzkennzeichnung am Arbeits-
platz (Neunte Einzelrichtlinie im Sinne des Ar-
tikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)
(ABl. EG Nr. L 245 S. 23) auszuführen. Diese
Richtlinie gilt in der jeweils aktuellen Fassung.
Wird diese Richtlinie geändert oder nach den
in dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahren an
den technischen Fortschritt angepasst, gilt sie
in der geänderten im Amtsblatt der Europä-
ischen Gemeinschaften veröffentlichten Fas-
sung nach Ablauf der in der Änderungs- oder
Anpassungsrichtlinie festgelegten Umset-
zungsfrist. Die geänderte Fassung kann bereits
ab Inkrafttreten der Änderungs- oder Anpas-
sungsrichtlinie angewendet werden.

1.4 Energieverteilungsanlagen
Anlagen, die der Versorgung der Arbeitsstätte
mit Energie dienen, müssen so ausgewählt, in-
stalliert und betrieben werden, dass die Be-
schäftigten vor dem direkten oder indirekten
Berühren spannungsführender Teile geschützt
sind und dass von den Anlagen keine Brand-
oder Explosionsgefahren ausgehen. Bei der
Konzeption und der Ausführung sowie der
Wahl des Materials und der Schutzvorrichtun-
gen sind Art und Stärke der verteilten Energie,
die äußeren Einwirkbedingungen und die Fach-
kenntnisseder Personen zu berücksichtigen, die
zu Teilen der Anlage Zugang haben.

1.5 Fußböden, Wände, Decken, Dächer
(1) Die Oberflächen der Fußböden,Wände und
Decken der Räume müssen so gestaltet sein,
dass sie den Erfordernissen des sicheren Be-
treibens entsprechen sowie leicht und sicher
zu reinigen sind. Arbeitsräume müssen unter
Berücksichtigung der Art des Betriebes und
der physischen Belastungen eine angemesse-
ne Dämmung gegen Wärme und Kälte sowie
eine ausreichende Isolierung gegen Feuchtig-
keit aufweisen. Auch Sanitär-, Pausen- und
Bereitschaftsräume,Kantinen, Erste-Hilfe-Räu-
me und Unterkünfte müssen über eine ange-
messene Dämmung gegen Wärme und Kälte
sowie eine ausreichende Isolierung gegen
Feuchtigkeit verfügen.

(2) Die Fußböden der Räume dürfen keine
Unebenheiten, Löcher, Stolperstellen oder ge-
fährliche Schrägen aufweisen. Sie müssen ge-
gen Verrutschen gesichert, tragfähig, trittsi-
cher und rutschhemmend sein.

(3) Durchsichtige oder lichtdurchlässige Wän-
de, insbesondere Ganzglaswände in Arbeits-
räumen oder im Bereich von Verkehrswegen,
müssen deutlich gekennzeichnet sein. Sie
müssen entweder aus bruchsicherem Werk-
stoff bestehen oder so gegen die Arbeitsplätze
in Arbeitsräumen oder die Verkehrswege ab-
geschirmt sein, dass die Beschäftigten nicht
mit den Wänden in Berührung kommen und
beim Zersplittern der Wände nicht verletzt
werden können.

(4) Dächer aus nicht durchtrittsicherem Mate-
rial dürfen nur betreten werden, wenn Aus-
rüstungen benutzt werden, die ein sicheres
Arbeiten ermöglichen.

1.6 Fenster, Oberlichter
(1) Fenster, Oberlichter und Lüftungsvorrich-
tungen müssen sich von den Beschäftigten si-
cher öffnen, schließen, verstellen und arretie-
ren lassen. Sie dürfen nicht so angeordnet
sein, dass sie in geöffnetem Zustand eine Ge-
fahr für die Beschäftigten darstellen.

(2) Fenster und Oberlichter müssen so ausge-
wählt oder ausgerüstet und eingebaut sein,
dass sie ohne Gefährdung der Ausführenden
und anderer Personen gereinigtwerden können.
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1.7 Türen, Tore
(1) Die Lage, Anzahl, Abmesssungen und
Ausführung insbesondere hinsichtlich der ver-
wendeten Werkstoffe von Türen und Toren
müssen sich nach der Art und Nutzung der
Räume oder Bereiche richten.

(2) Durchsichtige Türen müssen in Augenhöhe
gekennzeichnet sein.

(3) Pendeltüren und -tore müssen durchsichtig
sein oder ein Sichtfenster haben.

(4) Bestehen durchsichtige oder lichtdurchläs-
sige Flächen von Türen und Toren nicht aus
bruchsicherem Werkstoff und ist zu befürch-
ten, dass sich die Beschäftigten beim Zersplit-
tern verletzen können, sind diese Flächen ge-
gen Eindrücken zu schützen.

(5) Schiebetüren und -tore müssen gegen
Ausheben und Herausfallen gesichert sein.
Türen und Tore, die sich nach oben öffnen,
müssen gegen Herabfallen gesichert sein.

(6) In unmittelbarer Nähe von Toren, die vor-
wiegend für den Fahrzeugverkehr bestimmt
sind, müssen gut sichtbar gekennzeichnete,
stets zugängliche Türen für Fußgänger vor-
handen sein. Diese Türen sind nicht erforder-
lich, wenn der Durchgang durch die Tore für
Fußgänger gefahrlos möglich ist.

(7) Kraftbetätigte Türen und Tore müssen si-
cher benutzbar sein. Dazu gehört, dass sie
a) ohne Gefährdung der Beschäftigten be-

wegt werden oder zum Stillstand kommen
können,

b) mit selbsttätig wirkenden Sicherungen
ausgestattet sind,

c) auch von Hand zu öffnen sind, sofern sie
sich bei Stromausfall nicht automatisch
öffnen.

(8) Besondere Anforderungen gelten für Türen
im Verlauf von Fluchtwegen (Nummer 2.3).

1.8 Verkehrswege
(1) Verkehrswege, einschließlich Treppen, fest
angebrachte Steigleitern und Laderampen
müssen so angelegt und bemessen sein, dass
sie je nach ihrem Bestimmungszweck leicht
und sicher begangen oder befahren werden

können und in der Nähe Beschäftigte nicht
gefährdet werden.

(2) Die Bemessung der Verkehrswege, die dem
Personenverkehr, Güterverkehr oder Personen-
und Güterverkehr dienen, muss sich nach der
Anzahl der möglichen Benutzer und der Art
des Betriebes richten.

(3) Werden Transportmittel auf Verkehrswe-
gen eingesetzt, muss für Fußgänger ein aus-
reichender Sicherheitsabstand gewahrt wer-
den.

(4) Verkehrswege für Fahrzeuge müssen an
Türen und Toren, Durchgängen, Fußgänger-
wegen und Treppenaustritten in ausreichen-
dem Abstand vorbeiführen.

(5) Soweit Nutzung und Einrichtung der Räu-
me es zum Schutz der Beschäftigten erfordern,
müssen die Begrenzungen der Verkehrswege
gekennzeichnet sein.

(6) Besondere Anforderungen gelten für
Fluchtwege (Nummer 2.3).

1.9 Fahrtreppen, Fahrsteige
Fahrtreppen und Fahrsteige müssen so ausge-
wählt und installiert sein, dass sie sicher
funktionieren und sicher benutzbar sind. Dazu
gehört, dass die Notbefehlseinrichtungen gut
erkennbar und leicht zugänglich sind und nur
solche Fahrtreppen und Fahrsteige eingesetzt
werden, die mit den notwendigen Sicherheits-
vorrichtungen ausgestattet sind.

1.10 Laderampen
(1) Laderampen sind entsprechend den Ab-
messungen der Transportmittel und der La-
dung auszulegen.

(2) Sie müssen mindestens einen Abgang ha-
ben; lange Laderampen müssen, soweit be-
triebstechnisch möglich, an jedem Endbereich
einen Abgang haben.

(3) Sie müssen einfach und sicher benutzbar
sein. Dazu gehört, dass sie nach Möglichkeit
mit Schutzvorrichtungen gegen Absturz aus-
zurüsten sind; das gilt insbesondere in Berei-
chen von Laderampen, die keine ständigen Be-
und Entladestellen sind.
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1.11 Steigleitern, Steigeisengänge
Steigleitern und Steigeisengänge müssen si-
cher benutzbar sein. Dazu gehört, dass sie
a) nach Notwendigkeit über Schutzvorrich-

tungen gegen Absturz, vorzugsweise über
Steigschutzeinrichtungen verfügen,

b) an ihren Austrittsstellen eine Haltevor-
richtung haben,

c) nach Notwendigkeit in angemessenen
Abständen mit Ruhebühnen ausgerüstet
sind.

2 Maßnahmen zum Schutz vor
besonderen Gefahren

2.1 Schutz vor Absturz und
herabfallenden Gegenständen,
Betreten von Gefahrenbereichen

(1) Arbeitsplätze und Verkehrswege, bei de-
nen eine Absturzgefahr für Beschäftigte oder
die Gefahr des Herabfallens von Gegenstän-
den besteht, müssen mit Schutzvorrichtungen
versehen sein, die verhindern, dass Beschäf-
tigte abstürzen oder durch herabfallende Ge-
genstände verletzt werden können. Sind auf-
grund der Eigenart des Arbeitsplatzes oder der
durchzuführenden Arbeiten Schutzvorrichtun-
gen gegen Absturz nicht geeignet, muss der
Arbeitgeber die Sicherheit der Beschäftigten
durch andere wirksame Maßnahmen gewähr-
leisten. Eine Absturzgefahr besteht bei einer
Absturzhöhe von mehr als 1 Meter.

(2) Arbeitsplätze und Verkehrswege, die an
Gefahrenbereiche grenzen, müssen mit
Schutzvorrichtungen versehen sein, die ver-
hindern, dass Beschäftigte in die Gefahrenbe-
reiche gelangen.

(3) Die Arbeitsplätze und Verkehrswege nach
den Absätzen 1 und 2 müssen gegen unbefug-
tes Betreten gesichert und gut sichtbar als Ge-
fahrenbereiche gekennzeichnet sein. Zum
Schutz derjenigen, die diese Bereiche betreten
müssen, sind geeigneteMaßnahmen zu treffen.

2.2 Maßnahmen gegen Brände
(1) Arbeitsstätten müssen je nach
a) Abmessung und Nutzung,

b) der Brandgefährdung vorhandener Ein-
richtungen und Materialien,

c) der größtmöglichen Anzahl anwesender
Personen

mit einer ausreichenden Anzahl geeigneter
Feuerlöscheinrichtungen und erforderlichen-
falls Brandmeldern und Alarmanlagen ausge-
stattet sein.

(2) Nicht selbsttätige Feuerlöscheinrichtungen
müssen als solche dauerhaft gekennzeichnet,
leicht zu erreichen und zu handhaben sein.

(3) Selbsttätig wirkende Feuerlöscheinrichtun-
gen müssen mit Warneinrichtungen ausgerüs-
tet sein, wenn bei ihrem Einsatz Gefahren für
die Beschäftigten auftreten können.

2.3 Fluchtwege und Notausgänge
(1) Fluchtwege und Notausgänge müssen
a) sich in Anzahl, Anordnung und Abmes-

sung nach der Nutzung, der Einrichtung
und den Abmessungen der Arbeitsstätte
sowie nach der höchstmöglichen Anzahl
der dort anwesenden Personen richten,

b) auf möglichst kurzem Weg ins Freie oder,
falls dies nicht möglich ist, in einen gesi-
cherten Bereich führen,

c) in angemessener Form und dauerhaft ge-
kennzeichnet sein.

Sie sind mit einer Sicherheitsbeleuchtung aus-
zurüsten, wenn das gefahrlose Verlassen der
Arbeitsstätte für die Beschäftigten, insbeson-
dere bei Ausfall der allgemeinen Beleuchtung,
nicht gewährleistet ist.

(2) Türen im Verlauf von Fluchtwegen oder
Türen von Notausgängen müssen
a) sich von innen ohne besondere Hilfsmittel

jederzeit leicht öffnen lassen, solange sich
Beschäftigte in der Arbeitsstätte befinden,

b) in angemessener Form und dauerhaft ge-
kennzeichnet sein.

Türen von Notausgängen müssen sich nach
außen öffnen lassen. In Notausgängen, die
ausschließlich für den Notfall konzipiert und
ausschließlich im Notfall benutzt werden, sind
Karussell- und Schiebetüren nicht zulässig.
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3 Arbeitsbedingungen

3.1 Bewegungsfläche
(1) Die freie unverstellte Fläche am Arbeits-
platz muss so bemessen sein, dass sich die
Beschäftigten bei ihrer Tätigkeit ungehindert
bewegen können.

(2) Ist dies nicht möglich, muss den Beschäf-
tigten in der Nähe des Arbeitsplatzes eine an-
dere ausreichend große Bewegungsfläche zur
Verfügung stehen.

3.2 Anordnung der Arbeitsplätze
Arbeitsplätze sind in der Arbeitsstätte so an-
zuordnen, dass Beschäftigte
a) sie sicher erreichen und verlassen können,
b) sich bei Gefahr schnell in Sicherheit brin-

gen können,
c) durch benachbarte Arbeitsplätze, Trans-

porte oder Einwirkungen von außerhalb
nicht gefährdet werden.

3.3 Ausstattung
(1) Jedem Beschäftigten muss mindestens
eine Kleiderablage zur Verfügung stehen, so-
fern keine Umkleideräume vorhanden sind.

(2) Kann die Arbeit ganz oder teilweise sitzend
verrichtet werden oder lässt es der Arbeitsab-
lauf zu, sich zeitweise zu setzen, sind den Be-
schäftigten am Arbeitsplatz Sitzgelegenheiten
zur Verfügung zu stellen. Können aus be-
triebstechnischen Gründen keine Sitzgelegen-
heiten unmittelbar am Arbeitsplatz aufgestellt
werden, obwohl es der Arbeitsablauf zulässt,
sich zeitweise zu setzen, müssen den Be-
schäftigten in der Nähe der Arbeitsplätze Sitz-
gelegenheiten bereitgestellt werden.

3.4 Beleuchtung und Sichtverbindung
(1) Der Arbeitgeber darf als Arbeitsräume nur
solche Räume betreiben, die möglichst aus-
reichend Tageslicht erhalten und die eine
Sichtverbindung nach außen haben.

Dies gilt nicht für
1. Räume, bei denen betriebs-, produktions-

oder bautechnische Gründe Tageslicht
oder einer Sichtverbindung nach außen
entgegenstehen,

2. Räume, in denen sich Beschäftigte zur
Verrichtung ihrer Tätigkeit regelmäßig
nicht über einen längeren Zeitraum oder
im Verlauf der täglichen Arbeitszeit nur
kurzzeitig aufhalten müssen, insbesonde-
re Archive, Lager-, Maschinen- und Ne-
benräume, Teeküchen,

3. Räume, die vollständig unter Erdgleiche
liegen, soweit es sich dabei um Tiefgara-
gen oder ähnliche Einrichtungen, um kul-
turelle Einrichtungen, um Verkaufsräume
oder um Schank- und Speiseräume han-
delt,

4. Räume in Bahnhofs- oder Flughafenhal-
len, Passagen oder innerhalb von Kauf-
häusern und Einkaufszentren,

5. Räume mit einer Grundfläche von min-
destens 2000 Quadratmetern, sofern
Oberlichter oder andere bauliche Vorrich-
tungen vorhanden sind, die Tageslicht in
den Arbeitsraum lenken.

(2) Pausen- und Bereitschaftsräume sowie
Unterkünfte müssen möglichst ausreichend
mit Tageslicht beleuchtet sein und eine Sicht-
verbindung nach außen haben. Kantinen sol-
len möglichst ausreichend Tageslicht erhalten
und eine Sichtverbindung nach außen haben.

(3) Räume, die bis zum 3. Dezember 2016
eingerichtet worden sind oder mit deren Ein-
richtung begonnen worden war und die die
Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 oder Ab-
satz 2 nicht erfüllen, dürfen ohne eine Sicht-
verbindung nach außen weiter betrieben wer-
den, bis sie wesentlich erweitert oder umge-
baut werden.

(4) In Arbeitsräumen muss die Stärke des Tag-
eslichteinfalls am Arbeitsplatz je nach Art der
Tätigkeit reguliert werden können.

(5) Arbeitsstätten müssen mit Einrichtungen
ausgestattet sein, die eine angemessene
künstliche Beleuchtung ermöglichen, so dass
die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit
der Beschäftigten gewährleistet sind.

(6) Die Beleuchtungsanlagen sind so auszu-
wählen und anzuordnen, dass dadurch die Si-
cherheit und die Gesundheit der Beschäftigten
nicht gefährdet werden.
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(7) Arbeitsstätten, in denen bei Ausfall der All-
gemeinbeleuchtung die Sicherheit der Beschäf-
tigten gefährdet werden kann, müssen eine
ausreichende Sicherheitsbeleuchtung haben.

3.5 Raumtemperatur
(1) Arbeitsräume, in denen aus betriebstech-
nischer Sicht keine spezifischen Anforderun-
gen an die Raumtemperatur gestellt werden,
müssen während der Nutzungsdauer unter
Berücksichtigung der Arbeitsverfahren und
der physischen Belastungen der Beschäftigten
eine gesundheitlich zuträgliche Raumtempe-
ratur haben.

(2) Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräume,
Kantinen, Erste-Hilfe-Räume und Unterkünfte
müssen während der Nutzungsdauer unter
Berücksichtigung des spezifischen Nutzungs-
zwecks eine gesundheitlich zuträgliche Raum-
temperatur haben.

(3) Fenster, Oberlichter und Glaswände müs-
sen unter Berücksichtigung der Arbeitsverfah-
ren und der Art der Arbeitsstätte eine Ab-
schirmung gegen übermäßige Sonnenein-
strahlung ermöglichen.

3.6 Lüftung
(1) In Arbeitsräumen, Sanitär-, Pausen- und
Bereitschaftsräumen, Kantinen, Erste-Hilfe-
Räumen und Unterkünften muss unter Berück-
sichtigung des spezifischen Nutzungszwecks,
der Arbeitsverfahren, der physischen Belastun-
gen und der Anzahl der Beschäftigten sowie
der sonstigen anwesenden Personen während
der Nutzungsdauer ausreichend gesundheit-
lich zuträgliche Atemluft vorhanden sein.

(2) Ist für das Betreiben von Arbeitsstätten
eine raumlufttechnische Anlage erforderlich,
muss diese jederzeit funktionsfähig sein und
die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen. Bei
raumlufttechnischen Anlagen muss eine Stö-
rung durch eine selbsttätige Warneinrichtung
angezeigt werden. Es müssen Vorkehrungen
getroffen sein, durch die die Beschäftigten im
Fall einer Störung gegen Gesundheitsgefahren
geschützt sind.

(3) Werden raumlufttechnische Anlagen ver-
wendet, ist sicherzustellen, dass die Beschäf-

tigten keinem störenden Luftzug ausgesetzt
sind.

(4) Ablagerungen und Verunreinigungen in
raumlufttechnischen Anlagen, die zu einer un-
mittelbaren Gesundheitsgefährdung durch die
Raumluft führen können, müssen umgehend
beseitigt werden.

3.7 Lärm
In Arbeitsstätten ist der Schalldruckpegel so
niedrig zu halten, wie es nach der Art des Be-
triebes möglich ist. Der Schalldruckpegel am
Arbeitsplatz in Arbeitsräumen ist in Abhän-
gigkeit von der Nutzung und den zu verrich-
tenden Tätigkeiten so weit zu reduzieren, dass
keine Beeinträchtigungen der Gesundheit der
Beschäftigten entstehen.

4 Sanitär-, Pausen- und
Bereitschaftsräume, Kantinen, Erste-
Hilfe-Räume und Unterkünfte

4.1 Sanitärräume
(1) Der Arbeitgeber hat Toilettenräume zur
Verfügung zu stellen. Toilettenräume sind für
Männer und Frauen getrennt einzurichten oder
es ist eine getrennte Nutzung zu ermöglichen.
Toilettenräume sind mit verschließbaren Zu-
gängen, einer ausreichenden Anzahl von Toi-
lettenbecken und Handwaschgelegenheiten
zur Verfügung zu stellen. Sie müssen sich so-
wohl in der Nähe der Arbeitsräume als auch in
der Nähe von Kantinen, Pausen- und Bereit-
schaftsräumen, Wasch- und Umkleideräumen
befinden. Bei Arbeiten im Freien und auf Bau-
stellenmit wenigen Beschäftigten sindmobile,
anschlussfreie Toilettenkabinen in der Nähe
der Arbeitsplätze ausreichend.

(2) Der Arbeitgeber hat – wenn es die Art der
Tätigkeit oder gesundheitliche Gründe erfor-
dern – Waschräume zur Verfügung zu stellen.
Diese sind für Männer und Frauen getrennt
einzurichten oder es ist eine getrennteNutzung
zu ermöglichen. Bei Arbeiten im Freien und auf
Baustellen mit wenigen Beschäftigten sind
Waschgelegenheiten ausreichend. Waschräu-
me sind
a) in der Nähe von Arbeitsräumen und sicht-

geschützt einzurichten,
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b) so zu bemessen, dass die Beschäftigten sich
den hygienischen Erfordernissen entspre-
chend und ungehindert reinigen können;
dazu müssen fließendes warmes und kaltes
Wasser, Mittel zum Reinigen und gegebe-
nenfalls zum Desinfizieren sowie zum Ab-
trocknen der Hände vorhanden sein,

c) mit einer ausreichenden Anzahl geeigne-
ter Duschen zur Verfügung zu stellen,
wenn es die Art der Tätigkeit oder ge-
sundheitliche Gründe erfordern.

Sind Waschräume nicht erforderlich, müssen
in der Nähe des Arbeitsplatzes und der Um-
kleideräume ausreichende und angemessene
Waschgelegenheiten mit fließendem Wasser
(erforderlichenfalls mit warmemWasser), Mit-
teln zum Reinigen und zum Abtrocknen der
Hände zur Verfügung stehen.

(3) Der Arbeitgeber hat geeignete Umkleide-
räume zur Verfügung zu stellen, wenn die Be-
schäftigten bei ihrer Tätigkeit besondere Ar-
beitskleidung tragen müssen und es ihnen
nicht zuzumuten ist, sich in einem anderen
Raum umzukleiden. Umkleideräume sind für
Männer und Frauen getrennt einzurichten
oder es ist eine getrennte Nutzung zu ermög-
lichen. Umkleideräume müssen
a) leicht zugänglich und von ausreichender

Größe und sichtgeschützt eingerichtet
werden; entsprechend der Anzahl gleich-
zeitiger Benutzer muss genügend freie
Bodenfläche für ungehindertes Umkleiden
vorhanden sein,

b) mit Sitzgelegenheiten sowie mit ver-
schließbaren Einrichtungen ausgestattet
sein, in denen jeder Beschäftigte seine
Kleidung aufbewahren kann.

Kleiderschränke für Arbeitskleidung und
Schutzkleidung sind von Kleiderschränken für
persönliche Kleidung und Gegenstände zu
trennen, wenn die Umstände dies erfordern.

(4) Wasch- und Umkleideräume, die vonein-
ander räumlich getrennt sind, müssen unter-
einander leicht erreichbar sein.

4.2 Pausen- und Bereitschaftsräume
(1) Bei mehr als zehn Beschäftigten oder wenn
die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit

es erfordern, ist den Beschäftigten ein Pau-
senraum oder ein entsprechender Pausenbe-
reich zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht,
wenn die Beschäftigten in Büroräumen oder
vergleichbaren Arbeitsräumen beschäftigt
sind und dort gleichwertige Voraussetzungen
für eine Erholung während der Pause gegeben
sind. Fallen in die Arbeitszeit regelmäßig und
häufig Arbeitsbereitschaftszeiten oder Ar-
beitsunterbrechungen und sind keine Pausen-
räume vorhanden, so sind für die Beschäftig-
ten Räume für Bereitschaftszeiten einzurich-
ten. Schwangere Frauen und stillende Mütter
müssen sich während der Pausen und, soweit
es erforderlich ist, auch während der Arbeits-
zeit unter geeigneten Bedingungen hinlegen
und ausruhen können.

(2) Pausenräume oder entsprechende Pausen-
bereiche sind
a) für die Beschäftigten leicht erreichbar an

ungefährdeter Stelle und in ausreichender
Größe bereitzustellen,

b) entsprechend der Anzahl der gleichzeiti-
gen Benutzer mit leicht zu reinigenden Ti-
schen und Sitzgelegenheiten mit Rücken-
lehne auszustatten,

c) als separate Räume zu gestalten, wenn die
Beurteilung der Arbeitsbedingungen und
der Arbeitsstätte dies erfordern.

(3) Bereitschaftsräume und Pausenräume, die
als Bereitschaftsräume genutzt werden, müssen
dem Zweck entsprechend ausgestattet sein.

4.3 Erste-Hilfe-Räume
(1) Erste-Hilfe-Räume oder vergleichbare Be-
reiche sind entsprechend der Art der Gefähr-
dungen in der Arbeitsstätte oder der Anzahl
der Beschäftigten, der Art der auszuübenden
Tätigkeiten sowie der räumlichen Größe der
Betriebe zur Verfügung zu stellen.

(2) Erste-Hilfe-Räume müssen an ihren Zugän-
gen als solche gekennzeichnet und für Perso-
nen mit Rettungstransportmitteln leicht zu-
gänglich sein.

(3) Sie sind mit den erforderlichen Mitteln und
Einrichtungen zur Ersten Hilfe auszustatten.
An einer deutlich gekennzeichneten Stelle
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müssen Anschrift und Telefonnummer der ört-
lichen Rettungsdienste angegeben sein.

(4) Darüber hinaus sind überall dort, wo es die
Arbeitsbedingungen erfordern, Mittel und Ein-
richtungen zur Ersten Hilfe aufzubewahren. Sie
müssen leicht zugänglich und einsatzbereit
sein. Die Aufbewahrungsstellen müssen als
solche gekennzeichnet und gut erreichbar sein.

4.4 Unterkünfte
(1) Der Arbeitgeber hat angemessene Unter-
künfte für Beschäftigte zur Verfügung zu stel-
len, gegebenenfalls auch außerhalb des Ge-
ländes eines Betriebes oder einer Baustelle,
wenn es aus Gründen der Sicherheit, zum
Schutz der Gesundheit oder aus Gründen der
menschengerechten Gestaltung der Arbeit er-
forderlich ist. Die Bereitstellung angemessener
Unterkünfte kann insbesondere wegen der
Abgelegenheit der Arbeitsstätte, der Art der
auszuübenden Tätigkeiten oder der Anzahl der
im Betrieb beschäftigten Personen erforderlich
sein. Sie ist stets erforderlich, wenn den Be-
schäftigten im Zusammenhang mit der An-
werbung oder Entsendung zur zeitlich befris-
teten Erbringung einer vertraglich geschulde-
ten Arbeitsleistung die Bereitstellung oder
Vermittlung einer Unterbringung in Gemein-
schaftsunterkünften in Aussicht gestellt wird
und zu erwarten ist, dass der Beschäftigte die
Verpflichtung zur Erbringung seiner Arbeits-
leistung anderenfalls nicht eingehen würde.
Kann der Arbeitgeber erforderliche Unterkünf-
te innerhalb des Geländes eines Betriebes
oder einer Baustelle nicht zur Verfügung stel-
len, hat er für eine andere angemessene Un-
terbringung der Beschäftigten außerhalb des
Geländes eines Betriebes oder einer Baustelle
zu sorgen. Wird die Unterkunft als Gemein-
schaftsunterkunft außerhalb des Geländes ei-
nes Betriebes oder einer Baustelle durch den
Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung
durch Dritte zur Verfügung gestellt, so hat der
Arbeitgeber auch in diesem Fall für die Ange-
messenheit der Unterkunft zu sorgen.

(2) Unterkünfte müssen entsprechend ihrer
Belegungszahl und der Dauer der Unterbrin-
gung ausgestattet sein mit:

1. Wohn- und Schlafbereich (Betten, Schrän-
ken, Tischen, Stühlen),

2. Essbereich,
3. Sanitäreinrichtungen.

(3) Wird die Unterkunft von Männern und
Frauen gemeinsam genutzt, ist dies bei der
Zuteilung der Räume zu berücksichtigen.

(4) Der Arbeitgeber hat die Unterbringung von
Beschäftigten in Gemeinschaftsunterkünften
innerhalb oder außerhalb des Geländes eines
Betriebes oder einer Baustelle nach den Sät-
zen 2 und 3 zu dokumentieren. In der Doku-
mentation sind anzugeben:
1. die Adressen der Gemeinschaftsunter-

künfte,
2. die Unterbringungskapazitäten der Ge-

meinschaftsunterkünfte,
3. die Zuordnung der untergebrachten Be-

schäftigten zu den Gemeinschaftsunter-
künften sowie

4. der zugehörige Zeitraum der Unterbrin-
gung der jeweiligen Beschäftigten.

Die Dokumentation muss ab Beginn der Be-
reitstellung der Gemeinschaftsunterkünfte am
Ort der Leistungserbringung verfügbar sein.
Die Dokumentation ist nach Beendigung der
Unterbringung vier Wochen aufzubewahren.

5 Ergänzende Anforderungen und
Maßnahmen für besondere
Arbeitsstätten und Arbeitsplätze

5.1 Arbeitsplätze in nicht allseits
umschlossenen Arbeitsstätten und
Arbeitsplätze im Freien

Arbeitsplätze in nicht allseits umschlossenen
Arbeitsstätten undArbeitsplätze im Freien sind
so einzurichten und zu betreiben, dass sie von
den Beschäftigten bei jeder Witterung sicher
und ohne Gesundheitsgefährdung erreicht,
benutzt undwieder verlassen werden können.
Dazu gehört, dass diese Arbeitsplätze gegen
Witterungseinflüsse geschützt sind oder den
Beschäftigten geeignete persönliche Schutz-
ausrüstungen zur Verfügung gestellt werden.

Werden die Beschäftigten auf Arbeitsplätzen
im Freien beschäftigt, so sind die Arbeitsplätze
nach Möglichkeit so einzurichten, dass die
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Beschäftigten nicht gesundheitsgefährdenden
äußeren Einwirkungen ausgesetzt sind.

5.2 Baustellen
(1) Die Beschäftigten müssen
a) sich gegen Witterungseinflüsse geschützt

umkleiden, waschen undwärmen können,
b) über Einrichtungen verfügen, um ihre

Mahlzeiten einnehmen und gegebenen-
falls auch zubereiten zu können,

c) in der Nähe der Arbeitsplätze über Trink-
wasser oder ein anderes alkoholfreies Ge-
tränk verfügen können.

Weiterhin sind auf Baustellen folgende Anfor-
derungen umzusetzen:
d) Sind Umkleideräume nicht erforderlich,

muss für jeden regelmäßig auf der Bau-
stelle anwesenden Beschäftigten eine
Kleiderablage und ein abschließbares Fach
vorhanden sein, damit persönliche Ge-
genstände unter Verschluss aufbewahrt
werden können.

e) Unter Berücksichtigung der Arbeitsverfah-
ren und der physischen Belastungen der
Beschäftigten ist dafür zu sorgen, dass
ausreichend gesundheitlich zuträgliche
Atemluft vorhanden ist.

f) Beschäftigte müssen die Möglichkeit ha-
ben, Arbeitskleidung und Schutzkleidung
außerhalb der Arbeitszeit zu lüften und zu
trocknen.

g) In regelmäßigen Abständen sind geeigne-
te Versuche und Übungen an Feuerlösch-
einrichtungen und Brandmelde- und
Alarmanlagen durchzuführen.

(2) Schutzvorrichtungen, die ein Abstürzen
von Beschäftigten an Arbeitsplätzen und Ver-
kehrswegen auf Baustellen verhindern, müs-
sen vorhanden sein:
1. unabhängig von der Absturzhöhe bei

a) Arbeitsplätzen am und über Wasser
oder an und über anderen festen oder
flüssigen Stoffen, in denen man versin-
ken kann,

b) Verkehrswegen über Wasser oder an-
deren festen oder flüssigen Stoffen, in
denen man versinken kann,

2. bei mehr als 1 Meter Absturzhöhe an
Wandöffnungen, an freiliegenden Trep-
penläufen und -absätzen sowie

3. bei mehr als 2 Meter Absturzhöhe an allen
übrigen Arbeitsplätzen.

Bei einer Absturzhöhe bis zu 3 Metern ist eine
Schutzvorrichtung entbehrlich an Arbeitsplät-
zen und Verkehrswegen auf Dächern und Ge-
schossdecken von baulichen Anlagen mit bis
zu 22,5 Grad Neigung und nicht mehr als
50 Quadratmeter Grundfläche, sofern die Ar-
beiten von hierfür fachlich qualifizierten und
körperlich geeigneten Beschäftigten ausge-
führt werden und diese Beschäftigten beson-
ders unterwiesen sind. Die Absturzkante muss
für die Beschäftigten deutlich erkennbar sein.

(3) Räumliche Begrenzungen der Arbeitsplät-
ze, Materialien, Ausrüstungen und ganz allge-
mein alle Elemente, die durch Ortsverände-
rung die Sicherheit und die Gesundheit der
Beschäftigten beeinträchtigen können, müs-
sen auf geeignete Weise stabilisiert werden.
Hierzu zählen auch Maßnahmen, die verhin-
dern, dass Fahrzeuge, Erdbaumaschinen und
Förderzeuge abstürzen, umstürzen, abrut-
schen oder einbrechen.

(4) Werden Beförderungsmittel auf Verkehrs-
wegen verwendet, so müssen für andere, den
Verkehrsweg nutzende Personen ein ausrei-
chender Sicherheitsabstand oder geeignete
Schutzvorrichtungen vorgesehen werden. Die
Wege müssen regelmäßig überprüft und ge-
wartet werden.

(5) Bei Arbeiten, aus denen sich im besonde-
ren Maße Gefährdungen für die Beschäftigten
ergeben können, müssen geeignete Sicher-
heitsvorkehrungen getroffen werden. Dies gilt
insbesondere für Abbrucharbeiten sowie
Montage- oder Demontagearbeiten. Zur Erfül-
lung der Schutzmaßnahmen des Satzes 1 sind
a) bei Arbeiten an erhöhten oder tiefer gele-

genen Standorten Standsicherheit und
Stabilität der Arbeitsplätze und ihrer Zu-
gänge auf geeignete Weise zu gewähr-
leisten und zu überprüfen, insbesondere
nach einer Veränderung der Höhe oder
Tiefe des Arbeitsplatzes,
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b) bei Aushubarbeiten Brunnenbauarbeiten,
unterirdischen oder Tunnelarbeiten die
Erd- oder Felswände so abzuböschen, zu
verbauen oder anderweitig so zu sichern,
dass sie während der einzelnen Bauzu-
stände standsicher sind; vor Beginn von
Erdarbeiten sind geeignete Maßnahmen
durchzuführen, um die Gefährdung durch
unterirdisch verlegte Kabel und andere
Versorgungsleitungen festzustellen und
auf ein Mindestmaß zu verringern,

c) bei Arbeiten, bei denen Sauerstoffmangel
auftreten kann, geeignete Maßnahmen zu
treffen, um einer Gefahr vorzubeugen und
eine wirksame und sofortige Hilfeleistung
zu ermöglichen; Einzelarbeitsplätze in Be-
reichen, in denen erhöhte Gefährdung
durch Sauerstoffmangel besteht, sind nur
zulässig, wenn diese ständig von außen
überwacht werden und alle geeigneten
Vorkehrungen getroffen sind, um eine
wirksame und sofortige Hilfeleistung zu
ermöglichen,

d) beim Auf-, Um- sowie Abbau von Spund-
wänden und Senkkästen angemessene
Vorrichtungen vorzusehen, damit sich die
Beschäftigten beim Eindringen von Was-
ser und Material retten können,

e) bei Laderampen Absturzsicherungen vor-
zusehen,

f) bei Arbeiten, bei denen mit Gefährdungen
aus dem Verkehr von Land-, Wasser- oder
Luftfahrzeugen zu rechnen ist, geeignete
Vorkehrungen zu treffen.

Abbrucharbeiten, Montage- oder Demontage-
arbeiten, insbesondere der Auf- oder Abbau von
Stahl- oder Betonkonstruktionen, die Montage
oder Demontage von Verbau zur Sicherung von
Erd- oder Felswänden oder Senkkästen sind
fachkundig zu planen und nur unter fachkundi-
ger Aufsicht sowie nach schriftlicher Abbruch-,
Montage- oder Demontageanweisung durchzu-
führen; die Abbruch-, Montage- oder Demonta-
geanweisung muss die erforderlichen sicher-
heitstechnischen Angaben enthalten; auf die
Schriftform kann verzichtet werden, wenn für
die jeweiligen Abbruch-, Montage- oder De-
montagearbeiten besondere sicherheitstechni-
sche Angaben nicht erforderlich sind.

(6) Vorhandene elektrische Freileitungen müs-
sen nach Möglichkeit außerhalb des Baustel-
lengeländes verlegt oder freigeschaltet wer-
den. Wenn dies nicht möglich ist, sind geeig-
nete Abschrankungen, Abschirmungen oder
Hinweise anzubringen, um Fahrzeuge und
Einrichtungen von diesen Leitungen fern zu
halten.

6. Maßnahmen zur Gestaltung von
Bildschirmarbeitsplätzen

6.1 Allgemeine Anforderungen an Bild-
schirmarbeitsplätze

(1) Bildschirmarbeitsplätze sind so einzurich-
ten und zu betreiben, dass die Sicherheit und
der Schutz der Gesundheit der Beschäftigten
gewährleistet sind. Die Grundsätze der Ergo-
nomie sind auf die Bildschirmarbeitsplätze und
die erforderlichen Arbeitsmittel sowie die für
die Informationsverarbeitung durch die Be-
schäftigten erforderlichen Bildschirmgeräte
entsprechend anzuwenden.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass
die Tätigkeiten der Beschäftigten an Bild-
schirmgeräten insbesondere durch andere Tä-
tigkeiten oder regelmäßige Erholungszeiten
unterbrochen werden.

(3) Für die Beschäftigten ist ausreichend Raum
für wechselnde Arbeitshaltungen und -bewe-
gungen vorzusehen.

(4) Die Bildschirmgeräte sind so aufzustellen
und zu betreiben, dass die Oberflächen frei
von störenden Reflexionen und Blendungen
sind.

(5) Die Arbeitstische oder Arbeitsflächen müs-
sen eine reflexionsarme Oberfläche haben und
so aufgestellt werden, dass die Oberflächen
bei der Arbeit frei von störenden Reflexionen
und Blendungen sind.

(6) Die Arbeitsflächen sind entsprechend der
Arbeitsaufgabe so zu bemessen, dass alle Ein-
gabemittel auf der Arbeitsfläche variabel an-
geordnet werden können und eine flexible
Anordnung des Bildschirms, des Schriftguts
und der sonstigen Arbeitsmittel möglich ist.
Die Arbeitsfläche vor der Tastatur muss ein
Auflegen der Handballen ermöglichen.
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(7) Auf Wunsch der Beschäftigten hat der Ar-
beitgeber eine Fußstütze und einen Manu-
skripthalter zur Verfügung zu stellen, wenn
eine ergonomisch günstige Arbeitshaltung auf
andere Art und Weise nicht erreicht werden
kann.

(8) Die Beleuchtung muss der Art der Arbeits-
aufgabe entsprechen und an das Sehvermö-
gen der Beschäftigten angepasst sein; ein an-
gemessener Kontrast zwischen Bildschirm und
Arbeitsumgebung ist zu gewährleisten. Durch
die Gestaltung des Bildschirmarbeitsplatzes
sowie der Auslegung und der Anordnung der
Beleuchtung sind störende Blendungen, Re-
flexionen oder Spiegelungen auf dem Bild-
schirm und den sonstigen Arbeitsmitteln zu
vermeiden.

(9) Werden an einem Arbeitsplatz mehrere
Bildschirmgeräte oder Bildschirme betrieben,
müssen diese ergonomisch angeordnet sein.
Die Eingabegeräte müssen sich eindeutig dem
jeweiligen Bildschirmgerät zuordnen lassen.

(10) Die Arbeitsmittel dürfen nicht zu einer
erhöhten, gesundheitlich unzuträglichen Wär-
mebelastung am Arbeitsplatz führen.

6.2 Allgemeine Anforderungen an
Bildschirme und Bildschirmgeräte

(1) Die Text- und Grafikdarstellungen auf dem
Bildschirm müssen entsprechend der Arbeits-
aufgabe und dem Sehabstand scharf und
deutlich sowie ausreichend groß sein. Der
Zeichen- und der Zeilenabstand müssen ange-
messen sein. Die Zeichengröße und der Zei-
lenabstand müssen auf dem Bildschirm indi-
viduell eingestellt werden können.

(2) Das auf dem Bildschirm dargestellte Bild
muss flimmerfrei sein. Das Bild darf keine
Verzerrungen aufweisen.

(3) Die Helligkeit der Bildschirmanzeige und
der Kontrast der Text- undGrafikdarstellungen
auf dem Bildschirm müssen von den Beschäf-
tigten einfach eingestellt werden können. Sie
müssen den Verhältnissen der Arbeitsumge-
bung individuell angepasst werden können.

(4) Die Bildschirmgröße und -form müssen der
Arbeitsaufgabe angemessen sein.

(5) Die von den Bildschirmgeräten ausgehen-
de elektromagnetische Strahlung muss so
niedrig gehalten werden, dass die Sicherheit
und die Gesundheit der Beschäftigten nicht
gefährdet werden.

6.3 Anforderungen an Bildschirmgeräte
und Arbeitsmittel für die
ortsgebundene Verwendung an
Arbeitsplätzen

(1) Bildschirme müssen frei und leicht dreh-
und neigbar sein sowie über reflexionsarme
Oberflächen verfügen. Bildschirme, die über
reflektierende Oberflächen verfügen, dürfen
nur dann betrieben werden, wenn dies aus
zwingenden aufgabenbezogenen Gründen er-
forderlich ist.

(2) Tastaturen müssen die folgenden Eigen-
schaften aufweisen:
1. sie müssen vom Bildschirm getrennte Ein-

heiten sein,
2. sie müssen neigbar sein,
3. die Oberflächen müssen reflexionsarm

sein,
4. die Form und der Anschlag der Tasten

müssen den Arbeitsaufgaben angemessen
sein und eine ergonomische Bedienung
ermöglichen,

5. die Beschriftung der Tasten muss sich vom
Untergrund deutlich abheben und bei nor-
maler Arbeitshaltung gut lesbar sein.

(3) Alternative Eingabemittel (zum Beispiel
Eingabe über den Bildschirm, Spracheingabe,
Scanner) dürfen nur eingesetzt werden, wenn
dadurch die Arbeitsaufgaben leichter ausge-
führt werden können und keine zusätzlichen
Belastungen für die Beschäftigten entstehen.

6.4 Anforderungen an tragbare
Bildschirmgeräte für die
ortsveränderliche Verwendung an
Arbeitsplätzen

(1) Größe, Form und Gewicht tragbarer Bild-
schirmgeräte müssen der Arbeitsaufgabe ent-
sprechend angemessen sein.

(2) Tragbare Bildschirmgeräte müssen
1. über Bildschirme mit reflexionsarmen

Oberflächen verfügen und
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2. so betrieben werden, dass der Bildschirm
frei von störenden Reflexionen und Blen-
dungen ist.

(3) Tragbare Bildschirmgeräte ohne Trennung
zwischen Bildschirm und externem Eingabe-
mittel (insbesondere Geräte ohne Tastatur)
dürfen nur an Arbeitsplätzen betrieben wer-
den, an denen die Geräte nur kurzzeitig ver-
wendet werden oder an denen die Arbeits-
aufgaben mit keinen anderen Bildschirmgerä-
ten ausgeführt werden können.

(4) Tragbare Bildschirmgeräte mit alternativen
Eingabemitteln sind den Arbeitsaufgaben an-
gemessen und mit dem Ziel einer optimalen
Entlastung der Beschäftigten zu betreiben.

(5) Werden tragbare Bildschirmgeräte ortsge-
bunden an Arbeitsplätzen verwendet, gelten
zusätzlich die Anforderungen nach Num-
mer 6.1.

6.5 Anforderungen an die Benutzer-
freundlichkeit von Bildschirm-
arbeitsplätzen

(1) Beim Betreiben der Bildschirmarbeitsplätze
hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass der

Arbeitsplatz den Arbeitsaufgaben angemes-
sen gestaltet ist. Er hat insbesondere geeig-
nete Softwaresysteme bereitzustellen.

(2) Die Bildschirmgeräte und die Software
müssen entsprechend den Kenntnissen und
Erfahrungen der Beschäftigten im Hinblick auf
die jeweilige Arbeitsaufgabe angepasst wer-
den können.

(3) Das Softwaresystem muss den Beschäftig-
ten Angaben über die jeweiligen Dialogabläu-
fe machen.

(4) Die Bildschirmgeräte und die Software
müssen es den Beschäftigten ermöglichen, die
Dialogabläufe zu beeinflussen. Sie müssen
eventuelle Fehler bei der Handhabung be-
schreiben und eine Fehlerbeseitigung mit be-
grenztem Arbeitsaufwand erlauben.

(5) Eine Kontrolle der Arbeit hinsichtlich der
qualitativen oder quantitativen Ergebnisse
darf ohne Wissen der Beschäftigten nicht
durchgeführt werden.
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Arbeitszeitgesetz
(ArbZG)

Vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1170)

Zuletzt geändert durch
Arbeitsschutzkontrollgesetz

vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334)

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1 Zweck des Gesetzes

Zweck des Gesetzes ist es,
1. die Sicherheit und den Gesundheitsschutz

der Arbeitnehmer in der Bundesrepublik
Deutschland und in der ausschließlichen
Wirtschaftszone bei der Arbeitszeitgestal-
tung zu gewährleisten und die Rahmen-
bedingungen für flexible Arbeitszeiten zu
verbessern sowie

2. den Sonntag und die staatlich anerkann-
ten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und
der seelischen Erhebung der Arbeitnehmer
zu schützen.

§2 Begriffsbestimmungen

(1) Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist
die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit
ohne die Ruhepausen; Arbeitszeiten bei
mehreren Arbeitgebern sind zusammenzu-
rechnen. Im Bergbau unter Tage zählen die
Ruhepausen zur Arbeitszeit.

(2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes
sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu
ihrer Berufsbildung Beschäftigten.

(3) Nachtzeit im Sinne dieses Gesetzes ist die
Zeit von 23 bis 6 Uhr, in Bäckereien und
Konditoreien die Zeit von 22 bis 5 Uhr.

(4) Nachtarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist
jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der
Nachtzeit umfaßt.

(5) Nachtarbeitnehmer im Sinne dieses Ge-
setzes sind Arbeitnehmer, die

1. auf Grund ihrer Arbeitszeitgestaltung nor-
malerweise Nachtarbeit in Wechselschicht
zu leisten haben oder

2. Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im
Kalenderjahr leisten.

Zweiter Abschnitt
Werktägliche Arbeitszeit und

arbeitsfreie Zeiten

§3 Arbeitszeit der Arbeitnehmer

Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitneh-
mer darf acht Stunden nicht überschreiten.
Sie kann auf bis zu zehn Stunden nur verlän-
gert werden, wenn innerhalb von sechs Ka-
lendermonaten oder innerhalb von 24 Wo-
chen im Durchschnitt acht Stunden werktäg-
lich nicht überschritten werden.

§4 Ruhepausen

Die Arbeit ist durch im voraus feststehende
Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei
einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu
neun Stunden und 45 Minuten bei einer Ar-
beitszeit von mehr als neun Stunden insge-
samt zu unterbrechen. Die Ruhepausen nach
Satz 1 können in Zeitabschnitte von jeweils
mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden.
Länger als sechs Stunden hintereinander dür-
fen Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause be-
schäftigt werden.

§5 Ruhezeit

(1) Die Arbeitnehmer müssen nach Beendi-
gung der täglichen Arbeitszeit eine ununter-
brochene Ruhezeit von mindestens elf Stun-
den haben.

(2) Die Dauer der Ruhezeit des Absatzes 1
kann in Krankenhäusern und anderen Ein-
richtungen zur Behandlung, Pflege und Be-
treuung von Personen, in Gaststätten und
anderen Einrichtungen zur Bewirtung und
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Beherbergung, in Verkehrsbetrieben, beim
Rundfunk sowie in der Landwirtschaft und in
der Tierhaltung um bis zu eine Stunde ver-
kürzt werden, wenn jede Verkürzung der Ru-
hezeit innerhalb eines Kalendermonats oder
innerhalb von vier Wochen durch Verlänge-
rung einer anderen Ruhezeit auf mindestens
zwölf Stunden ausgeglichen wird.
(3) Abweichend von Absatz 1 können in
Krankenhäusern und anderen Einrichtungen
zur Behandlung, Pflege und Betreuung von
Personen Kürzungen der Ruhezeit durch In-
anspruchnahme während der Rufbereit-
schaft, die nicht mehr als die Hälfte der Ru-
hezeit betragen, zu anderen Zeiten ausgegli-
chen werden.

§6 Nacht- und Schichtarbeit
(1) Die Arbeitszeit der Nacht- und Schichtar-
beitnehmer ist nach den gesicherten arbeits-
wissenschaftlichen Erkenntnissen über die
menschengerechte Gestaltung der Arbeit
festzulegen.
(2) Die werktägliche Arbeitszeit der Nachtar-
beitnehmer darf acht Stunden nicht über-
schreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stunden
nur verlängert werden, wenn abweichend
von § 3 innerhalb von einem Kalendermonat
oder innerhalb von vier Wochen im Durch-
schnitt acht Stunden werktäglich nicht über-
schritten werden. Für Zeiträume, in denen
Nachtarbeitnehmer im Sinne des § 2 Abs. 5
Nr. 2 nicht zur Nachtarbeit herangezogen
werden, findet § 3 Satz 2 Anwendung.
(3) Nachtarbeitnehmer sind berechtigt, sich vor
Beginn der Beschäftigung und danach in re-
gelmäßigen Zeitabständen von nicht weniger
als drei Jahren arbeitsmedizinisch untersuchen
zu lassen. Nach Vollendung des 50. Lebensjah-
res steht Nachtarbeitnehmern dieses Recht in
Zeitabständen von einem Jahr zu. Die Kosten
der Untersuchungen hat der Arbeitgeber zu
tragen, sofern er die Untersuchungen den
Nachtarbeitnehmern nicht kostenlos durch ei-
nen Betriebsarzt oder einen überbetrieblichen
Dienst von Betriebsärzten anbietet.
(4) Der Arbeitgeber hat den Nachtarbeitnehmer
auf dessen Verlangen auf einen für ihn geeig-
neten Tagesarbeitsplatz umzusetzen, wenn

a) nach arbeitsmedizinischer Feststellung die
weitere Verrichtung von Nachtarbeit den
Arbeitnehmer in seiner Gesundheit ge-
fährdet oder

b) im Haushalt des Arbeitnehmers ein Kind
unter zwölf Jahren lebt, das nicht von ei-
ner anderen im Haushalt lebenden Person
betreut werden kann, oder

c) der Arbeitnehmer einen schwerpflegebe-
dürftigen Angehörigen zu versorgen hat,
der nicht von einem anderen im Haushalt
lebenden Angehörigen versorgt werden
kann,

sofern dem nicht dringende betriebliche Er-
fordernisse entgegenstehen. Stehen der Um-
setzung des Nachtarbeitnehmers auf einen
für ihn geeigneten Tagesarbeitsplatz nach
Auffassung des Arbeitgebers dringende be-
triebliche Erfordernisse entgegen, so ist der
Betriebs- oder Personalrat zu hören. Der Be-
triebs- oder Personalrat kann dem Arbeitge-
ber Vorschläge für eine Umsetzung unter-
breiten.

(5) Soweit keine tarifvertraglichen Aus-
gleichsregelungen bestehen, hat der Arbeit-
geber dem Nachtarbeitnehmer für die wäh-
rend der Nachtzeit geleisteten Arbeitsstun-
den eine angemessene Zahl bezahlter freier
Tage oder einen angemessenen Zuschlag auf
das ihm hierfür zustehende Bruttoarbeitsent-
gelt zu gewähren.

(6) Es ist sicherzustellen, daß Nachtarbeit-
nehmer den gleichen Zugang zur betriebli-
chen Weiterbildung und zu aufstiegsfördern-
den Maßnahmen haben wie die übrigen Ar-
beitnehmer.

§7 Abweichende Regelungen

(1) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines
Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienst-
vereinbarung kann zugelassen werden,

1. abweichend von § 3
a) die Arbeitszeit über zehn Stunden

werktäglich zu verlängern, wenn in die
Arbeitszeit regelmäßig und in erhebli-
chem Umfang Arbeitsbereitschaft oder
Bereitschaftsdienst fällt,
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b) einen anderen Ausgleichszeitraum
festzulegen,

2. abweichend von § 4 Satz 2 die Gesamt-
dauer der Ruhepausen in Schichtbetrieben
und Verkehrsbetrieben auf Kurzpausen
von angemessener Dauer aufzuteilen,

3. abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeit
um bis zu zwei Stunden zu kürzen, wenn
die Art der Arbeit dies erfordert und die
Kürzung der Ruhezeit innerhalb eines
festzulegenden Ausgleichszeitraums aus-
geglichen wird,

4. abweichend von § 6 Abs. 2
a) die Arbeitszeit über zehn Stunden

werktäglich hinaus zu verlängern,
wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und
in erheblichem Umfang Arbeitsbereit-
schaft oder Bereitschaftsdienst fällt,

b) einen anderen Ausgleichszeitraum
festzulegen,

5. den Beginn des siebenstündigen Nacht-
zeitraums des § 2 Abs. 3 auf die Zeit zwi-
schen 22 und 24 Uhr festzulegen.

(2) Sofern der Gesundheitsschutz der Arbeit-
nehmer durch einen entsprechenden Zeit-
ausgleich gewährleistet wird, kann in einem
Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifver-
trags in einer Betriebs- oder Dienstvereinba-
rung ferner zugelassen werden,
1. abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeiten

bei Rufbereitschaft den Besonderheiten
dieses Dienstes anzupassen, insbesondere
Kürzungen der Ruhezeit infolge von Inan-
spruchnahmen während dieses Dienstes
zu anderen Zeiten auszugleichen,

2. die Regelungen der §§ 3, 5 Abs. 1 und § 6
Abs. 2 in der Landwirtschaft der Bestel-
lungs- und Erntezeit sowie den Witte-
rungseinflüssen anzupassen,

3. die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und
§ 6 Abs. 2 bei der Behandlung, Pflege und
Betreuung von Personen der Eigenart die-
ser Tätigkeit und dem Wohl dieser Perso-
nen entsprechend anzupassen,

4. die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und
§ 6 Abs. 2 bei Verwaltungen und Betrieben
des Bundes, der Länder, der Gemeinden
und sonstigen Körperschaften, Anstalten

und Stiftungen des öffentlichen Rechts
sowie bei anderen Arbeitgebern, die der
Tarifbindung eines für den öffentlichen
Dienst geltenden oder eines im wesentli-
chen inhaltsgleichen Tarifvertrags unter-
liegen, der Eigenart der Tätigkeit bei die-
sen Stellen anzupassen.

(2a) In einem Tarifvertrag oder auf Grund ei-
nes Tarifvertrags in einer Betriebs- oder
Dienstvereinbarung kann abweichend von
den §§ 3, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 auch zu-
gelassen werden, die werktägliche Arbeits-
zeit auch ohne Ausgleich über acht Stunden
zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regel-
mäßig und in erheblichem Umfang Arbeits-
bereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt und
durch besondere Regelungen sichergestellt
wird, dass die Gesundheit der Arbeitnehmer
nicht gefährdet wird.
(3) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags
nach Absatz 1, 2 oder 2a können abwei-
chende tarifvertragliche Regelungen im Be-
trieb eines nicht tarifgebundenen Arbeitge-
bers durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung
oder, wenn ein Betriebs- oder Personalrat
nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung
zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeit-
nehmer übernommen werden. Können auf
Grund eines solchen Tarifvertrags abwei-
chende Regelungen in einer Betriebs- oder
Dienstvereinbarung getroffen werden, kann
auch in Betrieben eines nicht tarifgebunde-
nen Arbeitgebers davon Gebrauch gemacht
werden. Eine nach Absatz 2 Nr. 4 getroffene
abweichende tarifvertragliche Regelung hat
zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern Geltung, wenn zwi-
schen ihnen die Anwendung der für den öf-
fentlichen Dienst geltenden tarifvertraglichen
Bestimmungen vereinbart ist und die Arbeit-
geber die Kosten des Betriebs überwiegend
mit Zuwendungen im Sinne des Haushalts-
rechts decken.
(4) Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften können die in Ab-
satz 1, 2 oder 2a genannten Abweichungen in
ihren Regelungen vorsehen.
(5) In einem Bereich, in dem Regelungen
durch Tarifvertrag üblicherweise nicht getrof-
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fen werden, können Ausnahmen im Rahmen
des Absatzes 1, 2 oder 2a durch die Auf-
sichtsbehörde bewilligt werden, wenn dies
aus betrieblichen Gründen erforderlich ist
und die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht
gefährdet wird.
(6) Die Bundesregierung kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Ausnahmen im Rahmen des Absatzes 1
oder 2 zulassen, sofern dies aus betrieblichen
Gründen erforderlich ist und die Gesundheit
der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.
(7) Auf Grund einer Regelung nach Absatz 2a
oder den Absätzen 3 bis 5 jeweils in Verbin-
dung mit Absatz 2a darf die Arbeitszeit nur
verlängert werden, wenn der Arbeitnehmer
schriftlich eingewilligt hat. Der Arbeitnehmer
kann die Einwilligung mit einer Frist von
sechs Monaten schriftlich widerrufen. Der
Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht
benachteiligen, wenn dieser die Einwilligung
zur Verlängerung der Arbeitszeit nicht erklärt
oder die Einwilligung widerrufen hat.
(8) Werden Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1
und 4, Absatz 2 Nr. 2 bis 4 oder solche Re-
gelungen auf Grund der Absätze 3 und 4 zu-
gelassen, darf die Arbeitszeit 48 Stunden
wöchentlich im Durchschnitt von zwölf Ka-
lendermonaten nicht überschreiten. Erfolgt
die Zulassung auf Grund des Absatzes 5, darf
die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im
Durchschnitt von sechs Kalendermonaten
oder 24 Wochen nicht überschreiten.
(9) Wird die werktägliche Arbeitszeit über
zwölf Stunden hinaus verlängert, muss im
unmittelbaren Anschluss an die Beendigung
der Arbeitszeit eine Ruhezeit von mindestens
elf Stunden gewährt werden.

§8 Gefährliche Arbeiten
Die Bundesregierung kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates
für einzelne Beschäftigungsbereiche, für be-
stimmte Arbeiten oder für bestimmte Arbeit-
nehmergruppen, bei denen besondere Ge-
fahren für die Gesundheit der Arbeitnehmer
zu erwarten sind, die Arbeitszeit über § 3 hi-
naus beschränken, die Ruhepausen und Ru-
hezeiten über die §§ 4 und 5 hinaus ausdeh-

nen, die Regelungen zum Schutz der Nacht-
und Schichtarbeitnehmer in § 6 erweitern und
die Abweichungsmöglichkeiten nach § 7 be-
schränken, soweit dies zum Schutz der Ge-
sundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist.
Satz 1 gilt nicht für Beschäftigungsbereiche
und Arbeiten in Betrieben, die der Bergauf-
sicht unterliegen.

Dritter Abschnitt
Sonn- und Feiertagsruhe

§9 Sonn- und Feiertagsruhe

(1) Arbeitnehmer dürfen an Sonn- und ge-
setzlichen Feiertagen von 0 bis 24 Uhr nicht
beschäftigt werden.

(2) In mehrschichtigen Betrieben mit regel-
mäßiger Tag- und Nachtschicht kann Beginn
oder Ende der Sonn- und Feiertagsruhe um
bis zu sechs Stunden vor- oder zurückverlegt
werden, wenn für die auf den Beginn der
Ruhezeit folgenden 24 Stunden der Betrieb
ruht.

(3) Für Kraftfahrer und Beifahrer kann der
Beginn der 24stündigen Sonn- und Feiertags-
ruhe um bis zu zwei Stunden vorverlegt wer-
den.

§10 Sonn- und Feiertagsbeschäftigung

(1) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen
vorgenommen werden können, dürfen Ar-
beitnehmer an Sonn- und Feiertagen abwei-
chend von § 9 beschäftigt werden

1. in Not- und Rettungsdiensten sowie bei
der Feuerwehr,

2. zur Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung sowie der Funk-
tionsfähigkeit von Gerichten und Behör-
den und für Zwecke der Verteidigung,

3. in Krankenhäusern und anderen Einrich-
tungen zur Behandlung, Pflege und Be-
treuung von Personen,

4. in Gaststätten und anderen Einrichtun-
gen zur Bewirtung und Beherbergung
sowie im Haushalt,

5. bei Musikaufführungen, Theatervorstel-
lungen, Filmvorführungen, Schaustellun-
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gen, Darbietungen und anderen ähnli-
chen Veranstaltungen,

6. bei nichtgewerblichen Aktionen und Ver-
anstaltungen der Kirchen, Religionsge-
sellschaften, Verbände, Vereine, Parteien
und anderer ähnlicher Vereinigungen,

7. beim Sport und in Freizeit-, Erholungs-
und Vergnügungseinrichtungen, beim
Fremdenverkehr sowie in Museen und
wissenschaftlichen Präsenzbibliotheken,

8. beim Rundfunk, bei der Tages- und
Sportpresse, bei Nachrichtenagenturen
sowie bei den der Tagesaktualität die-
nenden Tätigkeiten für andere Presseer-
zeugnisse einschließlich des Austragens,
bei der Herstellung von Satz, Filmen und
Druckformen für tagesaktuelle Nachrich-
ten und Bilder, bei tagesaktuellen Auf-
nahmen auf Ton- und Bildträger sowie
beim Transport und Kommissionieren von
Presseerzeugnissen, deren Ersterschei-
nungstag am Montag oder am Tag nach
einem Feiertag liegt,

9. bei Messen, Ausstellungen und Märkten
im Sinne des Titels IV der Gewerbeord-
nung sowie bei Volksfesten,

10. in Verkehrsbetrieben sowie beim Trans-
port und Kommissionieren von leichtver-
derblichen Waren im Sinne des § 30
Abs. 3 Nr. 2 der Straßenverkehrsordnung,

11. in den Energie- und Wasserversorgungs-
betrieben sowie in Abfall- und Abwas-
serentsorgungsbetrieben,

12. in der Landwirtschaft und in der Tierhal-
tung sowie in Einrichtungen zur Behand-
lung und Pflege von Tieren,

13. im Bewachungsgewerbe und bei der Be-
wachung von Betriebsanlagen,

14. bei der Reinigung und Instandhaltung
von Betriebseinrichtungen, soweit hier-
durch der regelmäßige Fortgang des ei-
genen oder eines fremden Betriebs be-
dingt ist, bei der Vorbereitung der Wie-
deraufnahme des vollen werktägigen
Betriebs sowie bei der Aufrechterhaltung
der Funktionsfähigkeit von Datennetzen
und Rechnersystemen,

15. zur Verhütung des Verderbens von Na-
turerzeugnissen oder Rohstoffen oder
des Mißlingens von Arbeitsergebnissen
sowie bei kontinuierlich durchzuführen-
den Forschungsarbeiten,

16. zur Vermeidung einer Zerstörung oder
erheblichen Beschädigung der Produkti-
onseinrichtungen.

(2) Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer
an Sonn- und Feiertagen mit den Produkti-
onsarbeiten beschäftigt werden, wenn die
infolge der Unterbrechung der Produktion
nach Absatz 1 Nr. 14 zulässigen Arbeiten den
Einsatz von mehr Arbeitnehmern als bei
durchgehender Produktion erfordern.
(3) Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer
an Sonn- und Feiertagen in Bäckereien und
Konditoreien für bis zu drei Stunden mit der
Herstellung und dem Austragen oder Aus-
fahren von Konditorwaren und an diesem Tag
zum Verkauf kommenden Bäckerwaren be-
schäftigt werden.
(4) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen
vorgenommen werden können, dürfen Ar-
beitnehmer zur Durchführung des Eil- und
Großbetragszahlungsverkehrs und des Geld-,
Devisen-, Wertpapier- und Derivatehandels
abweichend von § 9 Abs. 1 an den auf einen
Werktag fallenden Feiertagen beschäftigt
werden, die nicht in allen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union Feiertage sind.

§11 Ausgleich für Sonn- und Feiertags-
beschäftigung

(1) Mindestens 15 Sonntage im Jahr müssen
beschäftigungsfrei bleiben.
(2) Für die Beschäftigung an Sonn- und Fei-
ertagen gelten die §§ 3 bis 8 entsprechend,
jedoch dürfen durch die Arbeitszeit an Sonn-
und Feiertagen die in den §§ 3, 6 Abs. 2, §§ 7
und 21a Abs. 4 bestimmten Höchstarbeits-
zeiten und Ausgleichszeiträume nicht über-
schritten werden.
(3) Werden Arbeitnehmer an einem Sonntag
beschäftigt, müssen sie einen Ersatzruhetag
haben, der innerhalb eines den Beschäfti-
gungstag einschließenden Zeitraums von
zwei Wochen zu gewähren ist. Werden Ar-
beitnehmer an einem auf einen Werktag fal-
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lenden Feiertag beschäftigt, müssen sie einen
Ersatzruhetag haben, der innerhalb eines den
Beschäftigungstag einschließenden Zeit-
raums von acht Wochen zu gewähren ist.
(4) Die Sonn- oder Feiertagsruhe des § 9 oder
der Ersatzruhetag des Absatzes 3 ist den Ar-
beitnehmern unmittelbar in Verbindung mit
einer Ruhezeit nach § 5 zu gewähren, soweit
dem technische oder arbeitsorganisatorische
Gründe nicht entgegenstehen.

§12 Abweichende Regelungen
In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines
Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienst-
vereinbarung kann zugelassen werden,
1. abweichend von § 11 Abs. 1 die Anzahl

der beschäftigungsfreien Sonntage in den
Einrichtungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2, 3, 4
und 10 auf mindestens zehn Sonntage, im
Rundfunk, in Theaterbetrieben, Orches-
tern sowie bei Schaustellungen auf min-
destens acht Sonntage, in Filmtheatern
und in der Tierhaltung auf mindestens
sechs Sonntage im Jahr zu verringern,

2. abweichend von § 11 Abs. 3 den Wegfall
von Ersatzruhetagen für auf Werktage
fallende Feiertage zu vereinbaren oder Ar-
beitnehmer innerhalb eines festzulegen-
den Ausgleichszeitraums beschäftigungs-
frei zu stellen,

3. abweichend von § 11 Abs. 1 bis 3 in der
Seeschifffahrt die den Arbeitnehmern
nach diesen Vorschriften zustehenden
freien Tage zusammenhängend zu geben,

4. abweichend von § 11 Abs. 2 die Arbeits-
zeit in vollkontinuierlichen Schichtbetrie-
ben an Sonn- und Feiertagen auf bis zu
zwölf Stunden zu verlängern, wenn da-
durch zusätzliche freie Schichten an Sonn-
und Feiertagen erreicht werden.

§ 7 Abs. 3 bis 6 findet Anwendung.

§13 Ermächtigung, Anordnung,
Bewilligung

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes zur Vermeidung erheblicher Schäden un-
ter Berücksichtigung des Schutzes der Ar-
beitnehmer und der Sonn- und Feiertagsruhe

1. die Bereiche mit Sonn- und Feiertagsbe-
schäftigung nach § 10 sowie die dort zu-
gelassenen Arbeiten näher bestimmen,

2. über die Ausnahmen nach § 10 hinaus
weitere Ausnahmen abweichend von § 9
a) für Betriebe, in denen die Beschäfti-

gung von Arbeitnehmern an Sonn- oder
Feiertagen zur Befriedigung täglicher
oder an diesen Tagen besonders her-
vortretender Bedürfnisse der Bevölke-
rung erforderlich ist,

b) für Betriebe, in denen Arbeiten vor-
kommen, deren Unterbrechung oder
Aufschub
aa) nach dem Stand der Technik ihrer

Art nach nicht oder nur mit erheb-
lichen Schwierigkeiten möglich ist,

bb) besondere Gefahren für Leben
oder Gesundheit der Arbeitnehmer
zur Folge hätte,

cc) zu erheblichen Belastungen der
Umwelt oder der Energie- oder
Wasserversorgung führen würde,

c) aus Gründen des Gemeinwohls, insbe-
sondere auch zur Sicherung der Be-
schäftigung,

zulassen und die zum Schutz der Arbeit-
nehmer und der Sonn- und Feiertagsruhe
notwendigen Bedingungen bestimmen.

(2) Soweit die Bundesregierung von der Er-
mächtigung des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe a
keinen Gebrauch gemacht hat, können die
Landesregierungen durch Rechtsverordnung
entsprechende Bestimmungen erlassen. Die
Landesregierungen können diese Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf oberste
Landesbehörden übertragen.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann
1. feststellen, ob eine Beschäftigung nach

§ 10 zulässig ist,
2. abweichend von § 9 bewilligen, Arbeit-

nehmer zu beschäftigen
a) im Handelsgewerbe an bis zu zehn

Sonn- und Feiertagen im Jahr, an denen
besondere Verhältnisse einen erweiter-
ten Geschäftsverkehr erforderlich ma-
chen,
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b) an bis zu fünf Sonn- und Feiertagen im
Jahr, wenn besondere Verhältnisse zur
Verhütung eines unverhältnismäßigen
Schadens dies erfordern,

c) an einem Sonntag im Jahr zur Durch-
führung einer gesetzlich vorgeschriebe-
nen Inventur,

und Anordnungen über die Beschäftigungs-
zeit unter Berücksichtigung der für den öf-
fentlichen Gottesdienst bestimmten Zeit tref-
fen.
(4) Die Aufsichtsbehörde soll abweichend
von § 9 bewilligen, daß Arbeitnehmer an
Sonn- und Feiertagen mit Arbeiten beschäf-
tigt werden, die aus chemischen, biologi-
schen, technischen oder physikalischen
Gründen einen ununterbrochenen Fortgang
auch an Sonn- und Feiertagen erfordern.
(5) Die Aufsichtsbehörde hat abweichend von
§ 9 die Beschäftigung von Arbeitnehmern an
Sonn- und Feiertagen zu bewilligen, wenn bei
einer weitgehenden Ausnutzung der gesetz-
lich zulässigen wöchentlichen Betriebszeiten
und bei längeren Betriebszeiten im Ausland
die Konkurrenzfähigkeit unzumutbar beein-
trächtigt ist und durch die Genehmigung von
Sonn- und Feiertagsarbeit die Beschäftigung
gesichert werden kann.

Vierter Abschnitt
Ausnahmen in besonderen Fällen

§14 Außergewöhnliche Fälle
(1) Von den §§ 3 bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 9 bis 11
darf abgewichen werden bei vorübergehen-
den Arbeiten in Notfällen und in außerge-
wöhnlichen Fällen, die unabhängig vom Wil-
len der Betroffenen eintreten und deren Fol-
gen nicht auf andere Weise zu beseitigen
sind, besonders wenn Rohstoffe oder Le-
bensmittel zu verderben oder Arbeitsergeb-
nisse zu mißlingen drohen.
(2) Von den §§ 3 bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 11
Abs. 1 bis 3 und § 12 darf ferner abgewichen
werden,
1. wenn eine verhältnismäßig geringe Zahl

von Arbeitnehmern vorübergehend mit
Arbeiten beschäftigt wird, deren Nichter-

ledigung das Ergebnis der Arbeiten ge-
fährden oder einen unverhältnismäßigen
Schaden zur Folge haben würden,

2. bei Forschung und Lehre, bei unaufschieb-
baren Vor- und Abschlußarbeiten sowie
bei unaufschiebbaren Arbeiten zur Be-
handlung, Pflege und Betreuung von Per-
sonen oder zur Behandlung und Pflege
von Tieren an einzelnen Tagen,

wenn dem Arbeitgeber andere Vorkehrungen
nicht zugemutet werden können.

(3) Wird von den Befugnissen nach Absatz 1
oder 2 Gebrauch gemacht, darf die Arbeits-
zeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt
von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen
nicht überschreiten.

§15 Bewilligung, Ermächtigung

(1) Die Aufsichtsbehörde kann

1. eine von den §§ 3, 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2
abweichende längere tägliche Arbeitszeit
bewilligen
a) für kontinuierliche Schichtbetriebe zur

Erreichung zusätzlicher Freischichten,
b) für Bau- und Montagestellen,

2. eine von den §§ 3, 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2
abweichende längere tägliche Arbeitszeit
für Saison- und Kampagnebetriebe für die
Zeit der Saison oder Kampagne bewilligen,
wenn die Verlängerung der Arbeitszeit
über acht Stunden werktäglich durch eine
entsprechende Verkürzung der Arbeitszeit
zu anderen Zeiten ausgeglichen wird,

3. eine von den §§ 5 und 11 Abs. 2 abwei-
chende Dauer und Lage der Ruhezeit bei
Arbeitsbereitschaft, Bereitschaftsdienst
und Rufbereitschaft den Besonderheiten
dieser Inanspruchnahmen im öffentlichen
Dienst entsprechend bewilligen,

4. eine von den §§ 5 und 11 Abs. 2 abwei-
chende Ruhezeit zur Herbeiführung eines
regelmäßigen wöchentlichen Schicht-
wechsels zweimal innerhalb eines Zeit-
raums von drei Wochen bewilligen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann über die in
diesem Gesetz vorgesehenen Ausnahmen hi-
naus weitergehende Ausnahmen zulassen,

7 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) §§ 14–15
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soweit sie im öffentlichen Interesse dringend
nötig werden.
(2a) Die Bundesregierung kann durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates
1. Ausnahmen von den §§ 3, 4, 5 und 6 Ab-

satz 2 sowie von den §§ 9 und 11 für
Arbeitnehmer, die besondere Tätigkeiten
zur Errichtung, zur Änderung oder zum
Betrieb von Bauwerken, künstlichen In-
seln oder sonstigen Anlagen auf See (Off-
shore-Tätigkeiten) durchführen, zulassen
und

2. die zum Schutz der in Nummer 1 genann-
ten Arbeitnehmer sowie der Sonn- und
Feiertagsruhe notwendigen Bedingungen
bestimmen.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung
kann in seinem Geschäftsbereich durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales aus
zwingenden Gründen der Verteidigung Ar-
beitnehmer verpflichten, über die in diesem
Gesetz und in den auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen und Tarifver-
trägen festgelegten Arbeitszeitgrenzen und
-beschränkungen hinaus Arbeit zu leisten.
(3a) Das Bundesministerium der Verteidigung
kann in seinem Geschäftsbereich durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
für besondere Tätigkeiten der Arbeitnehmer
bei den Streitkräften Abweichungen von in
diesem Gesetz sowie von in den auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen bestimmten Arbeitszeitgrenzen und
-beschränkungen zulassen, soweit die Ab-
weichungen aus zwingenden Gründen erfor-
derlich sind und die größtmögliche Sicherheit
und der bestmögliche Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer gewährleistet werden.
(4) Werden Ausnahmen nach Absatz 1 oder 2
zugelassen, darf die Arbeitszeit 48 Stunden
wöchentlich im Durchschnitt von sechs Ka-
lendermonaten oder 24 Wochen nicht über-
schreiten.

Fünfter Abschnitt
Durchführung des Gesetzes

§16 Aushang und Arbeitszeitnachweise
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen
Abdruck dieses Gesetzes, der auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen, für den Betrieb gel-
tenden Rechtsverordnungen und der für den
Betrieb geltenden Tarifverträge und Betriebs-
oder Dienstvereinbarungen im Sinne des § 7
Abs. 1 bis 3, §§ 12 und 21a Abs. 6 an geeig-
neter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme
auszulegen oder auszuhängen.
(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die über
die werktägliche Arbeitszeit des § 3 Satz 1
hinausgehende Arbeitszeit der Arbeitnehmer
aufzuzeichnen und ein Verzeichnis der Ar-
beitnehmer zu führen, die in eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit gemäß § 7 Abs. 7 einge-
willigt haben. Die Nachweise sind mindes-
tens zwei Jahre aufzubewahren.

§17 Aufsichtsbehörde
(1) Die Einhaltung dieses Gesetzes und der
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen wird von den nach Lan-
desrecht zuständigen Behörden (Aufsichtsbe-
hörden) überwacht.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die erforderli-
chen Maßnahmen anordnen, die der Arbeit-
geber zur Erfüllung der sich aus diesem Ge-
setz und den auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen ergebenden
Pflichten zu treffen hat.
(3) Für den öffentlichen Dienst des Bundes
sowie für die bundesunmittelbaren Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts werden die Aufgaben und
Befugnisse der Aufsichtsbehörde vom zu-
ständigen Bundesministerium oder den von
ihm bestimmten Stellen wahrgenommen; das
gleiche gilt für die Befugnisse nach § 15
Abs. 1 und 2.
(4) Die Aufsichtsbehörde kann vom Arbeitge-
ber die für die Durchführung dieses Gesetzes
und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen erforderlichen Aus-
künfte verlangen. Sie kann ferner vom Ar-
beitgeber verlangen, die Arbeitszeitnachwei-
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se und Tarifverträge oder Betriebs- oder
Dienstvereinbarungen im Sinne des § 7 Abs. 1
bis 3, §§ 12 und 21a Abs. 6 sowie andere
Arbeitszeitnachweise oder Geschäftsunterla-
gen, die mittelbar oder unmittelbar Auskunft
über die Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes
geben, vorzulegen oder zur Einsicht einzu-
senden.
(5) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde
sind berechtigt, die Arbeitsstätten während
der Betriebs- und Arbeitszeit zu betreten und
zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder
wenn sich die Arbeitsstätten in einer Woh-
nung befinden, dürfen sie ohne Einverständ-
nis des Inhabers nur zur Verhütung von drin-
genden Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung betreten und besichtigt
werden. Der Arbeitgeber hat das Betreten
und Besichtigen der Arbeitsstätten zu gestat-
ten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)
wird insoweit eingeschränkt.
(6) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die
Auskunft auf solche Fragen verweigern, de-
ren Beantwortung ihn selbst oder einen der in
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord-
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten aussetzen würde.

Sechster Abschnitt
Sonderregelungen

§18 Nichtanwendung des Gesetzes
(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf
1. leitende Angestellte im Sinne des § 5

Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes
sowie Chefärzte,

2. Leiter von öffentlichen Dienststellen und
deren Vertreter sowie Arbeitnehmer im
öffentlichen Dienst, die zu selbständigen
Entscheidungen in Personalangelegenhei-
ten befugt sind,

3. Arbeitnehmer, die in häuslicher Gemein-
schaft mit den ihnen anvertrauten Perso-
nen zusammenleben und sie eigenverant-
wortlich erziehen, pflegen oder betreuen,

4. den liturgischen Bereich der Kirchen und
der Religionsgemeinschaften.

(2) Für die Beschäftigung von Personen unter
18 Jahren gilt anstelle dieses Gesetzes das
Jugendarbeitsschutzgesetz.
(3) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern
als Besatzungsmitglieder auf Kauffahrtei-
schiffen im Sinne des § 3 des Seearbeitsge-
setzes gilt anstelle dieses Gesetzes das
Seearbeitsgesetz.

§19 Beschäftigung im öffentlichen
Dienst

Bei der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben
im öffentlichen Dienst können, soweit keine
tarifvertragliche Regelung besteht, durch die
zuständige Dienstbehörde die für Beamte
geltenden Bestimmungen über die Arbeits-
zeit auf die Arbeitnehmer übertragen wer-
den; insoweit finden die §§ 3 bis 13 keine
Anwendung.

§20 Beschäftigung in der Luftfahrt
Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als
Besatzungsmitglieder von Luftfahrzeugen
gelten anstelle der Vorschriften dieses Ge-
setzes über Arbeits- und Ruhezeiten die Vor-
schriften über Flug-, Flugdienst- und Ruhe-
zeiten der Zweiten Durchführungsverord-
nung zur Betriebsordnung für Luftfahrtgerät
in der jeweils geltenden Fassung.

§21 Beschäftigung in der
Binnenschifffahrt

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes, auch zur Umsetzung zwischenstaatlicher
Vereinbarungen oder Rechtsakten der Euro-
päischen Union, abweichend von den Vor-
schriften dieses Gesetzes die Bedingungen
für die Arbeitszeitgestaltung von Arbeitneh-
mern, die als Mitglied der Besatzung oder des
Bordpersonals an Bord eines Fahrzeugs in der
Binnenschifffahrt beschäftigt sind, regeln,
soweit dies erforderlich ist, um den besonde-
ren Bedingungen an Bord von Binnenschiffen
Rechnung zu tragen. Insbesondere können in
diesen Rechtsverordnungen die notwendigen
Bedingungen für die Sicherheit und den Ge-
sundheitsschutz im Sinne des § 1, einschließ-
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lich gesundheitlicher Untersuchungen hin-
sichtlich der Auswirkungen der Arbeitszeit-
bedingungen auf einem Schiff in der Binnen-
schifffahrt, sowie die notwendigen Bedin-
gungen für den Schutz der Sonn- und Feier-
tagsruhe bestimmt werden. In Rechtsverord-
nungen nach Satz 1 kann ferner bestimmt
werden, dass von den Vorschriften der
Rechtsverordnung durch Tarifvertrag abge-
wichen werden kann.

(2) Soweit die Bundesregierung von der Er-
mächtigung des Absatzes 1 keinen Gebrauch
macht, gelten die Vorschriften dieses Geset-
zes für das Fahrpersonal auf Binnenschiffen,
es sei denn, binnenschifffahrtsrechtliche Vor-
schriften über Ruhezeiten stehen dem entge-
gen. Bei Anwendung des Satzes 1 kann durch
Tarifvertrag von den Vorschriften dieses Ge-
setzes abgewichen werden, um der Eigenart
der Binnenschifffahrt Rechnung zu tragen.

§21a Beschäftigung im Straßen-
transport

(1) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern
als Fahrer oder Beifahrer bei Straßenver-
kehrstätigkeiten im Sinne der Verordnung
(EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. März 2006 zur
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschrif-
ten im Straßenverkehr und zur Änderung der
Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG)
Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates
(ABl. EG Nr. L 102 S. 1) oder des Europäischen
Übereinkommens über die Arbeit des im in-
ternationalen Straßenverkehr beschäftigten
Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970
(BGBl. II 1974 S. 1473) in ihren jeweiligen
Fassungen gelten die Vorschriften dieses Ge-
setzes, soweit nicht die folgenden Absätze
abweichende Regelungen enthalten. Die
Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/
2006 und des AETR bleiben unberührt.

(2) Eine Woche im Sinne dieser Vorschriften
ist der Zeitraum von Montag 0 Uhr bis Sonn-
tag 24 Uhr.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 1 ist keine Ar-
beitszeit:

1. die Zeit, während derer sich ein Arbeit-
nehmer amArbeitsplatz bereithaltenmuss,
um seine Tätigkeit aufzunehmen,

2. die Zeit, während derer sich ein Arbeit-
nehmer bereithalten muss, um seine Tätig-
keit auf Anweisung aufnehmen zu können,
ohne sich an seinemArbeitsplatz aufhalten
zu müssen,

3. für Arbeitnehmer, die sich beim Fahren ab-
wechseln, die während der Fahrt neben
dem Fahrer oder in einer Schlafkabine ver-
brachte Zeit.

Für die Zeiten nach Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt dies
nur, wenn der Zeitraum und dessen voraus-
sichtliche Dauer im Voraus, spätestens unmit-
telbar vor Beginn des betreffenden Zeitraums
bekannt ist. Die in Satz 1 genannten Zeiten
sind keine Ruhezeiten. Die in Satz 1 Nr. 1 und 2
genannten Zeiten sind keine Ruhepausen.

(4) Die Arbeitszeit darf 48 Stunden wöchent-
lich nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu
60 Stunden verlängert werden, wenn inner-
halb von vier Kalendermonaten oder 16 Wo-
chen im Durchschnitt 48 Stunden wöchent-
lich nicht überschritten werden.

(5) Die Ruhezeiten bestimmen sich nach den
Vorschriften der Europäischen Gemeinschaf-
ten für Kraftfahrer und Beifahrer sowie nach
dem AETR. Dies gilt auch für Auszubildende
und Praktikanten.

(6) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines
Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienst-
vereinbarung kann zugelassen werden,

1. nähere Einzelheiten zu den in Absatz 3
Satz 1 Nr. 1, 2 und Satz 2 genannten Vo-
raussetzungen zu regeln,

2. abweichend von Absatz 4 sowie den §§ 3
und 6 Abs. 2 die Arbeitszeit festzulegen,
wenn objektive, technische oder arbeits-
zeitorganisatorische Gründe vorliegen.
Dabei darf die Arbeitszeit 48 Stunden wö-
chentlich im Durchschnitt von sechs Ka-
lendermonaten nicht überschreiten.

§ 7 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2a gilt nicht. § 7
Abs. 3 gilt entsprechend.

(7) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Ar-
beitszeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen.
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Die Aufzeichnungen sind mindestens zwei
Jahre aufzubewahren. Der Arbeitgeber hat
dem Arbeitnehmer auf Verlangen eine Kopie
der Aufzeichnungen seiner Arbeitszeit auszu-
händigen.

(8) Zur Berechnung der Arbeitszeit fordert der
Arbeitgeber den Arbeitnehmer schriftlich auf,
ihm eine Aufstellung der bei einem anderen
Arbeitgeber geleisteten Arbeitszeit vorzule-
gen. Der Arbeitnehmer legt diese Angaben
schriftlich vor.

Siebter Abschnitt
Straf- und Bußgeldvorschriften

§22 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit-
geber vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen §§ 3, 6 Abs. 2 oder § 21a
Abs. 4, jeweils auch in Verbindung mit
§ 11 Abs. 2, einen Arbeitnehmer über die
Grenzen der Arbeitszeit hinaus beschäf-
tigt,

2. entgegen § 4 Ruhepausen nicht, nicht
mit der vorgeschriebenen Mindestdauer
oder nicht rechtzeitig gewährt,

3. entgegen § 5 Abs. 1 die Mindestruhezeit
nicht gewährt oder entgegen § 5 Abs. 2
die Verkürzung der Ruhezeit durch Ver-
längerung einer anderen Ruhezeit nicht
oder nicht rechtzeitig ausgleicht,

4. einer Rechtsverordnung nach § 8 Satz 1,
§ 13 Abs. 1 oder 2, § 15 Absatz 2a
Nummer 2, § 21 Absatz 1 oder § 24 zu-
widerhandelt, soweit sie für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist,

5. entgegen § 9 Abs. 1 einen Arbeitnehmer
an Sonn- oder Feiertagen beschäftigt,

6. entgegen § 11 Abs. 1 einen Arbeitneh-
mer an allen Sonntagen beschäftigt oder
entgegen § 11 Abs. 3 einen Ersatzruhe-
tag nicht oder nicht rechtzeitig gewährt,

7. einer vollziehbaren Anordnung nach § 13
Abs. 3 Nr. 2 zuwiderhandelt,

8. entgegen § 16 Abs. 1 die dort bezeich-
nete Auslage oder den dort bezeichneten
Aushang nicht vornimmt,

9. entgegen § 16 Abs. 2 oder § 21a Abs. 7
Aufzeichnungen nicht oder nicht richtig
erstellt oder nicht für die vorgeschriebe-
ne Dauer aufbewahrt oder

10. entgegen § 17 Abs. 4 eine Auskunft
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig
erteilt, Unterlagen nicht oder nicht voll-
ständig vorlegt oder nicht einsendet oder
entgegen § 17 Abs. 5 Satz 2 eine Maß-
nahme nicht gestattet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nr. 1 bis 7, 9 und 10 mit
einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, in
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 8 mit einer
Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet
werden.

§23 Strafvorschriften
(1) Wer eine der in § 22 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5
bis 7 bezeichneten Handlungen
1. vorsätzlich begeht und dadurch Gesund-

heit oder Arbeitskraft eines Arbeitnehmers
gefährdet oder

2. beharrlich wiederholt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bestraft.
(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die
Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen bestraft.

Achter Abschnitt
Schlußvorschriften

§24 Umsetzung von zwischen-
staatlichen Vereinbarungen und
Rechtsakten der EG

Die Bundesregierung kann mit Zustimmung
des Bundesrates zur Erfüllung von Verpflich-
tungen aus zwischenstaatlichen Vereinba-
rungen oder zur Umsetzung von Rechtsakten
des Rates oder der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften, die Sachbereiche
dieses Gesetzes betreffen, Rechtsverordnun-
gen nach diesem Gesetz erlassen.
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§25 Übergangsregelung für
Tarifverträge

Enthält ein am 1. Januar 2004 bestehender
oder nachwirkender Tarifvertrag abweichen-
de Regelungen nach § 7 Abs. 1 oder 2 oder
§ 12 Satz 1, die den in diesen Vorschriften

festgelegten Höchstrahmen überschreiten,
bleiben diese tarifvertraglichen Bestimmun-
gen bis zum 31. Dezember 2006 unberührt.
Tarifverträgen nach Satz 1 stehen durch Ta-
rifvertrag zugelassene Betriebsvereinbarun-
gen sowie Regelungen nach § 7 Abs. 4 gleich.

§ 25 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) 7
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Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, S. 2909, 2003 S. 738)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Ermöglichung hybrider und virtueller Mitgliederversammlungen im Vereinsrecht

vom 14. März 2023 (BGBl. I Nr. 72)

– Au s z u g –

Buch 2
Recht der Schuldverhältnisse

Titel 8
Dienstvertrag und ähnliche Verträge

Untertitel 1
Dienstvertrag*)

§611 Vertragstypische Pflichten beim
Dienstvertrag

(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige,
welcher Dienste zusagt, zur Leistung der
versprochenen Dienste, der andere Teil zur
Gewährung der vereinbarten Vergütung ver-
pflichtet.

(2) Gegenstand des Dienstvertrags können
Dienste jeder Art sein.

§611a Arbeitsvertrag
(1) Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeit-
nehmer im Dienste eines anderen zur Leis-
tung weisungsgebundener, fremdbestimmter
Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflich-
tet. Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durch-
führung, Zeit und Ort der Tätigkeit betreffen.
Weisungsgebunden ist, wer nicht im We-
sentlichen frei seine Tätigkeit gestalten und
seine Arbeitszeit bestimmen kann. Der Grad
der persönlichen Abhängigkeit hängt dabei

auch von der Eigenart der jeweiligen Tätig-
keit ab. Für die Feststellung, ob ein Arbeits-
vertrag vorliegt, ist eine Gesamtbetrachtung
aller Umstände vorzunehmen. Zeigt die tat-
sächliche Durchführung des Vertragsverhält-
nisses, dass es sich um ein Arbeitsverhältnis
handelt, kommt es auf die Bezeichnung im
Vertrag nicht an.

(2) Der Arbeitgeber ist zur Zahlung der ver-
einbarten Vergütung verpflichtet.

§612 Vergütung
(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend
vereinbart, wenn die Dienstleistung den
Umständen nach nur gegen eine Vergütung
zu erwarten ist.

(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht be-
stimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe
die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung
einer Taxe die übliche Vergütung als verein-
bart anzusehen.

§612a Maßregelungsverbot
Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer bei
einer Vereinbarung oder einer Maßnahme
nicht benachteiligen, weil der Arbeitnehmer
in zulässiger Weise seine Rechte ausübt.

*) Amtlicher Hinweis zu Untertitel 1:
Dieser Titel dient der Umsetzung

1. der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und
zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl. EG Nr. L 39 S. 40) und

2. der Richtlinie 77/187/EWG des Rates vom 14. Februar 1977 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen,
Betrieben oder Betriebsteilen (ABl. EG Nr. L 61 S. 26).
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8

90 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

§613 Unübertragbarkeit
Der zur Dienstleistung Verpflichtete hat die
Dienste im Zweifel in Person zu leisten. Der
Anspruch auf die Dienste ist im Zweifel nicht
übertragbar.

§613a Rechte und Pflichten bei
Betriebsübergang

(1) Geht ein Betrieb oder ein Betriebsteil
durch Rechtsgeschäft auf einen anderen In-
haber über, so tritt dieser in die Rechte und
Pflichten aus den im Zeitpunkt des Über-
gangs bestehenden Arbeitsverhältnissen
ein. Sind diese Rechte und Pflichten durch
Rechtsnormen eines Tarifvertrags oder durch
eine Betriebsvereinbarung geregelt, so wer-
den sie Inhalt des Arbeitsverhältnisses zwi-
schen dem neuen Inhaber und dem Arbeit-
nehmer und dürfen nicht vor Ablauf eines
Jahres nach dem Zeitpunkt des Übergangs
zum Nachteil des Arbeitnehmers geändert
werden. Satz 2 gilt nicht, wenn die Rechte
und Pflichten bei dem neuen Inhaber durch
Rechtsnormen eines anderen Tarifvertrags
oder durch eine andere Betriebsvereinba-
rung geregelt werden. Vor Ablauf der Frist
nach Satz 2 können die Rechte und Pflichten
geändert werden, wenn der Tarifvertrag
oder die Betriebsvereinbarung nicht mehr
gilt oder bei fehlender beiderseitiger Tarif-
gebundenheit im Geltungsbereich eines an-
deren Tarifvertrags dessen Anwendung zwi-
schen dem neuen Inhaber und dem Arbeit-
nehmer vereinbart wird.

(2) Der bisherige Arbeitgeber haftet neben
dem neuen Inhaber für Verpflichtungen nach
Absatz 1, soweit sie vor dem Zeitpunkt des
Übergangs entstanden sind und vor Ablauf
von einem Jahr nach diesem Zeitpunkt fällig
werden, als Gesamtschuldner. Werden sol-
che Verpflichtungen nach dem Zeitpunkt des
Übergangs fällig, so haftet der bisherige Ar-
beitgeber für sie jedoch nur in dem Umfang
der dem im Zeitpunkt des Übergangs abge-
laufenen Teil ihres Bemessungszeitraums
entspricht.

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn eine juristische
Person oder eine Personenhandelsgesell-
schaft durch Umwandlung erlischt.

(4) Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses
eines Arbeitnehmers durch den bisherigen
Arbeitgeber oder durch den neuen Inhaber
wegen des Übergangs eines Betriebs oder
eines Betriebsteils ist unwirksam. Das Recht
zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus
anderen Gründen bleibt unberührt.
(5) Der bisherige Arbeitgeber oder der neue
Inhaber hat die von einem Übergang be-
troffenen Arbeitnehmer vor dem Übergang
in Textform zu unterrichten über:
1. den Zeitpunkt oder den geplanten Zeit-

punkt des Übergangs,
2. den Grund für den Übergang,
3. die rechtlichen, wirtschaftlichen und so-

zialen Folgen des Übergangs für die Ar-
beitnehmer und

4. die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aus-
sicht genommenen Maßnahmen.

(6) Der Arbeitnehmer kann dem Übergang des
Arbeitsverhältnisses innerhalb eines Monats
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 5
schriftlich widersprechen. Der Widerspruch
kann gegenüber dem bisherigen Arbeitgeber
oder dem neuen Inhaber erklärt werden.

§614 Fälligkeit der Vergütung
Die Vergütung ist nach der Leistung der
Dienste zu entrichten. Ist die Vergütung
nach Zeitabschnitten bemessen, so ist sie
nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitab-
schnitte zu entrichten.

§615 Vergütung bei Annahmeverzug
und bei Betriebsrisiko

Kommt der Dienstberechtigte mit der An-
nahme der Dienste in Verzug, so kann der
Verpflichtete für die infolge des Verzugs
nicht geleisteten Dienste die vereinbarte
Vergütung verlangen, ohne zur Nachleistung
verpflichtet zu sein. Er muss sich jedoch den
Wert desjenigen anrechnen lassen, was er
infolge des Unterbleibens der Dienstleistung
erspart oder durch anderweitige Verwen-
dung seiner Dienste erwirbt oder zu erwer-
ben böswillig unterlässt. Die Sätze 1 und 2
gelten entsprechend in den Fällen, in denen
der Arbeitgeber das Risiko des Arbeitsaus-
falls trägt.

§§ 613–615 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 8
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§616 Vorübergehende Verhinderung
Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des
Anspruchs auf die Vergütung nicht dadurch
verlustig, dass er für eine verhältnismäßig
nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner
Person liegenden Grund ohne sein Ver-
schulden an der Dienstleistung verhindert
wird. Er muss sich jedoch den Betrag an-
rechnen lassen, welcher ihm für die Zeit der
Verhinderung aus einer auf Grund gesetzli-
cher Verpflichtung bestehenden Kranken-
oder Unfallversicherung zukommt.

§617 Pflicht zur Krankenfürsorge
(1) Ist bei einem dauernden Dienstverhält-
nis, welches die Erwerbstätigkeit des Ver-
pflichteten vollständig oder hauptsächlich in
Anspruch nimmt, der Verpflichtete in die
häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so
hat der Dienstberechtigte ihm im Falle der
Erkrankung die erforderliche Verpflegung
und ärztliche Behandlung bis zur Dauer von
sechs Wochen, jedoch nicht über die Been-
digung des Dienstverhältnisses hinaus, zu
gewähren, sofern nicht die Erkrankung von
dem Verpflichteten vorsätzlich oder durch
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden
ist. Die Verpflegung und ärztliche Behand-
lung kann durch Aufnahme des Verpflichte-
ten in eine Krankenanstalt gewährt werden.
Die Kosten können auf die für die Zeit der
Erkrankung geschuldete Vergütung ange-
rechnet werden. Wird das Dienstverhältnis
wegen der Erkrankung von dem Dienstbe-
rechtigten nach § 626 gekündigt, so bleibt
die dadurch herbeigeführte Beendigung des
Dienstverhältnisses außer Betracht.

(2) Die Verpflichtung des Dienstberechtigten
tritt nicht ein, wenn für die Verpflegung und
ärztliche Behandlung durch eine Versiche-
rung oder durch eine Einrichtung der öf-
fentlichen Krankenpflege Vorsorge getroffen
ist.

§618 Pflicht zu Schutzmaßnahmen
(1) Der Dienstberechtigte hat Räume, Vor-
richtungen oder Gerätschaften, die er zur
Verrichtung der Dienste zu beschaffen hat,
so einzurichten und zu unterhalten und

Dienstleistungen, die unter seiner Anord-
nung oder seiner Leitung vorzunehmen sind,
so zu regeln, dass der Verpflichtete gegen
Gefahr für Leben und Gesundheit soweit
geschützt ist, als die Natur der Dienstleis-
tung es gestattet.

(2) Ist der Verpflichtete in die häusliche Ge-
meinschaft aufgenommen, so hat der
Dienstberechtigte in Ansehung des Wohn-
und Schlafraums, der Verpflegung sowie der
Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Ein-
richtungen und Anordnungen zu treffen,
welche mit Rücksicht auf die Gesundheit,
die Sittlichkeit und die Religion des Ver-
pflichteten erforderlich sind.

(3) Erfüllt der Dienstberechtigte die ihm in
Ansehung des Lebens und der Gesundheit
des Verpflichteten obliegenden Verpflichtun-
gen nicht, so finden auf seine Verpflichtung
zum Schadensersatz die für unerlaubte
Handlungen geltenden Vorschriften der
§§ 842 bis 846 entsprechende Anwendung.

§619 Unabdingbarkeit der Fürsorge-
pflichten

Die dem Dienstberechtigten nach den
§§ 617, 618 obliegenden Verpflichtungen
können nicht im Voraus durch Vertrag auf-
gehoben oder beschränkt werden.

§619a Beweislast bei Haftung des
Arbeitnehmers

Abweichend von § 280 Abs. 1 hat der Ar-
beitnehmer dem Arbeitgeber Ersatz für den
aus der Verletzung einer Pflicht aus dem
Arbeitsverhältnis entstehenden Schaden nur
zu leisten, wenn er die Pflichtverletzung zu
vertreten hat.

§620 Beendigung des Dienst-
verhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis endigt mit dem Ab-
lauf der Zeit, für die es eingegangen ist.

(2) Ist die Dauer des Dienstverhältnisses
weder bestimmt noch aus der Beschaffen-
heit oder dem Zwecke der Dienste zu ent-
nehmen, so kann jeder Teil das Dienstver-
hältnis nach Maßgabe der §§ 621 bis 623
kündigen.

8 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) §§ 616–620
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(3) Für Arbeitsverträge, die auf bestimmte
Zeit abgeschlossen werden, gilt das Teilzeit-
und Befristungsgesetz.

(4) Ein Verbrauchervertrag über eine digitale
Dienstleistung kann auch nach Maßgabe der
§§ 327c, 327m und 327r Absatz 3 und 4
beendet werden.

§621 Kündigungsfristen bei Dienst-
verhältnissen

Bei einem Dienstverhältnis, das kein Ar-
beitsverhältnis im Sinne des § 622 ist, ist die
Kündigung zulässig,
1. wenn die Vergütung nach Tagen bemes-

sen ist, an jedem Tag für den Ablauf des
folgenden Tages;

2. wenn die Vergütung nach Wochen be-
messen ist, spätestens am ersten Werk-
tag einer Woche für den Ablauf des fol-
genden Sonnabends;

3. wenn die Vergütung nach Monaten be-
messen ist, spätestens am 15. eines Mo-
nats für den Schluss des Kalendermonats;

4. wenn die Vergütung nach Vierteljahren
oder längeren Zeitabschnitten bemessen
ist, unter Einhaltung einer Kündigungs-
frist von sechs Wochen für den Schluss
eines Kalendervierteljahrs;

5. wenn die Vergütung nicht nach Zeitab-
schnitten bemessen ist, jederzeit; bei ei-
nem die Erwerbstätigkeit des Verpflichte-
ten vollständig oder hauptsächlich in An-
spruch nehmenden Dienstverhältnis ist
jedoch eine Kündigungsfrist von zwei
Wochen einzuhalten.

§622 Kündigungsfristen bei Arbeits-
verhältnissen

(1) Das Arbeitsverhältnis eines Arbeiters
oder eines Angestellten (Arbeitnehmers)
kann mit einer Frist von vier Wochen zum
Fünfzehnten oder zum Ende eines Kalender-
monats gekündigt werden.

(2) Für eine Kündigung durch den Arbeitge-
ber beträgt die Kündigungsfrist, wenn das
Arbeitsverhältnis in dem Betrieb oder Un-
ternehmen

1. zwei Jahre bestanden hat, einen Monat
zum Ende eines Kalendermonats,

2. fünf Jahre bestanden hat, zwei Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

3. acht Jahre bestanden hat, drei Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

4. zehn Jahre bestanden hat, vier Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

5. zwölf Jahre bestanden hat, fünf Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

6. 15 Jahre bestanden hat, sechs Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

7. 20 Jahre bestanden hat, sieben Monate
zum Ende eines Kalendermonats.

(3) Während einer vereinbarten Probezeit,
längstens für die Dauer von sechs Monaten,
kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist
von zwei Wochen gekündigt werden.

(4) Von den Absätzen 1 bis 3 abweichende
Regelungen können durch Tarifvertrag ver-
einbart werden. Im Geltungsbereich eines
solchen Tarifvertrags gelten die abweichen-
den tarifvertraglichen Bestimmungen zwi-
schen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern, wenn ihre Anwendung
zwischen ihnen vereinbart ist.

(5) Einzelvertraglich kann eine kürzere als
die in Absatz 1 genannte Kündigungsfrist
nur vereinbart werden,

1. wenn ein Arbeitnehmer zur vorüberge-
henden Aushilfe eingestellt ist; dies gilt
nicht, wenn das Arbeitsverhältnis über
die Zeit von drei Monaten hinaus fortge-
setzt wird;

2. wenn der Arbeitgeber in der Regel nicht
mehr als 20 Arbeitnehmer ausschließlich
der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten
beschäftigt und die Kündigungsfrist vier
Wochen nicht unterschreitet. Bei der
Feststellung der Zahl der beschäftigten
Arbeitnehmer sind teilzeitbeschäftigte Ar-
beitnehmer mit einer regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als
20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als
30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen.

§§ 621–622 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 8
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Die einzelvertragliche Vereinbarung längerer
als der in den Absätzen 1 bis 3 genannten
Kündigungsfristen bleibt hiervon unberührt.
(6) Für die Kündigung des Arbeitsverhältnis-
ses durch den Arbeitnehmer darf keine län-
gere Frist vereinbart werden als für die
Kündigung durch den Arbeitgeber.

§623 Schriftform der Kündigung
Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen
durch Kündigung oder Auflösungsvertrag
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift-
form; die elektronische Form ist ausge-
schlossen.

§624 Kündigungsfrist bei Verträgen
über mehr als fünf Jahre

Ist das Dienstverhältnis für die Lebenszeit
einer Person oder für längere Zeit als fünf
Jahre eingegangen, so kann es von dem
Verpflichteten nach dem Ablauf von fünf
Jahren gekündigt werden. Die Kündigungs-
frist beträgt sechs Monate.

§625 Stillschweigende Verlängerung
Wird das Dienstverhältnis nach dem Ablauf
der Dienstzeit von dem Verpflichteten mit
Wissen des anderen Teiles fortgesetzt, so
gilt es als auf unbestimmte Zeit verlängert,
sofern nicht der andere Teil unverzüglich
widerspricht.

§626 Fristlose Kündigung aus
wichtigem Grund

(1) Das Dienstverhältnis kann von jedem
Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist gekündigt
werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf
Grund derer dem Kündigenden unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des Einzel-
falles und unter Abwägung der Interessen
beider Vertragsteile die Fortsetzung des
Dienstverhältnisses bis zum Ablauf der Kün-
digungsfrist oder bis zu der vereinbarten
Beendigung des Dienstverhältnisses nicht
zugemutet werden kann.
(2) Die Kündigung kann nur innerhalb von
zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit
dem Zeitpunkt, in dem der Kündigungsbe-
rechtigte von den für die Kündigung maß-

gebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der
Kündigende muss dem anderen Teil auf
Verlangen den Kündigungsgrund unverzüg-
lich schriftlich mitteilen.

§627 Fristlose Kündigung bei
Vertrauensstellung

(1) Bei einem Dienstverhältnis, das kein Ar-
beitsverhältnis im Sinne des § 622 ist, ist die
Kündigung auch ohne die im § 626 be-
zeichnete Voraussetzung zulässig, wenn der
zur Dienstleistung Verpflichtete, ohne in ei-
nem dauernden Dienstverhältnis mit festen
Bezügen zu stehen, Dienste höherer Art zu
leisten hat, die auf Grund besonderen Ver-
trauens übertragen zu werden pflegen.

(2) Der Verpflichtete darf nur in der Art
kündigen, dass sich der Dienstberechtigte
die Dienste anderweit beschaffen kann, es
sei denn, dass ein wichtiger Grund für die
unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er
ohne solchen Grund zur Unzeit, so hat er
dem Dienstberechtigten den daraus entste-
henden Schaden zu ersetzen.

§628 Teilvergütung und Schadensersatz
bei fristloser Kündigung

(1) Wird nach dem Beginn der Dienstleis-
tung das Dienstverhältnis auf Grund des
§ 626 oder des § 627 gekündigt, so kann
der Verpflichtete einen seinen bisherigen
Leistungen entsprechenden Teil der Vergü-
tung verlangen. Kündigt er, ohne durch ver-
tragswidriges Verhalten des anderen Teiles
dazu veranlasst zu sein, oder veranlasst er
durch sein vertragswidriges Verhalten die
Kündigung des anderen Teils, so steht ihm
ein Anspruch auf die Vergütung insoweit
nicht zu, als seine bisherigen Leistungen in-
folge der Kündigung für den anderen Teil
kein Interesse haben. Ist die Vergütung für
eine spätere Zeit im Voraus entrichtet, so
hat der Verpflichtete sie nach Maßgabe des
§ 346 oder, wenn die Kündigung wegen ei-
nes Umstands erfolgt, den er nicht zu ver-
treten hat, nach den Vorschriften über die
Herausgabe einer ungerechtfertigten Berei-
cherung zurückzuerstatten.

8 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) §§ 623–628
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(2) Wird die Kündigung durch vertragswidri-
ges Verhalten des anderen Teiles veranlasst,
so ist dieser zum Ersatz des durch die Auf-
hebung des Dienstverhältnisses entstehen-
den Schadens verpflichtet.

§629 Freizeit zur Stellungssuche
Nach der Kündigung eines dauernden
Dienstverhältnisses hat der Dienstberechtig-
te dem Verpflichteten auf Verlangen ange-
messene Zeit zum Aufsuchen eines anderen
Dienstverhältnisses zu gewähren.

§630 Pflicht zur Zeugniserteilung
Bei der Beendigung eines dauernden
Dienstverhältnisses kann der Verpflichtete
von dem anderen Teil ein schriftliches Zeug-
nis über das Dienstverhältnis und dessen
Dauer fordern. Das Zeugnis ist auf Verlan-
gen auf die Leistungen und die Führung im
Dienst zu erstrecken. Die Erteilung des
Zeugnisses in elektronischer Form ist ausge-
schlossen. Wenn der Verpflichtete ein Ar-
beitnehmer ist, findet § 109 der Gewerbe-
ordnung Anwendung.

§§ 629–630 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 8
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Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit
(Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und

pflegende Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates
vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510)1)

Abschnitt 1
Elterngeld

§1 Berechtigte
(1) 1Anspruch auf Elterngeld hat, wer

1. einenWohnsitz oder seinen gewöhnlichen
Aufenthalt in Deutschland hat,

2. mit seinem Kind in einem Haushalt lebt,
3. dieses Kind selbst betreut und erzieht und
4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit

ausübt.

2Bei Mehrlingsgeburten besteht nur ein An-
spruch auf Elterngeld.

(2) 1Anspruch auf Elterngeld hat auch, wer,
ohne eine der Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nummer 1 zu erfüllen,

1. nach § 4 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch dem deutschen Sozialversicherungs-
recht unterliegt oder im Rahmen seines in
Deutschland bestehenden öffentlich-
rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis-
ses vorübergehend ins Ausland abgeord-
net, versetzt oder kommandiert ist,

2. Entwicklungshelfer oder Entwicklungshel-
ferin im Sinne des § 1 des Entwicklungs-
helfer-Gesetzes ist oder als Missionar oder
Missionarin der Missionswerke und -ge-
sellschaften, die Mitglieder oder Verein-
barungspartner des Evangelischen Missi-
onswerkes Hamburg, der Arbeitsgemein-
schaft Evangelikaler Missionen e. V. oder

der Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-cha-
rismatischer Missionen sind, tätig ist oder

3. die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt
und nur vorübergehend bei einer zwi-
schen- oder überstaatlichen Einrichtung
tätig ist, insbesondere nach den Entsen-
derichtlinien des Bundes beurlaubte Be-
amte und Beamtinnen, oder wer vorüber-
gehend eine nach § 123a des Beamten-
rechtsrahmengesetzes oder § 29 des Bun-
desbeamtengesetzes zugewiesene Tätig-
keit im Ausland wahrnimmt.

2Dies gilt auch für mit der nach Satz 1 be-
rechtigten Person in einem Haushalt lebende
Ehegatten oder Ehegattinnen.
(3) 1Anspruch auf Elterngeld hat abweichend
von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch, wer
1. mit einem Kind in einem Haushalt lebt, das

er mit dem Ziel der Annahme als Kind
aufgenommen hat,

2. ein Kind des Ehegatten oder der Ehegattin
in seinen Haushalt aufgenommen hat oder

3. mit einem Kind in einem Haushalt lebt und
die von ihm erklärte Anerkennung der Va-
terschaft nach § 1594 Absatz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs noch nicht wirksam
oder über die von ihm beantragte Vater-
schaftsfeststellung nach § 1600d des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs noch nicht ent-
schieden ist.

2Für angenommene Kinder und Kinder im Sin-
ne des Satzes 1 Nummer 1 sind die Vorschrif-

1) Die am 1. Januar 2024 in Kraft tretenden Änderungen in §2e (vgl. Jahressteuergesetz 2020 vom 21. Dezember
2020, BGBl. I S. 3096) sind berücksichtigt.

9 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) § 1
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ten dieses Gesetzes mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass statt des Zeitpunktes der Geburt
der Zeitpunkt der Aufnahme des Kindes bei
der berechtigten Person maßgeblich ist.

(4) Können die Eltern wegen einer schweren
Krankheit, Schwerbehinderung oder Todes
der Eltern ihr Kind nicht betreuen, haben
Verwandte bis zum dritten Grad und ihre
Ehegatten oder Ehegattinnen Anspruch auf
Elterngeld, wenn sie die übrigen Vorausset-
zungen nach Absatz 1 erfüllen und wenn von
anderen Berechtigten Elterngeld nicht in An-
spruch genommen wird.

(5) Der Anspruch auf Elterngeld bleibt unbe-
rührt, wenn die Betreuung und Erziehung des
Kindes aus einem wichtigen Grund nicht so-
fort aufgenommen werden kann oder wenn
sie unterbrochen werden muss.

(6) Eine Person ist nicht voll erwerbstätig,
wenn ihre Arbeitszeit 32 Wochenstunden im
Durchschnitt des Lebensmonats nicht über-
steigt, sie eine Beschäftigung zur Berufsbil-
dung ausübt oder sie eine geeignete Tages-
pflegeperson im Sinne des § 23 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch ist und nicht mehr
als fünf Kinder in Tagespflege betreut.

(7) 1Ein nicht freizügigkeitsberechtigter Aus-
länder oder eine nicht freizügigkeitsberech-
tigte Ausländerin ist nur anspruchsberech-
tigt, wenn diese Person

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine
Erlaubnis zumDaueraufenthalt-EU besitzt,

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine
Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, die für einen Zeitraum von
mindestens sechs Monaten zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit berechtigen oder
berechtigt haben oder diese erlauben, es
sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde
a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes zu

Ausbildungszwecken, nach § 19c Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zum
Zweck der Beschäftigung als Au-Pair
oder zum Zweck der Saisonbeschäfti-
gung, nach § 19e des Aufenthaltsge-
setzes zum Zweck der Teilnahme an
einem Europäischen Freiwilligendienst
oder nach § 20 Absatz 1 und 2 des

Aufenthaltsgesetzes zur Arbeitsplatz-
suche erteilt,

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes
zum Zweck eines Studiums, nach § 16d
des Aufenthaltsgesetzes für Maßnah-
men zur Anerkennung ausländischer
Berufsqualifikationen oder nach § 20
Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zur
Arbeitsplatzsuche erteilt und er ist we-
der erwerbstätig noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes oder laufende
Geldleistungen nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch in Anspruch,

c) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes wegen eines Krieges in seinem
Heimatland oder nach den § 23a oder
§ 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthaltsge-
setzes erteilt,

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte
Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bun-
desgebiet berechtigt erwerbstätig ist oder
Elternzeit nach § 15 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes oder laufen-
de Geldleistungen nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch in Anspruch nimmt,

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte
Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit
mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet
oder geduldet im Bundesgebiet aufhält oder

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 60d
in Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3
des Aufenthaltsgesetzes besitzt.

2Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste Al-
ternative ist ein minderjähriger nicht freizü-
gigkeitsberechtigter Ausländer oder eine
minderjährige nicht freizügigkeitsberechtigte
Ausländerin unabhängig von einer Erwerbs-
tätigkeit anspruchsberechtigt.

(8) 1Ein Anspruch entfällt, wenn die berech-
tigte Person im letzten abgeschlossenen Ver-
anlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes
ein zu versteuerndes Einkommen nach § 2
Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes in
Höhe von mehr als 250 000 Euro erzielt hat.
2Erfüllt auch eine andere Person die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2
oder der Absätze 3 oder 4, entfällt abwei-
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chend von Satz 1 der Anspruch, wenn die
Summe des zu versteuernden Einkommens
beider Personen mehr als 300 000 Euro be-
trägt.

§2 Höhe des Elterngeldes
(1) 1Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent
des Einkommens aus Erwerbstätigkeit vor der
Geburt des Kindes gewährt. 2Es wird bis zu
einem Höchstbetrag von 1800 Euro monat-
lich für volle Lebensmonate gezahlt, in denen
die berechtigte Person kein Einkommen aus
Erwerbstätigkeit hat. 3Das Einkommen aus
Erwerbstätigkeit errechnet sich nach Maßga-
be der §§ 2c bis 2f aus der um die Abzüge für
Steuern und Sozialabgaben verminderten
Summe der positiven Einkünfte aus
1. nichtselbständiger Arbeit nach § 2 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 4 des Einkommen-
steuergesetzes sowie

2. Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb und selbständiger Arbeit nach § 2
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Ein-
kommensteuergesetzes,

die im Inland zu versteuern sind und die die
berechtigte Person durchschnittlich monat-
lich im Bemessungszeitraum nach § 2b oder
in Lebensmonaten der Bezugszeit nach § 2
Absatz 3 hat.
(2) 1In den Fällen, in denen das Einkommen aus
Erwerbstätigkeit vor der Geburt geringer als
1000 Euro war, erhöht sich der Prozentsatz von
67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 2 Euro,
um die dieses Einkommen den Betrag von
1000 Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Pro-
zent. 2In den Fällen, in denen das Einkommen
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt höher als
1200 Euro war, sinkt der Prozentsatz von
67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 2 Euro,
um die dieses Einkommen den Betrag von
1200 Euro überschreitet, auf bis zu 65 Prozent.
(3) 1Für Lebensmonate nach der Geburt des
Kindes, in denen die berechtigte Person ein
Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat, das
durchschnittlich geringer ist als das Einkom-
men aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt,
wird Elterngeld in Höhe des nach den Absät-
zen 1 oder 2 maßgeblichen Prozentsatzes des
Unterschiedsbetrages dieser Einkommen aus

Erwerbstätigkeit gezahlt. 2Als Einkommen
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt ist dabei
höchstens der Betrag von 2770 Euro anzu-
setzen. 3Der Unterschiedsbetrag nach Satz 1
ist für das Einkommen aus Erwerbstätigkeit in
Lebensmonaten, in denen die berechtigte
Person Basiselterngeld in Anspruch nimmt,
und in Lebensmonaten, in denen sie Eltern-
geld Plus im Sinne des § 4a Absatz 2 in An-
spruch nimmt, getrennt zu berechnen.

(4) 1Elterngeld wird mindestens in Höhe von
300 Euro gezahlt. 2Dies gilt auch, wenn die
berechtigte Person vor der Geburt des Kindes
kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat.

§2a Geschwisterbonus und Mehrlings-
zuschlag

(1) 1Lebt die berechtigte Person in einem
Haushalt mit

1. zwei Kindern, die noch nicht drei Jahre alt
sind, oder

2. drei oder mehr Kindern, die noch nicht
sechs Jahre alt sind,

wird das Elterngeld um 10 Prozent, mindes-
tens jedoch um 75 Euro erhöht (Geschwis-
terbonus). 2Zu berücksichtigen sind alle Kin-
der, für die die berechtigte Person die Vo-
raussetzungen des § 1 Absatz 1 und 3 erfüllt
und für die sich das Elterngeld nicht nach
Absatz 4 erhöht.

(2) 1Für angenommene Kinder, die noch nicht
14 Jahre alt sind, gilt als Alter des Kindes der
Zeitraum seit der Aufnahme des Kindes in
den Haushalt der berechtigten Person. 2Dies
gilt auch für Kinder, die die berechtigte Person
entsprechend § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
mit dem Ziel der Annahme als Kind in ihren
Haushalt aufgenommen hat. 3Für Kinder mit
Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch liegt
die Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 bei
14 Jahren.

(3) Der Anspruch auf den Geschwisterbonus
endet mit Ablauf des Monats, in dem eine der
in Absatz 1 genannten Anspruchsvorausset-
zungen entfällt.

(4) 1Bei Mehrlingsgeburten erhöht sich das
Elterngeld um je 300 Euro für das zweite und
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jedes weitere Kind (Mehrlingszuschlag).
2Dies gilt auch, wenn ein Geschwisterbonus
nach Absatz 1 gezahlt wird.

§2b Bemessungszeitraum
(1) 1Für die Ermittlung des Einkommens aus
nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit im Sin-
ne von § 2c vor der Geburt sind die zwölf
Kalendermonate vor dem Kalendermonat der
Geburt des Kindes maßgeblich. 2Bei der Be-
stimmung des Bemessungszeitraums nach
Satz 1 bleiben Kalendermonate unberück-
sichtigt, in denen die berechtigte Person
1. im Zeitraum nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3

und Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 Elterngeld
für ein älteres Kind bezogen hat,

2. während der Schutzfristen nach § 3 des
Mutterschutzgesetzes nicht beschäftigt
werden durfte oder Mutterschaftsgeld
nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch
oder nach dem Zweiten Gesetz über die
Krankenversicherung der Landwirte bezo-
gen hat,

3. eine Krankheit hatte, die maßgeblich
durch eine Schwangerschaft bedingt war,
oder

4. Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz
in der bis zum 31. Mai 2011 geltenden
Fassung oder nach dem Vierten Abschnitt
des Soldatengesetzes oder Zivildienst
nach dem Zivildienstgesetz geleistet hat

und in den Fällen der Nummern 3 und 4 da-
durch ein geringeres Einkommen aus Er-
werbstätigkeit hatte. 3Abweichend von Satz 2
sind Kalendermonate im Sinne des Satzes 2
Nummer 1 bis 4 auf Antrag der berechtigten
Person zu berücksichtigen. 4Abweichend von
Satz 2 bleiben auf Antrag bei der Ermittlung
des Einkommens für die Zeit vom 1. März
2020 bis zum Ablauf des 23. September 2022
auch solche Kalendermonate unberücksich-
tigt, in denen die berechtigte Person auf-
grund der COVID-19-Pandemie ein geringe-
res Einkommen aus Erwerbstätigkeit hatte
und dies glaubhaft machen kann. 5Satz 2
Nummer 1 gilt in den Fällen des § 27 Absatz 1
Satz 1 mit der Maßgabe, dass auf Antrag
auch Kalendermonate mit Elterngeldbezug
für ein älteres Kind nach Vollendung von

dessen 14. Lebensmonat unberücksichtigt
bleiben, soweit der Elterngeldbezug von der
Zeit vor Vollendung des 14. Lebensmonats
auf danach verschoben wurde.

(2) 1Für die Ermittlung des Einkommens aus
selbstständiger Erwerbstätigkeit im Sinne
von § 2d vor der Geburt sind die jeweiligen
steuerlichen Gewinnermittlungszeiträume
maßgeblich, die dem letzten abgeschlosse-
nen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor
der Geburt des Kindes zugrunde liegen. 2Ha-
ben in einem Gewinnermittlungszeitraum die
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 oder
Satz 3 vorgelegen, sind auf Antrag die Ge-
winnermittlungszeiträume maßgeblich, die
dem diesen Ereignissen vorangegangenen
abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungs-
zeitraum zugrunde liegen.

(3) 1Abweichend von Absatz 1 ist für die Er-
mittlung des Einkommens aus nichtselbst-
ständiger Erwerbstätigkeit vor der Geburt der
letzte abgeschlossene steuerliche Veranla-
gungszeitraum vor der Geburt maßgeblich,
wenn die berechtigte Person in den Zeiträu-
men nach Absatz 1 oder Absatz 2 Einkommen
aus selbstständiger Erwerbstätigkeit hatte.
2Haben im Bemessungszeitraum nach Satz 1
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2
oder Satz 3 vorgelegen, ist Absatz 2 Satz 2mit
der zusätzlichenMaßgabe anzuwenden, dass
für die Ermittlung des Einkommens aus
nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit vor der
Geburt der vorangegangene steuerliche Ver-
anlagungszeitraum maßgeblich ist.

(4) 1Abweichend von Absatz 3 ist auf Antrag
der berechtigten Person für die Ermittlung des
Einkommens aus nichtselbstständiger Er-
werbstätigkeit allein der Bemessungszeit-
raum nach Absatz 1 maßgeblich, wenn die zu
berücksichtigende Summe der Einkünfte aus
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb
und selbstständiger Arbeit nach § 2 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Einkommen-
steuergesetzes

1. in den jeweiligen steuerlichen Gewinner-
mittlungszeiträumen, die dem letzten ab-
geschlossenen steuerlichenVeranlagungs-
zeitraum vor der Geburt des Kindes zu-
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grunde liegen, durchschnittlich weniger
als 35 Euro im Kalendermonat betrug und

2. in den jeweiligen steuerlichen Gewinner-
mittlungszeiträumen, die dem steuerli-
chen Veranlagungszeitraum der Geburt
des Kindes zugrunde liegen, bis ein-
schließlich zum Kalendermonat vor der
Geburt des Kindes durchschnittlich weni-
ger als 35 Euro im Kalendermonat betrug.

2Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 2 ist für die Berechnung des Elterngeldes
im Fall des Satzes 1 allein das Einkommen aus
nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit maßgeb-
lich. 3Die für die Entscheidung über den Antrag
notwendige Ermittlung der Höhe der Einkünfte
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb
und selbstständiger Arbeit erfolgt für die Zeit-
räume nach Satz 1 Nummer 1 entsprechend
§ 2d Absatz 2; in Fällen, in denen zum Zeit-
punkt der Entscheidung kein Einkommen-
steuerbescheid vorliegt, und für den Zeitraum
nach Satz 1 Nummer 2 erfolgt die Ermittlung
der Höhe der Einkünfte entsprechend § 2d
Absatz 3. 4Die Entscheidung über den Antrag
erfolgt abschließend auf der Grundlage der
Höhe der Einkünfte, wie sie sich aus den ge-
mäß Satz 3 vorgelegten Nachweisen ergibt.

§2c Einkommen aus nichtselbst-
ständiger Erwerbstätigkeit

(1) 1Der monatlich durchschnittlich zu berück-
sichtigende Überschuss der Einnahmen aus
nichtselbstständiger Arbeit in Geld oder
Geldeswert über ein Zwölftel des Arbeitneh-
mer-Pauschbetrags, vermindert um die Abzü-
ge für Steuern und Sozialabgaben nach den
§§ 2e und 2f, ergibt das Einkommen aus
nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit. 2Nicht
berücksichtigt werden Einnahmen, die im
Lohnsteuerabzugsverfahren nach den lohn-
steuerlichen Vorgaben als sonstige Bezüge zu
behandeln sind. 3Die zeitliche Zuordnung von
Einnahmen erfolgt nach den lohnsteuerlichen
Vorgaben für das Lohnsteuerabzugsverfahren.
4Maßgeblich ist der Arbeitnehmer-Pauschbe-
trag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a
des Einkommensteuergesetzes in der am1. Ja-
nuar des Kalenderjahres vor der Geburt des
Kindes für dieses Jahr geltenden Fassung.

(2) 1Grundlage der Ermittlung der Einnahmen
sind die Angaben in den für die maßgeblichen
Kalendermonate erstellten Lohn- und Ge-
haltsbescheinigungen des Arbeitgebers. 2Die
Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben
in den maßgeblichen Lohn- und Gehaltsbe-
scheinigungen wird vermutet.

(3) 1Grundlage der Ermittlung der nach den
§§ 2e und 2f erforderlichen Abzugsmerkmale
für Steuern und Sozialabgaben sind die An-
gaben in der Lohn- und Gehaltsbescheini-
gung, die für den letzten Kalendermonat im
Bemessungszeitraum mit Einnahmen nach
Absatz 1 erstellt wurde. 2Soweit sich in den
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des Be-
messungszeitraums eine Angabe zu einem
Abzugsmerkmal geändert hat, ist die von der
Angabe nach Satz 1 abweichende Angabe
maßgeblich, wenn sie in der überwiegenden
Zahl der Kalendermonate des Bemessungs-
zeitraums gegolten hat. 3§ 2c Absatz 2 Satz 2
gilt entsprechend.

§2d Einkommen aus selbstständiger
Erwerbstätigkeit

(1) Die monatlich durchschnittlich zu berück-
sichtigende Summe der positiven Einkünfte
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb und selbstständiger Arbeit (Gewinnein-
künfte), vermindert um die Abzüge für Steu-
ern und Sozialabgaben nach den §§ 2e
und 2f, ergibt das Einkommen aus selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit.

(2) 1Bei der Ermittlung der im Bemessungs-
zeitraum zu berücksichtigenden Gewinnein-
künfte sind die entsprechenden im Einkom-
mensteuerbescheid ausgewiesenen Gewinne
anzusetzen. 2Ist kein Einkommensteuerbe-
scheid zu erstellen, werden die Gewinnein-
künfte in entsprechender Anwendung des
Absatzes 3 ermittelt.

(3) 1Grundlage der Ermittlung der in den Be-
zugsmonaten zu berücksichtigenden Ge-
winneinkünfte ist eine Gewinnermittlung, die
mindestens den Anforderungen des § 4 Ab-
satz 3 des Einkommensteuergesetzes ent-
spricht. 2Als Betriebsausgaben sind 25 Pro-
zent der zugrunde gelegten Einnahmen oder
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auf Antrag die damit zusammenhängenden
tatsächlichen Betriebsausgaben anzusetzen.
(4) 1Soweit nicht in § 2c Absatz 3 etwas an-
deres bestimmt ist, sind bei der Ermittlung
der nach § 2e erforderlichen Abzugsmerkma-
le für Steuern die Angaben im Einkommen-
steuerbescheid maßgeblich. 2§ 2c Absatz 3
Satz 2 gilt entsprechend.
(5) Die zeitliche Zuordnung von Einnahmen
und Ausgaben erfolgt nach den einkommen-
steuerrechtlichen Grundsätzen.

§2e Abzüge für Steuern
(1) 1Als Abzüge für Steuern sind Beträge für
die Einkommensteuer, den Solidaritätszu-
schlag und, wenn die berechtigte Person kir-
chensteuerpflichtig ist, die Kirchensteuer zu
berücksichtigen. 2Die Abzüge für Steuern
werden einheitlich für Einkommen aus nicht-
selbstständiger und selbstständiger Erwerbs-
tätigkeit auf Grundlage einer Berechnung
anhand des am 1. Januar des Kalenderjahres
vor der Geburt des Kindes für dieses Jahr
geltenden Programmablaufplans für die ma-
schinelle Berechnung der vom Arbeitslohn
einzubehaltenden Lohnsteuer, des Solidari-
tätszuschlags und der Maßstabsteuer für die
Kirchenlohnsteuer im Sinne von § 39b Ab-
satz 6 des Einkommensteuergesetzes nach
den Maßgaben der Absätze 2 bis 5 ermittelt.
(2) 1Bemessungsgrundlage für die Ermittlung
der Abzüge für Steuern ist die monatlich
durchschnittlich zu berücksichtigende Summe
der Einnahmen nach § 2c, soweit sie von der
berechtigten Person zu versteuern sind, und
der Gewinneinkünfte nach § 2d. 2Bei der Er-
mittlung der Abzüge für Steuern nach Absatz 1
werden folgende Pauschalen berücksichtigt:
1. der Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach § 9a

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Ein-
kommensteuergesetzes, wenn die berech-
tigte Person von ihr zu versteuernde Ein-
nahmen hat, die unter § 2c fallen, und

2. eine Vorsorgepauschale
a) mit den Teilbeträgen nach § 39b Ab-

satz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b, c
und e des Einkommensteuergesetzes,
falls die berechtigte Person von ihr zu
versteuernde Einnahmen nach § 2c hat,

ohne in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung oder einer vergleichbaren Ein-
richtung versicherungspflichtig gewe-
sen zu sein, oder

b) mit den Teilbeträgen nach § 39b Ab-
satz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a
bis c und e des Einkommensteuerge-
setzes in allen übrigen Fällen,

wobei die Höhe der Teilbeträge ohne Be-
rücksichtigung der besonderen Regelun-
gen zur Berechnung der Beiträge nach
§ 55 Absatz 3 und § 58 Absatz 3 des Elften
Buches Sozialgesetzbuch bestimmt wird.

(3) 1Als Abzug für die Einkommensteuer ist
der Betrag anzusetzen, der sich unter Be-
rücksichtigung der Steuerklasse und des Fak-
tors nach § 39f des Einkommensteuergeset-
zes nach § 2c Absatz 3 ergibt; die Steuer-
klasse VI bleibt unberücksichtigt. 2War die
berechtigte Person im Bemessungszeitraum
nach § 2b in keine Steuerklasse eingereiht
oder ist ihr nach § 2d zu berücksichtigender
Gewinn höher als ihr nach § 2c zu berück-
sichtigender Überschuss der Einnahmen über
ein Zwölftel des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags, ist als Abzug für die Einkommensteuer
der Betrag anzusetzen, der sich unter Be-
rücksichtigung der Steuerklasse IV ohne Be-
rücksichtigung eines Faktors nach § 39f des
Einkommensteuergesetzes ergibt.

(4) 1Als Abzug für den Solidaritätszuschlag ist
der Betrag anzusetzen, der sich nach den
Maßgaben des Solidaritätszuschlagsgesetzes
1995 für die Einkommensteuer nach Absatz 3
ergibt. 2Freibeträge für Kinder werden nach
den Maßgaben des § 3 Absatz 2a des Solida-
ritätszuschlagsgesetzes 1995 berücksichtigt.

(5) 1Als Abzug für die Kirchensteuer ist der
Betrag anzusetzen, der sich unter Anwen-
dung eines Kirchensteuersatzes von 8 Pro-
zent für die Einkommensteuer nach Absatz 3
ergibt. 2Freibeträge für Kinder werden nach
den Maßgaben des § 51a Absatz 2a des Ein-
kommensteuergesetzes berücksichtigt.

(6) Vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 werden
Freibeträge und Pauschalen nur berücksich-
tigt, wenn sie ohne weitere Voraussetzung
jeder berechtigten Person zustehen.
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§2f Abzüge für Sozialabgaben
(1) 1Als Abzüge für Sozialabgaben sind Beträ-
ge für die gesetzliche Sozialversicherung oder
für eine vergleichbare Einrichtung sowie für
die Arbeitsförderung zu berücksichtigen. 2Die
Abzüge für Sozialabgaben werden einheitlich
für Einkommen aus nichtselbstständiger und
selbstständiger Erwerbstätigkeit anhand fol-
gender Beitragssatzpauschalen ermittelt:
1. 9 Prozent für die Kranken- und Pflegever-

sicherung, falls die berechtigte Person in
der gesetzlichen Krankenversicherung
nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 bis 12 des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch versiche-
rungspflichtig gewesen ist,

2. 10 Prozent für die Rentenversicherung,
falls die berechtigte Person in der gesetz-
lichen Rentenversicherung oder einer ver-
gleichbaren Einrichtung versicherungs-
pflichtig gewesen ist, und

3. 2 Prozent für die Arbeitsförderung, falls die
berechtigte Person nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig ge-
wesen ist.

(2) 1Bemessungsgrundlage für die Ermittlung
der Abzüge für Sozialabgaben ist die monat-
lich durchschnittlich zu berücksichtigende
Summe der Einnahmen nach § 2c und der
Gewinneinkünfte nach § 2d. 2Einnahmen aus
Beschäftigungen im Sinne des § 8, des § 8a
oder des § 20 Absatz 3 Satz 1 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch werden nicht be-
rücksichtigt. 3Für Einnahmen aus Beschäfti-
gungsverhältnissen im Sinne des § 20 Ab-
satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
ist der Betrag anzusetzen, der sich nach § 344
Absatz 4 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch für diese Einnahmen ergibt, wobei der
Faktor im Sinne des § 163 Absatz 10 Satz 2
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch unter
Zugrundelegung der Beitragssatzpauschalen
nach Absatz 1 bestimmt wird.
(3) Andere Maßgaben zur Bestimmung der so-
zialversicherungsrechtlichen Beitragsbemes-
sungsgrundlagen werden nicht berücksichtigt.

§3 Anrechnung von anderen Einnahmen
(1) 1Auf das der berechtigten Person nach § 2
oder nach § 2 in Verbindung mit § 2a zuste-

hende Elterngeld werden folgende Einnah-
men angerechnet:
1. Mutterschaftsleistungen

a) in Form des Mutterschaftsgeldes nach
dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch
oder nach dem Zweiten Gesetz über
die Krankenversicherung der Landwirte
mit Ausnahme desMutterschaftsgeldes
nach § 19 Absatz 2 des Mutterschutz-
gesetzes oder

b) in Form des Zuschusses zum Mutter-
schaftsgeld nach § 20 des Mutter-
schutzgesetzes, die der berechtigten
Person für die Zeit ab dem Tag der Ge-
burt des Kindes zustehen,

2. Dienst- und Anwärterbezüge sowie Zu-
schüsse, die der berechtigten Person nach
beamten- oder soldatenrechtlichen Vor-
schriften für die Zeit eines Beschäftigungs-
verbots ab dem Tag der Geburt des Kindes
zustehen,

3. dem Elterngeld vergleichbare Leistungen,
auf die eine nach § 1 berechtigte Person
außerhalb Deutschlands oder gegenüber
einer über- oder zwischenstaatlichen Ein-
richtung Anspruch hat,

4. Elterngeld, das der berechtigten Person für
ein älteres Kind zusteht, sowie

5. Einnahmen, die der berechtigten Person
als Ersatz für Erwerbseinkommen zustehen
und
a) die nicht bereits für die Berechnung des

Elterngeldes nach § 2 berücksichtigt
werden oder

b) bei deren Berechnung das Elterngeld
nicht berücksichtigt wird.

2Stehen der berechtigten Person die Einnah-
men nur für einen Teil des Lebensmonats des
Kindes zu, sind sie nur auf den entsprechen-
den Teil des Elterngeldes anzurechnen. 3Für
jeden Kalendermonat, in dem Einnahmen
nach Satz 1 Nummer 4 oder Nummer 5 im
Bemessungszeitraum bezogen worden sind,
wird der Anrechnungsbetrag um ein Zwölftel
gemindert. 4Beginnt der Bezug von Einnah-
men nach Satz 1 Nummer 5 nach der Geburt
des Kindes und berechnen sich die anzurech-
nenden Einnahmen auf der Grundlage eines
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Einkommens, das geringer ist als das Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit im Bemes-
sungszeitraum, so ist der Teil des Elterngeldes
in Höhe des nach § 2 Absatz 1 oder 2 maß-
geblichen Prozentsatzes des Unterschiedsbe-
trages zwischen dem durchschnittlichen mo-
natlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit im
Bemessungszeitraum und dem durchschnitt-
lichen monatlichen Bemessungseinkommen
der anzurechnenden Einnahmen von der An-
rechnung freigestellt.

(2) 1Bis zu einem Betrag von 300 Euro ist das
Elterngeld von der Anrechnung nach Absatz 1
frei, soweit nicht Einnahmen nach Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf das Elterngeld
anzurechnen sind. 2Dieser Betrag erhöht sich
bei Mehrlingsgeburten um je 300 Euro für das
zweite und jedes weitere Kind.

(3) Solange kein Antrag auf die in Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 genannten vergleichbaren
Leistungen gestellt wird, ruht der Anspruch
auf Elterngeld bis zur möglichen Höhe der
vergleichbaren Leistung.

§4 Bezugsdauer, Anspruchsumfang
(1) 1Elterngeld wird als Basiselterngeld oder
als Elterngeld Plus gewährt. 2Es kann ab dem
Tag der Geburt bezogen werden. 3Basiseltern-
geld kann bis zur Vollendung des 14. Lebens-
monats des Kindes bezogen werden. 4Eltern-
geld Plus kann bis zur Vollendung des 32. Le-
bensmonats bezogen werden, solange es ab
dem 15. Lebensmonat in aufeinander folgen-
den Lebensmonaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen wird. 5Für an-
genommene Kinder und Kinder im Sinne des
§ 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 kann Elterngeld
ab Aufnahme bei der berechtigten Person
längstens bis zur Vollendung des achten Le-
bensjahres des Kindes bezogen werden.

(2) 1Elterngeld wird in Monatsbeträgen für Le-
bensmonate des Kindes gezahlt. 2Der Anspruch
endet mit dem Ablauf des Lebensmonats, in
dem eineAnspruchsvoraussetzung entfallen ist.
3Die Eltern können die jeweiligen Monatsbeträ-
ge abwechselnd oder gleichzeitig beziehen.

(3) 1Die Eltern haben gemeinsam Anspruch
auf zwölf Monatsbeträge Basiselterngeld.
2Ist das Einkommen aus Erwerbstätigkeit ei-

nes Elternteils in zwei Lebensmonaten ge-
mindert, haben die Eltern gemeinsam An-
spruch auf zwei weitere Monate Basiseltern-
geld (Partnermonate). 3Statt für einen Le-
bensmonat Basiselterngeld zu beanspruchen,
kann die berechtigte Person jeweils zwei Le-
bensmonate Elterngeld Plus beziehen.
(4) 1Ein Elternteil hat Anspruch auf höchstens
zwölf Monatsbeträge Basiselterngeld zuzüglich
der höchstens vier zustehendenMonatsbeträge
Partnerschaftsbonus nach § 4b. 2Ein Elternteil
hat nur Anspruch auf Elterngeld, wenn er es
mindestens für zwei Lebensmonate bezieht.
3Lebensmonate des Kindes, in denen einem El-
ternteil nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
bis 3 anzurechnende Leistungen oder nach
§ 192 Absatz 5 Satz 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes Versicherungsleistungen zuste-
hen, gelten als Monate, für die dieser Elternteil
Basiselterngeld nach § 4a Absatz 1 bezieht.
(5) 1Abweichend von Absatz 3 Satz 1 beträgt
der gemeinsame Anspruch der Eltern auf Ba-
siselterngeld für ein Kind, das
1. mindestens sechs Wochen vor dem voraus-

sichtlichen Tag der Entbindung geboren
wurde: 13 Monatsbeträge Basiselterngeld;

2. mindestens acht Wochen vor dem voraus-
sichtlichen Tag der Entbindung geboren
wurde: 14Monatsbeträge Basiselterngeld;

3. mindestens zwölf Wochen vor dem vo-
raussichtlichen Tag der Entbindung gebo-
ren wurde: 15 Monatsbeträge Basiseltern-
geld;

4. mindestens 16 Wochen vor dem voraus-
sichtlichen Tag der Entbindung geboren
wurde: 16Monatsbeträge Basiselterngeld.

2Für die Berechnung des Zeitraums zwischen
dem voraussichtlichen Tag der Entbindung
und dem tatsächlichen Tag der Geburt ist der
voraussichtliche Tag der Entbindung maß-
geblich, wie er sich aus dem ärztlichen Zeug-
nis oder dem Zeugnis einer Hebamme oder
eines Entbindungspflegers ergibt.
3Im Fall von
1. Satz 1 Nummer 1

a) hat ein Elternteil abweichend von Ab-
satz 4 Satz 1 Anspruch auf höchstens
13 Monatsbeträge Basiselterngeld zu-
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züglich der höchstens vier zustehenden
Monatsbeträge Partnerschaftsbonus
nach § 4b,

b) kann Basiselterngeld abweichend von
Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des
15. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden und

c) kann Elterngeld Plus abweichend von
Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des
32. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden, solange es ab dem 16. Lebens-
monat in aufeinander folgenden Le-
bensmonaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen wird;

2. Satz 1 Nummer 2
a) hat ein Elternteil abweichend von Ab-

satz 4 Satz 1 Anspruch auf höchstens
14 Monatsbeträge Basiselterngeld zu-
züglich der höchstens vier zustehenden
Monatsbeträge Partnerschaftsbonus
nach § 4b,

b) kann Basiselterngeld abweichend von
Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des
16. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden und

c) kann Elterngeld Plus abweichend von
Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des
32. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden, solange es ab dem 17. Lebens-
monat in aufeinander folgenden Le-
bensmonaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen wird;

3. Satz 1 Nummer 3
a) hat ein Elternteil abweichend von Ab-

satz 4 Satz 1 Anspruch auf höchstens
15 Monatsbeträge Basiselterngeld zu-
züglich der höchstens vier zustehenden
Monatsbeträge Partnerschaftsbonus
nach § 4b,

b) kann Basiselterngeld abweichend von
Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des
17. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden und

c) kann Elterngeld Plus abweichend von
Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des
32. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden, solange es ab dem 18. Lebens-
monat in aufeinander folgenden Le-

bensmonaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen wird;

4. Satz 1 Nummer 4
a) hat ein Elternteil abweichend von Ab-

satz 4 Satz 1 Anspruch auf höchstens
16 Monatsbeträge Basiselterngeld zu-
züglich der höchstens vier zustehenden
Monatsbeträge Partnerschaftsbonus
nach § 4b,

b) kann Basiselterngeld abweichend von
Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des
18. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden und

c) kann Elterngeld Plus abweichend von
Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des
32. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden, solange es ab dem 19. Lebens-
monat in aufeinander folgenden Le-
bensmonaten von zumindest einem El-
ternteil in Anspruch genommen wird.

§4a Berechnung von Basiselterngeld
und Elterngeld Plus

(1) Basiselterngeld wird allein nach den Vor-
gaben der §§ 2 bis 3 ermittelt.
(2) 1Elterngeld Plus wird nach den Vorgaben
der §§ 2 bis 3 und den zusätzlichen Vorgaben
der Sätze 2 und 3 ermittelt. 2Das Elterngeld
Plus beträgt monatlich höchstens die Hälfte
des Basiselterngeldes, das der berechtigten
Person zustünde, wenn sie während des El-
terngeldbezugs keine Einnahmen im Sinne des
§ 2 oder des § 3 hätte oder hat. 3Für die Be-
rechnung des Elterngeldes Plus halbieren sich:
1. der Mindestbetrag für das Elterngeld nach

§ 2 Absatz 4 Satz 1,
2. der Mindestbetrag des Geschwisterbonus

nach § 2a Absatz 1 Satz 1,
3. der Mehrlingszuschlag nach § 2a Absatz 4

sowie
4. die von der Anrechnung freigestellten El-

terngeldbeträge nach § 3 Absatz 2.

§4b Partnerschaftsbonus
(1) Wenn beide Elternteile
1. nicht weniger als 24 und nicht mehr als

32 Wochenstunden im Durchschnitt des
Lebensmonats erwerbstätig sind und

2. die Voraussetzungen des § 1 erfüllen,
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hat jeder Elternteil für diesen Lebensmonat
Anspruch auf einen zusätzlichen Monatsbe-
trag Elterngeld Plus (Partnerschaftsbonus).
(2) 1Die Eltern haben je Elternteil Anspruch
auf höchstens vier Monatsbeträge Partner-
schaftsbonus. 2Sie können den Partner-
schaftsbonus nur beziehen, wenn sie ihn je-
weils für mindestens zwei Lebensmonate in
Anspruch nehmen.
(3) Die Eltern können den Partnerschaftsbo-
nus nur gleichzeitig und in aufeinander fol-
genden Lebensmonaten beziehen.
(4) Treten während des Bezugs des Partner-
schaftsbonus die Voraussetzungen für einen
alleinigen Bezug nach § 4c Absatz 1 Num-
mer 1 bis 3 ein, so kann der Bezug durch
einen Elternteil nach § 4c Absatz 2 fortge-
führt werden.
(5) Das Erfordernis des Bezugs in aufeinander
folgenden Lebensmonaten nach Absatz 3
und § 4 Absatz 1 Satz 4 gilt auch dann als
erfüllt, wenn sich während des Bezugs oder
nach dem Ende des Bezugs herausstellt, dass
die Voraussetzungen für den Partnerschafts-
bonus nicht in allen Lebensmonaten, für die
der Partnerschaftsbonus beantragt wurde,
vorliegen oder vorlagen.

§4c Alleiniger Bezug durch einen
Elternteil

(1) Ein Elternteil kann abweichend von § 4
Absatz 4 Satz 1 zusätzlich auch das Elterngeld
für die Partnermonate nach § 4 Absatz 3
Satz 3 beziehen, wenn das Einkommen aus
Erwerbstätigkeit für zwei Lebensmonate ge-
mindert ist und
1. bei diesem Elternteil die Voraussetzungen

für den Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende nach § 24b Absatz 1 und 3 des
Einkommensteuergesetzes vorliegen und
der andere Elternteil weder mit ihm noch
mit dem Kind in einer Wohnung lebt,

2. mit der Betreuung durch den anderen El-
ternteil eine Gefährdung des Kindeswohls
im Sinne von § 1666 Absatz 1 und 2 des
BürgerlichenGesetzbuchs verbundenwäre
oder

3. die Betreuung durch den anderen Eltern-
teil unmöglich ist, insbesondere, weil er

wegen einer schweren Krankheit oder ei-
ner Schwerbehinderung sein Kind nicht
betreuen kann; für die Feststellung der
Unmöglichkeit der Betreuung bleiben
wirtschaftliche Gründe und Gründe einer
Verhinderung wegen anderweitiger Tätig-
keiten außer Betracht.

(2) Liegt eine der Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Nummer 1 bis 3 vor, so hat ein El-
ternteil, der in mindestens zwei bis höchstens
vier aufeinander folgenden Lebensmonaten
nicht weniger als 24 und nicht mehr als
32 Wochenstunden im Durchschnitt des Le-
bensmonats erwerbstätig ist, für diese Le-
bensmonate Anspruch auf zusätzliche Mo-
natsbeträge Elterngeld Plus.

§4d Weitere Berechtigte
1Die §§ 4 bis 4c gelten in den Fällen des § 1
Absatz 3 und 4 entsprechend. 2Der Bezug von
Elterngeld durch nicht sorgeberechtigte El-
ternteile und durch Personen, die nach § 1
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Anspruch
auf Elterngeld haben, bedarf der Zustimmung
des sorgeberechtigten Elternteils.

Abschnitt 2
Verfahren und Organisation

§5 Zusammentreffen von Ansprüchen
(1) Erfüllen beide Elternteile die Anspruchs-
voraussetzungen, bestimmen sie, wer von ih-
nen die Monatsbeträge für welche Lebens-
monate des Kindes in Anspruch nimmt.

(2) 1Beanspruchen beide Elternteile zusam-
menmehr als die ihnen nach § 4 Absatz 3 und
§ 4b oder nach § 4 Absatz 3 und § 4b in
Verbindung mit § 4d zustehenden Monats-
beträge, so besteht der Anspruch eines El-
ternteils, der nicht über die Hälfte der zuste-
henden Monatsbeträge hinausgeht, unge-
kürzt; der Anspruch des anderen Elternteils
wird gekürzt auf die vom Gesamtanspruch
verbleibenden Monatsbeträge. 2Beansprucht
jeder der beiden Elternteile mehr als die
Hälfte der ihm zustehenden Monatsbeträge,
steht jedem Elternteil die Hälfte des Gesamt-
anspruchs der Monatsbeträge zu.
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(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen
des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. 2Wird
eine Einigung mit einem nicht sorgeberechtig-
ten Elternteil oder einer Person, die nach § 1
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Anspruch auf
Elterngeld hat, nicht erzielt, so kommt es ab-
weichend von Absatz 2 allein auf die Ent-
scheidung des sorgeberechtigten Elternteils an.

§6 Auszahlung
Elterngeld wird im Laufe des Lebensmonats
gezahlt, für den es bestimmt ist.

§7 Antragstellung
(1) 1Elterngeld ist schriftlich zu beantragen.
2Es wird rückwirkend nur für die letzten drei
Lebensmonate vor Beginn des Lebensmonats
geleistet, in dem der Antrag auf Elterngeld
eingegangen ist. 3Im Antrag ist anzugeben,
für welche Lebensmonate Basiselterngeld,
für welche Lebensmonate Elterngeld Plus
oder für welche Lebensmonate Partner-
schaftsbonus beantragt wird.

(2) 1Die im Antrag getroffenen Entscheidun-
gen können bis zum Ende des Bezugszeit-
raums geändert werden. 2Eine Änderung
kann rückwirkend nur für die letzten drei Le-
bensmonate vor Beginn des Lebensmonats
verlangt werden, in dem der Änderungsan-
trag eingegangen ist. 3Sie ist außer in den
Fällen besonderer Härte unzulässig, soweit
Monatsbeträge bereits ausgezahlt sind. 4Ab-
weichend von den Sätzen 2 und 3 kann für
einen Lebensmonat, in dem bereits Eltern-
geld Plus bezogen wurde, nachträglich Ba-
siselterngeld beantragt werden. 5Im Übrigen
finden die für die Antragstellung geltenden
Vorschriften auch auf den Änderungsantrag
Anwendung.

(3) 1Der Antrag ist, außer im Fall des § 4c und
der Antragstellung durch eine allein sorgebe-
rechtigte Person, zu unterschreiben von der
Person, die ihn stellt, und zur Bestätigung der
Kenntnisnahme auch von der anderen berech-
tigten Person. 2Die andere berechtigte Person
kann gleichzeitig

1. einen Antrag auf Elterngeld stellen oder
2. der Behörde anzeigen, wie viele Monatsbe-

träge sie beansprucht, wenn mit ihrem An-

spruch die Höchstgrenzen nach § 4 Absatz 3
inVerbindungmit §4büberschrittenwürden.

3Liegt der Behörde von der anderen berechtig-
ten Person weder ein Antrag auf Elterngeld
noch eine Anzeige nach Satz 2 vor, so werden
sämtliche Monatsbeträge der berechtigten Per-
son ausgezahlt, die den Antrag gestellt hat; die
andere berechtigte Person kann bei einem
späteren Antrag abweichend von § 5 Absatz 2
nur die unter Berücksichtigung von § 4Absatz 3
in Verbindung mit § 4b vom Gesamtanspruch
verbleibenden Monatsbeträge erhalten.

§8 Auskunftspflicht, Neben-
bestimmungen

(1) Soweit im Antrag auf Elterngeld Angaben
zum voraussichtlichen Einkommen aus Er-
werbstätigkeit gemacht wurden, ist nach Ab-
lauf des Bezugszeitraums für diese Zeit das
tatsächliche Einkommen aus Erwerbstätigkeit
nachzuweisen.

(1a) 1Die Mitwirkungspflichten nach § 60 des
Ersten Buches Sozialgesetzbuch gelten

1. im Falle des § 1 Absatz 8 Satz 2 auch für
die andere Person im Sinne des § 1 Ab-
satz 8 Satz 2 und

2. im Falle des § 4b oder des § 4b in Verbin-
dung mit § 4d Satz 1 für beide Personen,
die den Partnerschaftsbonus beantragt
haben.

2§ 65 Absatz 1 und 3 des Ersten Buches So-
zialgesetzbuch gilt entsprechend.

(2) 1Elterngeld wird in den Fällen, in denen
die berechtigte Person nach ihren Angaben
im Antrag im Bezugszeitraum voraussichtlich
kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit haben
wird, unter dem Vorbehalt des Widerrufs für
den Fall gezahlt, dass sie entgegen ihren An-
gaben im Antrag Einkommen aus Erwerbstä-
tigkeit hat. 2In den Fällen, in denen zum Zeit-
punkt der Antragstellung der Steuerbescheid
für den letzten abgeschlossenen steuerlichen
Veranlagungszeitraum vor der Geburt des
Kindes nicht vorliegt und nach den Angaben
im Antrag die Beträge nach § 1 Absatz 8 vo-
raussichtlich nicht überschrittenwerden, wird
das Elterngeld unter dem Vorbehalt des Wi-
derrufs für den Fall gezahlt, dass entgegen

9 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) §§ 6–8

9

106 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

den Angaben im Antrag die Beträge nach § 1
Absatz 8 überschritten werden.
(3) Das Elterngeld wird bis zum Nachweis der
jeweils erforderlichen Angaben vorläufig un-
ter Berücksichtigung der glaubhaft gemach-
ten Angaben gezahlt, wenn
1. zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steu-

erbescheid für den letzten abgeschlossenen
Veranlagungszeitraum vor der Geburt des
Kindes nicht vorliegt und noch nicht ange-
geben werden kann, ob die Beträge nach
§ 1 Absatz 8 überschritten werden,

2. das Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor
der Geburt nicht ermittelt werden kann oder

3. die berechtigte Person nach den Angaben
im Antrag auf Elterngeld im Bezugszeit-
raum voraussichtlich Einkommen aus Er-
werbstätigkeit hat.

§9 Einkommens- und Arbeitszeit-
nachweis, Auskunftspflicht des
Arbeitgebers

(1) 1Soweit es zum Nachweis des Einkom-
mens aus Erwerbstätigkeit oder der wö-
chentlichen Arbeitszeit erforderlich ist, hat
der Arbeitgeber der nach § 12 zuständigen
Behörde für bei ihm Beschäftigte das Ar-
beitsentgelt, die für die Ermittlung der nach
den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugs-
merkmale für Steuern und Sozialabgaben so-
wie die Arbeitszeit auf Verlangen zu be-
scheinigen; das Gleiche gilt für ehemalige
Arbeitgeber. 2Für die in Heimarbeit Beschäf-
tigten und die ihnen Gleichgestellten (§ 1
Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes) tritt
an die Stelle des Arbeitgebers der Auftrag-
geber oder Zwischenmeister.
(2) 1Für den Nachweis des Einkommens aus
Erwerbstätigkeit kann die nach § 12 Absatz 1
zuständige Behörde auch das in § 108a Ab-
satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
vorgesehene Verfahren zur elektronischen Ab-
frage und Übermittlung von Entgeltbescheini-
gungsdaten nutzen. 2Sie darf dieses Verfahren
nur nutzen, wenn die betroffene Arbeitnehme-
rin oder der betroffene Arbeitnehmer zuvor in
dessen Nutzung eingewilligt hat. 3Wenn der
betroffene Arbeitgeber ein systemgeprüftes
Entgeltabrechnungsprogramm nutzt, ist er ver-

pflichtet, die jeweiligen Entgeltbescheini-
gungsdaten mit dem in § 108a Absatz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorgesehe-
nen Verfahren zu übermitteln.

§10 Verhältnis zu anderen
Sozialleistungen

(1) Das Elterngeld und vergleichbare Leistun-
gen der Länder sowie die nach § 3 auf die
Leistung angerechneten Einnahmen oder
Leistungen bleiben bei Sozialleistungen, de-
ren Zahlung von anderen Einkommen abhän-
gig ist, bis zu einer Höhe von insgesamt
300 Euro im Monat als Einkommen unbe-
rücksichtigt.
(2) Das Elterngeld und vergleichbare Leistun-
gen der Länder sowie die nach § 3 auf die
Leistung angerechneten Einnahmen oder
Leistungen dürfen bis zu einer Höhe von ins-
gesamt 300 Euro nicht dafür herangezogen
werden, um auf Rechtsvorschriften beruhen-
de Leistungen anderer, auf die kein Anspruch
besteht, zu versagen.

(3) Soweit die berechtigte Person Elterngeld
Plus bezieht, bleibt das Elterngeld nur bis zur
Hälfte des Anrechnungsfreibetrags, der nach
Abzug der anderen nach Absatz 1 nicht zu
berücksichtigenden Einnahmen für das El-
terngeld verbleibt, als Einkommen unberück-
sichtigt und darf nur bis zu dieser Höhe nicht
dafür herangezogen werden, um auf Rechts-
vorschriften beruhende Leistungen anderer,
auf die kein Anspruch besteht, zu versagen.

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 nicht zu
berücksichtigenden oder nicht heranzuzie-
henden Beträge vervielfachen sich bei Mehr-
lingsgeburten mit der Zahl der geborenen
Kinder.

(5) 1Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht bei Leis-
tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch, dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch,
§ 6a des Bundeskindergeldgesetzes und dem
Asylbewerberleistungsgesetz. 2Bei den in
Satz 1 bezeichneten Leistungen bleiben das
Elterngeld und vergleichbare Leistungen der
Länder sowie die nach § 3 auf das Elterngeld
angerechneten Einnahmen in Höhe des nach
§ 2 Absatz 1 berücksichtigten Einkommens
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt bis zu
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300 Euro im Monat als Einkommen unbe-
rücksichtigt. 3Soweit die berechtigte Person
Elterngeld Plus bezieht, verringern sich die
Beträge nach Satz 2 um die Hälfte. 4Abwei-
chend von Satz 2 bleibt Mutterschaftsgeld
gemäß § 19 des Mutterschutzgesetzes in
voller Höhe unberücksichtigt.
(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend,
soweit für eine Sozialleistung ein Kostenbei-
trag erhoben werden kann, der einkom-
mensabhängig ist.

§11 Unterhaltspflichten
1Unterhaltsverpflichtungen werden durch die
Zahlung des Elterngeldes und vergleichbarer
Leistungen der Länder nur insoweit berührt,
als die Zahlung 300 Euro monatlich über-
steigt. 2Soweit die berechtigte Person Eltern-
geld Plus bezieht, werden die Unterhalts-
pflichten insoweit berührt, als die Zahlung
150 Euro übersteigt. 3Die in den Sätzen 1
und 2 genannten Beträge vervielfachen sich
bei Mehrlingsgeburten mit der Zahl der ge-
borenen Kinder. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht
in den Fällen des § 1361 Absatz 3, der
§§ 1579, 1603 Absatz 2 und des § 1611 Ab-
satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

§12 Zuständigkeit; Bewirtschaftung der
Mittel

(1) 1Die Landesregierungen oder die von ih-
nen beauftragten Stellen bestimmen die für
die Ausführung dieses Gesetzes zuständigen
Behörden. 2Zuständig ist die von den Ländern
für die Durchführung dieses Gesetzes be-
stimmte Behörde des Bezirks, in dem das
Kind, für das Elterngeld beansprucht wird,
zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung sei-
nen inländischen Wohnsitz hat. 3Hat das
Kind, für das Elterngeld beansprucht wird, in
den Fällen des § 1 Absatz 2 zum Zeitpunkt der
ersten Antragstellung keinen inländischen
Wohnsitz, so ist die von den Ländern für die
Durchführung dieses Gesetzes bestimmte
Behörde des Bezirks zuständig, in dem die
berechtigte Person ihren letzten inländischen
Wohnsitz hatte; hilfsweise ist die Behörde
des Bezirks zuständig, in dem der entsen-
dende Dienstherr oder Arbeitgeber der be-
rechtigten Person oder der Arbeitgeber des

Ehegatten oder der Ehegattin der berechtig-
ten Person den inländischen Sitz hat.

(2) Den nach Absatz 1 zuständigen Behörden
obliegt auch die Beratung zur Elternzeit.

(3) 1Der Bund trägt die Ausgaben für das El-
terngeld. 2Die damit zusammenhängenden
Einnahmen sind an den Bund abzuführen.
3Für die Ausgaben und die mit ihnen zusam-
menhängenden Einnahmen sind die Vor-
schriften über das Haushaltsrecht des Bundes
einschließlich der Verwaltungsvorschriften
anzuwenden.

§13 Rechtsweg
(1) 1Über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
in Angelegenheiten der §§ 1 bis 12 entschei-
den die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit.
2§ 85 Absatz 2 Nummer 2 des Sozialgerichts-
gesetzes gilt mit der Maßgabe, dass die zu-
ständige Stelle nach § 12 bestimmt wird.

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage ha-
ben keine aufschiebende Wirkung.

§14 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. entgegen § 8 Absatz 1 einen Nachweis
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig erbringt,

2. entgegen § 9 Absatz 1 eine dort genannte
Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig bescheinigt,

3. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch
in Verbindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1,
eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht,

4. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch
in Verbindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1,
eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht
oder

5. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch
in Verbindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1,
eine Beweisurkunde nicht, nicht richtig,
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nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
vorlegt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße von bis zu zweitausend Euro ge-
ahndet werden.
(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten sind die in § 12 Absatz 1
genannten Behörden.

Abschnitt 3
Elternzeit für Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer

§15 Anspruch auf Elternzeit
(1) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
haben Anspruch auf Elternzeit, wenn sie
1. a) mit ihrem Kind,

b) mit einem Kind, für das sie die An-
spruchsvoraussetzungen nach § 1 Ab-
satz 3 oder 4 erfüllen, oder

c) mit einem Kind, das sie in Vollzeitpfle-
ge nach § 33 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch aufgenommen haben,

in einem Haushalt leben und
2. dieses Kind selbst betreuen und erziehen.

2Nicht sorgeberechtigte Elternteile und Per-
sonen, die nach Satz 1 Nummer 1 Buchsta-
be b und c Elternzeit nehmen können, be-
dürfen der Zustimmung des sorgeberechtig-
ten Elternteils.
(1a) 1Anspruch auf Elternzeit haben Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auch, wenn
sie mit ihrem Enkelkind in einem Haushalt
leben und dieses Kind selbst betreuen und
erziehen und
1. ein Elternteil des Kindes minderjährig ist

oder
2. ein Elternteil des Kindes sich in einer Aus-

bildung befindet, die vor Vollendung des
18. Lebensjahres begonnen wurde und die
Arbeitskraft des Elternteils im Allgemei-
nen voll in Anspruch nimmt.

2Der Anspruch besteht nur für Zeiten, in de-
nen keiner der Elternteile des Kindes selbst
Elternzeit beansprucht.

(2) 1Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis
zur Vollendung des dritten Lebensjahres ei-
nes Kindes. 2Ein Anteil von bis zu 24Monaten
kann zwischen dem dritten Geburtstag und
dem vollendeten achten Lebensjahr des Kin-
des in Anspruch genommen werden. 3Die Zeit
der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3
des Mutterschutzgesetzes wird für die El-
ternzeit der Mutter auf die Begrenzung nach
den Sätzen 1 und 2 angerechnet. 4Bei meh-
reren Kindern besteht der Anspruch auf El-
ternzeit für jedes Kind, auch wenn sich die
Zeiträume im Sinne der Sätze 1 und 2 über-
schneiden. 5Bei einem angenommenen Kind
und bei einem Kind in Vollzeit- oder Adopti-
onspflege kann Elternzeit von insgesamt bis
zu drei Jahren ab der Aufnahme bei der be-
rechtigten Person, längstens bis zur Vollen-
dung des achten Lebensjahres des Kindes
genommen werden; die Sätze 2 und 4 sind
entsprechend anwendbar, soweit sie die zeit-
liche Aufteilung regeln. 6Der Anspruch kann
nicht durch Vertrag ausgeschlossen oder be-
schränkt werden.

(3) 1Die Elternzeit kann, auch anteilig, von
jedem Elternteil allein oder von beiden El-
ternteilen gemeinsam genommen werden.
2Satz 1 gilt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1
Nummer 1 Buchstabe b und c entsprechend.

(4) 1Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehme-
rin darf während der Elternzeit nicht mehr als
32 Wochenstunden im Durchschnitt des Mo-
nats erwerbstätig sein. 2Eine im Sinne des
§ 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
geeignete Tagespflegeperson darf bis zu fünf
Kinder in Tagespflege betreuen, auch wenn
die wöchentliche Betreuungszeit 32 Stunden
übersteigt. 3Teilzeitarbeit bei einem anderen
Arbeitgeber oder selbstständige Tätigkeit
nach Satz 1 bedürfen der Zustimmung des
Arbeitgebers. 4Dieser kann sie nur innerhalb
von vier Wochen aus dringenden betriebli-
chen Gründen schriftlich ablehnen.

(5) 1Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehme-
rin kann eine Verringerung der Arbeitszeit
und ihre Verteilung beantragen. 2Der Antrag
kann mit der schriftlichen Mitteilung nach
Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 verbunden wer-
den. 3Über den Antrag sollen sich der Arbeit-
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geber und der Arbeitnehmer oder die Arbeit-
nehmerin innerhalb von vier Wochen einigen.
4Lehnt der Arbeitgeber den Antrag ab, so hat
er dies dem Arbeitnehmer oder der Arbeit-
nehmerin innerhalb der Frist nach Satz 3 mit
einer Begründung mitzuteilen. 5Unberührt
bleibt das Recht, sowohl die vor der Elternzeit
bestehende Teilzeitarbeit unverändert wäh-
rend der Elternzeit fortzusetzen, soweit Ab-
satz 4 beachtet ist, als auch nach der Eltern-
zeit zu der Arbeitszeit zurückzukehren, die
vor Beginn der Elternzeit vereinbart war.

(6) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehme-
rin kann gegenüber dem Arbeitgeber, soweit
eine Einigung nach Absatz 5 nicht möglich ist,
unter den Voraussetzungen des Absatzes 7
während der Gesamtdauer der Elternzeit
zweimal eine Verringerung seiner oder ihrer
Arbeitszeit beanspruchen.

(7) 1Für den Anspruch auf Verringerung der
Arbeitszeit gelten folgende Voraussetzun-
gen:

1. Der Arbeitgeber beschäftigt, unabhängig
von der Anzahl der Personen in Berufsbil-
dung, in der Regel mehr als 15 Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen,

2. das Arbeitsverhältnis in demselben Be-
trieb oder Unternehmen besteht ohne Un-
terbrechung länger als sechs Monate,

3. die vertraglich vereinbarte regelmäßige
Arbeitszeit soll für mindestens zwei Mo-
nate auf einen Umfang von nicht weniger
als 15 und nicht mehr als 32 Wochenstun-
den im Durchschnitt desMonats verringert
werden,

4. dem Anspruch stehen keine dringenden
betrieblichen Gründe entgegen und

5. der Anspruch auf Teilzeit wurde dem Ar-
beitgeber
a) für den Zeitraum bis zum vollendeten

dritten Lebensjahr des Kindes sieben
Wochen und

b) für den Zeitraum zwischen dem dritten
Geburtstag und dem vollendeten ach-
ten Lebensjahr des Kindes 13 Wochen

vor Beginn der Teilzeittätigkeit schriftlich
mitgeteilt.

2Der Antrag muss den Beginn und den Um-
fang der verringerten Arbeitszeit enthalten.
3Die gewünschte Verteilung der verringerten
Arbeitszeit soll im Antrag angegeben wer-
den. 4Falls der Arbeitgeber die beanspruchte
Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit
ablehnt, muss die Ablehnung innerhalb der in
Satz 5 genannten Frist und mit schriftlicher
Begründung erfolgen. 5Hat ein Arbeitgeber
die Verringerung der Arbeitszeit

1. in einer Elternzeit zwischen der Geburt
und dem vollendeten dritten Lebensjahr
des Kindes nicht spätestens vier Wochen
nach Zugang des Antrags oder

2. in einer Elternzeit zwischen dem dritten
Geburtstag und dem vollendeten achten
Lebensjahr des Kindes nicht spätestens
acht Wochen nach Zugang des Antrags

schriftlich abgelehnt, gilt die Zustimmung als
erteilt und die Verringerung der Arbeitszeit
entsprechend den Wünschen der Arbeitneh-
merin oder des Arbeitnehmers als festgelegt.
6Haben Arbeitgeber und Arbeitnehmerin oder
Arbeitnehmer über die Verteilung der Ar-
beitszeit kein Einvernehmen nach Absatz 5
Satz 2 erzielt und hat der Arbeitgeber nicht
innerhalb der in Satz 5 genannten Fristen die
gewünschte Verteilung schriftlich abgelehnt,
gilt die Verteilung der Arbeitszeit entspre-
chend den Wünschen der Arbeitnehmerin
oder des Arbeitnehmers als festgelegt. 7So-
weit der Arbeitgeber den Antrag auf Verrin-
gerung oder Verteilung der Arbeitszeit recht-
zeitig ablehnt, kann die Arbeitnehmerin oder
der Arbeitnehmer Klage vor dem Gericht für
Arbeitssachen erheben.

§16 Inanspruchnahme der Elternzeit
(1) 1Wer Elternzeit beanspruchen will, muss sie

1. für den Zeitraumbis zumvollendeten dritten
Lebensjahr des Kindes spätestens sieben
Wochen und

2. für den Zeitraum zwischen dem dritten Ge-
burtstag und dem vollendeten achten Le-
bensjahr des Kindes spätestens 13 Wochen

vor Beginn der Elternzeit schriftlich vom Ar-
beitgeber verlangen. 2Verlangt die Arbeitneh-
merin oder der Arbeitnehmer Elternzeit nach
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Satz 1 Nummer 1, muss sie oder er gleichzeitig
erklären, für welche Zeiten innerhalb von zwei
Jahren Elternzeit genommen werden soll. 3Bei
dringenden Gründen ist ausnahmsweise eine
angemessene kürzere Frist möglich. 4Nimmt
die Mutter die Elternzeit im Anschluss an die
Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutter-
schutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mut-
terschutzgesetzes auf den Zeitraum nach
Satz 2 angerechnet. 5Nimmt die Mutter die El-
ternzeit im Anschluss an einen auf die Mutter-
schutzfrist folgenden Erholungsurlaub, werden
die Zeit derMutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2
und 3 des Mutterschutzgesetzes und die Zeit
des Erholungsurlaubs auf den Zweijahreszeit-
raum nach Satz 2 angerechnet. 6Jeder Elternteil
kann seine Elternzeit auf drei Zeitabschnitte
verteilen; eine Verteilung auf weitere Zeitab-
schnitte ist nur mit der Zustimmung des Ar-
beitgebers möglich. 7Der Arbeitgeber kann die
Inanspruchnahme eines dritten Abschnitts ei-
ner Elternzeit innerhalb von acht Wochen nach
Zugang des Antrags aus dringenden betriebli-
chen Gründen ablehnen, wenn dieser Ab-
schnitt im Zeitraum zwischen dem dritten Ge-
burtstag und dem vollendeten achten Lebens-
jahr des Kindes liegen soll. 8Der Arbeitgeber
hat dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehme-
rin die Elternzeit zu bescheinigen. 9Bei einem
Arbeitgeberwechsel ist bei der Anmeldung der
Elternzeit auf Verlangen des neuen Arbeitge-
bers eine Bescheinigung des früheren Arbeit-
gebers über bereits genommene Elternzeit
durch die Arbeitnehmerin oder den Arbeitneh-
mer vorzulegen.

(2) Können Arbeitnehmerinnen aus einem
von ihnen nicht zu vertretenden Grund eine
sich unmittelbar an die Mutterschutzfrist des
§ 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes
anschließende Elternzeit nicht rechtzeitig
verlangen, können sie dies innerhalb einer
Woche nach Wegfall des Grundes nachholen.

(3) 1Die Elternzeit kann vorzeitig beendet
oder im Rahmen des § 15 Absatz 2 verlängert
werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt.
2Die vorzeitige Beendigung wegen der Ge-
burt eines weiteren Kindes oder in Fällen be-
sonderer Härte, insbesondere bei Eintritt ei-
ner schweren Krankheit, Schwerbehinderung

oder Tod eines Elternteils oder eines Kindes
der berechtigten Person oder bei erheblich
gefährdeter wirtschaftlicher Existenz der El-
tern nach Inanspruchnahme der Elternzeit,
kann der Arbeitgeber unbeschadet von Satz 3
nur innerhalb von vier Wochen aus dringen-
den betrieblichen Gründen schriftlich ableh-
nen. 3Die Elternzeit kann zur Inanspruchnah-
me der Schutzfristen des § 3 des Mutter-
schutzgesetzes auch ohne Zustimmung des
Arbeitgebers vorzeitig beendet werden; in
diesen Fällen soll die Arbeitnehmerin dem
Arbeitgeber die Beendigung der Elternzeit
rechtzeitig mitteilen. 4Eine Verlängerung der
Elternzeit kann verlangt werden, wenn ein
vorgesehener Wechsel der Anspruchsberech-
tigten aus einem wichtigen Grund nicht er-
folgen kann.
(4) Stirbt das Kind während der Elternzeit,
endet diese spätestens drei Wochen nach
dem Tod des Kindes.
(5) Eine Änderung in der Anspruchsberechti-
gung hat der Arbeitnehmer oder die Arbeit-
nehmerin dem Arbeitgeber unverzüglich mit-
zuteilen.

§17 Urlaub
(1) 1Der Arbeitgeber kann den Erholungsur-
laub, der dem Arbeitnehmer oder der Arbeit-
nehmerin für das Urlaubsjahr zusteht, für je-
den vollen Kalendermonat der Elternzeit um
ein Zwölftel kürzen. 2Dies gilt nicht, wenn der
Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin wäh-
rend der Elternzeit bei seinem oder ihrem Ar-
beitgeber Teilzeitarbeit leistet.
(2) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitneh-
merin den ihm oder ihr zustehenden Urlaub
vor dem Beginn der Elternzeit nicht oder nicht
vollständig erhalten, hat der Arbeitgeber den
Resturlaub nach der Elternzeit im laufenden
oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren.
(3) Endet das Arbeitsverhältnis während der
Elternzeit oder wird es im Anschluss an die
Elternzeit nicht fortgesetzt, so hat der Arbeit-
geber den noch nicht gewährten Urlaub ab-
zugelten.
(4) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitneh-
merin vor Beginn der Elternzeit mehr Urlaub
erhalten, als ihm oder ihr nach Absatz 1 zu-
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steht, kann der Arbeitgeber den Urlaub, der
dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin
nach dem Ende der Elternzeit zusteht, um die
zu viel gewährten Urlaubstage kürzen.

§18 Kündigungsschutz
(1) 1Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhält-
nis ab dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit
verlangt worden ist, nicht kündigen. 2Der
Kündigungsschutz nach Satz 1 beginnt
1. frühestens acht Wochen vor Beginn einer

Elternzeit bis zum vollendeten dritten Le-
bensjahr des Kindes und

2. frühestens 14 Wochen vor Beginn einer
Elternzeit zwischen dem dritten Geburts-
tag und dem vollendeten achten Lebens-
jahr des Kindes.

3Während der Elternzeit darf der Arbeitgeber
das Arbeitsverhältnis nicht kündigen. 4In be-
sonderen Fällen kann ausnahmsweise eine
Kündigung für zulässig erklärt werden. 5Die
Zulässigkeitserklärung erfolgt durch die für
den Arbeitsschutz zuständige oberste Lan-
desbehörde oder die von ihr bestimmte Stel-
le. 6Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates allgemeine Verwal-
tungsvorschriften zur Durchführung des Sat-
zes 4 erlassen.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Arbeit-
nehmer oder Arbeitnehmerinnen
1. während der Elternzeit bei demselben Ar-

beitgeber Teilzeitarbeit leisten oder
2. ohne Elternzeit in Anspruch zu nehmen,

Teilzeitarbeit leisten und Anspruch auf El-
terngeld nach § 1 während des Zeitraums
nach § 4 Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 haben.

§19 Kündigung zum Ende der Elternzeit
Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin
kann das Arbeitsverhältnis zum Ende der El-
ternzeit nur unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von drei Monaten kündigen.

§20 Zur Berufsbildung Beschäftigte, in
Heimarbeit Beschäftigte

(1) 1Die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten
gelten als Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen im Sinne dieses Gesetzes. 2Die Eltern-
zeit wird auf die Dauer einer Berufsausbil-

dung nicht angerechnet, es sei denn, dass
während der Elternzeit die Berufsausbildung
nach § 7a des Berufsbildungsgesetzes oder
§ 27b der Handwerksordnung in Teilzeit
durchgeführt wird. 3§ 15 Absatz 4 Satz 1
bleibt unberührt.

(2) 1Anspruch auf Elternzeit haben auch die in
Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen
Gleichgestellten (§ 1 Absatz 1 und 2 des
Heimarbeitsgesetzes), soweit sie am Stück
mitarbeiten. 2Für sie tritt an die Stelle des
Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwi-
schenmeister und an die Stelle des Arbeits-
verhältnisses das Beschäftigungsverhältnis.

§21 Befristete Arbeitsverträge
(1) Ein sachlicher Grund, der die Befristung
eines Arbeitsverhältnisses rechtfertigt, liegt
vor, wenn ein Arbeitnehmer oder eine Ar-
beitnehmerin zur Vertretung eines anderen
Arbeitnehmers oder einer anderen Arbeit-
nehmerin für die Dauer eines Beschäfti-
gungsverbotes nach dem Mutterschutzge-
setz, einer Elternzeit, einer auf Tarifvertrag,
Betriebsvereinbarung oder einzelvertragli-
chen Vereinbarung beruhenden Arbeitsfrei-
stellung zur Betreuung eines Kindes oder für
diese Zeiten zusammen oder für Teile davon
eingestellt wird.

(2) Über die Dauer der Vertretung nach Ab-
satz 1 hinaus ist die Befristung für notwen-
dige Zeiten einer Einarbeitung zulässig.

(3) Die Dauer der Befristung des Arbeitsver-
trags muss kalendermäßig bestimmt oder
bestimmbar oder den in den Absätzen 1 und 2
genannten Zwecken zu entnehmen sein.

(4) 1Der Arbeitgeber kann den befristeten Ar-
beitsvertrag unter Einhaltung einer Frist von
mindestens drei Wochen, jedoch frühestens
zum Ende der Elternzeit, kündigen, wenn die
Elternzeit ohne Zustimmung des Arbeitge-
bers vorzeitig endet und der Arbeitnehmer
oder die Arbeitnehmerin die vorzeitige Been-
digung der Elternzeit mitgeteilt hat. 2Satz 1
gilt entsprechend, wenn der Arbeitgeber die
vorzeitige Beendigung der Elternzeit in den
Fällen des § 16 Absatz 3 Satz 2 nicht ableh-
nen darf.
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(5) Das Kündigungsschutzgesetz ist im Falle
des Absatzes 4 nicht anzuwenden.

(6) Absatz 4 gilt nicht, soweit seine Anwen-
dung vertraglich ausgeschlossen ist.

(7) 1Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher Ge-
setze oder Verordnungen auf die Zahl der
beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen abgestellt, so sind bei der Ermitt-
lung dieser Zahl Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, die sich in der Elternzeit befin-
den oder zur Betreuung eines Kindes freige-
stellt sind, nicht mitzuzählen, solange für sie
aufgrund von Absatz 1 ein Vertreter oder eine
Vertreterin eingestellt ist. 2Dies gilt nicht,
wenn der Vertreter oder die Vertreterin nicht
mitzuzählen ist. 3Die Sätze 1 und 2 gelten
entsprechend, wenn im Rahmen arbeits-
rechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf
die Zahl der Arbeitsplätze abgestellt wird.

Abschnitt 4
Statistik und Schlussvorschriften

§22 Bundesstatistik
(1) 1Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses
Gesetzes sowie zu seiner Fortentwicklung
sind laufende Erhebungen zum Bezug von
Elterngeld als Bundesstatistiken durchzufüh-
ren. 2Die Erhebungen erfolgen zentral beim
Statistischen Bundesamt.

(2) 1Die Statistik zum Bezug von Elterngeld
erfasst vierteljährlich zum jeweils letzten Tag
des aktuellen und der vorangegangenen zwei
Kalendermonate für Personen, die in einem
dieser Kalendermonate Elterngeld bezogen
haben, für jedes den Anspruch auslösende
Kind folgende Erhebungsmerkmale:

1. Art der Berechtigung nach § 1,
2. Grundlagen der Berechnung des zuste-

hendenMonatsbetrags nach Art und Höhe
(§ 2 Absatz 1, 2, 3 oder 4, § 2a Absatz 1
oder 4, § 2c, die §§ 2d, 2e oder § 2f),

3. Höhe und Art des zustehenden Monats-
betrags (§ 4a Absatz 1 und 2 Satz 1) ohne
die Berücksichtigung der Einnahmen nach
§ 3,

4. Art und Höhe der Einnahmen nach § 3,

5. Inanspruchnahme der als Partnerschafts-
bonus gewährten Monatsbeträge nach
§ 4b Absatz 1 und der weiteren Monats-
beträge Elterngeld Plus nach § 4c Ab-
satz 2,

6. Höhe des monatlichen Auszahlungsbe-
trags,

7. Geburtstag des Kindes,
8. für die Elterngeld beziehende Person:

a) Geschlecht, Geburtsjahr und -monat,
b) Staatsangehörigkeit,
c) Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent-

halt,
d) Familienstand und unverheiratetes Zu-

sammenleben mit dem anderen Eltern-
teil,

e) Vorliegen der Voraussetzungen nach
§ 4c Absatz 1 Nummer 1 und

f) Anzahl der im Haushalt lebenden Kin-
der.

2Die Angaben nach den Nummern 2, 3, 5
und 6 sind für jeden Lebensmonat des Kindes
bezogen auf den nach § 4 Absatz 1möglichen
Zeitraum des Leistungsbezugs zu melden.
(3) Hilfsmerkmale sind:
1. Name und Anschrift der zuständigen Be-

hörde,
2. Name und Telefonnummer sowie Adresse

für elektronische Post der für eventuelle
Rückfragen zur Verfügung stehenden Per-
son und

3. Kennnummer des Antragstellers oder der
Antragstellerin.

§23 Auskunftspflicht; Daten-
übermittlung an das Statistische
Bundesamt

(1) 1Für die Erhebung nach § 22 besteht Aus-
kunftspflicht. 2Die Angaben nach § 22 Ab-
satz 4 Nummer 2 sind freiwillig. 3Auskunfts-
pflichtig sind die nach § 12 Absatz 1 zustän-
digen Stellen.
(2) 1Der Antragsteller oder die Antragstellerin
ist gegenüber den nach § 12 Absatz 1 zu-
ständigen Stellen zu den Erhebungsmerkma-
len nach § 22 Absatz 2 und 3 auskunfts-
pflichtig. 2Die zuständigen Stellen nach § 12
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Absatz 1 dürfen die Angaben nach § 22 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 8 und Absatz 3 Satz 1
Nummer 4, soweit sie für den Vollzug dieses
Gesetzes nicht erforderlich sind, nur durch
technische und organisatorische Maßnah-
men getrennt von den übrigen Daten nach
§ 22 Absatz 2 und 3 und nur für die Über-
mittlung an das Statistische Bundesamt ver-
wenden und haben diese unverzüglich nach
Übermittlung an das Statistische Bundesamt
zu löschen.
(3) Die in sich schlüssigen Angaben sind als
Einzeldatensätze elektronisch bis zum Ablauf
von 30 Arbeitstagen nach Ablauf des Be-
richtszeitraums an das Statistische Bundes-
amt zu übermitteln.

§24 Übermittlung von Tabellen mit
statistischen Ergebnissen durch das
Statistische Bundesamt

1Zur Verwendung gegenüber den gesetzge-
benden Körperschaften und zu Zwecken der
Planung, jedoch nicht zur Regelung von Ein-
zelfällen, übermittelt das Statistische Bun-
desamt Tabellen mit statistischen Ergebnis-
sen, auch soweit Tabellenfelder nur einen
einzigen Fall ausweisen, an die fachlich zu-
ständigen obersten Bundes- oder Landesbe-
hörden. 2Tabellen, deren Tabellenfelder nur
einen einzigen Fall ausweisen, dürfen nur
dann übermittelt werden, wenn sie nicht dif-
ferenzierter als auf Regierungsbezirksebene,
im Falle der Stadtstaaten auf Bezirksebene,
aufbereitet sind.

§24a Übermittlung von Einzelangaben
durch das Statistische Bundesamt

(1) 1Zur Abschätzung von Auswirkungen der
Änderungen dieses Gesetzes im Rahmen der
Zwecke nach § 24 übermittelt das Statistische
Bundesamt auf Anforderung des fachlich zu-
ständigen Bundesministeriums diesem oder
von ihm beauftragten Forschungseinrichtungen
Einzelangaben ab dem Jahr 2007 ohne Hilfs-
merkmale mit Ausnahme des Merkmals nach
§ 22 Absatz 4 Nummer 3 für die Entwicklung
und den Betrieb von Mikrosimulationsmodel-
len. 2Die Einzelangaben dürfen nur im hierfür
erforderlichen Umfang und mittels eines siche-
ren Datentransfers übermittelt werden.

(2) 1Bei der Verarbeitung der Daten nach Ab-
satz 1 ist das Statistikgeheimnis nach § 16 des
Bundesstatistikgesetzes zu wahren. 2Dafür ist
die Trennung von statistischen und nichtstatis-
tischen Aufgaben durch Organisation und Ver-
fahren zu gewährleisten. 3Die nach Absatz 1
übermittelten Daten dürfen nur für die Zwecke
verwendet werden, für die sie übermittelt wur-
den. 4Die übermittelten Einzeldaten sind nach
dem Erreichen des Zweckes zu löschen, zu dem
sie übermittelt wurden.

(3) 1Personen, die Empfängerinnen und Emp-
fänger von Einzelangaben nach Absatz 1
Satz 1 sind, unterliegen der Pflicht zur Ge-
heimhaltung nach § 16 Absatz 1 und 10 des
Bundesstatistikgesetzes. 2Personen, die Ein-
zelangaben nach Absatz 1 Satz 1 erhalten
sollen, müssen Amtsträger oder für den öf-
fentlichen Dienst besonders Verpflichtete
sein. 3Personen, die Einzelangaben erhalten
sollen und die nicht Amtsträger oder für den
öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete
sind, sind vor der Übermittlung zur Geheim-
haltung zu verpflichten. 4§ 1 Absatz 2, 3 und 4
Nummer 2 des Verpflichtungsgesetzes vom
2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), das durch
§ 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 15. August
1974 (BGBl. I S. 1942) geändert worden ist,
gilt in der jeweils geltenden Fassung ent-
sprechend. 5Die Empfängerinnen und Emp-
fänger von Einzelangaben dürfen aus ihrer
Tätigkeit gewonnene Erkenntnisse nur für die
in Absatz 1 genannten Zwecke verwenden.

§24b Elektronische Unterstützung bei
der Antragstellung

(1) Zur elektronischen Unterstützung bei der
Antragstellung kann der Bund ein Internet-
portal einrichten und betreiben. Das Inter-
netportal ermöglicht das elektronische Aus-
füllen der Antragsformulare der Länder sowie
die Übermittlung der Daten aus dem An-
tragsformular an die nach § 12 zuständige
Behörde. Zuständig für Einrichtung und Be-
trieb des Internetportals ist das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend. Die Ausführung dieses Gesetzes
durch die nach § 12 zuständigen Behörden
bleibt davon unberührt.

9 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) §§ 24–24b
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(2) Das Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend ist für das Inter-
netportal datenschutzrechtlich verantwort-
lich. Für die elektronische Unterstützung bei
der Antragstellung darf das Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
die zur Beantragung von Elterngeld erforder-
lichen personenbezogenen Daten sowie die
in § 22 genannten statistischen Erhebungs-
merkmale verarbeiten, sofern der Nutzer in
die Verarbeitung eingewilligt hat. Die statis-
tischen Erhebungsmerkmale einschließlich
der zur Beantragung von Elterngeld erforder-
lichen personenbezogenen Daten sind nach
Beendigung der Nutzung des Internetportals
unverzüglich zu löschen.

§25 Datenübermittlung durch die
Standesämter

Beantragt eine Person Elterngeld, so darf das
für die Entgegennahme der Anzeige der Ge-
burt zuständige Standesamt der nach § 12
Absatz 1 zuständigen Behörde die erforderli-
chen Daten über die Beurkundung der Geburt
eines Kindes elektronisch übermitteln, wenn
die antragstellende Person zuvor in die elek-
tronische Datenübermittlung eingewilligt hat.

§26 Anwendung der Bücher des Sozial-
gesetzbuches

(1) Soweit dieses Gesetz zum Elterngeld kei-
ne ausdrückliche Regelung trifft, ist bei der
Ausführung des Ersten, Zweiten und Dritten
Abschnitts das Erste Kapitel des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch anzuwenden.
(2) § 328 Absatz 3 und § 331 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

§27 Sonderregelung aus Anlass der
COVID-19-Pandemie

(1) 1Übt ein Elternteil eine systemrelevante
Tätigkeit aus, so kann sein Bezug von Eltern-
geld auf Antrag für die Zeit vom 1. März 2020
bis 31. Dezember 2020 aufgeschoben wer-
den. 2Der Bezug der verschobenen Lebens-
monate ist spätestens bis zum 30. Juni 2021
anzutreten. 3Wird von der Möglichkeit des
Aufschubs Gebrauch gemacht, so kann das
Basiselterngeld abweichend von § 4 Absatz 1
Satz 2 und 3 auch noch nach Vollendung des

14. Lebensmonats bezogen werden. 4In der
Zeit vom 1. März 2020 bis 30. Juni 2021 ent-
stehende Lücken im Elterngeldbezug sind ab-
weichend von § 4 Absatz 1 Satz 4 unschädlich.
(2) 1Für ein Verschieben des Partnerschafts-
bonus genügt es, wenn nur ein Elternteil ei-
nen systemrelevanten Beruf ausübt. 2Hat der
Bezug des Partnerschaftsbonus bereits be-
gonnen, so gelten allein die Bestimmungen
des Absatzes 3.
(3) Liegt der Bezug des Partnerschaftsbonus
ganz oder teilweise vor dem Ablauf des
23. September 2022 und kann die berechtigte
Person die Voraussetzungen des Bezugs auf-
grund der COVID-19-Pandemie nicht einhal-
ten, gelten die Angaben zur Höhe des Ein-
kommens und zum Umfang der Arbeitszeit,
die bei der Beantragung des Partnerschafts-
bonus glaubhaft gemacht worden sind.

§28 Übergangsvorschrift
(1) Für die vor dem 1. September 2021 ge-
borenen oder mit dem Ziel der Adoption auf-
genommenen Kinder ist dieses Gesetz in der
bis zum 31. August 2021 geltenden Fassung
weiter anzuwenden.
(1a) Soweit dieses Gesetz Mutterschaftsgeld
nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch
oder nach dem Zweiten Gesetz über die
Krankenversicherung der Landwirte in Bezug
nimmt, gelten die betreffenden Regelungen
für Mutterschaftsgeld nach der Reichsver-
sicherungsordnung oder nach dem Gesetz
über die Krankenversicherung der Landwirte
entsprechend.
(2) Für die dem Erziehungsgeld vergleichba-
ren Leistungen der Länder sind § 8 Absatz 1
und § 9 des Bundeserziehungsgeldgesetzes
in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden
Fassung weiter anzuwenden.
(3) 1§ 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 bis 4 in der
Fassung des Artikels 36 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist für
Entscheidungen anzuwenden, die Zeiträume
betreffen, die nach dem 29. Februar 2020
beginnen. 2§ 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 in
der Fassung des Artikels 36 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) ist für
Entscheidungen anzuwenden, die Zeiträume
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betreffen, die nach dem 31. Dezember 2019
beginnen. 3§ 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe c in der Fassung des Artikels 12
Nummer 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2022
(BGBl. I S. 760) ist für Entscheidungen anzu-
wenden, die Zeiträume betreffen, die nach
dem 31. Mai 2022 beginnen.
(4) 1§ 9 Absatz 2 und § 25 sind auf Kinder
anwendbar, die nach dem 31. Dezember
2021 geboren oder nach dem 31. Dezember
2021 mit dem Ziel der Adoption aufgenom-

men worden sind. 2Zur Erprobung des Ver-
fahrens können diese Regelungen in Pilot-
projekten mit Zustimmung des Bundesminis-
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales und des Bundesministeriums des In-
nern, für Bau und Heimat auf Kinder, die vor
dem 1. Januar 2022 geboren oder vor dem
1. Januar 2022 zur Adoption aufgenommen
worden sind, angewendet werden.

9 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) § 28
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Mindesturlaubsgesetz für Arbeitnehmer
(Bundesurlaubsgesetz)

Vom 8. Januar 1963 (BGBl. I S. 2)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Umsetzung des Seearbeitsübereinkommens 2006 der Internationalen

Arbeitsorganisation
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868)

§1 Urlaubsanspruch

Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalender-
jahr Anspruch auf bezahlten Erholungsur-
laub.

§2 Geltungsbereich

Arbeitnehmer im Sinne des Gesetzes sind
Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer
Berufsausbildung Beschäftigten. Als Arbeit-
nehmer gelten auch Personen, die wegen ih-
rer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als ar-
beitnehmerähnliche Personen anzusehen
sind; für den Bereich der Heimarbeit gilt § 12.

§3 Dauer des Urlaubs

(1) Der Urlaub beträgt jährlich mindestens
24 Werktage.

(2) Als Werktage gelten alle Kalendertage,
die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage
sind.

§4 Wartezeit

Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig
nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeits-
verhältnisses erworben.

§5 Teilurlaub

(1) Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresur-
laubs für jeden vollen Monat des Bestehens
des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitneh-
mer

a) für Zeiten eines Kalenderjahres, für die er
wegen Nichterfüllung der Wartezeit in
diesem Kalenderjahr keinen vollen Ur-
laubsanspruch erwirbt;

b) wenn er vor erfüllter Wartezeit aus dem
Arbeitsverhältnis ausscheidet;

c) wenn er nach erfüllter Wartezeit in der
ersten Hälfte eines Kalenderjahres aus
dem Arbeitsverhältnis ausscheidet.

(2) Bruchteile von Urlaubstagen, die mindes-
tens einen halben Tag ergeben, sind auf volle
Urlaubstage aufzurunden.
(3) Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absat-
zes 1 Buchstabe c bereits Urlaub über den ihm
zustehenden Umfang hinaus erhalten, so
kann das dafür gezahlte Urlaubsentgelt nicht
zurückgefordert werden.

§6 Ausschluß von Doppelansprüchen
(1) Der Anspruch auf Urlaub besteht nicht,
soweit dem Arbeitnehmer für das laufende
Kalenderjahr bereits von einem früheren Ar-
beitgeber Urlaub gewährt worden ist.
(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei Been-
digung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeit-
nehmer eine Bescheinigung über den im lau-
fenden Kalenderjahr gewährten oder abge-
goltenen Urlaub auszuhändigen.

§7 Zeitpunkt, Übertragbarkeit und
Abgeltung des Urlaubs

(1) Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs
sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers
zu berücksichtigen, es sei denn, daß ihrer
Berücksichtigung dringende betriebliche Be-
lange oder Urlaubswünsche anderer Arbeit-
nehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten
den Vorrang verdienen, entgegenstehen. Der
Urlaub ist zu gewähren, wenn der Arbeitneh-
mer dies im Anschluß an eine Maßnahme der
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation
verlangt.
(2) Der Urlaub ist zusammenhängend zu ge-
währen, es sei denn, daß dringende betrieb-
liche oder in der Person des Arbeitnehmers
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liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs er-
forderlich machen. Kann der Urlaub aus die-
sen Gründen nicht zusammenhängend ge-
währt werden, und hat der Arbeitnehmer
Anspruch auf Urlaub von mehr als zwölf
Werktagen, so muß einer der Urlaubsteile
mindestens zwölf aufeinanderfolgende
Werktage umfassen.
(3) Der Urlaub muß im laufenden Kalender-
jahr gewährt und genommen werden. Eine
Übertragung des Urlaubs auf das nächste
Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringen-
de betriebliche oder in der Person des Ar-
beitnehmers liegende Gründe dies rechtferti-
gen. Im Fall der Übertragung muß der Urlaub
in den ersten drei Monaten des folgenden
Kalenderjahres gewährt und genommen
werden. Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist
ein nach § 5 Abs. 1 Buchstabe a entstehender
Teilurlaub jedoch auf das nächste Kalender-
jahr zu übertragen.
(4) Kann der Urlaub wegen Beendigung des
Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise
nicht mehr gewährt werden, so ist er abzu-
gelten.

§8 Erwerbstätigkeit während des
Urlaubs

Während des Urlaubs darf der Arbeitnehmer
keine dem Urlaubszweck widersprechende
Erwerbstätigkeit leisten.

§9 Erkrankung während des Urlaubs
Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Ur-
laubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis
nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit
auf den Jahresurlaub nicht angerechnet.

§10 Maßnahmen der medizinischen
Vorsorge oder Rehabilitation

Maßnahmen der medizinischen Vorsorge
oder Rehabilitation dürfen nicht auf den Ur-
laub angerechnet werden, soweit ein An-
spruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts
nach den gesetzlichen Vorschriften über die
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall besteht.

§11 Urlaubsentgelt
(1) Das Urlaubsentgelt bemißt sich nach dem
durchschnittlichen Arbeitsverdienst, das der

Arbeitnehmer in den letzten dreizehn Wo-
chen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten
hat, mit Ausnahme des zusätzlich für Über-
stunden gezahlten Arbeitsverdienstes. Bei
Verdiensterhöhungen nicht nur vorüberge-
hender Natur, die während des Berechnungs-
zeitraums oder des Urlaubs eintreten, ist von
dem erhöhten Verdienst auszugehen. Ver-
dienstkürzungen, die im Berechnungszeit-
raum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen
oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis ein-
treten, bleiben für die Berechnung des Ur-
laubsentgelts außer Betracht. Zum Arbeits-
entgelt gehörende Sachbezüge, die während
des Urlaubs nicht weitergewährt werden,
sind für die Dauer des Urlaubs angemessen in
bar abzugelten.

(2) Das Urlaubsentgelt ist vor Antritt des Ur-
laubs auszuzahlen.

§12 Urlaub im Bereich der Heimarbeit

Für die in Heimarbeit Beschäftigten und die
ihnen nach § 1 Abs. 2 Buchstaben a bis c des
Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellten, für die
die Urlaubsregelung nicht ausdrücklich von
der Gleichstellung ausgenommen ist, gelten
die vorstehenden Bestimmungen mit Aus-
nahme der §§ 4 bis 6, 7 Abs. 3 und 4 und § 11
nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen:
1. Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a des

Heimarbeitsgesetzes) und nach § 1 Abs. 2
Buchstabe a des Heimarbeitsgesetzes
Gleichgestellte erhalten von ihrem Auf-
traggeber, oder falls sie von einem Zwi-
schenmeister beschäftigt werden, von
diesem bei einem Anspruch auf 24 Werk-
tage ein Urlaubsentgelt von 9,1 vom Hun-
dert des in der Zeit vom 1. Mai bis zum
30. April des folgenden Jahres oder bis zur
Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses verdienten Arbeitsentgelts vor Ab-
zug der Steuern und Sozialversicherungs-
beiträge ohne Unkostenzuschlag und
ohne die für den Lohnausfall an Feierta-
gen, den Arbeitsausfall infolge Krankheit
und den Urlaub zu leistenden Zahlungen.

2. War der Anspruchsberechtigte im Berech-
nungszeitraum nicht ständig beschäftigt,
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so brauchen unbeschadet des Anspruches
auf Urlaubsentgelt nach Nummer 1 nur so
viele Urlaubstage gegeben zu werden, wie
durchschnittliche Tagesverdienste, die er
in der Regel erzielt hat, in dem Urlaubs-
entgelt nach Nummer 1 enthalten sind.

3. Das Urlaubsentgelt für die in Nummer 1
bezeichneten Personen soll erst bei der
letzten Entgeltzahlung vor Antritt des Ur-
laubs ausgezahlt werden.

4. Hausgewerbetreibende (§ 1 Abs. 1 Buch-
stabe b des Heimarbeitsgesetzes) und
nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und c des
Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellte er-
halten von ihrem Auftraggeber oder, falls
sie von einem Zwischenmeister beschäf-
tigt werden, von diesem als eigenes Ur-
laubsentgelt und zur Sicherung der Ur-
laubsansprüche der von ihnen Beschäftig-
ten einen Betrag von 9,1 vom Hundert des
an sie ausgezahlten Arbeitsentgelts vor
Abzug der Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträge ohne Unkostenzuschlag
und ohne die für den Lohnausfall an Fei-
ertagen, den Arbeitsausfall infolge Krank-
heit und den Urlaub zu leistenden Zahlun-
gen.

5. Zwischenmeister, die den in Heimarbeit
Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Buchstabe d
des Heimarbeitsgesetzes gleichgestellt
sind, haben gegen ihren Auftraggeber An-
spruch auf die von ihnen nach den Num-
mern 1 und 4 nachweislich zu zahlenden
Beträge.

6. Die Beträge nach den Nummern 1, 4 und 5
sind gesondert im Entgeltbeleg auszuwei-
sen.

7. Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden,
daß Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a
des Heimarbeitsgesetzes), die nur für ei-
nen Auftraggeber tätig sind und tariflich
allgemein wie Betriebsarbeiter behandelt
werden, Urlaub nach den allgemeinen Ur-
laubsbestimmungen erhalten.

8. Auf die in den Nummern 1, 4 und 5 vor-
gesehenen Beträge finden die §§ 23
bis 25, 27 und 28 und auf die in den
Nummern 1 und 4 vorgesehenen Beträge

außerdem § 21 Abs. 2 des Heimarbeitsge-
setzes entsprechende Anwendung. Für die
Urlaubsansprüche der fremden Hilfskräfte
der in Nummer 4 genannten Personen gilt
§ 26 des Heimarbeitsgesetzes entspre-
chend.

§13 Unabdingbarkeit
(1) Von den vorstehenden Vorschriften mit
Ausnahme der §§ 1, 2 und 3 Abs. 1 kann in
Tarifverträgen abgewichen werden. Die ab-
weichenden Bestimmungen haben zwischen
nichttarifgebundenen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern Geltung, wenn zwischen diesen
die Anwendung der einschlägigen tariflichen
Urlaubsregelung vereinbart ist. Im übrigen
kann, abgesehen von §7 Abs. 2 Satz 2, von
den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zu-
ungunsten des Arbeitnehmers abgewichen
werden.
(2) Für das Baugewerbe oder sonstige Wirt-
schaftszweige, in denen als Folge häufigen
Ortswechsels der von den Betrieben zu leis-
tenden Arbeit Arbeitsverhältnisse von kürze-
rer Dauer als einem Jahr in erheblichem Um-
fange üblich sind, kann durch Tarifvertrag von
den vorstehenden Vorschriften über die in
Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Grenze hinaus
abgewichen werden, soweit dies zur Siche-
rung eines zusammenhängenden Jahresur-
laubs für alle Arbeitnehmer erforderlich ist.
Absatz 1 Satz 2 findet entsprechende An-
wendung.
(3) Für den Bereich der Deutsche Bahn Akti-
engesellschaft sowie einer gemäß § 2 Abs. 1
und § 3 Abs. 3 des Deutsche Bahn Grün-
dungsgesetzes vom 27. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2378, 2386) ausgegliederten Ge-
sellschaft und für den Bereich der Nachfolge-
unternehmen der Deutschen Bundespost
kann von der Vorschrift über das Kalenderjahr
als Urlaubsjahr (§ 1) in Tarifverträgen abge-
wichen werden.

§14 (gegenstandslos)

§15 Änderung und Aufhebung von
Gesetzen

(1) Unberührt bleiben die urlaubsrechtlichen
Bestimmungen des Arbeitsplatzschutzgeset-
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zes vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I
S. 293), geändert durch Gesetz vom 22. März
1962 (Bundesgesetzbl. I S. 169), des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch, des Jugendarbeits-
schutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bun-
desgesetzbl. I S. 665), geändert durch Gesetz
vom 20. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 449),
und des Seearbeitsgesetzes vom 20. April
2013 (BGBl. I S. 868), jedoch wird
a) in § 19 Abs. 6 Satz 2 des Jugendarbeits-

schutzgesetzes der Punkt hinter dem letz-
ten Wort durch ein Komma ersetzt und
folgender Satzteil angefügt: „und in die-
sen Fällen eine grobe Verletzung der
Treuepflicht aus dem Beschäftigungsver-
hältnis vorliegt.“;

b) § 53 Abs. 2 des Seemannsgesetzes durch
folgende Bestimmungen ersetzt: „Das
Bundesurlaubsgesetz vom 8. Januar 1963
(Bundesgesetzbl. I S. 2) findet auf den Ur-
laubsanspruch des Besatzungsmitglieds
nur insoweit Anwendung, als es Vor-
schriften über die Mindestdauer des Ur-
laubs enthält.“

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
treten die landesrechtlichen Vorschriften über
den Erholungsurlaub außer Kraft. In Kraft
bleiben jedoch die landesrechtlichen Bestim-
mungen über den Urlaub für Opfer des Na-
tionalsozialismus und für solche Arbeitneh-
mer, die geistig oder körperlich in ihrer Er-
werbsfähigkeit behindert sind.

§15a Übergangsvorschrift
Befindet sich der Arbeitnehmer von einem
Tag nach dem 9. Dezember 1998 bis zum
1. Januar 1999 oder darüber hinaus in einer
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation, sind für diesen Zeitraum die
seit dem 1. Januar 1999 geltenden Vorschrif-
ten maßgebend, es sei denn, daß diese für
den Arbeitnehmer ungünstiger sind.

§16 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar
1963 in Kraft.

10 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) §§ 15a–16
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Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG)

Vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097)

Zuletzt geändert durch
Telekommunikationsmodernisierungsgesetz

vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858, 2022 S. 1045)

– Au s z u g –

Teil 2
Durchführungsbestimmungen für
Verarbeitungen zu Zwecken gemäß

Artikel 2 der Verordnung (EU)
2016/679

Kapitel 1
Rechtsgrundlagen der Verarbeitung

personenbezogener Daten

Abschnitt 1
Verarbeitung personenbezogener

Kategorien personenbezogener Daten
und Verarbeitung zu anderen Zwecken

§22 Verarbeitung besonderer
Kategorien personenbezogener
Daten

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2016/679 zulässig

1. durch öffentliche und nichtöffentliche
Stellen, wenn sie
a) erforderlich ist, um die aus dem Recht

der sozialen Sicherheit und des Sozial-
schutzes erwachsenden Rechte auszu-
üben und den diesbezüglichen Pflich-
ten nachzukommen,

b) zum Zweck der Gesundheitsvorsorge,
für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit
des Beschäftigten, für die medizinische
Diagnostik, die Versorgung oder Be-
handlung im Gesundheits- oder Sozial-
bereich oder für die Verwaltung von
Systemen und Diensten im Gesund-

heits- und Sozialbereich oder aufgrund
eines Vertrags der betroffenen Person
mit einem Angehörigen eines Gesund-
heitsberufs erforderlich ist und diese
Daten von ärztlichem Personal oder
durch sonstige Personen, die einer ent-
sprechenden Geheimhaltungspflicht
unterliegen, oder unter deren Verant-
wortung verarbeitet werden,

c) aus Gründen des öffentlichen Interes-
ses im Bereich der öffentlichen Ge-
sundheit, wie des Schutzes vor
schwerwiegenden grenzüberschreiten-
den Gesundheitsgefahren oder zur Ge-
währleistung hoher Qualitäts- und Si-
cherheitsstandards bei der Gesund-
heitsversorgung und bei Arzneimitteln
und Medizinprodukten erforderlich ist;
ergänzend zu den in Absatz 2 genann-
ten Maßnahmen sind insbesondere die
berufsrechtlichen und strafrechtlichen
Vorgaben zur Wahrung des Berufsge-
heimnisses einzuhalten, oder

d) aus Gründen eines erheblichen öffent-
lichen Interesses zwingend erforderlich
ist,

2. durch öffentliche Stellen, wenn sie

a) zur Abwehr einer erheblichen Gefahr
für die öffentliche Sicherheit erforder-
lich ist,

b) zur Abwehr erheblicher Nachteile für
das Gemeinwohl oder zur Wahrung er-
heblicher Belange des Gemeinwohls
zwingend erforderlich ist oder

c) aus zwingenden Gründen der Verteidi-
gung oder der Erfüllung über- oder
zwischenstaatlicher Verpflichtungen

§ 22 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 11
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einer öffentlichen Stelle des Bundes auf
dem Gebiet der Krisenbewältigung
oder Konfliktverhinderung oder für hu-
manitäre Maßnahmen erforderlich ist

und soweit die Interessen des Verantwortli-
chen an der Datenverarbeitung in den Fällen
der Nummer 1 Buchstabe d und der Num-
mer 2 die Interessen der betroffenen Person
überwiegen.
(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind ange-
messene und spezifische Maßnahmen zur
Wahrung der Interessen der betroffenen Per-
son vorzusehen. Unter Berücksichtigung des
Stands der Technik, der Implementierungs-
kosten und der Art, des Umfangs, der Um-
stände und der Zwecke der Verarbeitung so-
wie der unterschiedlichen Eintrittswahr-
scheinlichkeit und Schwere der mit der Ver-
arbeitung verbundenen Risiken für die Rechte
und Freiheiten natürlicher Personen können
dazu insbesondere gehören:
1. technisch organisatorische Maßnahmen,

um sicherzustellen, dass die Verarbei-
tung gemäß der Verordnung (EU) 2016/
679 erfolgt,

2. Maßnahmen, die gewährleisten, dass
nachträglich überprüft und festgestellt
werden kann, ob und von wem perso-
nenbezogene Daten eingegeben, verän-
dert oder entfernt worden sind,

3. Sensibilisierung der an Verarbeitungs-
vorgängen Beteiligten,

4. Benennung einer oder eines Daten-
schutzbeauftragten,

5. Beschränkung des Zugangs zu den per-
sonenbezogenen Daten innerhalb der
verantwortlichen Stelle und von Auf-
tragsverarbeitern,

6. Pseudonymisierung personenbezogener
Daten,

7. Verschlüsselung personenbezogener Da-
ten,

8. Sicherstellung der Fähigkeit, Vertraulich-
keit, Integrität, Verfügbarkeit und Belast-
barkeit der Systeme und Dienste im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, einschließlich
der Fähigkeit, die Verfügbarkeit und den

Zugang bei einem physischen oder tech-
nischen Zwischenfall rasch wiederherzu-
stellen,

9. zur Gewährleistung der Sicherheit der
Verarbeitung die Einrichtung eines Ver-
fahrens zur regelmäßigen Überprüfung,
Bewertung und Evaluierung der Wirk-
samkeit der technischen und organisato-
rischen Maßnahmen oder

10. spezifische Verfahrensregelungen, die im
Fall einer Übermittlung oder Verarbei-
tung für andere Zwecke die Einhaltung
der Vorgaben dieses Gesetzes sowie der
Verordnung (EU) 2016/679 sicherstellen.

§23 Verarbeitung zu anderen Zwecken
durch öffentliche Stellen

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten zu einem anderen Zweck als zu demjeni-
gen, zu dem die Daten erhoben wurden,
durch öffentliche Stellen im Rahmen ihrer
Aufgabenerfüllung ist zulässig, wenn

1. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der
betroffenen Person liegt und kein Grund zu
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis
des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde,

2. Angaben der betroffenen Person überprüft
werden müssen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen,

3. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für
das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die
öffentliche Sicherheit, die Verteidigung
oder die nationale Sicherheit, zurWahrung
erheblicher Belange des Gemeinwohls
oder zur Sicherung des Steuer- und Zoll-
aufkommens erforderlich ist,

4. sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder
zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen
im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 8 des
Strafgesetzbuchs oder von Erziehungsmaß-
regeln oder Zuchtmitteln im Sinne des
Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstre-
ckung von Geldbußen erforderlich ist,

5. sie zur Abwehr einer schwerwiegenden
Beeinträchtigung der Rechte einer ande-
ren Person erforderlich ist oder

11 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) § 23
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6. sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und
Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprü-
fung oder der Durchführung von Organi-
sationsuntersuchungen des Verantwortli-
chen dient; dies gilt auch für die Verarbei-
tung zu Ausbildungs- und Prüfungszwe-
cken durch den Verantwortlichen, soweit
schutzwürdige Interessen der betroffenen
Person dem nicht entgegenstehen.

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten im Sinne des Arti-
kels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/
679 zu einem anderen Zweck als zu demje-
nigen, zu dem die Daten erhoben wurden, ist
zulässig, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 und ein Ausnahmetatbestand nach
Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/
679 oder nach § 22 vorliegen.

Abschnitt 2
Besondere Verarbeitungssituationen

§26 Datenverarbeitung für Zwecke des
Beschäftigungsverhältnisses

(1) Personenbezogene Daten von Beschäftig-
ten dürfen für Zwecke des Beschäftigungs-
verhältnisses verarbeitet werden, wenn dies
für die Entscheidung über die Begründung
eines Beschäftigungsverhältnisses oder nach
Begründung des Beschäftigungsverhältnis-
ses für dessen Durchführung oder Beendi-
gung oder zur Ausübung oder Erfüllung der
sich aus einem Gesetz oder einem Tarifver-
trag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung
(Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte
und Pflichten der Interessenvertretung der
Beschäftigten erforderlich ist. Zur Aufde-
ckung von Straftaten dürfen personenbezo-
gene Daten von Beschäftigten nur dann ver-
arbeitet werden, wenn zu dokumentierende
tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht be-
gründen, dass die betroffene Person im Be-
schäftigungsverhältnis eine Straftat began-
gen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung
erforderlich ist und das schutzwürdige Inte-
resse der oder des Beschäftigten an dem
Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt,
insbesondere Art und Ausmaß imHinblick auf
den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.

(2) Erfolgt die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten von Beschäftigten auf der Grund-
lage einer Einwilligung, so sind für die Beur-
teilung der Freiwilligkeit der Einwilligung ins-
besondere die im Beschäftigungsverhältnis
bestehende Abhängigkeit der beschäftigten
Person sowie die Umstände, unter denen die
Einwilligung erteilt worden ist, zu berück-
sichtigen. Freiwilligkeit kann insbesondere
vorliegen, wenn für die beschäftigte Person
ein rechtlicher oder wirtschaftlicher Vorteil
erreicht wird oder Arbeitgeber und beschäf-
tigte Person gleichgelagerte Interessen ver-
folgen. Die Einwilligung hat schriftlich oder
elektronisch zu erfolgen, soweit nicht wegen
besonderer Umstände eine andere Form an-
gemessen ist. Der Arbeitgeber hat die be-
schäftigte Person über den Zweck der Daten-
verarbeitung und über ihr Widerrufsrecht
nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU)
2016/679 in Textform aufzuklären.

(3) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung
besonderer Kategorien personenbezogener
Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2016/679 für Zwecke des
Beschäftigungsverhältnisses zulässig,wenn sie
zur Ausübung von Rechten oder zur Erfüllung
rechtlicher Pflichten aus demArbeitsrecht, dem
Recht der sozialen Sicherheit und des Sozial-
schutzes erforderlich ist und kein Grund zu der
Annahme besteht, dass das schutzwürdige In-
teresse der betroffenen Person an dem Aus-
schluss der Verarbeitung überwiegt. Absatz 2
gilt auch für die Einwilligung in die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezoge-
ner Daten; die Einwilligung muss sich dabei
ausdrücklich auf diese Daten beziehen. § 22
Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, einschließlich besonderer Kategorien
personenbezogener Daten von Beschäftigten
für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses,
ist auf der Grundlage von Kollektivvereinba-
rungen zulässig. Dabei haben die Verhand-
lungspartner Artikel 88 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2016/679 zu beachten.

(5) Der Verantwortliche muss geeignete
Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen,
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dass insbesondere die in Artikel 5 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 dargelegten Grund-
sätze für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten eingehalten werden.
(6) Die Beteiligungsrechte der Interessenver-
tretungen der Beschäftigten bleiben unbe-
rührt.
(7) Die Absätze 1 bis 6 sind auch anzuwen-
den, wenn personenbezogene Daten, ein-
schließlich besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten, von Beschäftigten verar-
beitet werden, ohne dass sie in einem Datei-
system gespeichert sind oder gespeichert
werden sollen.
(8) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind:
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

einschließlich der Leiharbeitnehmerinnen
und Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum
Entleiher,

2. zu ihrer Berufsbildung Beschäftigte,
3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leis-

tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben so-

wie an Abklärungen der beruflichen Eig-
nung oder Arbeitserprobung (Rehabilitan-
dinnen und Rehabilitanden),

4. in anerkannten Werkstätten für behinder-
te Menschen Beschäftigte,

5. Freiwillige, die einen Dienst nach dem
Jugendfreiwilligendienstegesetz oder dem
Bundesfreiwilligendienstgesetz leisten,

6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftli-
chen Unselbständigkeit als arbeitnehmer-
ähnliche Personen anzusehen sind; zu
diesen gehören auch die in Heimarbeit
Beschäftigten und die ihnen Gleichge-
stellten,

7. Beamtinnen und Beamte des Bundes,
Richterinnen und Richter des Bundes, Sol-
datinnen und Soldaten sowie Zivildienst-
leistende.

Bewerberinnen und Bewerber für ein Be-
schäftigungsverhältnis sowie Personen, de-
ren Beschäftigungsverhältnis beendet ist,
gelten als Beschäftigte.

11 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) § 26
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Gesetz über die Zahlung des Arbeitsentgelts
an Feiertagen und im Krankheitsfall

(Entgeltfortzahlungsgesetz)
Vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014)

Zuletzt geändert durch
Drittes Bürokratieentlastungsgesetz

vom 22. November 2019 (BGBl. I S. 1746, 2021 S. 154, 2022 S. 482)1)

§1 Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz regelt die Zahlung des Ar-
beitsentgelts an gesetzlichen Feiertagen und
die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im
Krankheitsfall an Arbeitnehmer sowie die
wirtschaftliche Sicherung im Bereich der
Heimarbeit für gesetzliche Feiertage und im
Krankheitsfall.

(2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes
sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu
ihrer Berufsbildung Beschäftigten.

§2 Entgeltzahlung an Feiertagen
(1) Für Arbeitszeit, die infolge eines gesetzli-
chen Feiertages ausfällt, hat der Arbeitgeber
dem Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt zu
zahlen, das er ohne den Arbeitsausfall erhal-
ten hätte.

(2) Die Arbeitszeit, die an einem gesetzlichen
Feiertag gleichzeitig infolge von Kurzarbeit
ausfällt und für die an anderen Tagen als an
gesetzlichen Feiertagen Kurzarbeitergeld ge-
leistet wird, gilt als infolge eines gesetzlichen
Feiertages nach Absatz 1 ausgefallen.

(3) Arbeitnehmer, die am letzten Arbeitstag
vor oder am ersten Arbeitstag nach Feierta-
gen unentschuldigt der Arbeit fernbleiben,
haben keinen Anspruch auf Bezahlung für
diese Feiertage.

§3 Anspruch auf Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall

(1) Wird ein Arbeitnehmer durch Arbeitsun-
fähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeits-
leistung verhindert, ohne daß ihn ein Ver-

schulden trifft, so hat er Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall durch den
Arbeitgeber für die Zeit der Arbeitsunfähig-
keit bis zur Dauer von sechs Wochen. Wird
der Arbeitnehmer infolge derselben Krank-
heit erneut arbeitsunfähig, so verliert er we-
gen der erneuten Arbeitsunfähigkeit den An-
spruch nach Satz 1 für einen weiteren Zeit-
raum von höchstens sechs Wochen nicht,
wenn

1. er vor der erneuten Arbeitsunfähigkeit
mindestens sechs Monate nicht infolge
derselben Krankheit arbeitsunfähig war
oder

2. seit Beginn der ersten Arbeitsunfähigkeit
infolge derselben Krankheit eine Frist von
zwölf Monaten abgelaufen ist.

(2) Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im
Sinne des Absatzes 1 gilt auch eine Arbeits-
verhinderung, die infolge einer nicht rechts-
widrigen Sterilisation oder eines nicht rechts-
widrigen Abbruchs der Schwangerschaft ein-
tritt. Dasselbe gilt für einen Abbruch der
Schwangerschaft, wenn die Schwangerschaft
innerhalb von zwölf Wochen nach der Emp-
fängnis durch einen Arzt abgebrochen wird,
die schwangere Frau den Abbruch verlangt
und dem Arzt durch eine Bescheinigung
nachgewiesen hat, daß sie sich mindestens
drei Tage vor dem Eingriff von einer aner-
kannten Beratungsstelle hat beraten lassen.

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 entsteht nach
vierwöchiger ununterbrochener Dauer des
Arbeitsverhältnisses.

1) In-Kraft-Treten: 1. Januar 2023
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§3a Anspruch auf Entgeltfortzahlung
bei Spende von Organen, Geweben
oder Blut zur Separation von
Blutstammzellen oder anderen
Blutbestandteilen

(1) Ist ein Arbeitnehmer durch Arbeitsunfä-
higkeit infolge der Spende von Organen oder
Geweben, die nach den §§ 8 und 8a des
Transplantationsgesetzes erfolgt, oder einer
Blutspende zur Separation von Blutstamm-
zellen oder anderen Blutbestandteilen im
Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes an
seiner Arbeitsleistung verhindert, hat er An-
spruch auf Entgeltfortzahlung durch den Ar-
beitgeber für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit
bis zur Dauer von sechs Wochen. § 3 Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Dem Arbeitgeber sind von der gesetzli-
chen Krankenkasse des Empfängers von Or-
ganen, Geweben oder Blut zur Separation
von Blutstammzellen oder anderen Blutbe-
standteilen das an den Arbeitnehmer nach
Absatz 1 fortgezahlte Arbeitsentgelt sowie
die hierauf entfallenden vom Arbeitgeber zu
tragenden Beiträge zur Sozialversicherung
und zur betrieblichen Alters- und Hinterblie-
benenversorgung auf Antrag zu erstatten. Ist
der Empfänger von Organen, Geweben oder
Blut zur Separation von Blutstammzellen
oder anderen Blutbestandteilen gemäß § 193
Absatz 3 des Versicherungsvertragsgesetzes
bei einem privaten Krankenversicherungsun-
ternehmen versichert, erstattet dieses dem
Arbeitgeber auf Antrag die Kosten nach
Satz 1 in Höhe des tariflichen Erstattungssat-
zes. Ist der Empfänger von Organen, Gewe-
ben oder Blut zur Separation von Blut-
stammzellen oder anderen Blutbestandteilen
bei einem Beihilfeträger des Bundes beihilfe-
berechtigt oder berücksichtigungsfähiger An-
gehöriger, erstattet der zuständige Beihilfe-
träger demArbeitgeber auf Antrag die Kosten
nach Satz 1 zum jeweiligen Bemessungssatz
des Empfängers von Organen, Geweben oder
Blut zur Separation von Blutstammzellen
oder anderen Blutbestandteilen; dies gilt
entsprechend für sonstige öffentlich-rechtli-
che Träger von Kosten in Krankheitsfällen auf
Bundesebene. Unterliegt der Empfänger von

Organen, Geweben oder Blut zur Separation
von Blutstammzellen oder anderen Blutbe-
standteilen der Heilfürsorge im Bereich des
Bundes oder der truppenärztlichen Versor-
gung, erstatten die zuständigen Träger auf
Antrag die Kosten nach Satz 1. Mehrere Er-
stattungspflichtige haben die Kosten nach
Satz 1 anteilig zu tragen. Der Arbeitnehmer
hat dem Arbeitgeber unverzüglich die zur
Geltendmachung des Erstattungsanspruches
erforderlichen Angaben zu machen.

§4 Höhe des fortzuzahlenden Arbeits-
entgelts

(1) Für den in § 3 Abs. 1 oder in § 3a Absatz 1
bezeichneten Zeitraum ist dem Arbeitnehmer
das ihm bei der für ihn maßgebenden regel-
mäßigen Arbeitszeit zustehende Arbeitsent-
gelt fortzuzahlen.

(1a) Zum Arbeitsentgelt nach Absatz 1 gehö-
ren nicht das zusätzlich für Überstunden ge-
zahlte Arbeitsentgelt und Leistungen für Auf-
wendungen des Arbeitnehmers, soweit der
Anspruch auf sie im Falle der Arbeitsfähigkeit
davon abhängig ist, daß dem Arbeitnehmer
entsprechende Aufwendungen tatsächlich
entstanden sind, und dem Arbeitnehmer sol-
che Aufwendungen während der Arbeitsun-
fähigkeit nicht entstehen. Erhält der Arbeit-
nehmer eine auf das Ergebnis der Arbeit ab-
gestellte Vergütung, so ist der von dem Ar-
beitnehmer in der für ihn maßgebenden re-
gelmäßigen Arbeitszeit erzielbare Durch-
schnittsverdienst der Berechnung zugrunde
zu legen.

(2) Ist der Arbeitgeber für Arbeitszeit, die
gleichzeitig infolge eines gesetzlichen Feier-
tages ausgefallen ist, zur Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts nach § 3 oder nach § 3a Ab-
satz 1 verpflichtet, bemißt sich die Höhe des
fortzuzahlenden Arbeitsentgelts für diesen
Feiertag nach § 2.

(3) Wird in dem Betrieb verkürzt gearbeitet
und würde deshalb das Arbeitsentgelt des
Arbeitnehmers im Falle seiner Arbeitsfähig-
keit gemindert, so ist die verkürzte Arbeitszeit
für ihre Dauer als die für den Arbeitnehmer
maßgebende regelmäßige Arbeitszeit im Sin-

12 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) §§ 3a–4
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ne des Absatzes 1 anzusehen. Dies gilt nicht
im Falle des § 2 Abs. 2.

(4) Durch Tarifvertrag kann eine von den Ab-
sätzen 1, 1a und 3 abweichende Bemes-
sungsgrundlage des fortzuzahlenden Ar-
beitsentgelts festgelegt werden. Im Gel-
tungsbereich eines solchen Tarifvertrages
kann zwischen nichttarifgebundenen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern die Anwendung
der tarifvertraglichen Regelung über die
Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krank-
heitsfalle vereinbart werden.

§4a Kürzung von Sondervergütungen
Eine Vereinbarung über die Kürzung von
Leistungen, die der Arbeitgeber zusätzlich
zum laufenden Arbeitsentgelt erbringt (Son-
dervergütungen), ist auch für Zeiten der Ar-
beitsunfähigkeit infolge Krankheit zulässig.
Die Kürzung darf für jeden Tag der Arbeitsun-
fähigkeit infolge Krankheit ein Viertel des Ar-
beitsentgelts, das im Jahresdurchschnitt auf
einen Arbeitstag entfällt, nicht überschreiten.

§5 Anzeige- und Nachweispflichten
(1) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Ar-
beitgeber die Arbeitsunfähigkeit und deren
voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzutei-
len. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als
drei Kalendertage, hat der Arbeitnehmer eine
ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der
Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtli-
che Dauer spätestens an dem darauffolgen-
den Arbeitstag vorzulegen. Der Arbeitgeber ist
berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Beschei-
nigung früher zu verlangen. Dauert die Ar-
beitsunfähigkeit länger als in der Bescheini-
gung angegeben, ist der Arbeitnehmer ver-
pflichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung
vorzulegen. Ist der Arbeitnehmer Mitglied ei-
ner gesetzlichen Krankenkasse, muß die ärzt-
liche Bescheinigung einen Vermerk des be-
handelnden Arztes darüber enthalten, daß der
Krankenkasse unverzüglich eine Bescheini-
gung über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben
über den Befund und die voraussichtliche
Dauer der Arbeitsunfähigkeit übersandt wird.

(1a) Absatz 1 Satz 2 bis 5 gilt nicht für Ar-
beitnehmer, die Versicherte einer gesetzli-

chen Krankenkasse sind. Diese sind ver-
pflichtet, zu den in Absatz 1 Satz 2 bis 4 ge-
nannten Zeitpunkten das Bestehen einer Ar-
beitsunfähigkeit sowie deren voraussichtli-
che Dauer feststellen und sich eine ärztliche
Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 2 oder 4
aushändigen zu lassen. Die Sätze 1 und 2
gelten nicht

1. für Personen, die eine geringfügige Be-
schäftigung in Privathaushalten ausüben
(§ 8a des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch), und

2. in Fällen der Feststellung der Arbeitsunfä-
higkeit durch einen Arzt, der nicht an der
vertragsärztlichen Versorgung teilnimmt.

(2) Hält sich der Arbeitnehmer bei Beginn der
Arbeitsunfähigkeit im Ausland auf, so ist er
verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfä-
higkeit, deren voraussichtliche Dauer und die
Adresse am Aufenthaltsort in der schnellst-
möglichen Art der Übermittlung mitzuteilen.
Die durch die Mitteilung entstehenden Kosten
hat der Arbeitgeber zu tragen. Darüber hinaus
ist der Arbeitnehmer, wenn er Mitglied einer
gesetzlichen Krankenkasse ist, verpflichtet,
auch dieser die Arbeitsunfähigkeit und deren
voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzei-
gen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als
angezeigt, so ist der Arbeitnehmer verpflich-
tet, der gesetzlichen Krankenkasse die vo-
raussichtliche Fortdauer der Arbeitsunfähig-
keit mitzuteilen. Die gesetzlichen Krankenkas-
sen können festlegen, daß der Arbeitnehmer
Anzeige- und Mitteilungspflichten nach den
Sätzen 3 und 4 auch gegenüber einem aus-
ländischen Sozialversicherungsträger erfüllen
kann. Absatz 1 Satz 5 gilt nicht. Kehrt ein ar-
beitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer in das
Inland zurück, so ist er verpflichtet, dem Ar-
beitgeber und der Krankenkasse seine Rück-
kehr unverzüglich anzuzeigen.

§6 Forderungsübergang bei
Dritthaftung

(1) Kann der Arbeitnehmer auf Grund ge-
setzlicher Vorschriften von einem Dritten
Schadensersatz wegen des Verdienstausfalls
beanspruchen, der ihm durch die Arbeitsun-
fähigkeit entstanden ist, so geht dieser An-
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spruch insoweit auf den Arbeitgeber über, als
dieser dem Arbeitnehmer nach diesem Ge-
setz Arbeitsentgelt fortgezahlt und darauf
entfallende vom Arbeitgeber zu tragende
Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit, Ar-
beitgeberanteile an Beiträgen zur Sozialver-
sicherung und zur Pflegeversicherung sowie
zu Einrichtungen der zusätzlichen Alters- und
Hinterbliebenenversorgung abgeführt hat.
(2) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber
unverzüglich die zur Geltendmachung des
Schadensersatzanspruchs erforderlichen An-
gaben zu machen.
(3) Der Forderungsübergang nach Absatz 1
kann nicht zum Nachteil des Arbeitnehmers
geltend gemacht werden.

§7 Leistungsverweigerungsrecht des
Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Fort-
zahlung des Arbeitsentgelts zu verweigern,
1. solange der Arbeitnehmer die von ihm

nach § 5 Abs. 1 vorzulegende ärztliche
Bescheinigung nicht vorlegt oder den ihm
nach § 5 Abs. 2 obliegenden Verpflichtun-
gen nicht nachkommt;

2. wenn der Arbeitnehmer den Übergang ei-
nes Schadensersatzanspruchs gegen ei-
nen Dritten auf den Arbeitgeber (§ 6) ver-
hindert.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Arbeitneh-
mer die Verletzung dieser ihm obliegenden
Verpflichtungen nicht zu vertreten hat.

§8 Beendigung des Arbeits-
verhältnisses

(1) Der Anspruch auf Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts wird nicht dadurch berührt, daß
der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus
Anlaß der Arbeitsunfähigkeit kündigt. Das
gleiche gilt, wenn der Arbeitnehmer das Ar-
beitsverhältnis aus einem vom Arbeitgeber
zu vertretenden Grunde kündigt, der den Ar-
beitnehmer zur Kündigung aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigt.
(2) Endet das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der
in § 3 Abs. 1 oder in § 3a Absatz 1 bezeich-
neten Zeit nach dem Beginn der Arbeitsunfä-

higkeit, ohne daß es einer Kündigung bedarf,
oder infolge einer Kündigung aus anderen als
den in Absatz 1 bezeichneten Gründen, so
endet der Anspruch mit dem Ende des Ar-
beitsverhältnisses.

§9 Maßnahmen der medizinischen
Vorsorge und Rehabilitation

(1) Die Vorschriften der §§ 3 bis 4a und 6 bis 8
gelten entsprechend für die Arbeitsverhinde-
rung infolge einer Maßnahme der medizini-
schen Vorsorge oder Rehabilitation, die ein
Träger der gesetzlichen Renten-, Kranken-
oder Unfallversicherung, eine Verwaltungs-
behörde der Kriegsopferversorgung oder ein
sonstiger Sozialleistungsträger bewilligt hat
und die in einer Einrichtung der medizini-
schen Vorsorge oder Rehabilitation durchge-
führt wird. Ist der Arbeitnehmer nicht Mit-
glied einer gesetzlichen Krankenkasse oder
nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
versichert, gelten die §§ 3 bis 4a und 6 bis 8
entsprechend, wenn eine Maßnahme der
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation
ärztlich verordnet worden ist und in einer
Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation oder einer vergleichbaren Ein-
richtung durchgeführt wird.
(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Ar-
beitgeber den Zeitpunkt des Antritts der
Maßnahme, die voraussichtliche Dauer und
die Verlängerung derMaßnahme im Sinne des
Absatzes 1 unverzüglich mitzuteilen und ihm
a) eine Bescheinigung über die Bewilligung

der Maßnahme durch einen Sozialleis-
tungsträger nach Absatz 1 Satz 1 oder

b) eine ärztliche Bescheinigung über die Er-
forderlichkeit der Maßnahme im Sinne des
Absatzes 1 Satz 2

unverzüglich vorzulegen.

§10 Wirtschaftliche Sicherung für den
Krankheitsfall im Bereich der
Heimarbeit

(1) In Heimarbeit Beschäftigte (§ 1 Abs. 1 des
Heimarbeitsgesetzes) und ihnen nach § 1
Abs. 2 Buchstabe a bis c des Heimarbeitsge-
setzes Gleichgestellte haben gegen ihren
Auftraggeber oder, falls sie von einem Zwi-

12 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) §§ 7–10
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schenmeister beschäftigt werden, gegen die-
sen Anspruch auf Zahlung eines Zuschlags
zum Arbeitsentgelt. Der Zuschlag beträgt

1. für Heimarbeiter, für Hausgewerbetrei-
bende ohne fremde Hilfskräfte und die
nach § 1 Abs. 2 Buchstabe a des Heimar-
beitsgesetzes Gleichgestellten 3,4 vom
Hundert,

2. für Hausgewerbetreibende mit nicht mehr
als zwei fremden Hilfskräften und die nach
§ 1 Abs. 2 Buchstabe b und c des Heimar-
beitsgesetzes Gleichgestellten 6,4 vom
Hundert

des Arbeitsentgelts vor Abzug der Steuern,
des Beitrags zur Bundesagentur für Arbeit
und der Sozialversicherungsbeiträge ohne
Unkostenzuschlag und ohne die für den
Lohnausfall an gesetzlichen Feiertagen, den
Urlaub und den Arbeitsausfall infolge Krank-
heit zu leistenden Zahlungen. Der Zuschlag
für die unter Nummer 2 aufgeführten Perso-
nen dient zugleich zur Sicherung der Ansprü-
che der von ihnen Beschäftigten.

(2) Zwischenmeister, die den in Heimarbeit
Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Buchstabe d
des Heimarbeitsgesetzes gleichgestellt sind,
haben gegen ihren Auftraggeber Anspruch
auf Vergütung der von ihnen nach Absatz 1
nachweislich zu zahlenden Zuschläge.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 in Betracht
kommenden Zuschläge sind gesondert in den
Entgeltbeleg einzutragen.

(4) Für Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a
des Heimarbeitsgesetzes) kann durch Tarif-
vertrag bestimmt werden, daß sie statt der in
Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 bezeichneten Leistun-
gen die den Arbeitnehmern im Falle ihrer Ar-
beitsunfähigkeit nach diesem Gesetz zuste-
henden Leistungen erhalten. Bei der Bemes-
sung des Anspruchs auf Arbeitsentgelt bleibt
der Unkostenzuschlag außer Betracht.

(5) Auf die in den Absätzen 1 und 2 vorgese-
henen Zuschläge sind die §§ 23 bis 25, 27
und 28 des Heimarbeitsgesetzes, auf die in
Absatz 1 dem Zwischenmeister gegenüber
vorgesehenen Zuschläge außerdem § 21
Abs. 2 des Heimarbeitsgesetzes entspre-
chend anzuwenden. Auf die Ansprüche der

fremden Hilfskräfte der in Absatz 1 unter
Nummer 2 genannten Personen auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall ist § 26 des
Heimarbeitsgesetzes entsprechend anzuwen-
den.

§11 Feiertagsbezahlung der in
Heimarbeit Beschäftigten

(1) Die in Heimarbeit Beschäftigten (§ 1
Abs. 1 des Heimarbeitsgesetzes) haben ge-
gen den Auftraggeber oder Zwischenmeister
Anspruch auf Feiertagsbezahlung nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 5. Den gleichen An-
spruch haben die in § 1 Abs. 2 Buchstabe a
bis d des Heimarbeitsgesetzes bezeichneten
Personen, wenn sie hinsichtlich der Feier-
tagsbezahlung gleichgestellt werden; die
Vorschriften des § 1 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4
und 5 des Heimarbeitsgesetzes finden An-
wendung. Eine Gleichstellung, die sich auf
die Entgeltregelung erstreckt, gilt auch für die
Feiertagsbezahlung, wenn diese nicht aus-
drücklich von der Gleichstellung ausgenom-
men ist.

(2) Das Feiertagsgeld beträgt für jeden Feier-
tag im Sinne des § 2 Abs. 1 0,72 vom Hundert
des in einem Zeitraum von sechs Monaten
ausgezahlten reinen Arbeitsentgelts ohne
Unkostenzuschläge. Bei der Berechnung des
Feiertagsgeldes ist für die Feiertage, die in
den Zeitraum von 1. Mai bis 31. Oktober fal-
len, der vorhergehende Zeitraum vom 1. No-
vember bis 30. April und für die Feiertage, die
in den Zeitraum vom 1. November bis
30. April fallen, der vorhergehende Zeitraum
vom 1. Mai bis 31. Oktober zugrunde zu le-
gen. Der Anspruch auf Feiertagsgeld ist un-
abhängig davon, ob im laufenden Halbjah-
reszeitraum noch eine Beschäftigung in
Heimarbeit für den Auftraggeber stattfindet.

(3) Das Feiertagsgeld ist jeweils bei der Ent-
geltzahlung vor dem Feiertag zu zahlen. Ist
die Beschäftigung vor dem Feiertag unter-
brochen worden, so ist das Feiertagsgeld
spätestens drei Tage vor dem Feiertag auszu-
zahlen. Besteht bei der Einstellung der Aus-
gabe von Heimarbeit zwischen den Beteilig-
ten Einvernehmen, das Heimarbeitsverhältnis
nicht wieder fortzusetzen, so ist dem Berech-
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tigten bei der letzten Entgeltzahlung das Fei-
ertagsgeld für die noch übrigen Feiertage des
laufenden sowie für die Feiertage des fol-
genden Halbjahreszeitraumes zu zahlen. Das
Feiertagsgeld ist jeweils bei der Auszahlung
in die Entgeltbelege (§ 9 des Heimarbeitsge-
setzes) einzutragen.
(4) Übersteigt das Feiertagsgeld, das der
nach Absatz 1 anspruchsberechtigte Hausge-
werbetreibende oder im Lohnauftrag arbei-
tende Gewerbetreibende (Anspruchsberech-
tigte) für einen Feiertag auf Grund des § 2
seinen fremden Hilfskräften (§ 2 Abs. 6 des
Heimarbeitsgesetzes) gezahlt hat, den Be-
trag, den er auf Grund der Absätze 2 und 3 für
diesen Feiertag erhalten hat, so haben ihm
auf Verlangen seine Auftraggeber oder Zwi-
schenmeister den Mehrbetrag anteilig zu er-
statten. Ist der Anspruchsberechtigte gleich-
zeitig Zwischenmeister, so bleibt hierbei das
für die Heimarbeiter oder Hausgewerbetrei-
benden empfangene und weiter gezahlte
Feiertagsgeld außer Ansatz. Nimmt ein An-
spruchsberechtigter eine Erstattung nach
Satz 1 in Anspruch, so können ihm bei Ein-
stellung der Ausgabe von Heimarbeit die er-
statteten Beträge auf das Feiertagsgeld an-
gerechnet werden, das ihm auf Grund des
Absatzes 2 und des Absatzes 3 Satz 3 für die
dann noch übrigen Feiertage des laufenden

sowie für die Feiertage des folgenden Halb-
jahreszeitraumes zu zahlen ist.

(5) Das Feiertagsgeld gilt als Entgelt im Sinne
der Vorschriften des Heimarbeitsgesetzes
über Mithaftung des Auftraggebers (§ 21
Abs. 2), über Entgeltschutz (§§ 23 bis 27) und
über Auskunftspflicht über Entgelte (§ 28);
hierbei finden die §§ 24 bis 26 des Heimar-
beitsgesetzes Anwendung, wenn ein Feier-
tagsgeld gezahlt ist, das niedriger ist als das
in diesem Gesetz festgesetzte.

§12 Unabdingbarkeit
Abgesehen von § 4 Abs. 4 kann von den
Vorschriften dieses Gesetzes nicht zuunguns-
ten des Arbeitnehmers oder der nach § 10
berechtigten Personen abgewichen werden.

§13 Übergangsvorschrift
Ist der Arbeitnehmer von einem Tag nach
dem 9. Dezember 1998 bis zum 1. Januar
1999 oder darüber hinaus durch Arbeitsunfä-
higkeit infolge Krankheit oder infolge einer
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation an seiner Arbeitsleistung ver-
hindert, sind für diesen Zeitraum die seit dem
1. Januar 1999 geltenden Vorschriften maß-
gebend, es sei denn, daß diese für den Ar-
beitnehmer ungünstiger sind.

12 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) §§ 12–13
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Gewerbeordnung
(GewO)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Regelung der Entsendung von Kraftfahrern und Kraftfahrerinnen

im Straßenverkehrssektor und zur grenzüberschreitenden Durchsetzung des Entsenderechts
vom 28. Juni 2023 (BGBl. I Nr. 172)

– Au s z u g –

Titel VII
Arbeitnehmer

I. Allgemeine arbeitsrechtliche
Grundsätze

§105 Freie Gestaltung des Arbeits-
vertrages

1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können Ab-
schluss, Inhalt und Form des Arbeitsvertrages
frei vereinbaren, soweit nicht zwingende ge-
setzliche Vorschriften, Bestimmungen eines
anwendbaren Tarifvertrages oder einer Be-
triebsvereinbarung entgegenstehen. 2Soweit
die Vertragsbedingungen wesentlich sind,
richtet sich ihr Nachweis nach den Bestim-
mungen des Nachweisgesetzes.

§106 Weisungsrecht des Arbeitgebers
1Der Arbeitgeber kann Inhalt, Ort und Zeit der
Arbeitsleistung nach billigem Ermessen nä-
her bestimmen, soweit diese Arbeitsbedin-
gungen nicht durch den Arbeitsvertrag, Be-
stimmungen einer Betriebsvereinbarung, ei-
nes anwendbaren Tarifvertrages oder gesetz-
liche Vorschriften festgelegt sind. 2Dies gilt
auch hinsichtlich der Ordnung und des Ver-
haltens der Arbeitnehmer im Betrieb. 3Bei der
Ausübung des Ermessens hat der Arbeitgeber
auch auf Behinderungen des Arbeitnehmers
Rücksicht zu nehmen.

§107 Berechnung und Zahlung des
Arbeitsentgelts

(1) Das Arbeitsentgelt ist in Euro zu berech-
nen und auszuzahlen.
(2) 1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können
Sachbezüge als Teil des Arbeitsentgelts verein-

baren, wenn dies dem Interesse des Arbeit-
nehmers oder der Eigenart des Arbeitsverhält-
nisses entspricht. 2Der Arbeitgeber darf dem
Arbeitnehmer keine Waren auf Kredit überlas-
sen. 3Er darf ihm nach Vereinbarung Waren in
Anrechnung auf das Arbeitsentgelt überlassen,
wenn die Anrechnung zu den durchschnittli-
chen Selbstkosten erfolgt. 4Die geleisteten Ge-
genstände müssen mittlerer Art und Güte sein,
soweit nicht ausdrücklich eine andere Verein-
barung getroffen worden ist. 5Der Wert der
vereinbarten Sachbezüge oder die Anrechnung
der überlassenenWaren auf das Arbeitsentgelt
darf die Höhe des pfändbaren Teils des Ar-
beitsentgelts nicht übersteigen.

(3) 1Die Zahlung eines regelmäßigen Arbeits-
entgelts kann nicht für die Fälle ausgeschlos-
sen werden, in denen der Arbeitnehmer für
seine Tätigkeit von Dritten ein Trinkgeld er-
hält. 2Trinkgeld ist ein Geldbetrag, den ein
Dritter ohne rechtliche Verpflichtung dem Ar-
beitnehmer zusätzlich zu einer dem Arbeit-
geber geschuldeten Leistung zahlt.

§108 Abrechnung des Arbeitsentgelts
(1) 1Dem Arbeitnehmer ist bei Zahlung des
Arbeitsentgelts eine Abrechnung in Textform
zu erteilen. 2Die Abrechnungmussmindestens
Angaben über Abrechnungszeitraum und Zu-
sammensetzung des Arbeitsentgelts enthal-
ten. 3Hinsichtlich der Zusammensetzung sind
insbesondere Angaben über Art und Höhe der
Zuschläge, Zulagen, sonstige Vergütungen,
Art und Höhe der Abzüge, Abschlagszahlun-
gen sowie Vorschüsse erforderlich.

(2) Die Verpflichtung zur Abrechnung entfällt,
wenn sich die Angaben gegenüber der letzten
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ordnungsgemäßen Abrechnung nicht geän-
dert haben.
(3) 1Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ermächtigt, das Nähere zum In-
halt und Verfahren einer Entgeltbescheini-
gung, die zu Zwecken nach dem Sozialge-
setzbuch sowie zur Vorlage bei den Sozial-
und Familiengerichten verwendet werden
kann, durch Rechtsverordnung zu bestimmen.
2Besoldungsmitteilungen für Beamte, Richter
oder Soldaten, die inhaltlich der Entgeltbe-
scheinigung nach Satz 1 entsprechen, können
für die in Satz 1 genannten Zwecke verwendet
werden. 3Der Arbeitnehmer kann vom Arbeit-
geber zu anderen Zwecken eine weitere Ent-
geltbescheinigung verlangen, die sich auf die
Angaben nach Absatz 1 beschränkt.

§109 Zeugnis
(1) 1Der Arbeitnehmer hat bei Beendigung
eines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf ein
schriftliches Zeugnis. 2Das Zeugnis muss
mindestens Angaben zu Art und Dauer der
Tätigkeit (einfaches Zeugnis) enthalten. 3Der
Arbeitnehmer kann verlangen, dass sich die
Angaben darüber hinaus auf Leistung und
Verhalten im Arbeitsverhältnis (qualifiziertes
Zeugnis) erstrecken.
(2) 1Das Zeugnis muss klar und verständlich
formuliert sein. 2Es darf keine Merkmale oder
Formulierungen enthalten, die den Zweck

haben, eine andere als aus der äußeren Form
oder aus dem Wortlaut ersichtliche Aussage
über den Arbeitnehmer zu treffen.

(3) Die Erteilung des Zeugnisses in elektroni-
scher Form ist ausgeschlossen.

§110 Wettbewerbsverbot
1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können die
berufliche Tätigkeit des Arbeitnehmers für die
Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses durch Vereinbarung beschränken (Wett-
bewerbsverbot). 2Die §§ 74 bis 75f des Han-
delsgesetzbuches sind entsprechend anzu-
wenden.

§111 Pflichtfortbildungen
(1) Ist der Arbeitgeber durch Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes, durch Tarifvertrag oder
Betriebs- oder Dienstvereinbarung verpflich-
tet, demArbeitnehmer eine für die Erbringung
der Arbeitsleistung erforderliche Fortbildung
anzubieten, dürfen dem Arbeitnehmer die
Kosten hierfür nicht auferlegt werden.

(2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen wäh-
rend der regelmäßigen Arbeitszeit durchge-
führt werden. Soweit Fortbildungen nach Ab-
satz 1 außerhalb der regelmäßigen Arbeits-
zeit durchgeführt werden müssen, gelten sie
als Arbeitszeit.

§§112 bis 132a (weggefallen)

13 Gewerbeordnung (GewO) §§ 109–132a
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Heimarbeitsgesetz
Vom 14. März 1951 (BGBl. I S. 191)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Stärkung des Schutzes der Bevölkerung und insbesondere vulnerabler

Personengruppen vor COVID-19
vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 1454)

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich
(1) In Heimarbeit Beschäftigte sind

a) die Heimarbeiter (§ 2 Abs. 1);
b) die Hausgewerbetreibenden (§ 2 Abs. 2).

(2) Ihnen können, wenn dieses wegen ihrer
Schutzbedürftigkeit gerechtfertigt erscheint,
gleichgestellt werden

a) Personen, die in der Regel allein oder mit
ihren Familienangehörigen (§ 2 Abs. 5) in
eigener Wohnung oder selbstgewählter
Betriebstätte eine sich in regelmäßigen
Arbeitsvorgängen wiederholende Arbeit
im Auftrage eines anderen gegen Entgelt
ausüben, ohne daß ihre Tätigkeit als ge-
werblich anzusehen oder daß der Auf-
traggeber ein Gewerbetreibender oder
Zwischenmeister (§ 2 Abs. 3) ist;

b) Hausgewerbetreibende, die mit mehr als
zwei fremden Hilfskräften (§ 2 Abs. 6)
oder Heimarbeitern (§ 2 Abs. 1) arbeiten;

c) andere im Lohnauftrag arbeitende Ge-
werbetreibende, die infolge ihrer wirt-
schaftlichen Abhängigkeit eine ähnliche
Stellung wie Hausgewerbetreibende ein-
nehmen;

d) Zwischenmeister (§ 2 Abs. 3).

Für die Feststellung der Schutzbedürftigkeit
ist das Ausmaß der wirtschaftlichen Abhän-
gigkeit maßgebend. Dabei sind insbesondere
die Zahl der fremden Hilfskräfte, die Abhän-
gigkeit von einem oder mehreren Auftragge-
bern, die Möglichkeiten des unmittelbaren
Zugangs zum Absatzmarkt, die Höhe und die
Art der Eigeninvestitionen sowie der Umsatz
zu berücksichtigen.

(3) Die Gleichstellung erstreckt sich, wenn in
ihr nichts anderes bestimmt ist, auf die all-
gemeinen Schutzvorschriften und die Vor-
schriften über die Entgeltregelung, den Ent-
geltschutz und die Auskunftspflicht über Ent-
gelte (Dritter, Sechster, Siebenter und Achter
Abschnitt). Die Gleichstellung kann auf ein-
zelne dieser Vorschriften beschränkt oder auf
weitere Vorschriften des Gesetzes ausge-
dehnt werden. Sie kann für bestimmte Per-
sonengruppen oder Gewerbezweige oder
Beschäftigungsarten allgemein oder räumlich
begrenzt ergehen; auch bestimmte einzelne
Personen können gleichgestellt werden.

(4) Die Gleichstellung erfolgt durch widerruf-
liche Entscheidung des zuständigen Heimar-
beitsausschusses (§ 4) nach Anhörung der
Beteiligten. Sie ist vom Vorsitzenden zu un-
terschreiben und bedarf der Zustimmung der
zuständigen Arbeitsbehörde (§ 3 Abs. 1) und
der Veröffentlichung im Wortlaut an der von
der zuständigen Arbeitsbehörde bestimmten
Stelle. Sie tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung in Kraft, wenn in ihr nicht ein anderer
Zeitpunkt bestimmt ist. Die Veröffentlichung
kann unterbleiben, wenn die Gleichstellung
nur bestimmte einzelne Personen betrifft; in
diesem Falle ist in der Gleichstellung der
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens festzusetzen.

(5) Besteht ein Heimarbeitsausschuß für den
Gewerbezweig oder die Beschäftigungsart
nicht, so entscheidet über die Gleichstellung
die zuständige Arbeitsbehörde nach Anhö-
rung der Beteiligten. Die Entscheidung ergeht
unter Mitwirkung der zuständigen Gewerk-
schaften und Vereinigungen der Auftragge-
ber, soweit diese zur Mitwirkung bereit sind.
Die Vorschriften des Absatzes 4 über die Ver-
öffentlichung und das Inkrafttreten finden
entsprechende Anwendung.
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(6) Gleichgestellte haben bei Entgegennah-
me von Heimarbeit auf Befragen des Auf-
traggebers ihre Gleichstellung bekanntzuge-
ben.

§2 Begriffe
(1) Heimarbeiter im Sinne dieses Gesetzes ist,
wer in selbstgewählter Arbeitsstätte (eigener
Wohnung oder selbstgewählter Betriebsstät-
te) allein oder mit seinen Familienangehöri-
gen (Absatz 5) im Auftrag von Gewerbetrei-
benden oder Zwischenmeistern erwerbsmä-
ßig arbeitet, jedoch die Verwertung der Ar-
beitsergebnisse dem unmittelbar oder mit-
telbar auftraggebenden Gewerbetreibenden
überläßt. Beschafft der Heimarbeiter die Roh-
und Hilfsstoffe selbst, so wird hierdurch seine
Eigenschaft als Heimarbeiter nicht beein-
trächtigt.

(2) Hausgewerbetreibender im Sinne dieses
Gesetzes ist, wer in eigener Arbeitsstätte
(eigener Wohnung oder Betriebsstätte) mit
nicht mehr als zwei fremden Hilfskräften
(Absatz 6) oder Heimarbeitern (Absatz 1) im
Auftrag von Gewerbetreibenden oder Zwi-
schenmeistern Waren herstellt, bearbeitet
oder verpackt, wobei er selbst wesentlich am
Stück mitarbeitet, jedoch die Verwertung der
Arbeitsergebnisse dem unmittelbar oder mit-
telbar auftraggebenden Gewerbetreibenden
überläßt. Beschafft der Hausgewerbetreiben-
de die Roh- und Hilfsstoffe selbst oder arbei-
tet er vorübergehend unmittelbar für den
Absatzmarkt, so wird hierdurch seine Eigen-
schaft als Hausgewerbetreibender nicht be-
einträchtigt.

(3) Zwischenmeister im Sinne dieses Geset-
zes ist, wer, ohne Arbeitnehmer zu sein, die
ihm von Gewerbetreibenden übertragene Ar-
beit an Heimarbeiter oder Hausgewerbetrei-
bende weitergibt.

(4) Die Eigenschaft als Heimarbeiter, Haus-
gewerbetreibender und Zwischenmeister ist
auch dann gegeben, wenn Personen, Perso-
nenvereinigungen oder Körperschaften des
privaten oder öffentlichen Rechts, welche die
Herstellung, Bearbeitung oder Verpackung
von Waren nicht zum Zwecke der Gewinner-
zielung betreiben, die Auftraggeber sind.

(5) Als Familienangehörige im Sinne dieses
Gesetzes gelten, wenn sie Mitglieder der
häuslichen Gemeinschaft sind:

a) Ehegatten und Lebenspartner der in
Heimarbeit Beschäftigten (§ 1 Abs. 1) oder
der nach § 1 Abs. 2 Buchstabe a Gleich-
gestellten;

b) Personen, die mit dem in Heimarbeit Be-
schäftigten oder nach § 1 Abs. 2 Buchsta-
be a Gleichgestellten oder deren Ehegat-
ten oder Lebenspartner bis zum dritten
Grade verwandt oder verschwägert sind;

c) Mündel, Betreute und Pflegekinder des in
Heimarbeit Beschäftigten oder nach § 1
Absatz 2 Buchstabe a Gleichgestellten
oder deren Ehegatten oder Lebenspartner
sowie Mündel, Betreute und Pflegekinder
des Ehegatten oder Lebenspartners des in
Heimarbeit Beschäftigten oder nach § 1
Absatz 2 Buchstabe a Gleichgestellten.

(6) Fremde Hilfskraft im Sinne dieses Geset-
zes ist, wer als Arbeitnehmer eines Hausge-
werbetreibenden oder nach § 1 Abs. 2 Buch-
staben b und c Gleichgestellten in deren Ar-
beitsstätte beschäftigt ist.

Zweiter Abschnitt
Zuständige Arbeitsbehörde,
Heimarbeitsausschüsse

§3 Zuständige Arbeitsbehörde
(1) Zuständige Arbeitsbehörde im Sinne die-
ses Gesetzes ist die Oberste Arbeitsbehörde
des Landes. Für Angelegenheiten (§§ 1, 4, 5,
11, 19 und 22), die nach Umfang, Auswir-
kung oder Bedeutung den Zuständigkeitsbe-
reich mehrerer Länder umfassen, wird die
Zuständigkeit durch die Obersten Arbeitsbe-
hörden der beteiligten Länder nach näherer
Vereinbarung gemeinsam im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wahrgenommen. Betrifft eine Ange-
legenheit nach Umfang, Auswirkung oder
Bedeutung das gesamte Bundesgebiet oder
kommt eine Vereinbarung nach Satz 2 nicht
zustande, so ist das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales zuständig.
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(2) Den Obersten Arbeitsbehörden der Länder
und den von ihnen bestimmten Stellen obliegt
die Aufsicht über die Durchführung dieses
Gesetzes. Die Vorschriften des § 139b der Ge-
werbeordnung über die Aufsicht gelten für die
Befugnisse der mit der Aufsicht über die
Durchführung dieses Gesetzes beauftragten
Stellen auch hinsichtlich der Arbeitsstätten der
in Heimarbeit Beschäftigten entsprechend.

§4 Heimarbeitsausschüsse
(1) Die zuständige Arbeitsbehörde errichtet
zur Wahrnehmung der in den §§ 1, 10, 11, 18
und 19 genannten Aufgaben Heimarbeitsaus-
schüsse für die Gewerbezweige und Beschäf-
tigungsarten, in denen Heimarbeit in nen-
nenswertemUmfang geleistet wird. Erfordern
die unterschiedlichen Verhältnisse innerhalb
eines Gewerbezweiges gesonderte Regelun-
gen auf einzelnenGebieten, so sind zu diesem
Zweck jeweils besondere Heimarbeitsaus-
schüsse zu errichten. Die Heimarbeitsaus-
schüsse können innerhalb ihres sachlichen
Zuständigkeitsbereichs Unterausschüsse bil-
den, wenn dies erforderlich erscheint. Für
Heimarbeit, für die nach den Sätzen 1 und 2
dieses Absatzes Heimarbeitsausschüsse nicht
errichtet werden, ist ein gemeinsamer Heim-
arbeitssausschuß zu errichten.

(2) Der Heimarbeitssausschuß besteht aus je
drei Beisitzern aus Kreisen der Auftraggeber
und Beschäftigten seines Zuständigkeitsbe-
reichs und einem von der zuständigen Ar-
beitsbehörde bestimmten Vorsitzenden. Wei-
tere sachkundige Personen können zugezo-
gen werden; sie haben kein Stimmrecht. Die
Beisitzer haben Stellvertreter, für die Satz 1
entsprechend gilt.

(3) Der Heimarbeitsausschuß ist beschlußfä-
hig, wenn außer dem Vorsitzenden mindes-
tens mehr als die Hälfte der Beisitzer anwe-
send sind. Die Beschlüsse des Heimarbeits-
ausschusses bedürfen der Mehrheit der
Stimmen seiner anwesenden Mitglieder. Bei
der Beschlußfassung hat sich der Vorsitzende
zunächst der Stimme zu enthalten; kommt
eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so übt
nach weiterer Beratung der Vorsitzende sein
Stimmrecht aus. Bis zum Ablauf des 7. April

2023 können auf Vorschlag des Vorsitzenden
die Teilnahme an Sitzungen des Heimarbeits-
ausschusses sowie die Beschlussfassung
auch mittels einer Video- und Telefonkonfe-
renz erfolgen, wenn
1. kein Beisitzer diesem Verfahren unverzüg-

lich widerspricht und
2. sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt

der Sitzung keine Kenntnis nehmen kön-
nen.

(4) Der Heimarbeitsausschuß kann sonstige
Bestimmungen über die Geschäftsführung in
einer schriftlichen Geschäftsordnung treffen.
Für die Beschlußfassung über die Geschäfts-
ordnung gilt Absatz 3.

§5 Beisitzer
(1) Als Beisitzer oder Stellvertreter werden
von der zuständigen Arbeitsbehörde geeig-
nete Personen unter Berücksichtigung der
Gruppen der Beschäftigten (§ 1 Abs. 1 und 2)
auf Grund von Vorschlägen der fachlich und
räumlich zuständigen Gewerkschaften und
Vereinigungen der Auftraggeber oder, soweit
solche nicht bestehen oder keine Vorschläge
einreichen, auf Grund von Vorschlägen der
Zusammenschlüsse von Gewerkschaften und
von Vereinigungen von Arbeitgebern (Spit-
zenorganisationen) für die Dauer von drei
Jahren berufen. Soweit eine Spitzenorganisa-
tion keine Vorschläge einreicht, werden die
Beisitzer oder Stellvertreter dieser Seite nach
Anhörung geeigneter Personen aus den Krei-
sen der Auftraggeber oder Beschäftigten des
Zuständigkeitsbereichs, für den der Heimar-
beitsausschuß errichtet ist, berufen.
(2) Auf die Voraussetzungen für das Beisit-
zeramt, die Besonderheiten für Beisitzer aus
Kreisen der Auftraggeber und der Beschäf-
tigten, die Ablehnung des Beisitzeramtes und
den Schutz der Beschäftigtenbeisitzer finden
die für die ehrenamtlichen Richter der Ar-
beitsgerichte geltenden Vorschriften mit den
sich aus Absatz 3 ergebenden Abweichungen
entsprechend Anwendung.
(3) Wird das Fehlen einer Voraussetzung für
die Berufung nachträglich bekannt oder fällt
eine Voraussetzung nachträglich fort oder
verletzt ein Beisitzer gröblich seine Amts-
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pflichten, so kann ihn die zuständige Amts-
behörde seines Amtes entheben. Über die
Berechtigung zur Ablehnung des Beisitzer-
amtes entscheidet die zuständige Arbeitsbe-
hörde.

(4) Das Amt des Beisitzers ist ein Ehrenamt.
Die Beisitzer erhalten eine angemessene
Entschädigung für den ihnen aus der Wahr-
nehmung ihrer Tätigkeit erwachsenden Ver-
dienstausfall und Aufwand sowie Ersatz der
Fahrkosten entsprechend den für die ehren-
amtlichen Richter der Arbeitsgerichte gelten-
den Vorschriften. Die Entschädigung und die
erstattungsfähigen Fahrkosten setzt im Ein-
zelfall der Vorsitzende des Heimarbeitsaus-
schusses fest.

Dritter Abschnitt
Allgemeine Schutzvorschriften

§6 Listenführung
Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat
jeden, den er mit Heimarbeit beschäftigt oder
dessen er sich zurWeitergabe von Heimarbeit
bedient, in Listen auszuweisen. Je drei Ab-
schriften sind halbjährlich der Obersten Ar-
beitsbehörde des Landes oder der von ihr
bestimmten Stelle einzusenden.

§7 Mitteilungspflicht
Wer erstmalig Personen mit Heimarbeit be-
schäftigen will, hat dies der Obersten Ar-
beitsbehörde des Landes oder der von ihr
bestimmten Stelle mitzuteilen.

§7a Unterrichtungspflicht
Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat
die Personen, die die Arbeit entgegenneh-
men, vor Aufnahme der Beschäftigung über
die Art und Weise der zu verrichtenden Ar-
beit, die Unfall- und Gesundheitsgefahren,
denen diese bei der Beschäftigung ausge-
setzt sind, sowie über die Maßnahmen und
Einrichtungen zur Abwendung dieser Gefah-
ren zu unterrichten. Der Auftraggeber hat
sich von der Person, die von ihm Arbeit ent-
gegennimmt, schriftlich bestätigen zu lassen,
daß sie entsprechend dieser Vorschrift unter-
richtet worden ist.

§8 Entgeltverzeichnisse
(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt,
hat in den Räumen der Ausgabe und Abnah-
me Entgeltverzeichnisse und Nachweise über
die sonstigen Vertragsbedingungen offen
auszulegen. Soweit Musterbücher Verwen-
dung finden, sind sie den Entgeltverzeichnis-
sen beizufügen. Wird Heimarbeit den Be-
schäftigten in die Wohnung oder Betriebs-
stätte gebracht, so hat der Auftraggeber da-
für zu sorgen, daß das Entgeltverzeichnis zur
Einsichtnahme vorgelegt wird.
(2) Die Entgeltverzeichnisse müssen die Ent-
gelte für jedes einzelne Arbeitsstück enthal-
ten. Die Preise für mitzuliefernde Roh- und
Hilfsstoffe sind besonders auszuweisen. Kön-
nen die Entgelte für das einzelne Arbeitsstück
nicht aufgeführt werden, so ist eine zuver-
lässige und klare Berechnungsgrundlage ein-
zutragen.
(3) Bei Vorliegen einer Entgeltregelung ge-
mäß den §§ 17 bis 19 ist diese auszulegen.
Hierbei ist für die Übersichtlichkeit dadurch
zu sorgen, daß nur der Teil der Entgeltrege-
lung ausgelegt wird, der für die Beschäftigten
in Betracht kommt.
(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten
nicht für neue Muster, die als Einzelstücke
erst auszuarbeiten sind.

§9 Entgeltbelege
(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt,
hat den Personen, welche die Heimarbeit
entgegennehmen, auf seine Kosten Entgelt-
bücher für jeden Beschäftigten (§ 1 Abs. 1
und 2) auszuhändigen. In die Entgeltbücher,
die bei den Beschäftigten verbleiben, sind bei
jeder Ausgabe und Abnahme von Arbeit ihre
Art und ihr Umfang, die Entgelte und die Tage
der Ausgabe und der Lieferung einzutragen.
Diese Vorschrift gilt nicht für neueMuster, die
als Einzelstücke erst auszuarbeiten sind.
(2) An Stelle von Entgeltbüchern (Absatz 1)
können auch Entgelt- oder Arbeitszettel mit
den zu einer ordnungsmäßigen Sammlung
geeigneten Heften ausgegeben werden, falls
die Oberste Arbeitsbehörde des Landes oder
die von ihr bestimmte Stelle dies genehmigt
hat.
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(3) Die in Heimarbeit Beschäftigten haben für
die ordnungsmäßige Aufbewahrung der Ent-
geltbelege zu sorgen. Sie haben sie den von
der Obersten Arbeitsbehörde des Landes be-
stimmten Stellen auf Verlangen vorzulegen.
Diese Verpflichtung gilt auch für die Auftrag-
geber, in deren Händen sich die Entgeltbelege
befinden.

Vierter Abschnitt
Arbeitszeitschutz

§10 Schutz vor Zeitversäumnis
Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat
dafür zu sorgen, daß unnötige Zeitversäum-
nis bei der Ausgabe oder Abnahme vermie-
den wird. Die Oberste Arbeitsbehörde des
Landes oder die von ihr bestimmte Stelle
kann im Benehmen mit dem Heimarbeits-
ausschuß die zur Vermeidung unnötiger Zeit-
versäumnis bei der Abfertigung erforderli-
chen Maßnahmen anordnen. Bei Anordnun-
gen gegenüber einem einzelnen Auftragge-
ber kann die Beteiligung des Heimarbeits-
ausschusses unterbleiben.

§11 Verteilung der Heimarbeit
(1) Wer Heimarbeit an mehrere in Heimarbeit
Beschäftigte ausgibt, soll die Arbeitsmenge
auf die Beschäftigten gleichmäßig unter Be-
rücksichtigung ihrer und ihrer Mitarbeiter
Leistungsfähigkeit verteilen.
(2) Der Heimarbeitsausschuß kann zur Besei-
tigung von Mißständen, die durch ungleich-
mäßige Verteilung der Heimarbeit entstehen,
für einzelne Gewerbezweige oder Arten von
Heimarbeit die Arbeitsmenge festsetzen, die
für einen bestimmten Zeitraum auf einen
Entgeltbeleg (§ 9) ausgegeben werden darf.
Die Arbeitsmenge ist so zu bemessen, daß sie
durch eine vollwertige Arbeitskraft ohne
Hilfskräfte in der für vergleichbare Betriebs-
arbeiter üblichen Arbeitszeit bewältigt wer-
den kann. Für jugendliche Heimarbeiter ist
eine Arbeitsmenge festzusetzen, die von ver-
gleichbaren jugendlichen Betriebsarbeitern
in der für sie üblichen Arbeitszeit bewältigt
werden kann. Die Festsetzung erfolgt durch
widerrufliche Entscheidung nach Anhörung

der Beteiligten. Sie ist vom Vorsitzenden zu
unterschreiben und bedarf der Zustimmung
der zuständigen Arbeitsbehörde und der Ver-
öffentlichung im Wortlaut an der von der zu-
ständigen Arbeitsbehörde bestimmten Stelle.
Sie tritt am Tage nach der Veröffentlichung in
Kraft, wenn in ihr nicht ein anderer Zeitpunkt
bestimmt ist. Die Vorschriften des § 8 Abs. 1
über die Auslegung und Vorlegung von Ent-
geltverzeichnissen gelten entsprechend.

(3) Soweit für einzelne Gewerbezweige oder
Arten von Heimarbeit Bestimmungen nach
Absatz 2 getroffen sind, darf an einen in
Heimarbeit Beschäftigten eine größere Men-
ge nicht ausgegeben werden. Die Ausgabe
einer größeren Menge ist zulässig, wenn
Hilfskräfte (Familienangehörige oder fremde
Hilfskräfte) zur Mitarbeit herangezogen wer-
den. Für diese Hilfskräfte sind dann weitere
Entgeltbelege nach § 9 auszustellen.

(4) Aus wichtigen Gründen, insbesondere
wenn nach Auskunft der Agentur für Arbeit
geeignete unbeschäftigte Heimarbeiter und
Hausgewerbetreibende nicht oder nicht in
ausreichender Zahl vorhanden sind oder wenn
besondere persönliche Verhältnisse eines in
Heimarbeit Beschäftigten es rechtfertigen,
kann der Vorsitzende des Heimarbeitsaus-
schusses einem Auftraggeber die Ausgabe
größerer Arbeitsmengen auf einen Entgeltbe-
leg gestatten. Die Erlaubnis kann jeweils nur
für einen bestimmten Zeitraum, der sechs Mo-
nate nicht überschreiten darf, erteilt werden.

Fünfter Abschnitt
Gefahrenschutz (Arbeitsschutz und
öffentlicher Gesundheitsschutz)

§12 Grundsätze des Gefahrenschutzes
(1) Die Arbeitsstätten der in Heimarbeit Be-
schäftigten einschließlich der Maschinen,
Werkzeuge und Geräte müssen so beschaf-
fen, eingerichtet und unterhalten und Heim-
arbeit muß so ausgeführt werden, daß keine
Gefahren für Leben, Gesundheit und Sittlich-
keit der Beschäftigten und ihrer Mitarbeiter
sowie für die öffentliche Gesundheit im Sinne
des § 14 entstehen.
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(2) Werden von Hausgewerbetreibenden
oder Gleichgestellten fremde Hilfskräfte be-
schäftigt, so gelten auch die sonstigen Vor-
schriften über den Betriebsschutz und die sich
daraus ergebenden Verpflichtungen des Ar-
beitgebers seinen Arbeitnehmern gegenüber.

§13 Arbeitsschutz
(1) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates für einzelne Gewer-
bezweige oder bestimmte Arten von Be-
schäftigungen oder Arbeitsstätten Rechtsver-
ordnungen zur Durchführung des Arbeits-
schutzes durch die in Heimarbeit Beschäftig-
ten und ihre Auftraggeber erlassen.

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates Heimarbeit, die mit
erheblichen Gefahren für Leben, Gesundheit
oder Sittlichkeit der Beschäftigten verbunden
ist, durch Rechtsverordnung verbieten.

§14 Schutz der öffentlichen Gesundheit
(1) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates für einzelne Gewer-
bezweige oder bestimmte Arten von Be-
schäftigungen oder Arbeitsstätten Rechtsver-
ordnungen zum Schutze der Öffentlichkeit
gegen gemeingefährliche und übertragbare
Krankheiten und gegen Gefahren, die beim
Verkehr mit Arznei-, Heil- und Betäubungs-
mitteln, Giften, Lebens- und Genußmitteln
sowie Bedarfsgegenständen entstehen kön-
nen, erlassen.

(2) Die Polizeibehörde kann im Benehmenmit
dem Gewerbeaufsichtsamt und dem Ge-
sundheitsamt für einzelne Arbeitsstätten
Verfügungen zur Durchführung des öffentli-
chen Gesundheitsschutzes im Sinne des Ab-
satzes 1 treffen, insbesondere zur Verhütung
von Gefahren für die öffentliche Gesundheit,
die sich bei der Herstellung, Verarbeitung
oder Verpackung von Lebens- und Genuß-
mitteln ergeben.

(3) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates Heimarbeit, die mit
erheblichen Gefahren für die öffentliche Ge-
sundheit im Sinne des Absatzes 1 verbunden
ist, durch Rechtsverordnung verbieten.

§15 Anzeigepflicht
Wer Heimarbeit ausgibt, für die zur Durch-
führung des Gefahrenschutzes besondere
Vorschriften gelten, hat dem Gewerbeauf-
sichtsamt und der Polizeibehörde Namen und
Arbeitsstätte der von ihm mit Heimarbeit Be-
schäftigten anzuzeigen.

§16 Gefahrenschutz
(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt,
hat dafür zu sorgen, daß Leben oder Ge-
sundheit der in der Heimarbeit Beschäftigten
durch technische Arbeitsmittel und Arbeits-
stoffe, die er ihnen zur Verwendung überläßt,
nicht gefährdet werden.

(2) Die zur Durchführung des Gefahrenschut-
zes erforderlichen Maßnahmen, die sich auf
Räume oder Betriebseinrichtungen beziehen,
hat der zu treffen, der die Räume und Be-
triebseinrichtungen unterhält.

§16a Anordnungen
Das Gewerbeaufsichtsamt kann in Einzelfäl-
len anordnen, welche Maßnahmen zur
Durchführung der §§ 12, 13 und 16 sowie der
auf § 13 und § 34 Abs. 2 gestützten Rechts-
verordnungen zu treffen sind. Neben den auf
Grund von § 34 Abs. 2 bestimmten Stellen
nimmt das Gewerbeaufsichtsamt die Auf-
sichtsbefugnisse nach § 139 der Gewerbe-
ordnung wahr.

Sechster Abschnitt
Entgeltregelung

§17 Tarifverträge, Entgeltregelungen
(1) Als Tarifverträge gelten auch schriftliche
Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften
einerseits und Auftraggebern oder deren
Vereinigungen andererseits über Inhalt, Ab-
schluß oder Beendigung von Vertragsverhält-
nissen der in Heimarbeit Beschäftigten oder
Gleichgestellten mit ihren Auftraggebern.

(2) Entgeltregelungen im Sinne dieses Geset-
zes sind Tarifverträge, bindende Festsetzun-
gen von Entgelten und sonstigen Vertragsbe-
dingungen (§ 19) und von Mindestarbeitsbe-
dingungen für fremde Hilfskräfte (§ 22).
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§18 Aufgaben des Heimarbeits-
ausschusses auf dem Gebiete der
Entgeltregelung

Der Heimarbeitsausschuß hat die Aufgaben:
a) auf das Zustandekommen von Tarifverträ-

gen hinzuwirken;
b) zur Vermeidung und Beendigung von Ge-

samtstreitigkeiten zwischen den in § 17
Abs. 1 genannten Parteien diesen auf An-
trag einer Partei Vorschläge für den Ab-
schluß eines Tarifvertrages zu unterbreiten;
wird ein schriftlich abgefaßter Vorschlag von
allen Parteien durch Erklärung gegenüber
dem Heimarbeitsausschuß angenommen,
so hat er die Wirkung eines Tarifvertrages;

c) bindende Festsetzungen für Entgelte und
sonstige Vertragsbedingungen nach Maß-
gabe des § 19 zu treffen.

§19 Bindende Festsetzungen
(1) Bestehen Gewerkschaften oder Vereini-
gungen der Auftraggeber für den Zuständig-
keitsbereich eines Heimarbeitsausschusses
nicht oder umfassen sie nur eine Minderheit
der Auftraggeber oder Beschäftigten, so
kann der Heimarbeitsausschuß nach Anhö-
rung der Auftraggeber und Beschäftigten, für
die eine Regelung getroffen werden soll,
Entgelte und sonstige Vertragsbedingungen
mit bindender Wirkung für alle Auftraggeber
und Beschäftigten seines Zuständigkeitsbe-
reichs festsetzen, wenn unzulängliche Ent-
gelte gezahlt werden oder die sonstigen Ver-
tragsbedingungen unzulänglich sind. Als un-
zulänglich sind insbesondere Entgelte und
sonstige Vertragsbedingungen anzusehen,
die unter Berücksichtigung der sozialen und
wirtschaftlichen Eigenart der Heimarbeit un-
ter den tarifvertraglichen Löhnen oder sons-
tigen durch Tarifvertrag festgelegten Arbeits-
bedingungen für gleiche oder gleichwertige
Betriebsarbeit liegen. Soweit im Zuständig-
keitsbereich eines Heimarbeitsausschusses
Entgelte und sonstige Vertragsbedingungen
für Heimarbeit derselben Art tarifvertraglich
vereinbart sind, sollen in der bindenden Fest-
setzung keine für die Beschäftigten günsti-
geren Entgelte oder sonstigen Vertragsbe-
dingungen festgesetzt werden.

(2) Die bindende Festsetzung bedarf der Zu-
stimmung der zuständigen Arbeitsbehörde
und der Veröffentlichung im Wortlaut an der
von der zuständigen Arbeitsbehörde be-
stimmten Stelle. Der persönliche Geltungsbe-
reich der bindenden Festsetzung ist unter Be-
rücksichtigung der Vorschriften des § 1 zu be-
stimmen. Sie tritt am Tage nach der Veröf-
fentlichung in Kraft, wenn in ihr nicht ein an-
derer Zeitpunkt bestimmt ist. Beabsichtigt die
zuständige Arbeitsbehörde die Zustimmung zu
einer bindenden Festsetzung insbesondere
wegen Unzulänglichkeiten der Entgelte oder
der sonstigen Vertragsbedingungen (Absatz 1
Satz 2) zu versagen, so hat sie dies dem
Heimarbeitsausschuß unter Angabe von Grün-
den mitzuteilen und ihm vor ihrer Entschei-
dung über die Zustimmung Gelegenheit zu
geben, die bindende Festsetzung zu ändern.

(3) Die bindende Festsetzung hat dieWirkung
eines allgemeinverbindlichen Tarifvertrages
und ist in das beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales geführte Tarifregister
einzutragen. Von den Vorschriften einer bin-
denden Festsetzung kann nur zugunsten des
Beschäftigten abgewichen werden. Ein Ver-
zicht auf Rechte, die auf Grund einer binden-
den Festsetzung eines Beschäftigten entstan-
den sind, ist nur in einem von der Obersten
Arbeitsbehörde des Landes oder der von ihr
bestimmten Stelle gebilligten Vergleich zu-
lässig. Die Verwirkung solcher Rechte ist
ausgeschlossen. Ausschlußfristen für ihre
Geltendmachung können nur durch eine bin-
dende Festsetzung vorgesehen werden; das
gleiche gilt für die Abkürzung von Verjäh-
rungsfristen. Im übrigen gelten für die bin-
dende Festsetzung die gesetzlichen Vor-
schriften über den Tarifvertrag sinngemäß,
soweit sich aus dem Fehlen der Vertragspar-
teien nicht etwas anderes ergibt.

(4) Der Heimarbeitsausschuß kann nach An-
hörung der Auftraggeber und Beschäftigten
bindende Festsetzungen ändern oder aufhe-
ben. Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend
für die Festsetzung von vermögenswirksa-
men Leistungen im Sinne des Fünften Ver-
mögensbildungsgesetzes.
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§20 Art der Entgelte
Die Entgelte für Heimarbeit sind in der Regel
als Stückentgelte, und zwar möglichst auf der
Grundlage von Stückzeiten zu regeln. Ist die-
ses nicht möglich, so sind Zeitentgelte fest-
zusetzen, die der Stückentgeltberechnung im
Einzelfall zugrunde gelegt werden können.

§21 Entgeltregelung für Zwischenmeister,
Mithaftung des Auftraggebers

(1) Für Zwischenmeister, die nach § 1 Abs. 2
Buchstabe d den in Heimarbeit Beschäftigten
gleichgestellt sind, können im Verhältnis zu
ihren Auftraggebern durch Entgeltregelun-
gen gemäß den §§ 17 bis 19 Zuschläge fest-
gelegt werden.

(2) Zahlt ein Auftraggeber an einen Zwi-
schenmeister ein Entgelt, von dem er weiß
oder den Umständen nach wissen muß, daß
es zur Zahlung der in der Entgeltregelung
festgelegten Entgelte an die Beschäftigten
nicht ausreicht, oder zahlt er an einen Zwi-
schenmeister, dessen Unzuverlässigkeit er
kennt oder kennen muß, so haftet er neben
dem Zwischenmeister für diese Entgelte.

§22 Mindestarbeitsbedingungen für
fremde Hilfskräfte

(1) Für fremde Hilfskräfte, die von Hausge-
werbetreibenden oder Gleichgestellten be-
schäftigt werden, können Mindestarbeitsbe-
dingungen festgesetzt werden. Vorausset-
zung ist, daß die Entgelte der Hausgewerbe-
treibenden oder Gleichgestellten durch eine
Entgeltregelung (§§ 17 bis 19) festgelegt sind.

(2) Für die Festsetzung gilt § 19 entsprechend
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der
Heimarbeitsausschüsse Entgeltausschüsse
für fremde Hilfskräfte der Heimarbeit treten.
Für die Auslegung der Mindestarbeitsbedin-
gungen gilt § 8 Abs. 3 entsprechend.

(3) Die Entgeltausschüsse werden im Bedarfs-
falle durch die zuständige Arbeitsbehörde er-
richtet. Für ihre Zusammensetzung und das
Verfahren vor ihnen gelten § 4 Absätze 2 bis 4
und § 5 entsprechend. Die Beisitzer und Stell-
vertreter sind aus Kreisen der beteiligten Ar-
beitnehmer einerseits sowie der Hausgewerbe-
treibenden und Gleichgestellten andererseits

auf Grund von Vorschlägen der fachlich und
räumlich zuständigen Gewerkschaften und
Vereinigungen der Hausgewerbetreibenden
oder Gleichgestellten, soweit solche nicht be-
stehen oder keine Vorschläge einreichen, nach
Anhörung der Beteiligten jeweils zu berufen.

Siebenter Abschnitt
Entgeltschutz

§23 Entgeltprüfung
(1) Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes
hat für eine wirksame Überwachung der Ent-
gelte und sonstigen Vertragsbedingungen
durch Entgeltprüfer Sorge zu tragen.
(2) Die Entgeltprüfer haben die Innehaltung
der Vorschriften des Dritten Abschnittes die-
ses Gesetzes und der gemäß den §§ 17 bis 19,
21 und 22 geregelten Entgelte und sonstigen
Vertragsbedingungen zu überwachen sowie
auf Antrag bei der Errechnung der Stückent-
gelte Berechnungshilfe zu leisten.
(3) Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes
kann die Aufgaben der Entgeltprüfer anderen
Stellen übertragen, insbesondere für Bezirke,
in denen Heimarbeit nur in geringem Umfan-
ge geleistet wird.

§24 Aufforderung zur Nachzahlung der
Minderbeträge

Hat ein Auftraggeber oder Zwischenmeister
einem in Heimarbeit Beschäftigten oder ei-
nem Gleichgestellten ein Entgelt gezahlt, das
niedriger ist als das in einer Entgeltregelung
gemäß den §§ 17 bis 19 festgesetzte oder das
in § 29 Abs. 5 oder 6 bestimmte, so kann ihn
die Oberste Arbeitsbehörde des Landes oder
die von ihr bestimmte Stelle auffordern, in-
nerhalb einer in der Aufforderung festzuset-
zenden Frist den Minderbetrag nachzuzahlen
und den Zahlungsnachweis vorzulegen. Satz 1
gilt entsprechend für sonstige Vertragsbedin-
gungen, die gemäß den §§ 17 bis 19 festge-
setzt sind und die Geldleistungen an einen in
Heimarbeit Beschäftigten oder einen Gleich-
gestellten zum Inhalt haben. Die Oberste Ar-
beitsbehörde des Landes soll von einer Maß-
nahme nach Satz 1 absehen, wenn glaubhaft
gemacht worden ist, daß ein Gleichgestellter
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im Falle des § 1 Abs. 6 nicht oder wahrheits-
widrig geantwortet hat.

§25 Klagebefugnis der Länder
Das Land, vertreten durch die Oberste Ar-
beitsbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle, kann im eigenen Namen den Anspruch
auf Nachzahlung des Minderbetrages an den
Berechtigten gerichtlich geltend machen. Das
Urteil wirkt auch für und gegen den in Heim-
arbeit Beschäftigten oder den Gleichgestell-
ten. § 24 Satz 3 gilt entsprechend.

§26 Entgeltschutz für fremde Hilfskräfte
(1) Hat ein Hausgewerbetreibender oder
Gleichgestellter einer fremden Hilfskraft ein
Entgelt gezahlt, das niedriger ist als das durch
Mindestarbeitsbedingungen (§ 22) festge-
setzte, so gelten die Vorschriften der §§ 24
und 25 über die Aufforderung zur Nachzah-
lung der Minderbeträge und über die Klage-
befugnis der Länder sinngemäß.
(2) Das gleiche gilt, wenn ein Hausgewerbe-
treibender oder Gleichgestellter eine fremde
Hilfskraft nicht nach der einschlägigen tarif-
lichen Regelung entlohnt. Voraussetzung ist,
daß die Entgelte des Hausgewerbetreiben-
den oder Gleichgestellten durch eine Ent-
geltregelung (§§ 17 bis 19) festgelegt sind.

§27 Pfändungsschutz
Für das Entgelt, das den in Heimarbeit Be-
schäftigten oder den Gleichgestellten ge-
währt wird, gelten die Vorschriften über den
Pfändungsschutz für Vergütungen, die auf
Grund eines Arbeits- oder Dienstverhältnis-
ses geschuldet werden, entsprechend.

Achter Abschnitt
Auskunfts- und Aufklärungspflicht

über Entgelte
§28
(1) Auftraggeber, Zwischenmeister, Beschäf-
tigte und fremde Hilfskräfte haben den mit
der Entgeltfestsetzung oder Entgeltprüfung
beauftragten Stellen auf Verlangen Auskunft
über alle die Entgelte berührenden Fragen zu
erteilen und hierbei auch außer den Entgelt-
belegen (§ 9) Arbeitsstücke, Stoffproben und

sonstige Unterlagen für die Entgeltfestset-
zung oder Entgeltprüfung vorzulegen. Die mit
der Entgeltfestsetzung oder Entgeltprüfung
beauftragten Stellen können Erhebungen
über Arbeitszeiten für einzelne Arbeitsstücke
anstellen oder anstellen lassen.

(2) Der in Heimarbeit Beschäftigte und Gleich-
gestellte kann von seinem Auftraggeber ver-
langen, daß ihm die Berechnung und Zusam-
mensetzung seines Entgelts erläutert wird.

Neunter Abschnitt
Kündigung

§29 Allgemeiner Kündigungsschutz
(1) Das Beschäftigungsverhältnis eines in
Heimarbeit Beschäftigten kann beiderseits an
jedem Tag für den Ablauf des folgenden Ta-
ges gekündigt werden.

(2) Wird ein in Heimarbeit Beschäftigter von
einem Auftraggeber oder Zwischenmeister län-
ger als vier Wochen beschäftigt, so kann das
Beschäftigungsverhältnis beiderseits nur mit
einer Frist von zweiWochen gekündigt werden.

(3) Wird ein in Heimarbeit Beschäftigter
überwiegend von einem Auftraggeber oder
Zwischenmeister beschäftigt, so kann das
Beschäftigungsverhältnis mit einer Frist von
vier Wochen zum Fünfzehnten oder zum Ende
eines Kalendermonats gekündigt werden.
Während einer vereinbarten Probezeit,
längstens für die Dauer von sechs Monaten,
beträgt die Kündigungsfrist zwei Wochen.

(4) Unter der in Absatz 3 Satz 1 genannten
Voraussetzung beträgt die Frist für eine Kün-
digung durch den Auftraggeber oder Zwi-
schenmeister, wenn das Beschäftigungsver-
hältnis

1. zwei Jahre bestanden hat, einen Monat
zum Ende eines Kalendermonats,

2. fünf Jahre bestanden hat, zwei Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

3. acht Jahre bestanden hat, drei Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

4. zehn Jahre bestanden hat, vier Monate
zum Ende eines Kalendermonats,
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5. zwölf Jahre bestanden hat, fünf Monate
zum Ende eines Kalendermonats,

6. fünfzehn Jahre bestanden hat, sechs Mo-
nate zum Ende eines Kalendermonats,

7. zwanzig Jahre bestanden hat, sieben Mo-
nate zum Ende eines Kalendermonats.

(5) § 622 Abs. 4 bis 6 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs gilt entsprechend.

(6) Für die Kündigung aus wichtigem Grund
gilt § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches
entsprechend.

(7) Für die Dauer der Kündigungsfrist nach
den Absätzen 2 bis 5 hat der Beschäftigte
auch bei Ausgabe einer geringeren Arbeits-
menge Anspruch auf Arbeitsentgelt in Höhe
von einem Zwölftel bei einer Kündigungsfrist
von zwei Wochen, zwei Zwölfteln bei einer
Kündigungsfrist von vier Wochen, drei
Zwölfteln bei einer Kündigungsfrist von ei-
nem Monat, vier Zwölfteln bei einer Kündi-
gungsfrist von zwei Monaten, sechs Zwölf-
teln bei einer Kündigungsfrist von drei Mo-
naten, acht Zwölfteln bei einer Kündigungs-
frist von vier Monaten, zehn Zwölfteln bei
einer Kündigungsfrist von fünf Monaten,
zwölf Zwölfteln bei einer Kündigungsfrist von
sechs Monaten und vierzehn Zwölfteln bei
einer Kündigungsfrist von sieben Monaten
des Gesamtbetrages, den er in den dem Zu-
gang der Kündigung vorausgegangenen
24 Wochen als Entgelt erhalten hat. Bei Ent-
gelterhöhungen während des Berechnungs-
zeitraums oder der Kündigungsfrist ist von
dem erhöhten Entgelt auszugehen. Zeiten
des Bezugs von Krankengeld oder Kurzarbei-
tergeld sind in den Berechnungszeitraum
nicht mit einzubeziehen.

(8) Absatz 7 gilt entsprechend, wenn ein Auf-
traggeber oder Zwischenmeister die Arbeits-
menge, die er mindestens ein Jahr regelmäßig
an einen Beschäftigten, auf den die Voraus-
setzungen der Absätze 2, 3, 4 oder 5 zutreffen,
ausgegeben hat, um mindestens ein Viertel
verringert, es sei denn, daß die Verringerung
auf einer Festsetzung gemäß § 11 Abs. 2 be-
ruht. Hat das Beschäftigungsverhältnis im Fal-
le des Absatzes 2 ein Jahr noch nicht erreicht,
so ist von der während der Dauer des Be-

schäftigungsverhältnisses ausgegebenen Ar-
beitsmenge auszugehen. Die Sätze 1 und 2
finden keine Anwendung, wenn die Verringe-
rung der Arbeitsmenge auf rechtswirksam
eingeführter Kurzarbeit beruht.

(9) Teilt ein Auftraggeber einem Zwischen-
meister, der überwiegend für ihn Arbeit wei-
tergibt, eine künftige Herabminderung der re-
gelmäßig zu verteilenden Arbeitsmenge nicht
rechtzeitig mit, so kann dieser vom Auftrag-
geber Ersatz der durch Einhaltung der Kündi-
gungsfrist verursachten Aufwendungen inso-
weit verlangen, als während der Kündigungs-
frist die Beschäftigung wegen des Verhaltens
des Auftraggebers nicht möglich war.

§29a Kündigungsschutz im Rahmen der
Betriebsverfassung

(1) Die Kündigung des Beschäftigungsver-
hältnisses eines in Heimarbeit beschäftigten
Mitglieds eines Betriebsrats oder einer Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung ist un-
zulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorlie-
gen, die einen Arbeitgeber zur Kündigung ei-
nes Arbeitsverhältnisses aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigen würden, und daß die nach § 103
des Betriebsverfassungsgesetzes erforderli-
che Zustimmung vorliegt oder durch gericht-
liche Entscheidung ersetzt ist. Nach Beendi-
gung der Amtszeit ist die Kündigung inner-
halb eines Jahres, jeweils vom Zeitpunkt der
Beendigung der Amtszeit an gerechnet, un-
zulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorlie-
gen, die einen Arbeitgeber zur Kündigung ei-
nes Arbeitsverhältnisses aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigen würden; dies gilt nicht, wenn die
Beendigung der Mitgliedschaft auf einer ge-
richtlichen Entscheidung beruht.

(2) Die Kündigung eines in Heimarbeit be-
schäftigten Mitglieds eines Wahlvorstands ist
vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kün-
digung eines in Heimarbeit beschäftigten
Wahlbewerbers vom Zeitpunkt der Aufstel-
lung des Wahlvorschlags an jeweils bis zur
Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzuläs-
sig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die
einen Arbeitgeber zur Kündigung eines Ar-

14 Heimarbeitsgesetz (HAG) § 29a

14

142 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

beitsverhältnisses aus wichtigemGrund ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen
würden, und daß die nach § 103 des Be-
triebsverfassungsgesetzes erforderliche Zu-
stimmung vorliegt oder durch eine gerichtli-
che Entscheidung ersetzt ist. Innerhalb von
sechs Monaten nach Bekanntgabe des
Wahlergebnisses ist die Kündigung unzuläs-
sig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die
einen Arbeitgeber zur Kündigung eines Ar-
beitsverhältnisses aus wichtigemGrund ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen
würden; dies gilt nicht für Mitglieder eines
Wahlvorstands, wenn dieser nach § 18 Abs. 1
des Betriebsverfassungsgesetzes durch ge-
richtliche Entscheidung durch einen anderen
Wahlvorstand ersetzt worden ist.

(3) Wird die Vergabe von Heimarbeit einge-
stellt, so ist die Kündigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses der in den Absätzen 1
und 2 genannten Personen frühestens zum
Zeitpunkt der Einstellung der Vergabe zuläs-
sig, es sei denn, daß die Kündigung zu einem
früheren Zeitpunkt durch zwingende betrieb-
liche Erfordernisse bedingt ist.

Zehnter Abschnitt
Ausgabeverbot

§30 Verbot der Ausgabe vonHeimarbeit
Die Oberste Arbeitsbehörde des Landes oder
die von ihr bestimmte Stelle kann einer Per-
son, die
1. in den letzten fünf Jahren wiederholt we-

gen eines Verstoßes gegen die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes rechtskräftig verur-
teilt oder mit Geldbuße belegt worden ist,

2. der Obersten Landesbehörde des Landes
oder der von ihr bestimmten Stelle falsche
Angaben gemacht oder falsche Unterla-
gen vorgelegt hat, um sich der Pflicht zur
Nachzahlung von Minderbeträgen (§ 24)
zu entziehen, oder

3. der Aufforderung der Obersten Arbeitsbe-
hörde des Landes oder der von ihr be-
stimmten Stelle zur Nachzahlung von Min-
derbeträgen (§ 24) wiederholt nicht nach-
gekommen ist oder dieMinderbeträge nach

Aufforderung zwar nachgezahlt, jedoch
weiter zu niedrige Entgelte gezahlt hat,

die Aus- und Weitergabe von Heimarbeit
verbieten.

Elfter Abschnitt
Straftaten und Ordnungs-

widrigkeiten

§31 Ausgabe verbotener Heimarbeit
(1) Wer Heimarbeit, die nach einer zur
Durchführung des Gefahrenschutzes erlasse-
nen Rechtsvorschrift (§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 3,
§ 34 Abs. 2 Satz 2) verboten ist, ausgibt oder
weitergibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die
Strafe Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten
oder Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Ta-
gessätzen.

§32 Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten im Bereich des
Arbeits- und Gefahrenschutzes

(1) Ordnungswidrig handelt, wer, abgesehen
von den Fällen des § 31, vorsätzlich oder
fahrlässig

1. einer zur Durchführung des Gefahrenschut-
zes erlassenen Rechtsvorschrift (§§ 13, 14
Abs. 1, 3, § 34 Abs. 2 Satz 2), soweit sie für
einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bußgeldvorschrift verweist, oder

2. einer vollziehbaren Verfügung nach § 14
Abs. 2 oder § 16a zuwiderhandelt.

Die in Satz 1 Nr. 1 vorgeschriebene Verwei-
sung ist nicht erforderlich, soweit die dort
genannten Rechtsvorschriften vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes erlassen sind.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet
werden.
(3) Wer vorsätzlich eine der in Absatz 1 be-
zeichneten Handlungen begeht und dadurch
in Heimarbeit Beschäftigte in ihrer Arbeits-
kraft oder Gesundheit gefährdet, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bestraft.
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(4) Wer in den Fällen des Absatzes 3 die Ge-
fahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen
bestraft.

§32a Sonstige Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig einem nach § 30 ergangenen
vollziehbaren Verbot der Ausgabe oder Wei-
tergabe von Heimarbeit zuwiderhandelt.
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig
1. einer Vorschrift über die Listenführung

(§ 6), die Mitteilung oder Anzeige von
Heimarbeit (§§ 7, 15), die Unterrichtungs-
pflicht (§ 7a), die Offenlegung der Ent-
geltverzeichnisse (§ 8), die Entgeltbelege
(§ 9) oder die Auskunftspflicht über die
Entgelte (§ 28 Abs. 1) zuwiderhandelt,

2. einer vollziehbaren Anordnung zum
Schutze der Heimarbeiter vor Zeitver-
säumnis (§ 10) zuwiderhandelt,

3. einer Regelung zur Verteilung der Heimar-
beit nach § 11 Abs. 2 zuwiderhandelt, so-
weit sie für einen bestimmten Tatbestand
auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder

4. als in Heimarbeit Beschäftigter (§ 1 Abs. 1)
oder diesem Gleichgestellter (§ 1 Abs. 2)
duldet, daß ein mitarbeitender Familien-
angehöriger eine Zuwiderhandlung nach
§ 32 begeht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1
kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend
Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2
mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünf-
hundert Euro geahndet werden.

Zwölfter Abschnitt
Schlußvorschriften

§33 Durchführungsvorschriften
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ermächtigt, mit Zustimmung
des Bundesrates und nach Anhörung der

Spitzenverbände der Gewerkschaften und
der Vereinigungen der Arbeitgeber die zur
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen
Rechtsverordnungen zu erlassen über

a) das Verfahren bei der Gleichstellung (§ 1
Abs. 2 bis 5);

b) die Errichtung von Heimarbeitsausschüs-
sen und von Entgeltausschüssen für frem-
de Hilfskräfte der Heimarbeit und das
Verfahren vor ihnen (§§ 4, 5, 11, 18
bis 22);

c) Form, Inhalt und Einsendung der Listen
und der Anzeige bei erstmaliger Ausgabe
von Heimarbeit (§§ 6 und 7);

d) Form, Inhalt, Ausgabe und Aufbewahrung
von Entgeltbelegen (§ 9).

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kann mit Zustimmung des Bundes-
rates und nach Anhörung der Spitzenverbän-
de der Gewerkschaften und der Vereinigung
der Arbeitgeber allgemeine Verwaltungsvor-
schriften für die Durchführung dieses Geset-
zes erlassen.

§34 Inkrafttreten
(1) Das Gesetz tritt einen Monat nach seiner
Verkündung, der § 33 am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
treten das Gesetz über die Heimarbeit in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Okto-
ber 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2145) und die
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über die Heimarbeit vom 30. Oktober 1939
(Reichsgesetzbl. I S. 2152) außer Kraft. Die
auf Grund der bisherigen gesetzlichen Vor-
schriften zur Durchführung des Gefahren-
schutzes erlassenen Verordnungen bleiben
mit der Maßgabe in Kraft, daß anstelle der in
ihnen erwähnten Vorschriften des Gesetzes
über die Heimarbeit in der Fassung vom
30. Oktober 1939 und des Hausarbeitsgeset-
zes in der Fassung vom 30. Juni 1923
(Reichsgesetzbl. S. 472/730) die entspre-
chenden Vorschriften dieses Gesetzes treten.

14 Heimarbeitsgesetz (HAG) §§ 32a–34
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Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen
(Hinweisgeberschutzgesetz – HinSchG)

Vom 31. Mai 2023 (BGBl. I Nr. 140)

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Zielsetzung und persönlicher
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt den Schutz von na-
türlichen Personen, die im Zusammenhang
mit ihrer beruflichen Tätigkeit oder im Vorfeld
einer beruflichen Tätigkeit Informationen
über Verstöße erlangt haben und diese an die
nach diesem Gesetz vorgesehenen Melde-
stellen melden oder offenlegen (hinweisge-
bende Personen).
(2) Darüber hinaus werden Personen ge-
schützt, die Gegenstand einer Meldung oder
Offenlegung sind, sowie sonstige Personen,
die von einer Meldung oder Offenlegung be-
troffen sind.

§2 Sachlicher Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt für die Meldung (§ 3
Absatz 4) und die Offenlegung (§ 3 Absatz 5)
von Informationen über
1. Verstöße, die strafbewehrt sind,
2. Verstöße, die bußgeldbewehrt sind, so-

weit die verletzte Vorschrift dem Schutz
von Leben, Leib oder Gesundheit oder
dem Schutz der Rechte von Beschäftigten
oder ihrer Vertretungsorgane dient,

3. sonstige Verstöße gegen Rechtsvor-
schriften des Bundes und der Länder so-
wie unmittelbar geltende Rechtsakte der
Europäischen Union und der Europä-
ischen Atomgemeinschaft
a) zur Bekämpfung von Geldwäsche

und Terrorismusfinanzierung, unter
Einschluss insbesondere des Geld-
wäschegesetzes und der Verordnung
(EU) 2015/847 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 20. Mai
2015 über die Übermittlung von An-
gaben bei Geldtransfers und zur Auf-
hebung der Verordnung (EU)
Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5. 6.

2015, S. 1), die durch die Verordnung
(EU) 2019/2175 (ABl. L 334 vom
27. 12. 2019, S. 1) geändert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung,

b) mit Vorgaben zur Produktsicherheit
und -konformität,

c) mit Vorgaben zur Sicherheit im Stra-
ßenverkehr, die das Straßeninfra-
struktursicherheitsmanagement, die
Sicherheitsanforderungen in Straßen-
tunneln sowie die Zulassung zum
Beruf des Güterkraftverkehrsunter-
nehmers oder des Personenkraftver-
kehrsunternehmers(Kraftomnibusun-
ternehmen) betreffen,

d) mit Vorgaben zur Gewährleistung der
Eisenbahnbetriebssicherheit,

e) mit Vorgaben zur Sicherheit im See-
verkehr betreffend Vorschriften der
Europäischen Union für die Anerken-
nung von Schiffsüberprüfungs- und
-besichtigungsorganisationen, die
Haftung und Versicherung des Beför-
derers bei der Beförderung von Rei-
senden auf See, die Zulassung von
Schiffsausrüstung, die Seesicher-
heitsuntersuchung, die Seeleute-Aus-
bildung, die Registrierung von Perso-
nen auf Fahrgastschiffen in der See-
schifffahrt sowie Vorschriften und
Verfahrensregeln der Europäischen
Union für das sichere Be- und Entla-
den von Massengutschiffen,

f) mit Vorgaben zur zivilen Luftver-
kehrssicherheit im Sinne der Abwehr
von Gefahren für die betriebliche und
technische Sicherheit und im Sinne
der Flugsicherung,

g) mit Vorgaben zur sicheren Beförde-
rung gefährlicher Güter auf der Stra-
ße, per Eisenbahn und per Binnen-
schiff,

h) mit Vorgaben zum Umweltschutz,

§§ 1–2 Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) 15
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i) mit Vorgaben zum Strahlenschutz
und zur kerntechnischen Sicherheit,

j) zur Förderung der Nutzung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen und der
Energieeffizienz,

k) zur Lebensmittel- und Futtermittelsi-
cherheit, zur ökologischen Produkti-
on und zur Kennzeichnung von öko-
logischen Erzeugnissen, zum Schutz
geografischer Angaben für Agrarer-
zeugnisse und Lebensmittel ein-
schließlich Wein, aromatisierter
Weinerzeugnisse und Spirituosen so-
wie garantiert traditioneller Speziali-
täten, zum Inverkehrbringen und
Verwenden von Pflanzenschutzmit-
teln sowie zur Tiergesundheit und
zum Tierschutz, soweit sie den Schutz
von landwirtschaftlichen Nutztieren,
den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt
der Tötung, die Haltung von Wildtie-
ren in Zoos, den Schutz der für wis-
senschaftliche Zwecke verwendeten
Tiere sowie den Transport von Tieren
und die damit zusammenhängenden
Vorgänge betreffen,

l) zu Qualitäts- und Sicherheitsstan-
dards für Organe und Substanzen
menschlichen Ursprungs, Human-
und Tierarzneimittel, Medizinproduk-
te sowie die grenzüberschreitende
Patientenversorgung,

m) zur Herstellung, zur Aufmachung und
zum Verkauf von Tabakerzeugnissen
und verwandten Erzeugnissen,

n) zur Regelung der Verbraucherrechte
und des Verbraucherschutzes im Zu-
sammenhang mit Verträgen zwi-
schen Unternehmern und Verbrau-
chern sowie zum Schutz von Ver-
brauchern im Bereich der Zahlungs-
konten und Finanzdienstleistungen,
bei Preisangaben sowie vor unlaute-
ren geschäftlichen Handlungen,

o) zum Schutz der Privatsphäre in der
elektronischen Kommunikation, zum
Schutz der Vertraulichkeit der Kom-
munikation, zum Schutz personenbe-

zogener Daten im Bereich der elek-
tronischen Kommunikation, zum
Schutz der Privatsphäre der Endein-
richtungen von Nutzern und von in
diesen Endeinrichtungen gespeicher-
ten Informationen, zum Schutz vor
unzumutbaren Belästigungen durch
Werbung mittels Telefonanrufen, au-
tomatischen Anrufmaschinen, Faxge-
räten oder elektronischer Post sowie
über die Rufnummernanzeige und
-unterdrückung und zur Aufnahme in
Teilnehmerverzeichnisse,

p) zum Schutz personenbezogener Da-
ten im Anwendungsbereich der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/ EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom
4. 5. 2016, S. 1; L 314 vom 22. 11.
2016, S. 72; L 127 vom 23. 5. 2018,
S. 2; L 74 vom 4. 3. 2021, S. 35) ge-
mäß deren Artikel 2,

q) zur Sicherheit in der Informations-
technik im Sinne des § 2 Absatz 2 des
BSI-Gesetzes von Anbietern digitaler
Dienste im Sinne des § 2 Absatz 12
des BSI-Gesetzes,

r) zur Regelung der Rechte von Aktio-
nären von Aktiengesellschaften,

s) zur Abschlussprüfung bei Unterneh-
men von öffentlichem Interesse nach
§ 316a Satz 2 des Handelsgesetz-
buchs,

t) zur Rechnungslegung einschließlich
der Buchführung von Unternehmen,
die kapitalmarktorientiert im Sinne des
§ 264d des Handelsgesetzbuchs sind,
von Kreditinstituten im Sinne des § 340
Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs, Fi-
nanzdienstleistungsinstituten im Sinne
des § 340 Absatz 4 Satz 1 des Han-
delsgesetzbuchs, Wertpapierinstituten
im Sinne des § 340 Absatz 4a Satz 1
des Handelsgesetzbuchs, Instituten im
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Sinne des § 340 Absatz 5 Satz 1 des
Handelsgesetzbuchs, Versicherungsun-
ternehmen im Sinne des § 341 Ab-
satz 1 des Handelsgesetzbuchs und
Pensionsfonds im Sinne des § 341 Ab-
satz 4 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs,

4. Verstöße gegen bundesrechtlich und ein-
heitlich geltende Regelungen für Auf-
traggeber zum Verfahren der Vergabe
von öffentlichen Aufträgen und Konzes-
sionen und zum Rechtsschutz in diesen
Verfahren ab Erreichen der jeweils maß-
geblichen EU-Schwellenwerte,

5. Verstöße, die von § 4d Absatz 1 Satz 1
des Finanzdienstleistungsaufsichtsgeset-
zes erfasst sind, soweit sich nicht aus § 4
Absatz 1 Satz 1 etwas anderes ergibt,

6. Verstöße gegen für Körperschaften und
Personenhandelsgesellschaften geltende
steuerliche Rechtsnormen,

7. Verstöße in Form von Vereinbarungen,
die darauf abzielen, sich in missbräuchli-
cher Weise einen steuerlichen Vorteil zu
verschaffen, der dem Ziel oder dem
Zweck des für Körperschaften und Per-
sonenhandelsgesellschaften geltenden
Steuerrechts zuwiderläuft,

8. Verstöße gegen die Artikel 101 und 102
des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union sowie Verstöße gegen
die in § 81 Absatz 2 Nummer 1, 2 Buch-
stabe a und Nummer 5 sowie Absatz 3 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen genannten Rechtsvorschriften,

9. Verstöße gegen Vorschriften der Verord-
nung (EU) 2022/1925 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 14. Septem-
ber 2022 über bestreitbare und faire Märk-
te im digitalen Sektor und zur Änderung der
Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU) 2020/
1828 (Gesetz über digitale Märkte) (ABl.
L 265 vom 12. 10. 2022, S. 1),

10. Äußerungen von Beamtinnen und Beam-
ten, die einen Verstoß gegen die Pflicht
zur Verfassungstreue darstellen.

(2) Dieses Gesetz gilt außerdem für die Mel-
dung und Offenlegung von Informationen
über

1. Verstöße gegen den Schutz der finanziel-
len Interessen der Europäischen Union im
Sinne des Artikels 325 des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union
und

2. Verstöße gegen Binnenmarktvorschriften
im Sinne des Artikels 26 Absatz 2 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union, einschließlich über Ab-
satz 1 Nummer 8 hinausgehender Vor-
schriften der Europäischen Union über
Wettbewerb und staatliche Beihilfen.

§3 Begriffsbestimmungen
(1) Für dieses Gesetz gelten die Begriffsbe-
stimmungen der folgenden Absätze.
(2) Verstöße sind Handlungen oder Unterlas-
sungen im Rahmen einer beruflichen, unter-
nehmerischen oder dienstlichen Tätigkeit, die
rechtswidrig sind und Vorschriften oder
Rechtsgebiete betreffen, die in den sachli-
chen Anwendungsbereich nach § 2 fallen.
Hierzu können auch missbräuchliche Hand-
lungen oder Unterlassungen gehören, die
dem Ziel oder dem Zweck der Regelungen in
den Vorschriften oder Rechtsgebieten zuwi-
derlaufen, die in den sachlichen Anwen-
dungsbereich nach § 2 fallen.
(3) Informationen über Verstöße sind begrün-
dete Verdachtsmomente oder Wissen über
tatsächliche oder mögliche Verstöße, die bei
dem Beschäftigungsgeber, bei dem die hin-
weisgebende Person tätig ist oder war, oder
bei einer anderen Stelle, mit der die hinweis-
gebende Person aufgrund ihrer beruflichen
Tätigkeit im Kontakt steht oder stand, bereits
begangen wurden oder sehr wahrscheinlich
erfolgen werden, sowie über Versuche der
Verschleierung solcher Verstöße.
(4) Meldungen sind Mitteilungen von Infor-
mationen über Verstöße an interne Melde-
stellen (§ 12) oder externe Meldestellen
(§§ 19 bis 24).
(5) Offenlegung bezeichnet das Zugänglich-
machen von Informationen über Verstöße
gegenüber der Öffentlichkeit.
(6) Repressalien sind Handlungen oder Unter-
lassungen im Zusammenhang mit der berufli-
chen Tätigkeit, die eine Reaktion auf eine Mel-
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dung oder eine Offenlegung sind und durch die
der hinweisgebenden Person ein ungerechtfer-
tigter Nachteil entsteht oder entstehen kann.
(7) Folgemaßnahmen sind die von einer in-
ternen Meldestelle nach § 18 oder von einer
externen Meldestelle nach § 29 ergriffenen
Maßnahmen zur Prüfung der Stichhaltigkeit
einer Meldung, zum weiteren Vorgehen ge-
gen den gemeldeten Verstoß oder zum Ab-
schluss des Verfahrens.
(8) Beschäftigte sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3. Beamtinnen und Beamte,
4. Richterinnen undRichtermit Ausnahme der

ehrenamtlichen Richterinnen und Richter,
5. Soldatinnen und Soldaten,
6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen

Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnli-
che Personen anzusehen sind; zu diesen
gehören auch die in Heimarbeit Beschäf-
tigten und die ihnen Gleichgestellten,

7. Menschen mit Behinderung, die in einer
Werkstatt für behinderte Menschen oder
bei einem anderen Leistungsanbieter nach
§ 60 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch beschäftigt sind.

(9) Beschäftigungsgeber sind, sofern min-
destens eine Person bei ihnen beschäftigt ist,
1. natürliche Personen sowie juristische Per-

sonen des öffentlichen und des privaten
Rechts,

2. rechtsfähige Personengesellschaften und
3. sonstige, nicht in den Nummern 1 und 2

genannte rechtsfähige Personenvereini-
gungen.

(10) Private Beschäftigungsgeber sind Be-
schäftigungsgeber mit Ausnahme juristischer
Personen des öffentlichen Rechts und solcher
Beschäftigungsgeber, die im Eigentum oder
unter der Kontrolle einer juristischen Person
des öffentlichen Rechts stehen.

§4 Verhältnis zu sonstigen
Bestimmungen

(1) Diesem Gesetz gehen spezifische Rege-
lungen über die Mitteilung von Informati-

onen über Verstöße in den folgenden Vor-
schriften vor:

1. § 6 Absatz 5 und § 53 des Geldwäsche-
gesetzes,

2. § 25a Absatz 1 Satz 6 Nummer 3 des
Kreditwesengesetzes und § 13 Absatz 1
des Wertpapierinstitutsgesetzes,

3. § 58 des Wertpapierhandelsgesetzes,
4. § 23 Absatz 6 des Versicherungsauf-

sichtsgesetzes,
5. § 28 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und § 68

Absatz 4 Satz 3 des Kapitalanlagege-
setzbuchs,

6. §§ 3b und 5 Absatz 8 des Börsengeset-
zes,

7. § 55b Absatz 2 Nummer 7 der Wirt-
schaftsprüferordnung,

8. Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 596/
2014 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 16. April 2014 über
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsver-
ordnung) und zur Aufhebung der Richtli-
nie 2003/6/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates und der Richtlinien
2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/
72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom
12. 6. 2014, S. 1; L 287 vom 21. 10. 2016,
S. 320; L 348 vom 21. 12. 2016, S. 83), die
zuletzt durch die Delegierte Verordnung
(EU) 2021/1783 (ABl. L 359 vom 11. 10.
2021, S. 1) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung,

9. Artikel 4 und 5 der Verordnung (EU)
Nr. 376/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 3. April 2014
über die Meldung, Analyse und Weiter-
verfolgung von Ereignissen in der Zivil-
luftfahrt, zur Änderung der Verordnung
(EU) Nr. 996/2010 des Europäischen Par-
laments und des Rates und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2003/42/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates
und der Verordnungen (EG) Nr. 1321/
2007 und (EG) Nr. 1330/2007 der Kom-
mission (ABl. L 122 vom 24. 4. 2014,
S. 18), die zuletzt durch die Delegierte
Verordnung (EU) 2020/2034 (ABl. L 416
vom 11. 12. 2020, S. 1) geändert worden
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ist, in der jeweils geltenden Fassung, und
der aufgrund des § 32 Absatz 1 Num-
mer 1 des Luftverkehrsgesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen,

10. §§ 127 und 128 des Seearbeitsgesetzes,

11. § 14 Absatz 1 des Schiffssicherheitsgeset-
zes in Verbindung mit Abschnitt D Num-
mer 8 der Anlage zum Schiffssicherheits-
gesetz und den aufgrund der §§ 9, 9a
und 9c des Seeaufgabengesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen für Beschwer-
den, die die Sicherheit eines Schiffes unter
ausländischer Flagge einschließlich der
Sicherheit und Gesundheit seiner Besat-
zung, der Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen an Bord und der Verhütung von Ver-
schmutzung durch Schiffe unter ausländi-
scher Flagge betreffen, und

12. aufgrund des § 57c Satz 1 Nummer 1 und
des § 68 Absatz 2 in Verbindung mit Ab-
satz 3 und mit den §§ 65, 66 und 67
Nummer 1 und 8 und den §§ 126, 128
und 129 des Bundesberggesetzes erlas-
senen Rechtsverordnungen.

Soweit die spezifischen Regelungen in Satz 1
keine Vorgaben machen, gelten die Bestim-
mungen dieses Gesetzes.

(2) Das Verbraucherinformationsgesetz, das
Informationsfreiheitsgesetz sowie Regelungen
der Länder über den Zugang zu amtlichen In-
formationen finden keine Anwendung auf die
Vorgänge nach diesem Gesetz. Satz 1 gilt nicht
für die Regelungen des Bundes und der Länder
über den Zugang zu Umweltinformationen.

(3) Die §§ 81h bis 81n des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen bleiben unbe-
rührt.

(4) Die Regelungen des Strafprozessrechts
werden von den Vorgaben dieses Gesetzes
nicht berührt.

§5 Vorrang von Sicherheitsinteressen
sowie Verschwiegenheits- und
Geheimhaltungspflichten

(1) Eine Meldung oder Offenlegung fällt nicht
in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes,
wenn sie folgende Informationen beinhaltet:

1. Informationen, die die nationale Sicherheit
oder wesentliche Sicherheitsinteressen
des Staates, insbesondere militärische
oder sonstige sicherheitsempfindliche Be-
lange des Geschäftsbereiches des Bun-
desministeriums der Verteidigung oder
Kritische Infrastrukturen im Sinne der BSI-
Kritisverordnung, betreffen,

2. Informationen von Nachrichtendiensten
des Bundes oder der Länder oder von Be-
hörden oder sonstigen öffentlichen Stellen
des Bundes oder der Länder, soweit sie
Aufgaben im Sinne des § 10 Nummer 3 des
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes oder im
Sinne entsprechender Rechtsvorschriften
der Länder wahrnehmen, oder

3. Informationen, die die Vergabe öffentli-
cher Aufträge und Konzessionen, die in
den Anwendungsbereich des Artikels 346
des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union fallen, betreffen.

(2) Eine Meldung oder Offenlegung fällt auch
nicht in den Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes, wenn ihr entgegenstehen:

1. eine Geheimhaltungs- oder Vertraulich-
keitspflicht zum materiellen oder organi-
satorischen Schutz von Verschlusssachen,
es sei denn, es handelt sich um die Mel-
dung eines Verstoßes nach § 2 Absatz 1
Nummer 1 an eine interne Meldestelle
(§ 12), mit den Aufgaben der internen
Meldestelle wurde kein Dritter nach § 14
Absatz 1 betraut und die betreffende Ge-
heimhaltungs- oder Vertraulichkeitspflicht
bezieht sich auf eine Verschlusssache des
Bundes nach § 4 Absatz 2 Nummer 4 des
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes oder auf
eine entsprechende Verschlusssache nach
den Rechtsvorschriften der Länder,

2. das richterliche Beratungsgeheimnis,
3. die Pflichten zur Wahrung der Verschwie-

genheit durch Rechtsanwälte, Verteidiger
in einem gesetzlich geordneten Verfahren,
Kammerrechtsbeistände, Patentanwälte
und Notare,

4. die Pflichten zur Wahrung der Verschwie-
genheit durch Ärzte, Zahnärzte, Apotheker
und Angehörige eines anderen Heilberufs,
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der für die Berufsausübung oder die Füh-
rung der Berufsbezeichnung eine staatlich
geregelte Ausbildung erfordert, mit Aus-
nahme von Tierärzten, soweit es um Ver-
stöße gegen von § 2 Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe k erfasste Rechtsvorschriften
zum Schutz von gewerblich gehaltenen
landwirtschaftlichen Nutztieren geht, oder

5. die Pflichten zur Wahrung der Verschwie-
genheit durch Personen, die aufgrund ei-
nes Vertragsverhältnisses einschließlich
der gemeinschaftlichen Berufsausübung,
einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder
einer sonstigen Hilfstätigkeit an der beruf-
lichen Tätigkeit der in den Nummern 2, 3
und 4 genannten Berufsgeheimnisträger
mitwirken.

§6 Verhältnis zu sonstigen Verschwie-
genheits- und Geheimhaltungs-
pflichten

(1) Beinhaltet eine interne oder eine externe
Meldung oder eine Offenlegung ein Ge-
schäftsgeheimnis im Sinne des § 2 Nummer 1
des Gesetzes zum Schutz von Geschäftsge-
heimnissen, so ist die Weitergabe des Ge-
schäftsgeheimnisses an eine zuständige
Meldestelle oder dessen Offenlegung er-
laubt, sofern

1. die hinweisgebende Person hinreichenden
Grund zu der Annahme hatte, dass die
Weitergabe oder die Offenlegung des In-
halts dieser Informationen notwendig ist,
um einen Verstoß aufzudecken, und

2. die Voraussetzungen des § 33 Absatz 1
Nummer 2 und 3 erfüllt sind.

(2) Vorbehaltlich der Vorgaben des § 5 dürfen
Informationen, die einer vertraglichen Ver-
schwiegenheitspflicht, einer Rechtsvorschrift
des Bundes, eines Landes oder einem unmit-
telbar geltenden Rechtsakt der Europäischen
Union über die Geheimhaltung oder über
Verschwiegenheitspflichten, dem Steuerge-
heimnis nach § 30 der Abgabenordnung oder
dem Sozialgeheimnis nach § 35 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch unterliegen, an
eine zuständige Meldestelle weitergegeben
oder unter den Voraussetzungen des § 32
offengelegt werden, sofern

1. die hinweisgebende Person hinreichenden
Grund zu der Annahme hatte, dass die
Weitergabe oder die Offenlegung des In-
halts dieser Informationen notwendig ist,
um einen Verstoß aufzudecken, und

2. die Voraussetzungen des § 33 Absatz 1
Nummer 2 und 3 erfüllt sind.

(3) Personen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit
für eine Meldestelle Informationen erlangen,
die einer vertraglichen Verschwiegenheits-
pflicht, einer Rechtsvorschrift des Bundes
über die Geheimhaltung oder über Ver-
schwiegenheitspflichten, dem Steuergeheim-
nis nach § 30 der Abgabenordnung oder dem
Sozialgeheimnis nach § 35 des Ersten Buches
Sozialgesetzbuch unterliegen, haben ab dem
Zeitpunkt des Eingangs der Informationen
1. diese Verschwiegenheits- oder Geheim-

haltungsvorschriften vorbehaltlich des Ab-
satzes 4 anzuwenden und

2. die schutzwürdigen Belange Betroffener in
gleicher Weise zu beachten wie sie die
hinweisgebende Person zu beachten hat,
die die Informationen der Meldestelle mit-
geteilt hat.

(4) Meldestellen dürfen Geheimnisse im Sin-
ne der Absätze 1 und 2 nur insoweit verwen-
den oder weitergeben, wie dies für das Er-
greifen von Folgemaßnahmen erforderlich ist.
(5) In Bezug auf Informationen, die einer
vertraglichen Verschwiegenheitspflicht unter-
liegen, gelten die Absätze 3 und 4 ab dem
Zeitpunkt, zu dem Kenntnis von der Ver-
schwiegenheitspflicht besteht.

Abschnitt 2
Meldungen

Unterabschnitt 1
Grundsätze

§7 Wahlrecht zwischen interner und
externer Meldung

(1) Personen, die beabsichtigen, Informati-
onen über einen Verstoß zu melden, können
wählen, ob sie sich an eine interne Melde-
stelle (§ 12) oder eine externe Meldestelle
(§§ 19 bis 24) wenden. Diese Personen soll-

15 Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) §§ 6–7
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ten in den Fällen, in denen intern wirksam
gegen den Verstoß vorgegangen werden
kann und sie keine Repressalien befürchten,
die Meldung an eine interne Meldestelle be-
vorzugen. Wenn einem intern gemeldeten
Verstoß nicht abgeholfen wurde, bleibt es der
hinweisgebenden Person unbenommen, sich
an eine externe Meldestelle zu wenden.

(2) Es ist verboten, Meldungen oder die auf
eine Meldung folgende Kommunikation zwi-
schen hinweisgebender Person und Melde-
stelle zu behindern oder dies zu versuchen.

(3) Beschäftigungsgeber, die nach § 12 Ab-
satz 1 und 3 zur Einrichtung interner Melde-
stellen verpflichtet sind, sollen Anreize dafür
schaffen, dass sich hinweisgebende Personen
vor einer Meldung an eine externe Melde-
stelle zunächst an die jeweilige interne Mel-
destelle wenden. Diese Beschäftigungsgeber
stellen für Beschäftigte klare und leicht zu-
gängliche Informationen über die Nutzung
des internen Meldeverfahrens bereit. Die
Möglichkeit einer externen Meldung darf
hierdurch nicht beschränkt oder erschwert
werden.

§8 Vertraulichkeitsgebot
(1) Die Meldestellen haben die Vertraulich-
keit der Identität der folgenden Personen zu
wahren:

1. der hinweisgebenden Person, sofern die
gemeldeten Informationen Verstöße be-
treffen, die in den Anwendungsbereich
dieses Gesetzes fallen, oder die hinweis-
gebende Person zum Zeitpunkt der Mel-
dung hinreichenden Grund zu der Annah-
me hatte, dass dies der Fall sei,

2. der Personen, die Gegenstand einer Mel-
dung sind, und

3. der sonstigen in der Meldung genannten
Personen.

Die Identität der in Satz 1 genannten Perso-
nen darf ausschließlich den Personen, die für
die Entgegennahme von Meldungen oder für
das Ergreifen von Folgemaßnahmen zustän-
dig sind, sowie den sie bei der Erfüllung die-
ser Aufgaben unterstützenden Personen be-
kannt werden.

(2) Das Gebot der Vertraulichkeit der Identität
gilt unabhängig davon, ob die Meldestelle für
die eingehende Meldung zuständig ist.

§9 Ausnahmen vom Vertraulich-
keitsgebot

(1) Die Identität einer hinweisgebenden Per-
son, die vorsätzlich oder grob fahrlässig un-
richtige Informationen über Verstöße meldet,
wird nicht nach diesem Gesetz geschützt.

(2) Informationen über die Identität einer
hinweisgebenden Person oder über sonstige
Umstände, die Rückschlüsse auf die Identität
dieser Person erlauben, dürfen abweichend
von § 8 Absatz 1 an die zuständige Stelle
weitergegeben werden

1. in Strafverfahren auf Verlangen der Straf-
verfolgungsbehörden,

2. aufgrund einer Anordnung in einem einer
Meldung nachfolgenden Verwaltungsver-
fahren, einschließlich verwaltungsbehörd-
licher Bußgeldverfahren,

3. aufgrund einer gerichtlichen Entschei-
dung,

4. von der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht als externe Meldestelle
nach § 21 an die zuständigen Fachabtei-
lungen innerhalb der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht sowie bei in
§ 109a des Wertpapierhandelsgesetzes
genannten Vorgängen an die in § 109a des
Wertpapierhandelsgesetzes genannten
Stellen oder

5. von dem Bundeskartellamt als externe
Meldestelle nach § 22 an die zuständigen
Fachabteilungen innerhalb des Bundes-
kartellamtes sowie in den Fällen des § 49
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 und § 50d
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen an die jeweils zuständige
Wettbewerbsbehörde.

Die Meldestelle hat die hinweisgebende Per-
son vorab über die Weitergabe zu informie-
ren. Hiervon ist abzusehen, wenn die Straf-
verfolgungsbehörde, die zuständige Behörde
oder das Gericht der Meldestelle mitgeteilt
hat, dass durch die Information die entspre-
chenden Ermittlungen, Untersuchungen oder

§§ 8–9 Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) 15
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Gerichtsverfahren gefährdet würden. Der
hinweisgebenden Person sind mit der Infor-
mation zugleich die Gründe für die Weiter-
gabe schriftlich oder elektronisch darzulegen.

(3) Über die Fälle des Absatzes 2 hinaus dür-
fen Informationen über die Identität der hin-
weisgebenden Person oder über sonstige
Umstände, die Rückschlüsse auf die Identität
dieser Person erlauben, weitergegeben wer-
den, wenn

1. die Weitergabe für Folgemaßnahmen er-
forderlich ist und

2. die hinweisgebende Person zuvor in die
Weitergabe eingewilligt hat.

Die Einwilligung nach Satz 1 Nummer 2 muss
für jede einzelne Weitergabe von Informati-
onen über die Identität gesondert und in
Textform vorliegen. Die Regelung des § 26
Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes
bleibt unberührt.

(4) Informationen über die Identität von Per-
sonen, die Gegenstand einer Meldung sind,
und von sonstigen in der Meldung genannten
Personen dürfen abweichend von § 8 Ab-
satz 1 an die jeweils zuständige Stelle wei-
tergegeben werden

1. bei Vorliegen einer diesbezüglichen Ein-
willigung,

2. von internen Meldestellen, sofern dies im
Rahmen interner Untersuchungen bei dem
jeweiligen Beschäftigungsgeber oder in
der jeweiligen Organisationseinheit erfor-
derlich ist,

3. sofern dies für das Ergreifen von Folge-
maßnahmen erforderlich ist,

4. in Strafverfahren auf Verlangen der Straf-
verfolgungsbehörde,

5. aufgrund einer Anordnung in einem einer
Meldung nachfolgenden Verwaltungsver-
fahren, einschließlich verwaltungsbehörd-
licher Bußgeldverfahren,

6. aufgrund einer gerichtlichen Entschei-
dung,

7. von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht als externe Meldestelle nach
§ 21 an die zuständigen Fachabteilungen
innerhalb der Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht sowie bei in § 109a
des Wertpapierhandelsgesetzes genannten
Vorgängen an die in § 109a des Wertpa-
pierhandelsgesetzes genannten Stellen oder

8. von dem Bundeskartellamt als externe
Meldestelle nach § 22 an die zuständigen
Fachabteilungen innerhalb des Bundes-
kartellamtes sowie in den Fällen des § 49
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 und § 50d
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen an die jeweils zuständige
Wettbewerbsbehörde.

§10 Verarbeitung personenbezogener
Daten

Die Meldestellen sind befugt, personenbezo-
gene Daten zu verarbeiten, soweit dies zur
Erfüllung ihrer in den §§ 13 und 24 bezeich-
neten Aufgaben erforderlich ist. Abweichend
von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 ist die Verarbeitung besonderer Ka-
tegorien personenbezogener Daten durch eine
Meldestelle zulässig, wenn dies zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlich ist. In diesem Fall
hat die Meldestelle spezifische und angemes-
sene Maßnahmen zur Wahrung der Interessen
der betroffenen Person vorzusehen; § 22 Ab-
satz 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes
ist entsprechend anzuwenden.

§11 Dokumentation der Meldungen
(1) Die Personen, die in einer Meldestelle für
die Entgegennahme von Meldungen zustän-
dig sind, dokumentieren alle eingehenden
Meldungen in dauerhaft abrufbarer Weise
unter Beachtung des Vertraulichkeitsgebots
(§ 8).

(2) Bei telefonischen Meldungen oder Mel-
dungen mittels einer anderen Art der Sprach-
übermittlung darf eine dauerhaft abrufbare
Tonaufzeichnung des Gesprächs oder dessen
vollständige und genaue Niederschrift (Wort-
protokoll) nur mit Einwilligung der hinweis-
gebenden Person erfolgen. Liegt eine solche
Einwilligung nicht vor, ist die Meldung durch
eine von der für die Bearbeitung der Meldung
verantwortlichen Person zu erstellende Zu-
sammenfassung ihres Inhalts (Inhaltsproto-
koll) zu dokumentieren.

15 Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) §§ 10–11
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(3) Erfolgt die Meldung im Rahmen einer Zu-
sammenkunft gemäß § 16 Absatz 3 oder § 27
Absatz 3, darf mit Zustimmung der hinweis-
gebenden Person eine vollständige und ge-
naue Aufzeichnung der Zusammenkunft er-
stellt und aufbewahrt werden. Die Aufzeich-
nung kann durch Erstellung einer Tonauf-
zeichnung des Gesprächs in dauerhaft abruf-
barer Form oder durch ein von der für die
Bearbeitung der Meldung verantwortlichen
Person erstelltes Wortprotokoll der Zusam-
menkunft erfolgen.

(4) Der hinweisgebenden Person ist Gele-
genheit zu geben, das Protokoll zu überprü-
fen, gegebenenfalls zu korrigieren und es
durch ihre Unterschrift oder in elektronischer
Form zu bestätigen. Wird eine Tonaufzeich-
nung zur Anfertigung eines Protokolls ver-
wendet, so ist sie zu löschen, sobald das
Protokoll fertiggestellt ist.

(5) Die Dokumentation wird drei Jahre nach
Abschluss des Verfahrens gelöscht. Die Do-
kumentation kann länger aufbewahrt wer-
den, um die Anforderungen nach diesem Ge-
setz oder nach anderen Rechtsvorschriften zu
erfüllen, solange dies erforderlich und ver-
hältnismäßig ist.

Unterabschnitt 2
Interne Meldungen

§12 Pflicht zur Einrichtung interner
Meldestellen

(1) Beschäftigungsgeber haben dafür zu sor-
gen, dass bei ihnen mindestens eine Stelle für
interne Meldungen eingerichtet ist und betrie-
ben wird, an die sich Beschäftigte wenden
können (interneMeldestelle). Ist der Bundoder
ein Land Beschäftigungsgeber, bestimmen die
obersten Bundes- oder Landesbehörden Orga-
nisationseinheiten in Form von einzelnen oder
mehreren Behörden, Verwaltungsstellen, Be-
trieben oder Gerichten. Die Pflicht nach Satz 1
gilt sodann für die Einrichtung und den Betrieb
der internen Meldestelle bei den jeweiligen
Organisationseinheiten. Für Gemeinden und
Gemeindeverbände und solche Beschäfti-
gungsgeber, die im Eigentum oder unter der
Kontrolle von Gemeinden und Gemeindever-

bänden stehen, gilt die Pflicht zur Einrichtung
und zum Betrieb interner Meldestellen nach
Maßgabe des jeweiligen Landesrechts.
(2) Die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 gilt nur für
Beschäftigungsgeber mit jeweils in der Regel
mindestens 50 Beschäftigten.
(3) Abweichend von Absatz 2 gilt die Pflicht
nach Absatz 1 Satz 1 unabhängig von der
Zahl der Beschäftigten für
1. Wertpapierdienstleistungsunternehmen

im Sinne des § 2 Absatz 10 des Wertpa-
pierhandelsgesetzes,

2. Datenbereitstellungsdienste im Sinne des
§ 2 Absatz 40 des Wertpapierhandelsge-
setzes,

3. Börsenträger im Sinne des Börsengeset-
zes,

4. Institute im Sinne des § 1 Absatz 1b des
Kreditwesengesetzes und Institute im Sin-
ne des § 2 Absatz 1 des Wertpapierinsti-
tutsgesetzes,

5. Gegenparteien im Sinne des Artikels 3
Nummer 2 der Verordnung (EU) 2015/
2365 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. November 2015 über
die Transparenz von Wertpapierfinanzie-
rungsgeschäften und der Weiterverwen-
dung sowie zur Änderung der Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23. 12.
2015, S. 1), die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2021/23 (ABl. L 22 vom 22. 1.
2021, S. 1) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung,

6. Kapitalverwaltungsgesellschaften gemäß
§ 17 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetz-
buchs sowie

7. Unternehmen gemäß § 1 Absatz 1 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes mit Aus-
nahme der nach den §§ 61 bis 66a des
Versicherungsaufsichtsgesetzes tätigen
Unternehmen mit Sitz in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum.

(4) Die nach Absatz 1 Satz 1 verpflichteten
Beschäftigungsgeber erteilen der internen
Meldestelle die notwendigen Befugnisse, um
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ihre Aufgaben wahrzunehmen, insbesonde-
re, um Meldungen zu prüfen und Folgemaß-
nahmen zu ergreifen. Ist der Beschäftigungs-
geber der Bund oder ein Land, gilt Satz 1 für
die jeweiligen Organisationseinheiten ent-
sprechend.

§13 Aufgaben der internenMeldestellen
(1) Die internen Meldestellen betreiben Mel-
dekanäle nach § 16, führen das Verfahren
nach § 17 und ergreifen Folgemaßnahmen
nach § 18.

(2) Die internen Meldestellen halten für Be-
schäftigte klare und leicht zugängliche Infor-
mationen über externeMeldeverfahren gemäß
Unterabschnitt 3 und einschlägige Meldever-
fahren von Organen, Einrichtungen oder sons-
tigen Stellen der Europäischen Union bereit.

§14 Organisationsformen interner
Meldestellen

(1) Eine interneMeldestelle kann eingerichtet
werden, indem eine bei dem jeweiligen Be-
schäftigungsgeber oder bei der jeweiligen
Organisationseinheit beschäftigte Person,
eine aus mehreren beschäftigten Personen
bestehende Arbeitseinheit oder ein Dritter
mit den Aufgaben einer internen Meldestelle
betraut wird. Die Betrauung eines Dritten mit
den Aufgaben einer internen Meldestelle
entbindet den betrauenden Beschäftigungs-
geber nicht von der Pflicht, selbst geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um einen etwa-
igen Verstoß abzustellen. Ist der Beschäfti-
gungsgeber der Bund oder ein Land, gilt
Satz 2 für die jeweiligen Organisationsein-
heiten entsprechend.

(2) Mehrere private Beschäftigungsgeber mit
in der Regel 50 bis 249 Beschäftigten können
für die Entgegennahme von Meldungen und
für die weiteren nach diesem Gesetz vorge-
sehenen Maßnahmen eine gemeinsame
Stelle einrichten und betreiben. Die Pflicht,
Maßnahmen zu ergreifen, um den Verstoß
abzustellen, und die Pflicht zur Rückmeldung
an die hinweisgebende Person verbleiben bei
dem einzelnen Beschäftigungsgeber.

§15 Unabhängige Tätigkeit;
notwendige Fachkunde

(1) Die mit den Aufgaben einer internen
Meldestelle beauftragten Personen sind bei
der Ausübung ihrer Tätigkeit unabhängig. Sie
dürfen neben ihrer Tätigkeit für die interne
Meldestelle andere Aufgaben und Pflichten
wahrnehmen. Es ist dabei sicherzustellen,
dass derartige Aufgaben und Pflichten nicht
zu Interessenkonflikten führen.

(2) Beschäftigungsgeber tragen dafür Sorge,
dass die mit den Aufgaben einer internen
Meldestelle beauftragten Personen über die
notwendige Fachkunde verfügen. Ist der Be-
schäftigungsgeber der Bund oder ein Land,
gilt Satz 1 für die jeweiligen Organisations-
einheiten entsprechend.

§16 Meldekanäle für interne
Meldestellen

(1) Nach § 12 zur Einrichtung interner Mel-
destellen verpflichtete Beschäftigungsgeber
richten für diese Meldekanäle ein, über die
sich Beschäftigte und dem Beschäftigungs-
geber überlassene Leiharbeitnehmerinnen
und Leiharbeitnehmer an die internen Mel-
destellen wenden können, um Informationen
über Verstöße zu melden. Ist der Beschäfti-
gungsgeber der Bund oder ein Land, gilt
Satz 1 für die jeweiligen Organisationsein-
heiten entsprechend. Der interne Meldekanal
kann so gestaltet werden, dass er darüber
hinaus auch natürlichen Personen offensteht,
die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeiten
mit dem jeweiligen zur Einrichtung der inter-
nen Meldestelle verpflichteten Beschäfti-
gungsgeber oder mit der jeweiligen Organi-
sationseinheit in Kontakt stehen. Die interne
Meldestelle sollte auch anonym eingehende
Meldungen bearbeiten. Es besteht allerdings
keine Verpflichtung, die Meldekanäle so zu
gestalten, dass sie die Abgabe anonymer
Meldungen ermöglichen.

(2) Die Meldekanäle sind so zu gestalten,
dass nur die für die Entgegennahme und Be-
arbeitung der Meldungen zuständigen sowie
die sie bei der Erfüllung dieser Aufgaben un-
terstützenden Personen Zugriff auf die einge-
henden Meldungen haben.
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(3) Interne Meldekanäle müssen Meldungen
in mündlicher oder in Textform ermöglichen.
Mündliche Meldungen müssen per Telefon
oder mittels einer anderen Art der Sprach-
übermittlung möglich sein. Auf Ersuchen der
hinweisgebenden Person ist für eine Mel-
dung innerhalb einer angemessenen Zeit
eine persönliche Zusammenkunft mit einer
für die Entgegennahme einer Meldung zu-
ständigen Person der internenMeldestelle zu
ermöglichen. Mit Einwilligung der hinweis-
gebenden Person kann die Zusammenkunft
auch im Wege der Bild- und Tonübertragung
erfolgen.

§17 Verfahren bei internen Meldungen
(1) Die interne Meldestelle

1. bestätigt der hinweisgebenden Person
den Eingang einer Meldung spätestens
nach sieben Tagen,

2. prüft, ob der gemeldete Verstoß in den
sachlichen Anwendungsbereich nach § 2
fällt,

3. hält mit der hinweisgebenden Person Kon-
takt,

4. prüft die Stichhaltigkeit der eingegange-
nen Meldung,

5. ersucht die hinweisgebende Person erfor-
derlichenfalls um weitere Informationen
und

6. ergreift angemessene Folgemaßnahmen
nach § 18.

(2) Die interne Meldestelle gibt der hinweis-
gebenden Person innerhalb von drei Mona-
ten nach der Bestätigung des Eingangs der
Meldung oder, wenn der Eingang nicht be-
stätigt wurde, spätestens drei Monate und
sieben Tage nach Eingang der Meldung eine
Rückmeldung. Die Rückmeldung umfasst die
Mitteilung geplanter sowie bereits ergriffe-
ner Folgemaßnahmen sowie die Gründe für
diese. Eine Rückmeldung an die hinweisge-
bende Person darf nur insoweit erfolgen, als
dadurch interne Nachforschungen oder Er-
mittlungen nicht berührt und die Rechte der
Personen, die Gegenstand einer Meldung
sind oder die in der Meldung genannt wer-
den, nicht beeinträchtigt werden.

§18 Folgemaßnahmen der internen
Meldestelle

Als Folgemaßnahmen kann die interne Mel-
destelle insbesondere
1. interne Untersuchungen bei dem Beschäf-

tigungsgeber oder bei der jeweiligen Or-
ganisationseinheit durchführen und be-
troffene Personen und Arbeitseinheiten
kontaktieren,

2. die hinweisgebende Person an andere zu-
ständige Stellen verweisen,

3. das Verfahren ausMangel an Beweisen oder
aus anderen Gründen abschließen oder

4. das Verfahren zwecks weiterer Untersu-
chungen abgeben an

a) eine bei dem Beschäftigungsgeber oder
bei der jeweiligen Organisationseinheit
für interne Ermittlungen zuständige Ar-
beitseinheit oder

b) eine zuständige Behörde.

Unterabschnitt 3
Externe Meldestellen

§19 Errichtung und Zuständigkeit einer
externen Meldestelle des Bundes

(1) Der Bund errichtet beim Bundesamt für
Justiz eine Stelle für externe Meldungen (ex-
terne Meldestelle des Bundes). Die externe
Meldestelle des Bundes ist organisatorisch
vom übrigen Zuständigkeitsbereich des Bun-
desamts für Justiz getrennt.

(2) Die Aufgaben der externen Meldestelle
des Bundes werden unabhängig von den
sonstigen Aufgaben des Bundesamts für Jus-
tiz wahrgenommen. Die Dienstaufsicht über
die externe Meldestelle des Bundes führt die
Präsidentin oder der Präsident des Bundes-
amts für Justiz. Die externe Meldestelle des
Bundes untersteht einer Dienstaufsicht nur,
soweit nicht ihre Unabhängigkeit beeinträch-
tigt wird.

(3) Der externen Meldestelle des Bundes ist
die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwen-
dige Personal- und Sachausstattung zur Ver-
fügung zu stellen.
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(4) Die externe Meldestelle des Bundes ist
zuständig, soweit nicht eine externe Melde-
stelle nach den §§ 20 bis 23 zuständig ist.

§20 Errichtung und Zuständigkeit
externer Meldestellen der Länder

Jedes Land kann eine eigene externe Melde-
stelle einrichten für Meldungen, die die je-
weilige Landesverwaltung und die jeweiligen
Kommunalverwaltungen betreffen.

§21 Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht als externe
Meldestelle

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht ist zuständige externeMeldestelle für
1. Meldungen, die von § 4d des Finanz-

dienstleistungsaufsichtsgesetzes erfasst
werden, einschließlich Meldungen, die
Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und
Übernahmegesetzes betreffen,

2. Meldungen von Informationen über Ver-
stöße
a) nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 Buchsta-

be a, soweit die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht zuständi-
ge Behörde im Sinne des § 50 Absatz 1
Nummer 1 oder Nummer 2 des Geld-
wäschegesetzes ist, sowie

b) nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 Buchsta-
be r bis t.

Für die über dieses Gesetz hinausgehende
nähere Ausgestaltung der Organisation und
des Verfahrens der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht als externe Melde-
stelle gilt § 4d des Finanzdienstleistungsauf-
sichtsgesetzes.

§22 Bundeskartellamt als externe
Meldestelle

(1) Das Bundeskartellamt ist zuständige ex-
terne Meldestelle für Meldungen von Infor-
mationen über Verstöße nach § 2 Absatz 1
Nummer 8 und 9. § 7 Absatz 1 Satz 3 findet
mit der Maßgabe Anwendung, dass sich die
hinweisgebende Person jederzeit und unab-
hängig vom Ausgang des Verfahrens über die
interne Meldung an das Bundeskartellamt
wenden kann.

(2) Die Befugnisse des Bundeskartellamts
nach anderen Vorschriften bleiben unberührt.

§23 Weitere externe Meldestellen
(1) Der Bund richtet eine weitere externe
Meldestelle ein für externe Meldungen, die
die externeMeldestelle des Bundes nach § 19
betreffen.

(2) Für Meldungen, die eine externe Melde-
stelle nach den §§ 20 bis 22 betreffen, ist
weitere externe Meldestelle die externe Mel-
destelle des Bundes nach § 19.

§24 AufgabenderexternenMeldestellen
(1) Die externen Meldestellen errichten und
betreiben Meldekanäle nach § 27, prüfen die
Stichhaltigkeit einer Meldung und führen das
Verfahren nach § 28.

(2) Die externen Meldestellen bieten natürli-
chen Personen, die in Erwägung ziehen, eine
Meldung zu erstatten, umfassende und un-
abhängige Informationen und Beratung über
bestehende Abhilfemöglichkeiten und Ver-
fahren für den Schutz vor Repressalien. Dabei
informieren die externen Meldestellen insbe-
sondere auch über die Möglichkeit einer in-
ternen Meldung.

(3) Die externen Meldestellen veröffentlichen
in einem gesonderten, leicht erkennbaren
und leicht zugänglichen Abschnitt ihres In-
ternetauftritts

1. die Voraussetzungen für den Schutz nach
Maßgabe dieses Gesetzes,

2. Erläuterungen zum Meldeverfahren sowie
die Art der möglichen Folgemaßnahmen
nach § 29,

3. die geltende Vertraulichkeitsregelung für
Meldungen und Informationen über die
Verarbeitung personenbezogener Daten,

4. Informationen über die verfügbaren Ab-
hilfemöglichkeiten und Verfahren zum
Schutz vor Repressalien sowie die Verfüg-
barkeit einer vertraulichen Beratung von
Personen, die in Erwägung ziehen, eine
Meldung zu erstatten,

5. eine leicht verständliche Erläuterung dazu,
unter welchen Voraussetzungen Personen,
die eine Meldung an die externe Melde-
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stelle richten, nicht wegen Verletzung der
Verschwiegenheits- und Geheimhaltungs-
pflichten haftbar gemacht werden kön-
nen,

6. ihre Erreichbarkeiten, insbesondere E-
Mail-Adresse, Postanschrift und Telefon-
nummer, sowie die Angabe, ob Telefonge-
spräche aufgezeichnet werden.

(4) Die externen Meldestellen halten klare
und leicht zugängliche Informationen über
ihre jeweiligen Meldeverfahren bereit, auf
die interne Meldestellen zugreifen oder ver-
weisen können, um ihrer Pflicht nach § 13
Absatz 2 nachzukommen. Die externe Mel-
destelle des Bundes hält zudem klare und
leicht zugängliche Informationen über die in
§ 13 Absatz 2 genannten Meldeverfahren
bereit, auf die interne Meldestellen zugreifen
oder verweisen können, um ihrer Pflicht nach
§ 13 Absatz 2 nachzukommen.

§25 Unabhängige Tätigkeit; Schulung
(1) Die externen Meldestellen arbeiten im
Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse
fachlich unabhängig und von den internen
Meldestellen getrennt. Die Aufsicht über sie
erstreckt sich auf die Beachtung von Gesetz
und sonstigem Recht.

(2) Die für die Bearbeitung von Meldungen
zuständigen Personen werden regelmäßig für
diese Aufgabe geschult. Sie dürfen neben ih-
rer Tätigkeit für eine externe Meldestelle an-
dere Aufgaben und Pflichten wahrnehmen.
Es ist dabei sicherzustellen, dass derartige
Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Inte-
ressenkonflikt führen.

§26 Berichtspflichten der externen
Meldestellen

(1) Die externen Meldestellen berichten jähr-
lich in zusammengefasster Form über die
eingegangenen Meldungen. Der Bericht darf
keine Rückschlüsse auf die beteiligten Perso-
nen oder Unternehmen zulassen. Er ist der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

(2) Für den Bericht erfassen die externen
Meldestellen die folgenden Daten und wei-
sen sie im Bericht aus:

1. die Anzahl der eingegangenen Meldun-
gen,

2. die Anzahl der Fälle, in denen interne Un-
tersuchungen bei den betroffenen Unter-
nehmen oder Behörden eingeleitet wur-
den,

3. die Anzahl der Fälle, die Ermittlungen ei-
ner Staatsanwaltschaft oder ein gerichtli-
ches Verfahren zur Folge hatten, und

4. die Anzahl der Fälle, die eine Abgabe an
eine sonstige zuständige Stelle zur Folge
hatten.

(3) Die externe Meldestelle des Bundes nach
§ 19 übermittelt ihren Jahresbericht darüber
hinaus dem Deutschen Bundestag, dem Bun-
desrat und der Bundesregierung und über-
mittelt eine Zusammenstellung der Berichte
nach den Absätzen 1 und 2 der Europäischen
Kommission.

Unterabschnitt 4
Externe Meldungen

§27 Meldekanäle für externe
Meldestellen

(1) Für externe Meldestellen werden Melde-
kanäle eingerichtet, über die sich hinweisge-
bende Personen an die externenMeldestellen
wenden können, um Informationen über Ver-
stöße zu melden. § 16 Absatz 2 gilt entspre-
chend. Die externe Meldestelle sollte auch
anonym eingehende Meldungen bearbeiten.
Vorbehaltlich spezialgesetzlicher Regelungen
besteht allerdings keine Verpflichtung, die
Meldekanäle so zu gestalten, dass sie die
Abgabe anonymer Meldungen ermöglichen.

(2) Wird eine Meldung bei einer externen
Meldestelle von anderen als den für die Be-
arbeitung zuständigen Personen entgegen-
genommen, so ist sie unverzüglich, unverän-
dert und unmittelbar an die für die Bearbei-
tung zuständigen Personen weiterzuleiten.

(3) Externe Meldekanäle müssen Meldungen
in mündlicher und in Textform ermöglichen.
Mündliche Meldungen müssen per Telefon
oder mittels einer anderen Art der Sprach-
übermittlung möglich sein. Auf Ersuchen der
hinweisgebenden Person ist für eineMeldung
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innerhalb einer angemessenen Zeit eine per-
sönliche Zusammenkunft mit den für die Ent-
gegennahme einer Meldung zuständigen
Personen der externen Meldestelle zu er-
möglichen. Mit Einwilligung der hinweisge-
benden Person kann die Zusammenkunft
auch im Wege der Bild- und Tonübertragung
erfolgen.

§28 Verfahren bei externen Meldungen
(1) Die externen Meldestellen bestätigen den
Eingang einer Meldung umgehend, spätes-
tens jedoch sieben Tage nach Eingang der
Meldung. Eine Eingangsbestätigung erfolgt
nicht, wenn die hinweisgebende Person da-
rauf ausdrücklich verzichtet oder wenn hinrei-
chender Grund zu der Annahme besteht, dass
die Eingangsbestätigung den Schutz der Iden-
tität der hinweisgebenden Person beeinträch-
tigen würde. In für ein internes Meldeverfah-
ren geeigneten Fällen weisen die externen
Meldestellen zusammen mit der Eingangsbe-
stätigung die hinweisgebende Person auf die
Möglichkeit einer internen Meldung hin.

(2) Die externen Meldestellen prüfen, ob der
gemeldete Verstoß in den sachlichen An-
wendungsbereich nach § 2 fällt und keine
Ausnahmen vom Anwendungsbereich dieses
Gesetzes nach § 5 greifen. Ist dies der Fall,
prüfen sie die Stichhaltigkeit der Meldung
und ergreifen angemessene Folgemaßnah-
men nach § 29.

(3) Für die Akteneinsicht durch Beteiligte im
Sinne dieses Gesetzes gilt § 29 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. Bestehende Ver-
schwiegenheits- und Geheimhaltungspflich-
ten im Sinne des § 6 Absatz 3 sind zu beach-
ten. Für die hinweisgebende Person gelten
die Sätze 1 und 2 entsprechend; hierbei ist
sicherzustellen, dass die Rechte der Perso-
nen, die Gegenstand einer Meldung sind oder
die in der Meldung genannt werden, nicht
beeinträchtigt werden.

(4) Die hinweisgebende Person erhält auf ihre
Meldung hin innerhalb einer angemessenen
Zeit eine Rückmeldung. Diese erfolgt spätes-
tens nach drei Monaten. In Fällen, in denen
die Bearbeitung umfangreich ist, beträgt die-
se Frist sechs Monate. Die Gründe für die

Verlängerung der Frist sind der hinweisge-
benden Person mitzuteilen. § 17 Absatz 2
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
(5) Meldungen über Verstöße von besonderer
Schwere können vorrangig behandelt wer-
den. Die Fristen des Absatzes 4 für eine
Rückmeldung bleiben davon unberührt.

§29 Folgemaßnahmen der externen
Meldestellen

(1) Die externen Meldestellen können nach
pflichtgemäßem Ermessen Auskünfte von
den betroffenen natürlichen Personen, von
dem betroffenen Beschäftigungsgeber, von
Dritten sowie von Behörden verlangen, so-
weit dies zur Überprüfung der Stichhaltigkeit
der Meldung erforderlich ist. Für die Beant-
wortung des Auskunftsverlangens ist eine
angemessene Frist zu gewähren. Für Aus-
kunftsverlangen nach Satz 1 gelten das
Zeugnisverweigerungsrecht nach den §§ 53
und 53a und das Auskunftsverweigerungs-
recht nach § 55 der Strafprozessordnung
entsprechend. Für die Beantwortung von
Auskunftsverlangen wird auf Antrag eine
Entschädigung entsprechend den Vorschrif-
ten des Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes über die Entschädigung von
Zeugen gewährt. § 23 Absatz 2 Satz 2 des
Justizvergütungs- und -entschädigungsgeset-
zes gilt entsprechend.
(2) Als weitere Folgemaßnahmen können die
externen Meldestellen nach pflichtgemäßem
Ermessen
1. betroffene Beschäftigungsgeber kontak-

tieren,
2. die hinweisgebende Person an andere zu-

ständige Stellen verweisen,
3. das Verfahren ausMangel an Beweisen oder

aus anderen Gründen abschließen oder
4. das Verfahren an eine zuständige Behörde

zwecks weiterer Untersuchungen abgeben.

§30 Zusammenarbeit mit anderen
öffentlichen Stellen

Die externen Meldestellen sowie die sonsti-
gen öffentlichen Stellen, die für die Aufklä-
rung, Verhütung und Verfolgung von Verstö-
ßen im Anwendungsbereich dieses Gesetzes
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zuständig sind, arbeiten zur Durchführung
dieses Gesetzes zusammen und unterstützen
sich gegenseitig. Spezielle gesetzliche Rege-
lungen zur Zusammenarbeit öffentlicher
Stellen bleiben hiervon unberührt.

§31 Abschluss des Verfahrens
(1) Hat eine externe Meldestelle die Stich-
haltigkeit einer Meldung geprüft und das
Verfahren nach § 28 geführt, schließt sie das
Verfahren ab.

(2) Ist eine externe Meldestelle nicht zustän-
dig für eine Meldung oder ist es ihr nicht
möglich, dem gemeldeten Verstoß innerhalb
einer angemessenen Zeit weiter nachzuge-
hen, so leitet sie die Meldung unverzüglich
unter Wahrung der Vertraulichkeit der Iden-
tität der hinweisgebenden Person an die je-
weilige für die Aufklärung, Verhütung und
Verfolgung des Verstoßes zuständige Stelle
weiter. Dies gilt auch für Meldungen, für de-
ren Weiterverfolgung nach § 4 Absatz 1 die
externe Meldestelle nicht zuständig ist. Über
die Weiterleitung setzt die externe Melde-
stelle die hinweisgebende Person unverzüg-
lich in Kenntnis. Ist die Weiterleitung unter
Wahrung der Vertraulichkeit der Identität
nicht möglich, ist § 9 Absatz 3 zu beachten.

(3) Kommt eine externe Meldestelle zu dem
Ergebnis, dass ein gemeldeter Verstoß als
geringfügig anzusehen ist, so kann sie nach
pflichtgemäßem Ermessen das Verfahren ab-
schließen.

(4) Betrifft eine Meldung einen Sachverhalt,
zu dem bereits ein Verfahren nach diesem
Gesetz abgeschlossen wurde, so kann eine
externe Meldestelle nach pflichtgemäßem
Ermessen das Verfahren abschließen, wenn
die Meldung keine neuen Tatsachen enthält.
Dies gilt nicht, wenn neue rechtliche oder
sachliche Umstände ein anderes Vorgehen
rechtfertigen.

(5) Schließt eine externe Meldestelle das
Verfahren nach Absatz 3 oder Absatz 4 ab,
teilt sie der hinweisgebenden Person die
Entscheidung und die Gründe für die Ent-
scheidung unverzüglich mit. Die externe
Meldestelle soll die Entscheidung nach Satz 1
unter Wahrung der Vertraulichkeit der Iden-

tität der in § 8 Absatz 1 genannten Personen
dem betroffenen Beschäftigungsgeber mit-
teilen, wenn dieser zuvor gemäß § 29 Ab-
satz 2 Nummer 1 von der externen Melde-
stelle kontaktiert wurde.

(6) Eine externe Meldestelle teilt der hin-
weisgebenden Person das Ergebnis der durch
die Meldung ausgelösten Untersuchungen
nach deren Abschluss mit, soweit dies mit
gesetzlichen Verschwiegenheitspflichten ver-
einbar ist. Absatz 5 Satz 2 ist anzuwenden.

(7) Für Streitigkeiten wegen der Entscheidun-
gen einer externen Meldestelle nach den Ab-
sätzen 1 bis 6 ist der Verwaltungsrechtsweg
gegeben. Vor Erhebung einer Klage bedarf es
keiner Nachprüfung in einem Vorverfahren.

Abschnitt 3
Offenlegung

§32 Offenlegen von Informationen
(1) Personen, die Informationen über Verstö-
ße offenlegen, fallen unter die Schutzmaß-
nahmen dieses Gesetzes, wenn sie

1. zunächst gemäß Abschnitt 2 Unterab-
schnitt 4 eine externe Meldung erstattet
haben und
a) hierauf innerhalb der Fristen für eine

Rückmeldung nach § 28 Absatz 4 keine
geeigneten Folgemaßnahmen nach
§ 29 ergriffen wurden oder

b) sie keine Rückmeldung über das Er-
greifen solcher Folgemaßnahmen er-
halten haben oder

2. hinreichenden Grund zu der Annahme
hatten, dass
a) der Verstoß wegen eines Notfalls, der

Gefahr irreversibler Schäden oder ver-
gleichbarer Umstände eine unmittelba-
re oder offenkundige Gefährdung des
öffentlichen Interesses darstellen kann,

b) im Fall einer externen Meldung Re-
pressalien zu befürchten sind oder

c) Beweismittel unterdrückt oder vernich-
tet werden könnten, Absprachen zwi-
schen der zuständigen externen Mel-
destelle und dem Urheber des Versto-
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ßes bestehen könnten oder aufgrund
sonstiger besonderer Umstände die
Aussichten gering sind, dass die exter-
ne Meldestelle wirksame Folgemaß-
nahmen nach § 29 einleiten wird.

(2) Das Offenlegen unrichtiger Informationen
über Verstöße ist verboten.

Abschnitt 4
Schutzmaßnahmen

§33 Voraussetzungen für den Schutz
hinweisgebender Personen

(1) Die §§ 35 bis 37 sind auf hinweisgebende
Personen anwendbar, sofern
1. diese intern gemäß § 17 oder extern ge-

mäß § 28 Meldung erstattet haben oder
eine Offenlegung gemäß § 32 vorgenom-
men haben,

2. die hinweisgebende Person zum Zeitpunkt
der Meldung oder Offenlegung hinrei-
chenden Grund zu der Annahme hatte,
dass die von ihr gemeldeten oder offen-
gelegten Informationen der Wahrheit ent-
sprechen, und

3. die Informationen Verstöße betreffen, die
in den Anwendungsbereich dieses Geset-
zes fallen, oder die hinweisgebende Per-
son zum Zeitpunkt der Meldung oder Of-
fenlegung hinreichenden Grund zu der
Annahme hatte, dass dies der Fall sei.

(2) Die §§ 35 bis 37 sind unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 auch anwendbar
auf Personen, die zuständigen Organen, Ein-
richtungen oder sonstigen Stellen der Euro-
päischen Union in den Anwendungsbereich
dieses Gesetzes fallende Verstöße gegen das
Unionsrecht melden.

§34 Weitere geschützte Personen
(1) Die §§ 35 bis 37 gelten entsprechend für
natürliche Personen, die die hinweisgebende
Person bei einer internen oder externen Mel-
dung oder einer Offenlegung im beruflichen
Zusammenhang vertraulich unterstützen, so-
fern die gemeldeten oder offengelegten In-
formationen
1. zutreffend sind oder die unterstützende

Person zum Zeitpunkt der Unterstützung

hinreichenden Grund zu der Annahme hat-
te, dass die von der hinweisgebenden Per-
son gemeldeten oder offengelegten Infor-
mationen der Wahrheit entsprachen, und

2. Verstöße betreffen, die in den Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes fallen, oder
die unterstützende Person zum Zeitpunkt
der Unterstützung hinreichenden Grund zu
der Annahme hatte, dass dies der Fall sei.

(2) Sofern die Voraussetzungen des § 33 er-
füllt sind, gelten die §§ 35 bis 37 entspre-
chend für
1. Dritte, die mit der hinweisgebenden Per-

son in Verbindung stehen und in einem
beruflichen Zusammenhang Repressalien
erlitten haben, es sei denn, diese beruhen
nicht auf der Meldung oder Offenlegung
durch die hinweisgebende Person, und

2. juristische Personen, rechtsfähige Perso-
nengesellschaften und sonstige rechtsfä-
hige Personenvereinigungen, die mit der
hinweisgebenden Person infolge einer Be-
teiligung rechtlich verbunden sind oder für
die die hinweisgebende Person tätig ist
oder mit denen sie in einem beruflichen
Kontext anderweitig in Verbindung steht.

§35 Ausschluss der Verantwortlichkeit
(1) Eine hinweisgebende Person kann nicht
für die Beschaffung von oder den Zugriff auf
Informationen, die sie gemeldet oder offen-
gelegt hat, rechtlich verantwortlich gemacht
werden, sofern die Beschaffung nicht als sol-
che oder der Zugriff nicht als solcher eine
eigenständige Straftat darstellt.
(2) Eine hinweisgebende Person verletzt kei-
ne Offenlegungsbeschränkungen und kann
nicht für die bei einer Meldung oder Offenle-
gung erfolgte Weitergabe von Informationen
rechtlich verantwortlich gemacht werden,
sofern sie hinreichenden Grund zu der An-
nahme hatte, dass die Weitergabe der Infor-
mationen erforderlich war, um einen Verstoß
aufzudecken.

§36 Verbot von Repressalien;
Beweislastumkehr

(1) Gegen hinweisgebende Personen gerich-
tete Repressalien sind verboten. Das gilt auch

15 Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) §§ 33–36

15

160 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

für die Androhung und den Versuch, Repres-
salien auszuüben.
(2) Erleidet eine hinweisgebende Person eine
Benachteiligung im Zusammenhang mit ihrer
beruflichen Tätigkeit und macht sie geltend,
diese Benachteiligung infolge einer Meldung
oder Offenlegung nach diesem Gesetz erlit-
ten zu haben, so wird vermutet, dass diese
Benachteiligung eine Repressalie für diese
Meldung oder Offenlegung ist. In diesem Fall
hat die Person, die die hinweisgebende Per-
son benachteiligt hat, zu beweisen, dass die
Benachteiligung auf hinreichend gerechtfer-
tigten Gründen basierte oder dass sie nicht
auf der Meldung oder Offenlegung beruhte.

§37 Schadensersatz nach Repressalien
(1) Bei einem Verstoß gegen das Verbot von
Repressalien ist der Verursacher verpflichtet,
der hinweisgebenden Person den daraus
entstehenden Schaden zu ersetzen.
(2) Ein Verstoß gegen das Verbot von Re-
pressalien begründet keinen Anspruch auf
Begründung eines Beschäftigungsverhältnis-
ses, eines Berufsausbildungsverhältnisses
oder eines anderen Vertragsverhältnisses
oder auf einen beruflichen Aufstieg.

§38 Schadensersatz nach einer
Falschmeldung

Die hinweisgebende Person ist zum Ersatz
des Schadens verpflichtet, der aus einer vor-
sätzlichen oder grob fahrlässigen Meldung
oder Offenlegung unrichtiger Informationen
entstanden ist.

§39 Verbot abweichender
Vereinbarungen

Vereinbarungen, die die nach diesem Gesetz
bestehenden Rechte hinweisgebender Perso-
nen oder sonst nach diesem Gesetz ge-
schützter Personen einschränken, sind un-
wirksam.

Abschnitt 5
Sanktionen

§40 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer wissentlich
entgegen § 32 Absatz 2 eine unrichtige In-
formation offenlegt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 7 Absatz 2 eine Meldung oder

dort genannte Kommunikation behindert,
2. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür

sorgt, dass eine interne Meldestelle ein-
gerichtet ist und betrieben wird, oder

3. entgegen § 36 Absatz 1 Satz 1, auch in
Verbindung mit § 34, eine Repressalie er-
greift.

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder leichtfertig entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1
die Vertraulichkeit nicht wahrt.
(4) Ordnungswidrig handelt, wer eine in Ab-
satz 3 bezeichneteHandlung fahrlässig begeht.
(5) Der Versuch einer Ordnungswidrigkeit
kann in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1
und 3 geahndet werden.
(6) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl-
len des Absatzes 2 Nummer 1 und 3, der Ab-
sätze 3 und 5 mit einer Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Euro, in den Fällen der Absät-
ze 1 und 2 Nummer 2 mit einer Geldbuße bis
zu zwanzigtausend Euro und in den übrigen
Fällen mit einer Geldbuße bis zu zehntausend
Euro geahndet werden. § 30 Absatz 2 Satz 3
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist
in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 und 3
und der Absätze 3 und 4 anzuwenden.

Abschnitt 6
Schlussvorschriften

§41 Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium der Justiz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Klimaschutz, dem Bundes-
ministerium der Finanzen, dem Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat, dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, dem
Bundesministerium der Verteidigung, dem
Bundesministerium für Gesundheit und dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
1. die nähere Ausgestaltung der Organisati-

on und des Verfahrens der externen Mel-
destelle des Bundes zu regeln und
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2. eine weitere externe Meldestelle nach
§ 23 Absatz 1 zu bestimmen.

§ 41 ist bereits am 3. Juni 2023 in Kraft getreten.

§42 Übergangsregelung
(1) Abweichend von § 12 Absatz 1 müssen
private Beschäftigungsgeber mit in der Re-

gel 50 bis 249 Beschäftigten ihre internen
Meldestellen erst ab dem 17. Dezember
2023 einrichten. Satz 1 gilt nicht für die in
§ 12 Absatz 3 genannten Beschäftigungsge-
ber.

(2) § 40 Absatz 2 Nummer 2 ist erst ab dem
1. Dezember 2023 anzuwenden.
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Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend
(Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG)

Vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen

Parlaments und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und
Dienstleistungen und zur Änderung anderer Gesetze

vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2970)

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt in der Bundesrepublik
Deutschland und in der ausschließlichen
Wirtschaftszone für die Beschäftigung von
Personen, die noch nicht 18 Jahre alt sind,
1. in der Berufsausbildung,
2. als Arbeitnehmer oder Heimarbeiter,
3. mit sonstigen Dienstleistungen, die der

Arbeitsleistung von Arbeitnehmern oder
Heimarbeitern ähnlich sind,

4. in einem der Berufsausbildung ähnlichen
Ausbildungsverhältnis.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht
1. für geringfügige Hilfeleistungen, soweit

sie gelegentlich
a) aus Gefälligkeit,
b) auf Grund familienrechtlicher Vor-

schriften,
c) in Einrichtungen der Jugendhilfe,
d) in Einrichtungen zur Eingliederung Be-

hinderter

erbracht werden,
2. für die Beschäftigung durch die Personen-

sorgeberechtigten im Familienhaushalt.

§2 Kind, Jugendlicher
(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer
noch nicht 15 Jahre alt ist.
(2) Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes ist,
wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist.
(3) Auf Jugendliche, die der Vollzeitschul-
pflicht unterliegen, finden die für Kinder gel-
tenden Vorschriften Anwendung.

§3 Arbeitgeber
Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist, wer
ein Kind oder einen Jugendlichen gemäß § 1
beschäftigt.

§4 Arbeitszeit
(1) Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Be-
ginn bis zum Ende der täglichen Beschäfti-
gung ohne die Ruhepausen (§ 11).

(2) Schichtzeit ist die tägliche Arbeitszeit un-
ter Hinzurechnung der Ruhepausen (§ 11).

(3) Im Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit
als Arbeitszeit. Sie wird gerechnet vom Be-
treten des Förderkorbes bei der Einfahrt bis
zum Verlassen des Förderkorbes bei der Aus-
fahrt oder vom Eintritt des einzelnen Be-
schäftigten in das Stollenmundloch bis zu
seinem Wiederaustritt.

(4) Für die Berechnung der wöchentlichen
Arbeitszeit ist als Woche die Zeit von Montag
bis einschließlich Sonntag zugrunde zu legen.
Die Arbeitszeit, die an einemWerktag infolge
eines gesetzlichen Feiertags ausfällt, wird auf
die wöchentliche Arbeitszeit angerechnet.

(5) Wird ein Kind oder ein Jugendlicher von
mehreren Arbeitgebern beschäftigt, so wer-
den die Arbeits- und Schichtzeiten sowie die
Arbeitstage zusammengerechnet.

Zweiter Abschnitt
Beschäftigung von Kindern

§5 Verbot der Beschäftigung von
Kindern

(1) Die Beschäftigung von Kindern (§ 2
Abs. 1) ist verboten.
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(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für die
Beschäftigung von Kindern
1. zum Zwecke der Beschäftigungs- und Ar-

beitstherapie,
2. im Rahmen des Betriebspraktikums wäh-

rend der Vollzeitschulpflicht,
3. in Erfüllung einer richterlichen Weisung.

Auf die Beschäftigung finden § 7 Satz 1 Nr. 2
und die §§ 9 bis 46 entsprechende Anwen-
dung.
(3) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht
für die Beschäftigung von Kindern über
13 Jahre mit Einwilligung des Personensor-
geberechtigten, soweit die Beschäftigung
leicht und für Kinder geeignet ist. Die Be-
schäftigung ist leicht, wenn sie auf Grund ih-
rer Beschaffenheit und der besonderen Be-
dingungen, unter denen sie ausgeführt wird,
1. die Sicherheit, Gesundheit und Entwick-

lung der Kinder,
2. ihren Schulbesuch, ihre Beteiligung an

Maßnahmen zur Berufswahlvorbereitung
oder Berufsausbildung, die von der zu-
ständigen Stelle anerkannt sind, und

3. ihre Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen
zu folgen,

nicht nachteilig beeinflußt. Die Kinder dürfen
nicht mehr als zwei Stunden täglich, in land-
wirtschaftlichen Familienbetrieben nicht
mehr als drei Stunden täglich, nicht zwi-
schen 18 und 8 Uhr, nicht vor dem Schulun-
terricht und nicht während des Schulunter-
richts beschäftigt werden. Auf die Beschäfti-
gung finden die §§ 15 bis 31 entsprechende
Anwendung.
(4) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht
für die Beschäftigung von Jugendlichen (§ 2
Abs. 3) während der Schulferien für höchs-
tens vier Wochen im Kalenderjahr. Auf die
Beschäftigung finden die §§ 8 bis 31 ent-
sprechende Anwendung.
(4a) Die Bundesregierung hat durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes die Beschäftigung nach Absatz 3 näher zu
bestimmen.
(4b) Der Arbeitgeber unterrichtet die Perso-
nensorgeberechtigten der von ihm beschäf-

tigten Kinder über mögliche Gefahren sowie
über alle zu ihrer Sicherheit und ihrem Ge-
sundheitsschutz getroffenen Maßnahmen.

(5) Für Veranstaltungen kann die Aufsichts-
behörde Ausnahmen gemäß § 6 bewilligen.

§6 Behördliche Ausnahmen für
Veranstaltungen

(1) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag
bewilligen, daß

1. bei Theatervorstellungen Kinder über
sechs Jahre bis zu vier Stunden täglich in
der Zeit von 10 bis 23 Uhr,

2. bei Musikaufführungen und anderen Auf-
führungen, bei Werbeveranstaltungen so-
wie bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk
und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger
sowie bei Film- und Fotoaufnahmen
a) Kinder über drei bis sechs Jahre bis zu

zwei Stunden täglich in der Zeit von 8
bis 17 Uhr,

b) Kinder über sechs Jahre bis zu drei
Stunden täglich in der Zeit von 8 bis
22 Uhr

gestaltend mitwirken und an den erforderli-
chen Proben teilnehmen. Eine Ausnahme darf
nicht bewilligt werden für die Mitwirkung in
Kabaretts, Tanzlokalen und ähnlichen Betrie-
ben sowie auf Vergnügungsparks, Kirmessen,
Jahrmärkten und bei ähnlichen Veranstaltun-
gen, Schaustellungen oder Darbietungen.

(2) Die Aufsichtsbehörde darf nach Anhörung
des zuständigen Jugendamtes die Beschäfti-
gung nur bewilligen, wenn

1. die Personensorgeberechtigten in die Be-
schäftigung schriftlich eingewilligt haben,

2. der Aufsichtsbehörde eine nicht länger als
vor drei Monaten ausgestellte ärztliche
Bescheinigung vorgelegt wird, nach der
gesundheitliche Bedenken gegen die Be-
schäftigung nicht bestehen,

3. die erforderlichen Vorkehrungen und
Maßnahmen zum Schutze des Kindes ge-
gen Gefahren für Leben und Gesundheit
sowie zur Vermeidung einer Beeinträchti-
gung der körperlichen oder seelisch-geis-
tigen Entwicklung getroffen sind,
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4. Betreuung und Beaufsichtigung des Kin-
des bei der Beschäftigung sichergestellt
sind,

5. nach Beendigung der Beschäftigung eine
ununterbrochene Freizeit von mindestens
14 Stunden eingehalten wird,

6. das Fortkommen in der Schule nicht be-
einträchtigt wird.

(3) Die Aufsichtsbehörde bestimmt,
1. wie lange, zu welcher Zeit und an wel-

chem Tage das Kind beschäftigt werden
darf,

2. Dauer und Lage der Ruhepausen,
3. die Höchstdauer des täglichen Aufenthalts

an der Beschäftigungsstätte.
(4) Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist
dem Arbeitgeber schriftlich bekanntzugeben.
Er darf das Kind erst nach Empfang des Be-
willigungsbescheides beschäftigen.

§7 Beschäftigung von nicht vollzeit-
schulpflichtigen Kindern

Kinder, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr
unterliegen, dürfen
1. im Berufsausbildungsverhältnis,
2. außerhalb eines Berufsausbildungsver-

hältnisses nur mit leichten und für sie ge-
eigneten Tätigkeiten bis zu sieben Stun-
den täglich und 35 Stunden wöchentlich

beschäftigt werden. Auf die Beschäftigung
finden die §§ 8 bis 46 entsprechende An-
wendung.

Dritter Abschnitt
Beschäftigung Jugendlicher

Erster Titel
Arbeitszeit und Freizeit

§8 Dauer der Arbeitszeit
(1) Jugendliche dürfen nicht mehr als acht
Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stun-
den wöchentlich beschäftigt werden.
(2) Wenn in Verbindung mit Feiertagen an
Werktagen nicht gearbeitet wird, damit die
Beschäftigten eine längere zusammenhän-
gende Freizeit haben, so darf die ausfallende

Arbeitszeit auf die Werktage von fünf zu-
sammenhängenden, die Ausfalltage ein-
schließenden Wochen nur dergestalt verteilt
werden, daß die Wochenarbeitszeit im
Durchschnitt dieser fünf Wochen 40 Stunden
nicht überschreitet. Die tägliche Arbeitszeit
darf hierbei achteinhalb Stunden nicht über-
schreiten.

(2a) Wenn an einzelnen Werktagen die Ar-
beitszeit auf weniger als acht Stunden ver-
kürzt ist, können Jugendliche an den übrigen
Werktagen derselben Woche achteinhalb
Stunden beschäftigt werden.

(3) In der Landwirtschaft dürfen Jugendliche
über 16 Jahre während der Erntezeit nicht
mehr als neun Stunden täglich und nicht mehr
als 85 Stunden in der Doppelwoche beschäf-
tigt werden.

§9 Berufsschule
(1) Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für
die Teilnahme am Berufsschulunterricht frei-
zustellen. Er darf den Jugendlichen nicht be-
schäftigen

1. vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unter-
richt; dies gilt auch für Personen, die über
18 Jahre alt und noch berufsschulpflichtig
sind,

2. an einem Berufsschultag mit mehr als fünf
Unterrichtsstunden von mindestens je
45 Minuten, einmal in der Woche,

3. in Berufsschulwochen mit einem planmä-
ßigen Blockunterricht von mindestens
25 Stunden an mindestens fünf Tagen;
zusätzliche betriebliche Ausbildungsver-
anstaltungen bis zu zwei Stunden wö-
chentlich sind zulässig.

(2) Auf die Arbeitszeit des Jugendlichen wer-
den angerechnet

1. Berufsschultage nach Absatz 1 Satz 2
Nummer 2 mit der durchschnittlichen täg-
lichen Arbeitszeit

2. Berufsschulwochen nach Absatz 1 Satz 2
Nummer 3 mit der durchschnittlichen wö-
chentlichen Arbeitszeit,

3. im Übrigen die Unterrichtszeit einschließ-
lich der Pausen.
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(3) Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch
der Berufsschule nicht eintreten.

§10 Prüfungen und außerbetriebliche
Ausbildungsmaßnahmen

(1) Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen
1. für die Teilnahme an Prüfungen und Aus-

bildungsmaßnahmen, die auf Grund öf-
fentlich-rechtlicher oder vertraglicher Be-
stimmungen außerhalb der Ausbildungs-
stätte durchzuführen sind,

2. an dem Arbeitstag, der der schriftlichen
Abschlußprüfung unmittelbar vorangeht,

freizustellen.
(2) Auf die Arbeitszeit des Jugendlichen wer-
den angerechnet
1. die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 1 mit der

Zeit der Teilnahme einschließlich der Pau-
sen,

2. die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 2 mit der
durchschnittlichen täglichen Arbeitszeit.

Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten.

§11 Ruhepausen, Aufenthaltsräume
(1) Jugendlichen müssen im voraus festste-
hende Ruhepausen von angemessener Dauer
gewährt werden. Die Ruhepausen müssen
mindestens betragen
1. 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr

als viereinhalb bis zu sechs Stunden,
2. 60 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr

als sechs Stunden.

Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbre-
chung von mindestens 15 Minuten.
(2) Die Ruhepausen müssen in angemessener
zeitlicher Lage gewährt werden, frühestens
eine Stunde nach Beginn und spätestens eine
Stunde vor Ende der Arbeitszeit. Länger als
viereinhalb Stunden hintereinander dürfen
Jugendliche nicht ohne Ruhepause beschäf-
tigt werden.
(3) Der Aufenthalt während der Ruhepausen
in Arbeitsräumen darf dem Jugendlichen nur
gestattet werden, wenn die Arbeit in diesen
Räumen während dieser Zeit eingestellt ist
und auch sonst die notwendige Erholung
nicht beeinträchtigt wird.

(4) Absatz 3 gilt nicht für den Bergbau unter
Tage.

§12 Schichtzeit
Bei der Beschäftigung Jugendlicher darf die
Schichtzeit (§ 4 Abs. 2) 10 Stunden, im Berg-
bau unter Tage 8 Stunden, im Gaststättenge-
werbe, in der Landwirtschaft, in der Tierhal-
tung, auf Bau- und Montagestellen 11 Stun-
den nicht überschreiten.

§13 Tägliche Freizeit
Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit
dürfen Jugendliche nicht vor Ablauf einer un-
unterbrochenen Freizeit von mindestens
12 Stunden beschäftigt werden.

§14 Nachtruhe
(1) Jugendliche dürfen nur in der Zeit von 6
bis 20 Uhr beschäftigt werden.
(2) Jugendliche über 16 Jahre dürfen
1. im Gaststätten- und Schaustellergewerbe

bis 22 Uhr,
2. in mehrschichtigen Betrieben bis 23 Uhr,
3. in der Landwirtschaft ab 5 Uhr oder bis

21 Uhr,
4. in Bäckereien und Konditoreien ab 5 Uhr

beschäftigt werden.
(3) Jugendliche über 17 Jahre dürfen in Bä-
ckereien ab 4 Uhr beschäftigt werden.
(4) An dem einem Berufsschultag unmittelbar
vorangehenden Tag dürfen Jugendliche auch
nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 nicht nach 20 Uhr
beschäftigt werden, wenn der Berufsschul-
unterricht am Berufsschultag vor 9 Uhr be-
ginnt.
(5) Nach vorheriger Anzeige an die Auf-
sichtsbehörde dürfen in Betrieben, in denen
die übliche Arbeitszeit aus verkehrstechni-
schen Gründen nach 20 Uhr endet, Jugendli-
che bis 21 Uhr beschäftigt werden, soweit sie
hierdurch unnötige Wartezeiten vermeiden
können. Nach vorheriger Anzeige an die Auf-
sichtsbehörde dürfen ferner in mehrschichti-
gen Betrieben Jugendliche über 16 Jahre ab
5.30 Uhr oder bis 23.30 Uhr beschäftigt wer-
den, soweit sie hierdurch unnötige Wartezei-
ten vermeiden können.
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(6) Jugendliche dürfen in Betrieben, in denen
die Beschäftigten in außergewöhnlichem
Grade der Einwirkung von Hitze ausgesetzt
sind, in der warmen Jahreszeit ab 5 Uhr be-
schäftigt werden. Die Jugendlichen sind be-
rechtigt, sich vor Beginn der Beschäftigung
und danach in regelmäßigen Zeitabständen
arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen.
Die Kosten der Untersuchungen hat der Ar-
beitgeber zu tragen, sofern er diese nicht
kostenlos durch einen Betriebsarzt oder einen
überbetrieblichen Dienst von Betriebsärzten
anbietet.
(7) Jugendliche dürfen bei Musikaufführun-
gen, Theatervorstellungen und anderen Auf-
führungen, bei Aufnahmen im Rundfunk
(Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bild-
träger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen
bis 23 Uhr gestaltend mitwirken. Eine Mit-
wirkung ist nicht zulässig bei Veranstaltun-
gen, Schaustellungen oder Darbietungen, bei
denen die Anwesenheit Jugendlicher nach
den Vorschriften des Jugendschutzgesetzes
verboten ist. Nach Beendigung der Tätigkeit
dürfen Jugendliche nicht vor Ablauf einer
ununterbrochenen Freizeit von mindestens
14 Stunden beschäftigt werden. Die Sätze 1
bis 3 gelten entsprechend auch für die Tätig-
keit von Jugendlichen als Sportler im Rahmen
von Sportveranstaltungen.

§15 Fünf-Tage-Woche
Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen in der
Woche beschäftigt werden. Die beiden wö-
chentlichen Ruhetage sollen nach Möglich-
keit aufeinander folgen.

§16 Samstagsruhe
(1) An Samstagen dürfen Jugendliche nicht
beschäftigt werden.
(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendli-
cher an Samstagen nur
1. in Krankenanstalten sowie in Alten-,

Pflege- und Kinderheimen,
2. in offenen Verkaufsstellen, in Betrieben

mit offenen Verkaufsstellen, in Bäckerei-
en und Konditoreien, im Friseurhandwerk
und im Marktverkehr,

3. im Verkehrswesen,

4. in der Landwirtschaft und Tierhaltung,
5. im Familienhaushalt,
6. im Gaststätten- und Schaustellergewer-

be,
7. bei Musikaufführungen, Theatervorstel-

lungen und anderen Aufführungen, bei
Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und
Fernsehen), auf Ton- und Bildträger so-
wie bei Film- und Fotoaufnahmen,

8. bei außerbetrieblichen Ausbildungsmaß-
nahmen,

9. beim Sport,
10. im ärztlichen Notdienst,
11. in Reparaturwerkstätten für Kraftfahr-

zeuge.

Mindestens zwei Samstage im Monat sollen
beschäftigungsfrei bleiben.

(3) Werden Jugendliche am Samstag be-
schäftigt, ist ihnen die Fünf-Tage-Woche
(§ 15) durch Freistellung an einem anderen
berufsschulfreien Arbeitstag derselben Wo-
che sicherzustellen. In Betrieben mit einem
Betriebsruhetag in der Woche kann die Frei-
stellung auch an diesem Tage erfolgen, wenn
die Jugendlichen an diesem Tage keinen Be-
rufsschulunterricht haben.

(4) Können Jugendliche in den Fällen des
Absatzes 2 Nr. 2 am Samstag nicht acht
Stunden beschäftigt werden, kann der Unter-
schied zwischen der tatsächlichen und der
nach § 8 Abs. 1 höchstzulässigen Arbeitszeit
an dem Tage bis 13 Uhr ausgeglichen wer-
den, an dem die Jugendlichen nach Absatz 3
Satz 1 freizustellen sind.

§17 Sonntagsruhe
(1) An Sonntagen dürfen Jugendliche nicht
beschäftigt werden.

(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendli-
cher an Sonntagen nur

1. in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pfle-
ge- und Kinderheimen,

2. in der Landwirtschaft und Tierhaltung mit
Arbeiten, die auch an Sonn- und Feierta-
gen naturnotwendig vorgenommen wer-
den müssen,
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3. im Familienhaushalt, wenn der Jugendli-
che in die häusliche Gemeinschaft aufge-
nommen ist,

4. im Schaustellergewerbe,
5. bei Musikaufführungen, Theatervorstel-

lungen und anderen Aufführungen sowie
bei Direktsendungen im Rundfunk (Hör-
funk und Fernsehen),

6. beim Sport,
7. im ärztlichen Notdienst,
8. im Gaststättengewerbe.

Jeder zweite Sonntag soll, mindestens zwei
Sonntage im Monat müssen beschäftigungs-
frei bleiben.
(3) Werden Jugendliche am Sonntag be-
schäftigt, ist ihnen die Fünf-Tage-Woche
(§ 15) durch Freistellung an einem anderen
berufsschulfreien Arbeitstag derselben Wo-
che sicherzustellen. In Betrieben mit einem
Betriebsruhetag in der Woche kann die Frei-
stellung auch an diesem Tage erfolgen, wenn
die Jugendlichen an diesem Tage keinen Be-
rufsschulunterricht haben.

§18 Feiertagsruhe
(1) Am 24. und 31. Dezember nach 14 Uhr
und an gesetzlichen Feiertagen dürfen Ju-
gendliche nicht beschäftigt werden.
(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendli-
cher an gesetzlichen Feiertagen in den Fällen
des § 17 Abs. 2, ausgenommen am 25. De-
zember, am 1. Januar, am ersten Osterfeier-
tag und am 1. Mai.
(3) Für die Beschäftigung an einem gesetzli-
chen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, ist
der Jugendliche an einem anderen berufs-
schulfreien Arbeitstag derselben oder der
folgenden Woche freizustellen. In Betrieben
mit einem Betriebsruhetag in der Woche
kann die Freistellung auch an diesem Tage
erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem
Tage keinen Berufsschulunterricht haben.

§19 Urlaub
(1) Der Arbeitgeber hat Jugendlichen für je-
des Kalenderjahr einen bezahlten Erholungs-
urlaub zu gewähren.
(2) Der Urlaub beträgt jährlich

1. mindestens 30 Werktage, wenn der Ju-
gendliche zu Beginn des Kalenderjahres
noch nicht 16 Jahre alt ist,

2. mindestens 27 Werktage, wenn der Ju-
gendliche zu Beginn des Kalenderjahres
noch nicht 17 Jahre alt ist,

3. mindestens 25 Werktage, wenn der Ju-
gendliche zu Beginn des Kalenderjahres
noch nicht 18 Jahre alt ist.

Jugendliche, die im Bergbau unter Tage be-
schäftigt werden, erhalten in jeder Alters-
gruppe einen zusätzlichen Urlaub von drei
Werktagen.

(3) Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit
der Berufsschulferien gegeben werden. So-
weit er nicht in den Berufsschulferien gegeben
wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem die
Berufsschule während des Urlaubs besucht
wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren.

(4) Im übrigen gelten für den Urlaub der Ju-
gendlichen § 3 Abs. 2, §§ 4 bis 12 und § 13
Abs. 3 des Bundesurlaubsgesetzes. Der Auf-
traggeber oder Zwischenmeister hat jedoch
abweichend von § 12 Nr. 1 des Bundesur-
laubsgesetzes den jugendlichen Heimarbeitern
für jedes Kalenderjahr einen bezahlten Erho-
lungsurlaub entsprechend Absatz 2 zu gewäh-
ren; das Urlaubsentgelt der jugendlichen Heim-
arbeiter beträgt bei einem Urlaub von 30Werk-
tagen 11,6 vom Hundert, bei einem Urlaub von
27Werktagen 10,3 vomHundert und bei einem
Urlaub von 25 Werktagen 9,5 vom Hundert.

§20 Binnenschifffahrt
(1) In der Binnenschifffahrt gelten folgende
Abweichungen:

1. Abweichend von § 12 darf die Schichtzeit
Jugendlicher über 16 Jahre während der
Fahrt bis auf 14 Stunden täglich ausge-
dehnt werden, wenn ihre Arbeitszeit sechs
Stunden täglich nicht überschreitet. Ihre
tägliche Freizeit kann abweichend von
§ 13 der Ausdehnung der Schichtzeit ent-
sprechend bis auf 10 Stunden verkürzt
werden.

2. Abweichend von § 14 Abs. 1 dürfen Ju-
gendliche über 16 Jahre während der Fahrt
bis 22 Uhr beschäftigt werden.
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3. Abweichend von §§ 15, 16 Abs. 1, § 17
Abs. 1 und § 18 Abs. 1 dürfen Jugendliche
an jedem Tag der Woche beschäftigt wer-
den, jedoch nicht am 24. Dezember, an
denWeihnachtsfeiertagen, am 31. Dezem-
ber, am 1. Januar, an den Osterfeiertagen
und am 1. Mai. Für die Beschäftigung an
einem Samstag, Sonntag und an einem
gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werk-
tag fällt, ist ihnen je ein freier Tag zu ge-
währen. Diese freien Tage sind den Ju-
gendlichen in Verbindung mit anderen
freien Tagen zu gewähren, spätestens,
wenn ihnen 10 freie Tage zustehen.

(2) In der gewerblichen Binnenschifffahrt hat
der Arbeitgeber Aufzeichnungen nach Absatz
3 über die tägliche Arbeits- oder Freizeit jedes
Jugendlichen zu führen, um eine Kontrolle
der Einhaltung der §§ 8 bis 21a dieses Ge-
setzes zu ermöglichen. Die Aufzeichnungen
sind in geeigneten Zeitabständen, spätestens
bis zum nächsten Monatsende, gemeinsam
vom Arbeitgeber oder seinem Vertreter und
von dem Jugendlichen zu prüfen und zu be-
stätigen. Im Anschluss müssen die Aufzeich-
nungen für mindestens zwölf Monate an
Bord aufbewahrt werden und dem Jugendli-
chen ist eine Kopie der bestätigten Aufzeich-
nungen auszuhändigen. Der Jugendliche hat
die Kopien daraufhin zwölf Monate für eine
Kontrolle bereitzuhalten.

(3) Die Aufzeichnungen nach Absatz 2 müs-
sen mindestens folgende Angaben enthalten:

1. Name des Schiffes,
2. Name des Jugendlichen,
3. Name des verantwortlichen Schiffsführers,
4. Datum des jeweiligen Arbeits- oder Ruhe-

tages,
5. für jeden Tag der Beschäftigung, ob es sich

um einen Arbeits- oder um einen Ruhetag
handelt sowie

6. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit
oder der täglichen Freizeit.

§21 Ausnahmen in besonderen Fällen
(1) Die §§ 8 und 11 bis 18 finden keine An-
wendung auf die Beschäftigung Jugendlicher
mit vorübergehenden und unaufschiebbaren

Arbeiten in Notfällen, soweit erwachsene
Beschäftigte nicht zur Verfügung stehen.

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 über die
Arbeitszeit des § 8 hinaus Mehrarbeit geleis-
tet, so ist sie durch entsprechende Verkür-
zung der Arbeitszeit innerhalb der folgenden
drei Wochen anzugleichen.

§21a Abweichende Regelungen
(1) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines
Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung
kann zugelassen werden

1. abweichend von den §§ 8, 15, 16 Abs. 3
und 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 die
Arbeitszeit bis zu neun Stunden täglich,
44 Stunden wöchentlich und bis zu fünf-
einhalb Tagen in der Woche anders zu
verteilen, jedoch nur unter Einhaltung ei-
ner durchschnittlichen Wochenarbeitszeit
von 40 Stunden in einem Ausgleichszeit-
raum von zwei Monaten,

2. abweichend von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
und Abs. 2 die Ruhepausen bis zu 15 Mi-
nuten zu kürzen und die Lage der Pausen
anders zu bestimmen,

3. abweichend von § 12 die Schichtzeit mit
Ausnahme des Bergbaus unter Tage bis zu
einer Stunde täglich zu verlängern,

4. abweichend von § 16 Abs. 1 und 2 Ju-
gendliche an 26 Samstagen im Jahr oder
an jedem Samstag zu beschäftigen, wenn
statt dessen der Jugendliche an einem an-
deren Werktag derselben Woche von der
Beschäftigung freigestellt wird,

5. abweichend von den §§ 15, 16 Abs. 3
und 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 Ju-
gendliche bei einer Beschäftigung an ei-
nem Samstag oder an einem Sonn- oder
Feiertag unter vier Stunden an einem an-
deren Arbeitstag derselben oder der fol-
genden Woche vor- oder nachmittags von
der Beschäftigung freizustellen,

6. abweichend von § 17 Abs. 2 Satz 2 Ju-
gendliche im Gaststätten- und Schaustel-
lergewerbe sowie in der Landwirtschaft
während der Saison oder der Erntezeit an
drei Sonntagen imMonat zu beschäftigen.
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(2) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrages
nach Absatz 1 kann die abweichende tarif-
vertragliche Regelung im Betrieb eines nicht
tarifgebundenen Arbeitgebers durch Be-
triebsvereinbarung oder, wenn ein Betriebs-
rat nicht besteht, durch schriftliche Vereinba-
rung zwischen dem Arbeitgeber und dem Ju-
gendlichen übernommen werden.

(3) Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften können die in Ab-
satz 1 genannten Abweichungen in ihren Re-
gelungen vorsehen.

§21b Ermächtigung
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les kann im Interesse der Berufsausbildung
oder der Zusammenarbeit von Jugendlichen
und Erwachsenen durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates Ausnah-
men von den Vorschriften
1. des § 8, der §§ 11 und 12, der §§ 15

und 16, des § 17 Abs. 2 und 3 sowie des
§ 18 Abs. 3 im Rahmen des § 21a Abs. 1,

2. des § 14, jedoch nicht vor 5 Uhr und nicht
nach 23 Uhr, sowie

3. des § 17 Abs. 1 und des § 18 Abs. 1 an
höchstens 26 Sonn- und Feiertagen im Jahr

zulassen, soweit eine Beeinträchtigung der
Gesundheit oder der körperlichen oder see-
lisch-geistigen Entwicklung der Jugendlichen
nicht zu befürchten ist.

Zweiter Titel
Beschäftigungsverbote und

-beschränkungen

§22 Gefährliche Arbeiten
(1) Jugendliche dürfen nicht beschäftigt wer-
den

1. mit Arbeiten, die ihre Leistungsfähigkeit
übersteigen,

2. mit Arbeiten, bei denen sie sittlichen Ge-
fahren ausgesetzt sind,

3. mit Arbeiten, die mit Unfallgefahren ver-
bunden sind, von denen anzunehmen ist,
daß Jugendliche sie wegen mangelnden
Sicherheitsbewußtseins oder mangelnder

Erfahrung nicht erkennen oder nicht ab-
wenden können,

4. mit Arbeiten, bei denen ihre Gesundheit
durch außergewöhnliche Hitze oder Kälte
oder starke Nässe gefährdet wird,

5. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen
Einwirkungen von Lärm, Erschütterungen
oder Strahlen ausgesetzt sind,

6. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen
Einwirkungen von Gefahrstoffen im Sinne
der Gefahrstoffverordnung ausgesetzt sind,

7. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen
Einwirkungen von biologischen Arbeits-
stoffen im Sinne der Biostoffverordnung
ausgesetzt sind.

(2) Absatz 1 Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Be-
schäftigung Jugendlicher, soweit
1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszie-

les erforderlich ist,
2. ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fach-

kundigen gewährleistet ist und
3. der Luftgrenzwert bei gefährlichen Stoffen

(Absatz 1 Nr. 6) unterschritten wird.

Satz 1 findet keine Anwendung auf gezielte
Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen
der Risikogruppen 3 und 4 im Sinne der
Biostoffverordnung sowie auf nicht gezielte
Tätigkeiten, die nach der Biostoffverordnung
der Schutzstufe 3 oder 4 zuzuordnen sind.
(3) Werden Jugendliche in einem Betrieb be-
schäftigt, für den ein Betriebsarzt oder eine
Fachkraft für Arbeitssicherheit verpflichtet ist,
muß ihre betriebsärztliche oder sicherheits-
technische Betreuung sichergestellt sein.

§23 Akkordarbeit; tempoabhängige
Arbeiten

(1) Jugendliche dürfen nicht beschäftigt wer-
den
1. mit Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten,

bei denen durch ein gesteigertes Arbeits-
tempo ein höheres Entgelt erzielt werden
kann,

2. in einer Arbeitsgruppe mit erwachsenen
Arbeitnehmern, die mit Arbeiten nach
Nummer 1 beschäftigt werden,

3. mit Arbeiten, bei denen ihr Arbeitstempo
nicht nur gelegentlich vorgeschrieben,
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vorgegeben oder auf andere Weise er-
zwungen wird.

(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Beschäfti-
gung Jugendlicher,

1. soweit dies zur Erreichung ihres Ausbil-
dungszieles erforderlich ist
oder

2. wenn sie eine Berufsausbildung für diese
Beschäftigung abgeschlossen haben

und ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fach-
kundigen gewährleistet ist.

§24 Arbeiten unter Tage
(1) Jugendliche dürfen nicht mit Arbeiten un-
ter Tage beschäftigt werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Beschäftigung
Jugendlicher über 16 Jahre,

1. soweit dies zur Erreichung ihres Ausbil-
dungszieles erforderlich ist,

2. wenn sie eine Berufsausbildung für die
Beschäftigung unter Tage abgeschlossen
haben oder

3. wenn sie an einer von der Bergbehörde
genehmigten Ausbildungsmaßnahme für
Bergjungarbeiter teilnehmen oder teilge-
nommen haben

und ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fach-
kundigen gewährleistet ist.

§25 Verbot der Beschäftigung durch
bestimmte Personen

(1) Personen, die

1. wegen eines Verbrechens zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens zwei Jahren,

2. wegen einer vorsätzlichen Straftat, die sie
unter Verletzung der ihnen als Arbeitge-
ber, Ausbildender oder Ausbilder oblie-
genden Pflichten zum Nachteil von Kin-
dern oder Jugendlichen begangen haben,
zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten,

3. wegen einer Straftat nach den §§ 109h,
171, 174 bis 184l, 225, 232 bis 233a des
Strafgesetzbuches,

4. wegen einer Straftat nach dem Betäu-
bungsmittelgesetz oder

5. wegen einer Straftat nach dem Jugend-
schutzgesetz oder nach dem Gesetz über
die Verbreitung jugendgefährdender
Schriften wenigstens zweimal

rechtskräftig verurteilt worden sind, dürfen
Jugendliche nicht beschäftigen sowie im
Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sinne
des § 1 nicht beaufsichtigen, nicht anweisen,
nicht ausbilden und nicht mit der Beaufsich-
tigung, Anweisung oder Ausbildung von Ju-
gendlichen beauftragt werden. Eine Verurtei-
lung bleibt außer Betracht, wenn seit dem
Tage ihrer Rechtskraft fünf Jahre verstrichen
sind. Die Zeit, in welcher der Täter auf be-
hördliche Anordnung in einer Anstalt ver-
wahrt worden ist, wird nicht eingerechnet.
(2) Das Verbot des Absatzes 1 Satz 1 gilt auch
für Personen, gegen die wegen einer Ord-
nungswidrigkeit nach § 58 Abs. 1 bis 4 we-
nigstens dreimal eine Geldbuße rechtskräftig
festgesetzt worden ist. Eine Geldbuße bleibt
außer Betracht, wenn seit dem Tage ihrer
rechtskräftigen Festsetzung fünf Jahre ver-
strichen sind.
(3) Das Verbot des Absatzes 1 und 2 gilt nicht
für die Beschäftigung durch die Personensor-
geberechtigten.

§26 Ermächtigungen
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les kann zum Schutze der Jugendlichen gegen
Gefahren für Leben und Gesundheit sowie
zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der
körperlichen oder seelisch-geistigen Entwick-
lung durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates
1. die für Kinder, die der Vollzeitschulpflicht

nicht mehr unterliegen, geeigneten und
leichten Tätigkeiten nach § 7 Satz 1 Nr. 2
und die Arbeiten nach § 22 Abs. 1 und den
§§ 23 und 24 näher bestimmen,

2. über die Beschäftigungsverbote in den
§§ 22 bis 25 hinaus die Beschäftigung Ju-
gendlicher in bestimmten Betriebsarten
oder mit bestimmten Arbeiten verbieten
oder beschränken, wenn sie bei diesen
Arbeiten infolge ihres Entwicklungsstan-
des in besonderem Maße Gefahren aus-
gesetzt sind oder wenn das Verbot oder
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die Beschränkung neuer arbeitsmedizini-
scher oder sicherheitstechnischer Erkennt-
nisse notwendig ist.

§27 Behördliche Anordnungen und
Ausnahmen

(1) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen
feststellen, ob eine Arbeit unter die Beschäf-
tigungsverbote oder -beschränkungen der
§§ 22 bis 24 oder einer Rechtsverordnung
nach § 26 fällt. Sie kann in Einzelfällen die
Beschäftigung Jugendlicher mit bestimmten
Arbeiten über die Beschäftigungsverbote und
-beschränkungen der §§ 22 bis 24 und einer
Rechtsverordnung nach § 26 hinaus verbie-
ten oder beschränken, wenn diese Arbeiten
mit Gefahren für Leben, Gesundheit oder für
die körperliche oder seelisch-geistige Ent-
wicklung der Jugendlichen verbunden sind.

(2) Die zuständige Behörde kann

1. den Personen, die die Pflichten, die ihnen
kraft Gesetzes zugunsten der von ihnen
beschäftigten, beaufsichtigten, angewie-
senen oder auszubildenden Kinder und
Jugendlichen obliegen, wiederholt oder
gröblich verletzt haben,

2. den Personen, gegen die Tatsachen vorlie-
gen, die sie in sittlicher Beziehung zur Be-
schäftigung, Beaufsichtigung, Anweisung
oder Ausbildung von Kindern und Jugend-
lichen ungeeignet erscheinen lassen,

verbieten, Kinder und Jugendliche zu be-
schäftigen oder im Rahmen eines Rechtsver-
hältnisses im Sinne des § 1 zu beaufsichtigen,
anzuweisen oder auszubilden.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag
Ausnahmen von § 23 Abs. 1 Nr. 2 und 3 für
Jugendliche über 16 Jahre bewilligen,

1. wenn die Art der Arbeit oder das Arbeits-
tempo eine Beeinträchtigung der Gesund-
heit oder der körperlichen oder seelisch-
geistigen Entwicklung des Jugendlichen
nicht befürchten lassen und

2. wenn eine nicht länger als vor drei Mona-
ten ausgestellte ärztliche Bescheinigung
vorgelegt wird, nach der gesundheitliche
Bedenken gegen die Beschäftigung nicht
bestehen.

Dritter Titel
Sonstige Pflichten des Arbeitgebers

§28 Menschengerechte Gestaltung der
Arbeit

(1) Der Arbeitgeber hat bei der Einrichtung
und der Unterhaltung der Arbeitsstätte ein-
schließlich der Maschinen, Werkzeuge und
Geräte und bei der Regelung der Beschäfti-
gung die Vorkehrungen und Maßnahmen zu
treffen, die zum Schutze der Jugendlichen
gegen Gefahren für Leben und Gesundheit
sowie zur Vermeidung einer Beeinträchti-
gung der körperlichen oder seelisch-geistigen
Entwicklung der Jugendlichen erforderlich
sind. Hierbei sind das mangelnde Sicher-
heitsbewußtsein, die mangelnde Erfahrung
und der Entwicklungsstand der Jugendlichen
zu berücksichtigen und die allgemein aner-
kannten sicherheitstechnischen und arbeits-
medizinischen Regeln sowie die sonstigen
gesicherten arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnisse zu beachten.
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kann durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates bestimmen,
welche Vorkehrungen und Maßnahmen der
Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus Ab-
satz 1 ergebenden Pflichten zu treffen hat.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen
anordnen, welche Vorkehrungen und Maß-
nahmen zur Durchführung des Absatzes 1
oder einer vom Bundesministerium für Arbeit
und Soziales gemäß Absatz 2 erlassenen
Verordnung zu treffen sind.

§28a Beurteilung der Arbeits-
bedingungen

Vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher
und bei wesentlicher Änderung der Arbeits-
bedingungen hat der Arbeitgeber die mit der
Beschäftigung verbundenen Gefährdungen
Jugendlicher zu beurteilen. Im übrigen gelten
die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes.

§29 Unterweisung über Gefahren
(1) Der Arbeitgeber hat die Jugendlichen vor
Beginn der Beschäftigung und bei wesentli-
cher Änderung der Arbeitsbescheinigungen
über die Unfall- und Gesundheitsgefahren,
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denen sie bei der Beschäftigung ausgesetzt
sind, sowie über die Einrichtungen und Maß-
nahmen zur Abwendung dieser Gefahren zu
unterweisen. Er hat die Jugendlichen vor der
erstmaligen Beschäftigung an Maschinen
oder gefährlichen Arbeitsstellen oder mit Ar-
beiten, bei denen sie mit gesundheitsgefähr-
denden Stoffen in Berührung kommen, über
die besonderen Gefahren dieser Arbeiten so-
wie über das bei ihrer Verrichtung erforderli-
che Verhalten zu unterweisen.
(2) Die Unterweisungen sind in angemesse-
nen Zeitabständen mindestens aber halb-
jährlich, zu wiederholen.
(3) Der Arbeitgeber beteiligt die Betriebsärzte
und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit an
der Planung, Durchführung und Überwa-
chung der für die Sicherheit und den Ge-
sundheitsschutz bei der Beschäftigung Ju-
gendlicher geltenden Vorschriften.

§30 Häusliche Gemeinschaft
(1) Hat der Arbeitgeber einen Jugendlichen in
die häusliche Gemeinschaft aufgenommen,
so muß er
1. ihm eine Unterkunft zur Verfügung stellen

und dafür sorgen, daß sie so beschaffen,
ausgestattet und belegt ist und so benutzt
wird, daß die Gesundheit des Jugendli-
chen nicht beeinträchtigt wird, und

2. ihm bei einer Erkrankung, jedoch nicht
über die Beendigung der Beschäftigung
hinaus, die erforderliche Pflege und ärztli-
che Behandlung zuteil werden lassen, so-
weit diese nicht von einem Sozialversi-
cherungsträger geleistet wird.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall
anordnen, welchen Anforderungen die Unter-
kunft (Absatz 1 Nr. 1) und die Pflege bei Er-
krankungen (Absatz 1 Nr. 2) genügenmüssen.

§31 Züchtigungsverbot; Verbot der
Abgabe von Alkohol und Tabak

(1) Wer Jugendliche beschäftigt oder im
Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sinne
des § 1 beaufsichtigt, anweist oder ausbildet,
darf sie nicht körperlich züchtigen.
(2) Wer Jugendliche beschäftigt, muß sie vor
körperlicher Züchtigung und Mißhandlung

und vor sittlicher Gefährdung durch andere
bei ihm Beschäftigte und durch Mitglieder
seines Haushalts an der Arbeitsstätte und in
seinem Hause schützen. Soweit deren Abga-
be nach § 9 Absatz 1 oder § 10 Absatz 1 und 4
des Jugendschutzgesetzes verboten ist, darf
der Arbeitgeber Jugendlichen keine alkoholi-
schen Getränke, Tabakwaren oder anderen
dort genannten Erzeugnisse geben.

Verweis auf Jugendschutzgesetz in Absatz 2:
§9 Absatz 1 Jugendschutzgesetz lautet:
„(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in
der Öffentlichkeit dürfen
1. Bier, Wein, weinähnliche Getränke oder

Schaumwein oder Mischungen von Bier, Wein,
weinähnlichen Getränken oder Schaumwein
mit nichtalkoholischen Getränken an Kinder
und Jugendliche unter 16 Jahren,

2. andere alkoholische Getränke oder Lebens-
mittel, die andere alkoholische Getränke in
nicht nur geringfügiger Menge enthalten, an
Kinder und Jugendliche

weder abgegeben noch darf ihnen der Verzehr
gestattet werden.“
§10 Absatz 1 und Absatz 4 des Jugendschutzge-
setzes lauten:
„(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in
der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren und andere
nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse
an Kinder oder Jugendliche weder abgegeben
noch darf ihnen das Rauchen oder der Konsum
nikotinhaltiger Produkte gestattet werden.“
„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für nikotinfreie
Erzeugnisse, wie elektronische Zigaretten oder
elektronische Shishas, in denen Flüssigkeit durch
ein elektronisches Heizelement verdampft und die
entstehenden Aerosolemit demMund eingeatmet
werden, sowie für deren Behältnisse.“

Vierter Titel
Gesundheitliche Betreuung

§32 Erstuntersuchung
(1) Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben
eintritt, darf nur beschäftigt werden, wenn
1. er innerhalb der letzten vierzehn Monate

von einem Arzt untersucht worden ist
(Erstuntersuchung) und

2. dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt
ausgestellte Bescheinigung vorliegt.
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(2) Absatz 1 gilt nicht für eine nur geringfü-
gige oder eine nicht länger als zwei Monate
dauernde Beschäftigung mit leichten Arbei-
ten, von denen keine gesundheitlichen Nach-
teile für den Jugendlichen zu befürchten sind.

§33 Erste Nachuntersuchung
(1) Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Be-
schäftigung hat sich der Arbeitgeber die Be-
scheinigung eines Arztes darüber vorlegen zu
lassen, daß der Jugendliche nachuntersucht
worden ist (erste Nachuntersuchung). Die
Nachuntersuchung darf nicht länger als drei
Monate zurückliegen. Der Arbeitgeber soll
den Jugendlichen neun Monate nach Auf-
nahme der ersten Beschäftigung nachdrück-
lich auf den Zeitpunkt, bis zu dem der Ju-
gendliche ihm die ärztliche Bescheinigung
nach Satz 1 vorzulegen hat, hinweisen und
ihn auffordern, die Nachuntersuchung bis
dahin durchführen zu lassen.
(2) Legt der Jugendliche die Bescheinigung
nicht nach Ablauf eines Jahres vor, hat ihn der
Arbeitgeber innerhalb eines Monats unter
Hinweis auf das Beschäftigungsverbot nach
Absatz 3 schriftlich aufzufordern, ihm die Be-
scheinigung vorzulegen. Je eine Durchschrift
des Aufforderungsschreibens hat der Arbeit-
geber dem Personensorgeberechtigten und
dem Betriebs- oder Personalrat zuzusenden.
(3) Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14Mo-
naten nach Aufnahme der ersten Beschäftigung
nicht weiterbeschäftigt werden, solange er die
Bescheinigung nicht vorgelegt hat.

§34 Weitere Nachuntersuchungen
Nach Ablauf jedes weiteren Jahres nach der
ersten Nachuntersuchung kann sich der Ju-
gendliche erneut nachuntersuchen lassen
(weitere Nachuntersuchungen). Der Arbeit-
geber soll ihn auf diese Möglichkeit rechtzei-
tig hinweisen und darauf hinwirken, daß der
Jugendliche ihm die Bescheinigung über die
weitere Nachuntersuchung vorlegt.

§35 Außerordentliche Nach-
untersuchung

(1) Der Arzt soll eine außerordentliche Nach-
untersuchung anordnen, wenn eine Untersu-
chung ergibt, daß

1. ein Jugendlicher hinter dem seinem Alter
entsprechenden Entwicklungsstand zu-
rückgeblieben ist,

2. gesundheitliche Schwächen oder Schäden
vorhanden sind,

3. die Auswirkungen der Beschäftigung auf
die Gesundheit oder Entwicklung des Ju-
gendlichen noch nicht zu übersehen sind.

(2) Die in § 33 Abs. 1 festgelegten Fristen
werden durch die Anordnung einer außeror-
dentlichen Nachuntersuchung nicht berührt.

§36 Ärztliche Untersuchungen und
Wechsel des Arbeitgebers

Wechselt der Jugendliche den Arbeitgeber, so
darf ihn der neue Arbeitgeber erst beschäfti-
gen, wenn ihm die Bescheinigung über die
Erstuntersuchung (§ 32 Abs. 1) und, falls seit
der Aufnahme der Beschäftigung ein Jahr
vergangen ist, die Bescheinigung über die
erste Nachuntersuchung (§ 33) vorliegen.

§37 Inhalt und Durchführung der
ärztlichen Untersuchungen

(1) Die ärztlichen Untersuchungen haben sich
auf den Gesundheits- und Entwicklungsstand
und die körperliche Beschaffenheit, die
Nachuntersuchungen außerdem auf die Aus-
wirkungen der Beschäftigung auf Gesundheit
und Entwicklung des Jugendlichen zu erstre-
cken.

(2) Der Arzt hat unter Berücksichtigung der
Krankheitsvorgeschichte des Jugendlichen
auf Grund der Untersuchungen zu beurteilen,

1. ob die Gesundheit oder die Entwicklung
des Jugendlichen durch die Ausführung
bestimmter Arbeiten oder durch die Be-
schäftigung während bestimmter Zeiten
gefährdet wird,

2. ob besondere der Gesundheit dienende
Maßnahmen einschließlich Maßnahmen
zur Verbesserung des Impfstatus erforder-
lich sind,

3. ob eine außerordentliche Nachuntersu-
chung (§ 35 Abs. 1) erforderlich ist.

(3) Der Arzt hat schriftlich festzuhalten:

1. den Untersuchungsbefund,
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2. die Arbeiten, durch deren Ausführung er
die Gesundheit oder die Entwicklung des
Jugendlichen für gefährdet hält,

3. die besonderen der Gesundheit dienenden
Maßnahmen einschließlich Maßnahmen
zur Verbesserung des Impfstatus,

4. die Anordnung einer außerordentlichen
Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1).

§38 Ergänzungsuntersuchung
Kann der Arzt den Gesundheits- und Ent-
wicklungsstand des Jugendlichen nur beur-
teilen, wenn das Ergebnis einer Ergänzungs-
untersuchung durch einen anderen Arzt oder
einen Zahnarzt vorliegt, so hat er die Ergän-
zungsuntersuchung zu veranlassen und ihre
Notwendigkeit schriftlich zu begründen.

§39 Mitteilung, Bescheinigung
(1) Der Arzt hat dem Personensorgeberech-
tigten schriftlich mitzuteilen:
1. das wesentliche Ergebnis der Untersu-

chung,
2. die Arbeiten, durch deren Ausführung er

die Gesundheit oder die Entwicklung des
Jugendlichen für gefährdet hält,

3. die besonderen der Gesundheit dienenden
Maßnahmen einschließlich Maßnahmen
zur Verbesserung des Impfstatus,

4. die Anordnung einer außerordentlichen
Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1).

(2) Der Arzt hat eine für den Arbeitgeber be-
stimmte Bescheinigung darüber auszustellen,
daß die Untersuchung stattgefunden hat und
darin die Arbeiten zu vermerken, durch deren
Ausführung er die Gesundheit oder die Ent-
wicklung des Jugendlichen für gefährdet hält.

§40 Bescheinigung mit Gefährdungs-
vermerk

(1) Enthält die Bescheinigung des Arztes
(§ 39 Abs. 2) einen Vermerk über Arbeiten,
durch deren Ausführung er die Gesundheit
oder die Entwicklung des Jugendlichen für
gefährdet hält, so darf der Jugendliche mit
solchen Arbeiten nicht beschäftigt werden.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Beschäfti-
gung des Jugendlichen mit den in der Be-
scheinigung des Arztes (§ 39 Abs. 2) ver-

merkten Arbeiten im Einvernehmen mit ei-
nem Arzt zulassen und die Zulassung mit
Auflagen verbinden.

§41 Aufbewahren der ärztlichen
Bescheinigungen

(1) Der Arbeitgeber hat die ärztlichen Be-
scheinigungen bis zur Beendigung der Be-
schäftigung, längstens jedoch bis zur Vollen-
dung des 18. Lebensjahres des Jugendlichen
aufzubewahren und der Aufsichtsbehörde so-
wie der Berufsgenossenschaft auf Verlangen
zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden.
(2) Scheidet der Jugendliche aus dem Beschäf-
tigungsverhältnis aus, so hat ihm der Arbeit-
geber die Bescheinigungen auszuhändigen.

§42 Eingreifen der Aufsichtsbehörde
Die Aufsichtsbehörde hat, wenn die dem Ju-
gendlichen übertragenen Arbeiten Gefahren
für seine Gesundheit befürchten lassen, dies
dem Personensorgeberechtigten und dem
Arbeitgeber mitzuteilen und den Jugendli-
chen aufzufordern, sich durch einen von ihr
ermächtigten Arzt untersuchen zu lassen.

§43 Freistellung für Untersuchungen
Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die
Durchführung der ärztlichen Untersuchungen
nach diesem Abschnitt freizustellen. Ein Ent-
geltausfall darf hierdurch nicht eintreten.

§44 Kosten der Untersuchungen
Die Kosten der Untersuchungen trägt das Land.

§45 Gegenseitige Unterrichtung der
Ärzte

(1) Die Ärzte, die Untersuchungen nach die-
sem Abschnitt vorgenommen haben, müs-
sen, wenn der Personensorgeberechtigte und
der Jugendliche damit einverstanden sind,
1. dem staatlichen Gewerbearzt,
2. dem Arzt, der einen Jugendlichen nach

diesem Abschnitt nachuntersucht,

auf Verlangen die Aufzeichnungen über die
Untersuchungsbefunde zur Einsicht aushän-
digen.
(2) Unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 1 kann der Amtsarzt des Gesundheits-
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amtes einem Arzt, der einen Jugendlichen
nach diesem Abschnitt untersucht, Einsicht in
andere in seiner Dienststelle vorhandene Un-
terlagen über Gesundheit und Entwicklung
des Jugendlichen gewähren.

§46 Ermächtigungen
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kann zum Zwecke einer gleichmäßi-
gen und wirksamen gesundheitlichen Be-
treuung durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Vorschriften über die
Durchführung der ärztlichen Untersuchungen
und über die für die Aufzeichnungen der Un-
tersuchungsbefunde, die Bescheinigungen
und Mitteilungen zu verwendenden Vordru-
cke erlassen.

(2) Die Landesregierung kann durch Rechts-
verordnung

1. zur Vermeidung von mehreren Untersu-
chungen innerhalb eines kurzen Zeitraums
aus verschiedenen Anlässen bestimmen,
daß die Untersuchungen nach den §§ 32
bis 34 zusammenmit Untersuchungen nach
anderen Vorschriften durchzuführen sind,
und hierbei von der Frist des § 32 Abs. 1
Nr. 1 bis zu drei Monaten abweichen,

2. zur Vereinfachung der Abrechnung
a) Pauschbeträge für die Kosten der ärzt-

lichen Untersuchungen im Rahmen der
geltenden Gebührenordnungen fest-
setzen,

b) Vorschriften über die Erstattung der
Kosten beim Zusammentreffen mehre-
rer Untersuchungen nach Nummer 1
erlassen.

Vierter Abschnitt
Durchführung des Gesetzes

Erster Titel
Aushänge und Verzeichnisse

§47 Bekanntgabe des Gesetzes und der
Aufsichtsbehörde

Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens ei-
nen Jugendlichen beschäftigen, haben einen
Abdruck dieses Gesetzes und die Anschrift

der zuständigen Aufsichtsbehörde an geeig-
neter Stelle im Betrieb zur Einsicht auszule-
gen oder auszuhängen.

§48 Aushang über Arbeitszeit und
Pausen

Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens drei
Jugendliche beschäftigen, haben einen Aus-
hang über Beginn und Ende der regelmäßigen
täglichen Arbeitszeit und der Pausen der Ju-
gendlichen an geeigneter Stelle im Betrieb
anzubringen.

§49 Verzeichnisse der Jugendlichen
Arbeitgeber haben Verzeichnisse der bei ih-
nen beschäftigten Jugendlichen unter Anga-
be des Vor- und Familiennamens, des Ge-
burtsdatums und der Wohnanschrift zu füh-
ren, in denen das Datum des Beginns der
Beschäftigung bei ihnen, bei einer Beschäfti-
gung unter Tage auch das Datum des Beginns
dieser Beschäftigung, enthalten ist.

§50 Auskunft; Vorlageder Verzeichnisse
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Auf-
sichtsbehörde auf Verlangen
1. die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-

lichen Angaben wahrheitsgemäß und
vollständig zu machen,

2. die Verzeichnisse gemäß § 49, die Unter-
lagen, aus denen Name, Beschäftigung-
sart und -zeiten der Jugendlichen sowie
Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich
sind, und alle sonstigen Unterlagen, die
sich auf die nach Nummer 1 zumachenden
Angaben beziehen, zur Einsicht vorzule-
gen oder einzusenden.

(2) Die Verzeichnisse und Unterlagen sind
mindestens bis zum Ablauf von zwei Jahren
nach der letzten Eintragung aufzubewahren.

Zweiter Titel
Aufsicht

§51 Aufsichtsbehörde; Besichtigungs-
rechte und Berichtspflicht

(1) Die Aufsicht über die Ausführung dieses
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen obliegt der
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nach Landesrecht zuständigen Behörde (Auf-
sichtsbehörde). Die Landesregierung kann
durch Rechtsverordnung die Aufsicht über die
Ausführung dieser Vorschriften in Familien-
haushalten auf gelegentliche Prüfungen be-
schränken.

(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde
sind berechtigt, die Arbeitsstätten während
der üblichen Betriebs- und Arbeitszeit zu be-
treten und zu besichtigen; außerhalb dieser
Zeit oder wenn sich die Arbeitsstätten in einer
Wohnung befinden, dürfen sie nur zur Ver-
hütung von dringenden Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung betreten
und besichtigt werden. Der Arbeitgeber hat
das Betreten und Besichtigen der Arbeits-
stätten zu gestatten. Das Grundrecht der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(3) Die Aufsichtsbehörden haben im Rahmen
der Jahresberichte nach § 139b Abs. 3 der
Gewerbeordnung über ihre Aufsichtstätigkeit
gemäß Absatz 1 zu berichten.

§52 (weggefallen)

§53 Mitteilung über Verstöße
Die Aufsichtsbehörde teilt schwerwiegende
Verstöße gegen die Vorschriften dieses Ge-
setzes oder gegen die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen der
nach dem Berufsbildungsgesetz oder der
Handwerksordnung zuständigen Stelle mit.
Die zuständige Agentur für Arbeit erhält eine
Durchschrift dieser Mitteilung.

§54 Ausnahmebewilligungen
(1) Ausnahmen, die die Aufsichtsbehörde
nach diesem Gesetz oder den auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen bewilligen kann, sind zu befristen. Die
Ausnahmebewilligungen können

1. mit einer Bedingung erlassen werden,

2. mit einer Auflage oder mit einem Vorbe-
halt der nachträglichen Aufnahme, Ände-
rung oder Ergänzung einer Auflage ver-
bunden werden und

3. jederzeit widerrufen werden.

(2) Ausnahmen können nur für einzelne Be-
schäftigte, einzelne Betriebe oder einzelne
Teile des Betriebs bewilligt werden.
(3) Ist eine Ausnahme für einen Betrieb oder
einen Teil des Betriebs bewilligt worden, so
hat der Arbeitgeber hierüber an geeigneter
Stelle im Betrieb einen Aushang anzubringen.

Dritter Titel
Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz

§55 Bildung des Landesausschusses für
Jugendarbeitsschutz

(1) Bei der von der Landesregierung be-
stimmten obersten Landesbehörde kann ein
Landesausschuss für Jugendarbeitsschutz ge-
bildet werden.
(2) Dem Landesausschuß gehören als Mit-
glieder an:
1. je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der

Arbeitnehmer,
2. ein Vertreter des Landesjugendringes,
3. ein von der Bundesagentur für Arbeit be-

nannter Vertreter und je ein Vertreter des
Landesjugendamtes, der für das Gesund-
heitswesen zuständigen obersten Landes-
behörde und der für die berufsbildenden
Schulen zuständigen obersten Landesbe-
hörde und

4. ein Arzt.
(3) Die Mitglieder des Landesausschusses
werden von der von der Landesregierung be-
stimmten obersten Landesbehörde berufen,
die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer auf Vorschlag der auf Landesebene be-
stehenden Arbeitgeberverbände und Ge-
werkschaften, der Arzt auf Vorschlag der
Landesärztekammer, die übrigen Vertreter
auf Vorschlag der in Absatz 2 Nr. 2 und 3 ge-
nannten Stellen.
(4) Die Tätigkeit im Landesausschuß ist eh-
renamtlich. Für bare Auslagen und für Ent-
geltausfall ist, soweit eine Entschädigung
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine
angemessene Entschädigung zu zahlen, de-
ren Höhe nach Landesrecht oder von der von
der Landesregierung bestimmten obersten
Landesbehörde festgesetzt wird.
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(5) Die Mitglieder können nach Anhören der
an ihrer Berufung beteiligten Stellen aus
wichtigem Grund abberufen werden.
(6) Die Mitglieder haben Stellvertreter. Die
Absätze 2 bis 5 gelten für die Stellvertreter
entsprechend.
(7) Der Landesausschuß wählt aus seiner
Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter. Der Vorsitzende und sein Stellver-
treter sollen nicht derselben Mitgliedergrup-
pe angehören.
(8) Der Landesausschuß gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. Die Geschäftsordnung kann
die Bildung von Unterausschüssen vorsehen
und bestimmen, daß ihnen ausnahmsweise
nicht nur Mitglieder des Landesausschusses
angehören. Absatz 4 Satz 2 gilt für die Un-
terausschüsse hinsichtlich der Entschädigung
entsprechend. An den Sitzungen des Landes-
ausschusses und der Unterausschüsse kön-
nen Vertreter der beteiligten obersten Lan-
desbehörden teilnehmen.

§56 Bildung des Ausschusses für
Jugendarbeitsschutz bei der
Aufsichtsbehörde

(1) Bei der Aufsichtsbehörde kann ein Aus-
schuss für Jugendarbeitsschutz gebildet wer-
den. In Städten, in denen mehrere Aufsichts-
behörden ihren Sitz haben, kann ein gemein-
samer Ausschuss für Jugendarbeitsschutz
gebildet werden. In Ländern, in denen nicht
mehr als zwei Aufsichtsbehörden eingerich-
tet sind, kann der Landesausschuss für Ju-
gendarbeitsschutz die Aufgaben dieses Aus-
schusses übernehmen.
(2) Dem Ausschuß gehören als Mitglieder an:
1. je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der

Arbeitnehmer,
2. ein Vertreter des im Bezirk der Aufsichts-

behörde wirkenden Jugendringes,
3. je ein Vertreter eines Arbeits-, Jugend- und

Gesundheitsamtes,
4. ein Arzt und ein Lehrer an einer berufsbil-

denden Schule.

(3) Die Mitglieder des Jugendarbeitsschutz-
ausschusses werden von der Aufsichtsbehör-
de berufen, die Vertreter der Arbeitgeber und

Arbeitnehmer auf Vorschlag der im Auf-
sichtsbezirk bestehenden Arbeitgeberverbän-
de und Gewerkschaften, der Arzt auf Vor-
schlag der Ärztekammer, der Lehrer auf Vor-
schlag der nach Landesrecht zuständigen Be-
hörde, die übrigen Vertreter auf Vorschlag der
in Absatz 2 Nr. 2 und 3 genannten Stellen.
§ 55 Abs. 4 bis 8 gilt mit der Maßgabe ent-
sprechend, daß die Entschädigung von der
Aufsichtsbehörde mit Genehmigung der von
der Landesregierung bestimmten obersten
Landesbehörde festgesetzt wird.

§57 Aufgaben der Ausschüsse
(1) Der Landesausschuß berät die oberste
Landesbehörde in allen allgemeinen Angele-
genheiten des Jugendarbeitsschutzes und
macht Vorschläge für die Durchführung die-
ses Gesetzes. Er klärt über Inhalt und Ziel des
Jugendarbeitsschutzes auf.

(2) Die oberste Landesbehörde beteiligt den
Landesausschuß in Angelegenheiten von be-
sonderer Bedeutung, insbesondere vor Erlaß
von Rechtsvorschriften zur Durchführung die-
ses Gesetzes.

(3) Der Landesausschuß hat über seine Tätig-
keit im Zusammenhang mit dem Bericht der
Aufsichtsbehörde nach § 51 Abs. 3 zu be-
richten.

(4) Der Ausschuß für Jugendarbeitsschutz bei
der Aufsichtsbehörde berät diese in allen all-
gemeinen Angelegenheiten des Jugendar-
beitsschutzes und macht dem Landesaus-
schuß Vorschläge für die Durchführung dieses
Gesetzes. Er klärt über Inhalt und Ziel des
Jugendarbeitsschutzes auf.

Fünfter Abschnitt
Straf- und Bußgeldvorschriften

§58 Bußgeld- und Strafvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit-
geber vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung
mit § 2 Abs. 3, ein Kind oder einen Ju-
gendlichen, der der Vollzeitschulpflicht
unterliegt, beschäftigt,
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2. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 3,
jeweils auch in Verbindungmit § 2 Abs. 3,
ein Kind über 13 Jahre oder einen Ju-
gendlichen, der der Vollzeitschulpflicht
unterliegt, in anderer als der zugelasse-
nen Weise beschäftigt,

3. (weggefallen)

4. entgegen § 7 Satz 1 Nr. 2, auch in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung
nach § 26 Nr. 1, ein Kind, das der Voll-
zeitschulpflicht nicht mehr unterliegt, in
anderer als der zugelassenen Weise be-
schäftigt,

5. entgegen § 8 einen Jugendlichen über
die zulässige Dauer der Arbeitszeit hi-
naus beschäftigt,

6. entgegen § 9 Absatz 1 einen Jugendli-
chen beschäftigt oder nicht freistellt,

7. entgegen § 10 Abs. 1 einen Jugendlichen
für die Teilnahme an Prüfungen oder
Ausbildungsmaßnahmen oder an dem
Arbeitstag, der der schriftlichen Ab-
schlußprüfung unmittelbar vorangeht,
nicht freistellt,

8. entgegen § 11 Abs. 1 oder 2 Ruhepausen
nicht, nicht mit der vorgeschriebenen
Mindestdauer oder nicht in der vorge-
schriebenen zeitlichen Lage gewährt,

9. entgegen § 12 einen Jugendlichen über
die zulässige Schichtzeit hinaus beschäf-
tigt,

10. entgegen § 13 die Mindestfreizeit nicht
gewährt,

11. entgegen § 14 Abs. 1 einen Jugendlichen
außerhalb der Zeit von 6 bis 20 Uhr oder
entgegen § 14 Abs. 7 Satz 3 vor Ablauf
der Mindestfreizeit beschäftigt,

12. entgegen § 15 einen Jugendlichen an
mehr als fünf Tagen in der Woche be-
schäftigt,

13. entgegen § 16 Abs. 1 einen Jugendlichen
an Samstagen beschäftigt oder entgegen
§ 16 Abs. 3 Satz 1 den Jugendlichen nicht
freistellt,

14. entgegen § 17 Abs. 1 einen Jugendlichen
an Sonntagen beschäftigt oder entgegen

§ 17 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 oder Abs. 3
Satz 1 den Jugendlichen nicht freistellt,

15. entgegen § 18 Abs. 1 einen Jugendlichen
am 24. oder 31. Dezember nach 14 Uhr
oder an gesetzlichen Feiertagen beschäf-
tigt oder entgegen § 18 Abs. 3 nicht
freistellt,

16. entgegen § 19 Abs. 1 auch in Verbindung
mit Abs. 1 Satz 1 oder 2, oder entgegen
§ 19 Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2
Urlaub nicht oder nicht mit der vorge-
schriebenen Dauer gewährt,

17. entgegen § 21 Abs. 2 die geleistete
Mehrarbeit durch Verkürzung der Ar-
beitszeit nicht ausgleicht,

18. entgegen § 22 Abs. 1, auch in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit den
dort genannten Arbeiten beschäftigt,

19. entgegen § 23 Abs. 1, auch in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit Ar-
beiten mit Lohnanreiz, in einer Arbeits-
gruppe mit Erwachsenen, deren Entgelt
vom Ergebnis ihrer Arbeit abhängt, oder
mit tempoabhängigen Arbeiten beschäf-
tigt,

20. entgegen § 24 Abs. 1, auch in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit Ar-
beiten unter Tage beschäftigt,

21. entgegen § 31 Abs. 2 Satz 2 einem Ju-
gendlichen ein dort genanntes Getränk,
Tabakwaren oder ein dort genanntes Er-
zeugnis gibt,

22. entgegen § 32 Abs. 1 einen Jugendlichen
ohne ärztliche Bescheinigung über die
Erstuntersuchung beschäftigt,

23. entgegen § 33 Abs. 3 einen Jugendlichen
ohne ärztliche Bescheinigung über die
erste Nachuntersuchung weiterbeschäf-
tigt,

24. entgegen § 36 einen Jugendlichen ohne
Vorlage der erforderlichen ärztlichen Be-
scheinigungen beschäftigt,

25. entgegen § 40 Abs. 1 einen Jugendlichen
mit Arbeiten beschäftigt, durch deren
Ausführung der Arzt nach der von ihm
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erteilten Bescheinigung die Gesundheit
oder die Entwicklung des Jugendlichen
für gefährdet hält,

26. einer Rechtsverordnung nach
a) § 26 Nr. 2 oder
b) § 28 Abs. 2

zuwiderhandelt, soweit sie für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist,

27. einer vollziehbaren Anordnung der Auf-
sichtsbehörde nach § 6 Abs. 3, § 27
Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2, § 28 Abs. 3 oder
§ 30 Abs. 2 zuwiderhandelt,

28. einer vollziehbaren Auflage der Auf-
sichtsbehörde nach § 6 Abs. 1, § 14
Abs. 7, § 27 Abs. 3 oder § 40 Abs. 2, je-
weils in Verbindung mit § 54 Abs. 1, zu-
widerhandelt,

29. einer vollziehbaren Anordnung oder Auf-
lage der Aufsichtsbehörde auf Grund ei-
ner Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 2
oder § 28 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit
die Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf die Bußgeld-
vorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 1 Satz 1
oder Abs. 2 Satz 1 einen Jugendlichen be-
schäftigt, beaufsichtigt, anweist oder ausbil-
det, obwohl ihm dies verboten ist, oder einen
anderen, dem dies verboten ist, mit der Be-
aufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung
eines Jugendlichen beauftragt.

(3) Absatz 1 Nr. 4, 6 bis 29 und Absatz 2
gelten auch für die Beschäftigung von Kinder
(§ 2 Abs. 1) oder Jugendlichen, die der Voll-
zeitschulpflicht unterliegen (§ 2 Abs. 3), nach
§ 5 Abs. 2. Absatz 1 Nr. 6 bis 29 und Absatz 2
gelten auch für die Beschäftigung von Kin-
dern, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr
unterliegen, nach § 7.

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro geahn-
det werden.

(5) Wer vorsätzlich eine in Absatz 1, 2 oder 3
bezeichnete Handlung begeht und dadurch
ein Kind, einen Jugendlichen oder im Falle

des Absatzes 1 Nr. 6 eine Person, die noch
nicht 21 Jahre alt ist, in ihrer Gesundheit oder
Arbeitskraft gefährdet, wird mit Freiheitsstra-
fe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft. Ebenso wird bestraft, wer eine in Ab-
satz 1, 2 oder 3 bezeichnete Handlung be-
harrlich wiederholt.

(6) Wer in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1
die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tages-
sätzen bestraft.

§59 Bußgeldvorschrift
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit-
geber vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 ein Kind vor
Erhalt des Bewilligungsbescheides be-
schäftigt,

2. entgegen § 11 Abs. 3 den Aufenthalt in
Arbeitsräumen gestattet,

2a. entgegen § 20 Absatz 2 Satz 1 eine Auf-
zeichnung nicht oder nicht richtig führt,

2b. entgegen § 20 Absatz 2 Satz 3 eine Auf-
zeichnung nicht oder nicht mindestens
zwölf Monate aufbewahrt,

3. entgegen § 29 einen Jugendlichen über
Gefahren nicht, nicht richtig oder nicht
rechtzeitig unterweist,

4. entgegen § 33 Abs. 2 Satz 1 einen Ju-
gendlichen nicht oder nicht rechtzeitig
zur Vorlage einer ärztlichen Bescheini-
gung auffordert,

5. entgegen § 41 die ärztliche Bescheini-
gung nicht aufbewahrt, vorlegt, einsen-
det oder aushändigt,

6. entgegen § 43 Satz 1 einen Jugendlichen
für ärztliche Untersuchungen nicht frei-
stellt,

7. entgegen § 47 einen Abdruck des Geset-
zes oder die Anschrift der zuständigen
Aufsichtsbehörde nicht auslegt oder aus-
hängt,

8. entgegen § 48 Arbeitszeit und Pausen
nicht oder nicht in der vorgeschriebenen
Weise aushängt,

16 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) § 59
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9. entgegen § 49 ein Verzeichnis nicht oder
nicht in der vorgeschriebenen Weise
führt,

10. entgegen § 50 Abs. 1 Angaben nicht,
nicht richtig oder nicht vollständig macht
oder Verzeichnisse oder Unterlagen nicht
vorlegt oder einsendet oder entgegen
§ 50 Abs. 2 Verzeichnisse oder Unterla-
gen nicht oder nicht vorschriftsmäßig
aufbewahrt,

11. entgegen § 51 Abs. 2 Satz 2 das Betreten
oder Besichtigen der Arbeitsstätten nicht
gestattet,

12. entgegen § 54 Abs. 3 einen Aushang
nicht anbringt.

(2) Absatz 1 Nr. 2 bis 6 gilt auch für die Be-
schäftigung von Kindern (§ 2 Abs. 1 und 3)
nach § 5 Abs. 2 Satz 1.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet
werden.

§60 Verwaltungsvorschriften für die
Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann mit Zustimmung des Bundesrates
allgemeine Verwaltungsvorschriften für die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach §§ 58 und 59 durch die Ver-
waltungsbehörde (§ 35 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten) und über die Ertei-
lung einer Verwarnung (§§ 56, 58 Abs. 2 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) wegen
einer Ordnungswidrigkeit nach §§ 58 und 59
erlassen.

Sechster Abschnitt
Schlußvorschriften

§61 Beschäftigung von Jugendlichen
auf Kauffahrteischiffen

Für die Beschäftigung von Jugendlichen als
Besatzungsmitglieder auf Kauffahrteischiffen
im Sinne des § 3 des Seearbeitsgesetzes gilt
anstelle dieses Gesetzes das Seearbeitsge-
setz.

§62 Beschäftigung im Vollzug einer
Freiheitsentziehung

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten
für die Beschäftigung Jugendlicher (§ 2
Abs. 2) im Vollzug einer gerichtlich angeord-
neten Freiheitsentziehung entsprechend, so-
weit es sich nicht nur um gelegentliche, ge-
ringfügige Hilfeleistungen handelt und so-
weit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes
bestimmt ist.
(2) Im Vollzug einer gerichtlich angeordneten
Freiheitsentziehung finden § 19, §§ 47 bis 50
keine Anwendung.
(3) Die §§ 13, 14, 15, 16, 17 und 18 Abs. 1
und 2 gelten im Vollzug einer gerichtlich an-
geordneten Freiheitsentziehung nicht für die
Beschäftigung jugendlicher Anstaltsinsassen
mit der Zubereitung und Ausgabe der An-
staltsverpflegung.
(4) § 18 Abs. 1 und 2 gilt nicht für die Be-
schäftigung jugendlicher Anstaltsinsassen in
landwirtschaftlichen Betrieben der Vollzugs-
anstalten mit Arbeiten, die auch an Sonn- und
Feiertagen naturnotwendig vorgenommen
werden müssen.

§§63 bis 70 (Änderung anderer
Vorschriften)

(hier nicht aufgenommen)

§71 (weggefallen)

§72 Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1976 in
Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft
1. das Jugendschutzgesetz vom 30. April

1938 (Reichsgesetzbl. I S. 437), zuletzt
geändert durch das Zuständigkeitslocke-
rungsgesetz vom 10. März 1975 (Bundes-
gesetzbl. I S. 685),

2. das Jugendarbeitsschutzgesetz vom 9. Au-
gust 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 665), zu-
letzt geändert durch Artikel 244 des Ein-
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch
vom 2. März 1974 (Bundesgesetzblatt I
S. 469),

3. die auf § 80 Nr. 3 des Bundesbeamtenge-
setzes gestützten Rechtsvorschriften.

§§ 60–72 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 16
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(3) Die auf Grund des § 37 Abs. 2 und des § 53
des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 9. Au-
gust 1960, des § 20 Abs. 1 des Jugend-
schutzgesetzes vom 30. April 1938 und des
§ 120e der Gewerbeordnung erlassenen Vor-
schriften bleiben unberührt. Sie können, so-
weit sie den Geltungsbereich dieses Gesetzes
betreffen, durch Rechtsverordnungen auf
Grund des § 26 oder des § 46 geändert oder
aufgehoben werden.
(4) Vorschriften in Rechtsverordnungen, die
durch § 69 dieses Gesetzes geändert werden,

können vom Bundesministerium für Arbeit
und Soziales im Rahmen der bestehenden
Ermächtigungen geändert oder aufgehoben
werden.
(5) Verweisungen auf Vorschriften des Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes vom 9. August
1960 gelten als Verweisungen auf die ent-
sprechenden Vorschriften dieses Gesetzes
oder der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen.

16 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) § 72
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Kündigungsschutzgesetz
(KSchG)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1317)

Zuletzt geändert durch
Betriebsrätemodernisierungsgesetz
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1762)

Erster Abschnitt
Allgemeiner Kündigungsschutz

§1 Sozial ungerechtfertigte
Kündigungen

(1) Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses
gegenüber einem Arbeitnehmer, dessen Ar-
beitsverhältnis in demselben Betrieb oder
Unternehmen ohne Unterbrechung länger als
sechs Monate bestanden hat, ist rechtsun-
wirksam, wenn sie sozial ungerechtfertigt ist.

(2) 1Sozial ungerechtfertigt ist die Kündigung,
wenn sie nicht durch Gründe, die in der Per-
son oder in demVerhalten des Arbeitnehmers
liegen, oder durch dringende betriebliche Er-
fordernisse, die einer Weiterbeschäftigung
des Arbeitnehmers in diesem Betrieb entge-
genstehen, bedingt ist. 2Die Kündigung ist
auch sozial ungerechtfertigt, wenn

1. in Betrieben des privaten Rechts
a) die Kündigung gegen eine Richtlinie

nach § 95 des Betriebsverfassungsge-
setzes verstößt,

b) der Arbeitnehmer an einem anderen
Arbeitsplatz in demselben Betrieb oder
in einem anderen Betrieb des Unter-
nehmens weiterbeschäftigt werden
kann

und der Betriebsrat oder eine andere nach
dem Betriebsverfassungsgesetz insoweit
zuständige Vertretung der Arbeitnehmer
aus einem dieser Gründe der Kündigung
innerhalb der Frist des § 102 Abs. 2 Satz 1
des Betriebsverfassungsgesetzes schrift-
lich widersprochen hat,

2. in Betrieben und Verwaltungen des öf-
fentlichen Rechts

a) die Kündigung gegen eine Richtlinie
über die personelle Auswahl bei Kün-
digungen verstößt,

b) der Arbeitnehmer an einem anderen
Arbeitsplatz in derselben Dienststelle
oder in einer anderen Dienststelle des-
selben Verwaltungszweiges an dem-
selben Dienstort einschließlich seines
Einzugsgebietesweiterbeschäftigtwer-
den kann

und die zuständige Personalvertretung
aus einem dieser Gründe fristgerecht ge-
gen die Kündigung Einwendungen erho-
ben hat, es sei denn, daß die Stufenver-
tretung in der Verhandlung mit der über-
geordneten Dienststelle die Einwendun-
gen nicht aufrechterhalten hat.

3Satz 2 gilt entsprechend, wenn die Weiter-
beschäftigung des Arbeitnehmers nach zu-
mutbaren Umschulungs- oder Fortbildungs-
maßnahmen oder eine Weiterbeschäftigung
des Arbeitnehmers unter geänderten Arbeits-
bedingungen möglich ist und der Arbeitneh-
mer sein Einverständnis hiermit erklärt hat.
4Der Arbeitgeber hat die Tatsachen zu be-
weisen, die die Kündigung bedingen.

(3) 1Ist einem Arbeitnehmer aus dringenden
betrieblichen Erfordernissen im Sinne des
Absatzes 2 gekündigt worden, so ist die
Kündigung trotzdem sozial ungerechtfertigt,
wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des
Arbeitnehmers die Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit, das Lebensalter, die Unterhalts-
pflichten und die Schwerbehinderung des Ar-
beitnehmers nicht oder nicht ausreichend be-
rücksichtigt hat; auf Verlangen des Arbeit-
nehmers hat der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer die Gründe anzugeben, die zu der ge-

§ 1 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) 17
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troffenen sozialen Auswahl geführt haben.
2In die soziale Auswahl nach Satz 1 sind Ar-
beitnehmer nicht einzubeziehen, deren Wei-
terbeschäftigung, insbesondere wegen ihrer
Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistungen oder
zur Sicherung einer ausgewogenen Personal-
struktur des Betriebes, im berechtigten be-
trieblichen Interesse liegt. 3Der Arbeitnehmer
hat die Tatsachen zu beweisen, die die Kün-
digung als sozial ungerechtfertigt im Sinne
des Satzes 1 erscheinen lassen.

(4) Ist in einem Tarifvertrag, in einer Be-
triebsvereinbarung nach § 95 des Betriebs-
verfassungsgesetzes oder in einer entspre-
chenden Richtlinie nach den Personalvertre-
tungsgesetzen festgelegt, wie die sozialen
Gesichtspunkte nach Absatz 3 Satz 1 im Ver-
hältnis zueinander zu bewerten sind, so kann
die Bewertung nur auf grobe Fehlerhaftigkeit
überprüft werden.

(5) 1Sind bei einer Kündigung auf Grund einer
Betriebsänderung nach § 111 des Betriebs-
verfassungsgesetzes die Arbeitnehmer, de-
nen gekündigt werden soll, in einem Interes-
senausgleich zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat namentlich bezeichnet, so wird ver-
mutet, dass die Kündigung durch dringende
betriebliche Erfordernisse im Sinne des Ab-
satzes 2 bedingt ist. 2Die soziale Auswahl der
Arbeitnehmer kann nur auf grobe Fehlerhaf-
tigkeit überprüft werden. 3Die Sätze 1 und 2
gelten nicht, soweit sich die Sachlage nach
Zustandekommen des Interessenausgleichs
wesentlich geändert hat. 4Der Interessenaus-
gleich nach Satz 1 ersetzt die Stellungnahme
des Betriebsrates nach § 17 Abs. 3 Satz 2.

§1a Abfindungsanspruch bei betriebs-
bedingter Kündigung

(1) 1Kündigt der Arbeitgeber wegen dringen-
der betrieblicher Erfordernisse nach § 1 Abs. 2
Satz 1 und erhebt der Arbeitnehmer bis zum
Ablauf der Frist des § 4 Satz 1 keine Klage auf
Feststellung, dass das Arbeitsverhältnis
durch die Kündigung nicht aufgelöst ist, hat
der Arbeitnehmer mit dem Ablauf der Kündi-
gungsfrist Anspruch auf eine Abfindung. 2Der
Anspruch setzt den Hinweis des Arbeitgebers
in der Kündigungserklärung voraus, dass die

Kündigung auf dringende betriebliche Erfor-
dernisse gestützt ist und der Arbeitnehmer
bei Verstreichenlassen der Klagefrist die Ab-
findung beanspruchen kann.
(2) 1Die Höhe der Abfindung beträgt 0,5 Mo-
natsverdienste für jedes Jahr des Bestehens
des Arbeitsverhältnisses. 2§ 10 Abs. 3 gilt
entsprechend. 3Bei der Ermittlung der Dauer
des Arbeitsverhältnisses ist ein Zeitraum von
mehr als sechs Monaten auf ein volles Jahr
aufzurunden.

§2 Änderungskündigung

1Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhält-
nis und bietet er dem Arbeitnehmer im Zu-
sammenhang mit der Kündigung die Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses zu geänderten
Arbeitsbedingungen an, so kann der Arbeit-
nehmer dieses Angebot unter dem Vorbehalt
annehmen, daß die Änderung der Arbeitsbe-
dingungen nicht sozial ungerechtfertigt ist
(§ 1 Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 Satz 1 und 2).
2Diesen Vorbehalt muß der Arbeitnehmer
dem Arbeitgeber innerhalb der Kündigungs-
frist, spätestens jedoch innerhalb von drei
Wochen nach Zugang der Kündigung erklä-
ren.

§3 Kündigungseinspruch

1Hält der Arbeitnehmer eine Kündigung für
sozial ungerechtfertigt, so kann er binnen ei-
ner Woche nach der Kündigung Einspruch
beim Betriebsrat einlegen. 2Erachtet der Be-
triebsrat den Einspruch für begründet, so hat
er zu versuchen, eine Verständigung mit dem
Arbeitgeber herbeizuführen. 3Er hat seine
Stellungnahme zu dem Einspruch dem Ar-
beitnehmer und dem Arbeitgeber auf Verlan-
gen schriftlich mitzuteilen.

§4 Anrufung des Arbeitsgerichts

1Will ein Arbeitnehmer geltend machen, dass
eine Kündigung sozial ungerechtfertigt oder
aus anderen Gründen rechtsunwirksam ist,
so muss er innerhalb von drei Wochen nach
Zugang der schriftlichen Kündigung Klage
beim Arbeitsgericht auf Feststellung erheben,
dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündi-
gung nicht aufgelöst ist. 2Im Falle des § 2 ist
die Klage auf Feststellung zu erheben, daß die

17 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) §§ 1a–4
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Änderung der Arbeitsbedingungen sozial un-
gerechtfertigt oder aus anderen Gründen
rechtsunwirksam ist. 3Hat der Arbeitnehmer
Einspruch beim Betriebsrat eingelegt (§ 3), so
soll er der Klage die Stellungnahme des Be-
triebsrates beifügen. 4Soweit die Kündigung
der Zustimmung einer Behörde bedarf, läuft
die Frist zur Anrufung des Arbeitsgerichtes
erst von der Bekanntgabe der Entscheidung
der Behörde an den Arbeitnehmer ab.

§5 Zulassung verspäteter Klagen

(1) 1War ein Arbeitnehmer nach erfolgter
Kündigung trotz Anwendung aller ihm nach
Lage der Umstände zuzumutenden Sorgfalt
verhindert, die Klage innerhalb von drei Wo-
chen nach Zugang der schriftlichen Kündi-
gung zu erheben, so ist auf seinen Antrag die
Klage nachträglich zuzulassen. 2Gleiches gilt,
wenn eine Frau von ihrer Schwangerschaft
aus einem von ihr nicht zu vertretenden
Grund erst nach Ablauf der Frist des § 4 Satz 1
Kenntnis erlangt hat.

(2) 1Mit dem Antrag ist die Klageerhebung zu
verbinden; ist die Klage bereits eingereicht,
so ist auf sie im Antrag Bezug zu nehmen.
2Der Antrag muß ferner die Angabe der die
nachträgliche Zulassung begründenden Tat-
sachen und der Mittel für deren Glaubhaft-
machung enthalten.

(3) 1Der Antrag ist nur innerhalb von zwei
Wochen nach Behebung des Hindernisses
zulässig. 2Nach Ablauf von sechs Monaten,
vom Ende der versäumten Frist an gerechnet,
kann der Antrag nicht mehr gestellt werden.

(4) 1Das Verfahren über den Antrag auf
nachträgliche Zulassung ist mit dem Verfah-
ren über die Klage zu verbinden. 2Das Ar-
beitsgericht kann das Verfahren zunächst auf
die Verhandlung und Entscheidung über den
Antrag beschränken. 3In diesem Fall ergeht
die Entscheidung durch Zwischenurteil, das
wie ein Endurteil angefochten werden kann.

(5) 1Hat das Arbeitsgericht über einen Antrag
auf nachträgliche Klagezulassung nicht ent-
schieden oder wird ein solcher Antrag erst-
mals vor dem Landesarbeitsgericht gestellt,
entscheidet hierüber die Kammer des Lan-

desarbeitsgerichts. 2Absatz 4 gilt entspre-
chend.

§6 Verlängerte Anrufungsfrist

1Hat ein Arbeitnehmer innerhalb von drei
Wochen nach Zugang der schriftlichen Kün-
digung im Klagewege geltend gemacht, dass
eine rechtswirksame Kündigung nicht vorlie-
ge, so kann er sich in diesem Verfahren bis
zum Schluss der mündlichen Verhandlung
erster Instanz zur Begründung der Unwirk-
samkeit der Kündigung auch auf innerhalb
der Klagefrist nicht geltend gemachte Gründe
berufen. 2Das Arbeitsgericht soll ihn hierauf
hinweisen.

§7 Wirksamwerden der Kündigung
Wird die Rechtsunwirksamkeit einer Kündi-
gung nicht rechtzeitig geltend gemacht (§ 4
Satz 1, §§ 5 und 6), so gilt die Kündigung als
von Anfang an rechtswirksam; ein vom Ar-
beitnehmer nach § 2 erklärter Vorbehalt er-
lischt.

§8 Wiederherstellung der früheren
Arbeitsbedingungen

Stellt das Gericht im Falle des § 2 fest, daß die
Änderung der Arbeitsbedingungen sozial un-
gerechtfertigt ist, so gilt die Änderungskün-
digung als von Anfang an rechtsunwirksam.

§9 Auflösung des Arbeitsverhältnisses
durch Urteil des Gerichts; Abfindung
des Arbeitnehmers

(1) 1Stellt das Gericht fest, daß das Arbeits-
verhältnis durch die Kündigung nicht aufge-
löst ist, ist jedoch dem Arbeitnehmer die
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht
zuzumuten, so hat das Gericht auf Antrag des
Arbeitnehmers das Arbeitsverhältnis aufzulö-
sen und den Arbeitgeber zur Zahlung einer
angemessenen Abfindung zu verurteilen.
2Die gleiche Entscheidung hat das Gericht auf
Antrag des Arbeitgebers zu treffen, wenn
Gründe vorliegen, die eine den Betriebszwe-
cken dienliche weitere Zusammenarbeit zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht
erwarten lassen. 3Arbeitnehmer und Arbeit-
geber können den Antrag auf Auflösung des
Arbeitsverhältnisses bis zum Schluß der letz-
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ten mündlichen Verhandlung in der Beru-
fungsinstanz stellen.
(2) Das Gericht hat für die Auflösung des Ar-
beitsverhältnisses den Zeitpunkt festzuset-
zen, an dem es bei sozial gerechtfertigter
Kündigung geendet hätte.

§10 Höhe der Abfindung
(1) Als Abfindung ist ein Betrag bis zu zwölf
Monatsverdiensten festzusetzen.
(2) 1Hat der Arbeitnehmer das fünfzigste Le-
bensjahr vollendet und hat das Arbeitsver-
hältnis mindestens fünfzehn Jahre bestan-
den, so ist ein Betrag bis zu fünfzehn Mo-
natsverdiensten, hat der Arbeitnehmer das
fünfundfünfzigste Lebensjahr vollendet und
hat das Arbeitsverhältnis mindestens zwan-
zig Jahre bestanden, so ist ein Betrag bis zu
achtzehn Monatsverdiensten festzusetzen.
2Dies gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer in
dem Zeitpunkt, den das Gericht nach § 9
Abs. 2 für die Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses festsetzt, das in der Vorschrift des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch über die
Regelaltersrente bezeichnete Lebensalter er-
reicht hat.
(3) Als Monatsverdienst gilt, was dem Ar-
beitnehmer bei der für ihn maßgebenden re-
gelmäßigen Arbeitszeit in demMonat, in dem
das Arbeitsverhältnis endet (§ 9 Abs. 2), an
Geld- und Sachbezügen zusteht.

§11 Anrechnung auf entgangenen
Zwischenverdienst

Besteht nach der Entscheidung des Gerichts
das Arbeitsverhältnis fort, so muß sich der
Arbeitnehmer auf das Arbeitsentgelt, das ihm
der Arbeitgeber für die Zeit nach der Entlas-
sung schuldet, anrechnen lassen,
1. was er durch anderweitige Arbeit verdient

hat,
2. was er hätte verdienen können, wenn er

es nicht böswillig unterlassen hätte, eine
ihm zumutbare Arbeit anzunehmen,

3. was ihm an öffentlich-rechtlichen Leistun-
gen infolge Arbeitslosigkeit aus der Sozi-
alversicherung, der Arbeitslosenversiche-
rung, der Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch

oder der Sozialhilfe für die Zwischenzeit
gezahlt worden ist. Diese Beträge hat der
Arbeitgeber der Stelle zu erstatten, die sie
geleistet hat.

§12 Neues Arbeitsverhältnis des
Arbeitnehmers; Auflösung des
alten Arbeitsverhältnisses

1Besteht nach der Entscheidung des Gerichts
das Arbeitsverhältnis fort, ist jedoch der Ar-
beitnehmer inzwischen ein neues Arbeitsver-
hältnis eingegangen, so kann er binnen einer
Woche nach der Rechtskraft des Urteils durch
Erklärung gegenüber dem alten Arbeitgeber
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bei
diesem verweigern. 2Die Frist wird auch durch
eine vor ihrem Ablauf zur Post gegebene
schriftliche Erklärung gewahrt. 3Mit dem Zu-
gang der Erklärung erlischt das Arbeitsver-
hältnis. 4Macht der Arbeitnehmer von seinem
Verweigerungsrecht Gebrauch, so ist ihm
entgangener Verdienst nur für die Zeit zwi-
schen der Entlassung und dem Tage des Ein-
tritts in das neue Arbeitsverhältnis zu ge-
währen. 5§ 11 findet entsprechende Anwen-
dung.

§13 Außerordentliche, sittenwidrige
und sonstige Kündigungen

(1) 1Die Vorschriften über das Recht zur au-
ßerordentlichen Kündigung eines Arbeitsver-
hältnisses werden durch das vorliegende Ge-
setz nicht berührt. 2Die Rechtsunwirksamkeit
einer außerordentlichen Kündigung kann je-
doch nur nach Maßgabe des § 4 Satz 1 und
der §§ 5 bis 7 geltend gemacht werden.
3Stellt das Gericht fest, dass die außeror-
dentliche Kündigung unbegründet ist, ist je-
doch dem Arbeitnehmer die Fortsetzung des
Arbeitsverhältnisses nicht zuzumuten, so hat
auf seinen Antrag das Gericht das Arbeits-
verhältnis aufzulösen und den Arbeitgeber
zur Zahlung einer angemessenen Abfindung
zu verurteilen. 4Das Gericht hat für die Auflö-
sung des Arbeitsverhältnisses den Zeitpunkt
festzulegen, zu dem die außerordentliche
Kündigung ausgesprochen wurde. 5Die Vor-
schriften der §§ 10 bis 12 gelten entspre-
chend.

17 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) §§ 10–13

17

186 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

(2) Verstößt eine Kündigung gegen die guten
Sitten, so finden die Vorschriften des § 9
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 und der §§ 10 bis 12
entsprechende Anwendung.
(3) Im Übrigen finden die Vorschriften dieses
Abschnitts mit Ausnahme der §§ 4 bis 7 auf
eine Kündigung, die bereits aus anderen als
den in § 1 Abs. 2 und 3 bezeichneten Gründen
rechtsunwirksam ist, keine Anwendung.

§14 Angestellte in leitender Stellung
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten
nicht
1. in Betrieben einer juristischen Person für

die Mitglieder des Organs, das zur gesetz-
lichen Vertretung der juristischen Person
berufen ist,

2. in Betrieben einer Personengesamtheit für
die durch Gesetz, Satzung oder Gesell-
schaftsvertrag zur Vertretung der Perso-
nengesamtheit berufenen Personen.

(2) 1Auf Geschäftsführer, Betriebsleiter und
ähnliche leitende Angestellte, soweit diese
zur selbständigen Einstellung oder Entlas-
sung von Arbeitnehmern berechtigt sind, fin-
den die Vorschriften dieses Abschnitts mit
Ausnahme des § 3 Anwendung. 2§ 9 Abs. 1
Satz 2 findet mit der Maßgabe Anwendung,
daß der Antrag des Arbeitgebers auf Auflö-
sung des Arbeitsverhältnisses keiner Begrün-
dung bedarf.

Zweiter Abschnitt
Kündigungsschutz im Rahmen der
Betriebsverfassung und Personal-

vertretung

§15 Unzulässigkeit der Kündigung
(1) 1Die Kündigung eines Mitglieds eines Be-
triebsrats, einer Jugend- und Auszubilden-
denvertretung, einer Bordvertretung oder ei-
nes Seebetriebsrats ist unzulässig, es sei
denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Ar-
beitgeber zur Kündigung aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigen, und daß die nach § 103 des Be-
triebsverfassungsgesetzes erforderliche Zu-
stimmung vorliegt oder durch gerichtliche

Entscheidung ersetzt ist. 2Nach Beendigung
der Amtszeit ist die Kündigung eines Mit-
glieds eines Betriebsrats, einer Jugend- und
Auszubildendenvertretung oder eines Seebe-
triebsrats innerhalb eines Jahres, die Kündi-
gung eines Mitglieds einer Bordvertretung
innerhalb von sechs Monaten, jeweils vom
Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an
gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß Tat-
sachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist berechtigen;
dies gilt nicht, wenn die Beendigung der
Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Ent-
scheidung beruht.

(2) 1Die Kündigung eines Mitglieds einer Per-
sonalvertretung, einer Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung oder einer Jugendvertre-
tung ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsa-
chen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kün-
digung aus wichtigem Grund ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist berechtigen, und
daß die nach dem Personalvertretungsrecht
erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch
gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. 2Nach
Beendigung der Amtszeit der in Satz 1 ge-
nannten Personen ist ihre Kündigung inner-
halb eines Jahres, vom Zeitpunkt der Beendi-
gung der Amtszeit an gerechnet, unzulässig,
es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den
Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigen; dies gilt nicht, wenn die Been-
digung der Mitgliedschaft auf einer gerichtli-
chen Entscheidung beruht.

(3) 1Die Kündigung eines Mitglieds eines
Wahlvorstands ist vom Zeitpunkt seiner Be-
stellung an, die Kündigung eines Wahlbe-
werbers vom Zeitpunkt der Aufstellung des
Wahlvorschlags an, jeweils bis zur Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses unzulässig, es sei
denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Ar-
beitgeber zur Kündigung aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigen, und daß die nach § 103 des Be-
triebsverfassungsgesetzes oder nach dem
Personalvertretungsrecht erforderliche Zu-
stimmung vorliegt oder durch eine gerichtli-
che Entscheidung ersetzt ist. 2Innerhalb von

§§ 14–15 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) 17
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sechs Monaten nach Bekanntgabe des
Wahlergebnisses ist die Kündigung unzuläs-
sig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die
den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichti-
gem Grund ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist berechtigen; dies gilt nicht für
Mitglieder des Wahlvorstands, wenn dieser
durch gerichtliche Entscheidung durch einen
anderen Wahlvorstand ersetzt worden ist.

(3a) 1Die Kündigung eines Arbeitnehmers,
der zu einer Betriebs-, Wahl- oder Bordver-
sammlung nach § 17 Abs. 3, § 17a Nr. 3
Satz 2, § 115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1 des Be-
triebsverfassungsgesetzes einlädt oder die
Bestellung eines Wahlvorstands nach § 16
Abs. 2 Satz 1, § 17 Abs. 4, § 17a Nr. 4, § 63
Abs. 3, § 115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 oder § 116
Abs. 2 Nr. 7 Satz 5 des Betriebsverfassungs-
gesetzes beantragt, ist vom Zeitpunkt der
Einladung oder Antragstellung an bis zur Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig,
es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den
Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
berechtigen; der Kündigungsschutz gilt für
die ersten sechs in der Einladung oder die
ersten drei in der Antragstellung aufgeführ-
ten Arbeitnehmer. 2Wird ein Betriebsrat, eine
Jugend- und Auszubildendenvertretung, eine
Bordvertretung oder ein Seebetriebsrat nicht
gewählt, besteht der Kündigungsschutz nach
Satz 1 vom Zeitpunkt der Einladung oder An-
tragstellung an drei Monate.

(3b) 1Die Kündigung eines Arbeitnehmers,
der Vorbereitungshandlungen zur Errichtung
eines Betriebsrats oder einer Bordvertretung
unternimmt und eine öffentlich beglaubigte
Erklärung mit dem Inhalt abgegeben hat,
dass er die Absicht hat, einen Betriebsrat
oder eine Bordvertretung zu errichten, ist
unzulässig, soweit sie aus Gründen erfolgt,
die in der Person oder in dem Verhalten des
Arbeitnehmers liegen, es sei denn, dass Tat-
sachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist berechtigen.
2Der Kündigungsschutz gilt von der Abgabe
der Erklärung nach Satz 1 bis zum Zeitpunkt
der Einladung zu einer Betriebs-, Wahl- oder

Bordversammlung nach § 17 Absatz 3, § 17a
Nummer 3 Satz 2, § 115 Absatz 2 Nummer 8
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes,
längstens jedoch für drei Monate.

(4) Wird der Betrieb stillgelegt, so ist die
Kündigung der in den Absätzen 1 bis 3a ge-
nannten Personen frühestens zum Zeitpunkt
der Stillegung zulässig, es sei denn, daß ihre
Kündigung zu einem früheren Zeitpunkt
durch zwingende betriebliche Erfordernisse
bedingt ist.

(5) 1Wird eine der in den Absätzen 1 bis 3a
genannten Personen in einer Betriebsabtei-
lung beschäftigt, die stillgelegt wird, so ist sie
in eine andere Betriebsabteilung zu überneh-
men. 2Ist dies aus betrieblichen Gründen
nicht möglich, so findet auf ihre Kündigung
die Vorschrift des Absatzes 4 über die Kündi-
gung bei Stillegung des Betriebs sinngemäß
Anwendung.

§16 Neues Arbeitsverhältnis; Auflösung
des alten Arbeitsverhältnisses

1Stellt das Gericht die Unwirksamkeit der
Kündigung einer der in § 15 Absatz 1 bis 3b
genannten Personen fest, so kann diese Per-
son, falls sie inzwischen ein neues Arbeits-
verhältnis eingegangen ist, binnen einer Wo-
che nach Rechtskraft des Urteils durch Erklä-
rung gegenüber dem alten Arbeitgeber die
Weiterbeschäftigung bei diesem verweigern.
2Im übrigen finden die Vorschriften des § 11
und des § 12 Satz 2 bis 4 entsprechende An-
wendung.

Dritter Abschnitt
Anzeigepflichtige Entlassungen

§17 Anzeigepflicht

(1) 1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der
Agentur für Arbeit Anzeige zu erstatten, be-
vor er

1. in Betrieben mit in der Regel mehr als 20
und weniger als 60 Arbeitnehmern mehr
als 5 Arbeitnehmer,

2. in Betrieben mit in der Regel mindestens
60 und weniger als 500 Arbeitnehmern
10 vom Hundert der im Betrieb regelmäßig

17 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) §§ 16–17
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beschäftigten Arbeitnehmer oder aber
mehr als 25 Arbeitnehmer,

3. in Betrieben mit in der Regel mindestens
500 Arbeitnehmern mindestens 30 Arbeit-
nehmer

innerhalb von 30 Kalendertagen entläßt.
2Den Entlassungen stehen andere Beendi-
gungen des Arbeitsverhältnisses gleich, die
vom Arbeitgeber veranlaßt werden.

(2) 1Beabsichtigt der Arbeitgeber, nach Ab-
satz 1 anzeigepflichtige Entlassungen vorzu-
nehmen, hat er dem Betriebsrat rechtzeitig
die zweckdienlichen Auskünfte zu erteilen
und ihn schriftlich insbesondere zu unterrich-
ten über

1. die Gründe für die geplanten Entlassungen,
2. die Zahl und die Berufsgruppen der zu

entlassenden Arbeitnehmer,
3. die Zahl und die Berufsgruppen der in der

Regel beschäftigten Arbeitnehmer,
4. den Zeitraum, in dem die Entlassungen

vorgenommen werden sollen,
5. die vorgesehenen Kriterien für die Aus-

wahl der zu entlassenden Arbeitnehmer,
6. die für die Berechnung etwaiger Abfin-

dungen vorgesehenen Kriterien.

2Arbeitgeber und Betriebsrat haben insbe-
sondere die Möglichkeiten zu beraten, Ent-
lassungen zu vermeiden oder einzuschränken
und ihre Folgen zu mildern.

(3) 1Der Arbeitgeber hat gleichzeitig der
Agentur für Arbeit eine Abschrift der Mittei-
lung an den Betriebsrat zuzuleiten; sie muß
zumindest die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 5
vorgeschriebenen Angaben enthalten. 2Die
Anzeige nach Absatz 1 ist schriftlich unter
Beifügung der Stellungnahme des Betriebs-
rates zu den Entlassungen zu erstatten. 3Liegt
eine Stellungnahme des Betriebsrates nicht
vor, so ist die Anzeige wirksam, wenn der
Arbeitgeber glaubhaft macht, daß er den Be-
triebsrat mindestens zwei Wochen vor Er-
stattung der Anzeige nach Absatz 2 Satz 1
unterrichtet hat, und er den Stand der Bera-
tungen darlegt. 4Die Anzeige muß Angaben
über den Namen des Arbeitgebers, den Sitz
und die Art des Betriebes enthalten, ferner

die Gründe für die geplanten Entlassungen,
die Zahl und die Berufsgruppen der zu ent-
lassenden und der in der Regel beschäftigten
Arbeitnehmer, den Zeitraum, in dem die Ent-
lassungen vorgenommen werden sollen und
die vorgesehenen Kriterien für die Auswahl
der zu entlassenden Arbeitnehmer. 5In der
Anzeige sollen ferner im Einvernehmen mit
dem Betriebsrat für die Arbeitsvermittlung
Angaben über Geschlecht, Alter, Beruf und
Staatsangehörigkeit der zu entlassenden Ar-
beitnehmer gemacht werden. 6Der Arbeitge-
ber hat dem Betriebsrat eine Abschrift der
Anzeige zuzuleiten. 7Der Betriebsrat kann
gegenüber der Agentur für Arbeit weitere
Stellungnahmen abgeben. 8Er hat dem Ar-
beitgeber eine Abschrift der Stellungnahme
zuzuleiten.
(3a) 1Die Auskunfts-, Beratungs- und Anzei-
gepflichten nach den Absätzen 1 bis 3 gelten
auch dann, wenn die Entscheidung über die
Entlassungen von einem den Arbeitgeber be-
herrschenden Unternehmen getroffen wurde.
2Der Arbeitgeber kann sich nicht darauf be-
rufen, daß das für die Entlassungen verant-
wortliche Unternehmen die notwendigen
Auskünfte nicht übermittelt hat.
(4) 1Das Recht zur fristlosen Entlassung bleibt
unberührt. 2Fristlose Entlassungen werden
bei Berechnung der Mindestzahl der Entlas-
sungen nach Absatz 1 nicht mitgerechnet.
(5) Als Arbeitnehmer im Sinne dieser Vor-
schrift gelten nicht
1. in Betrieben einer juristischen Person die

Mitglieder des Organs, das zur gesetzli-
chen Vertretung der juristischen Person
berufen ist,

2. in Betrieben einer Personengesamtheit die
durch Gesetz, Satzung oder Gesellschafts-
vertrag zur Vertretung der Personenge-
samtheit berufenen Personen,

3. Geschäftsführer, Betriebsleiter und ähnli-
che leitende Personen, soweit diese zur
selbständigen Einstellung oder Entlassung
von Arbeitnehmern berechtigt sind.

§18 Entlassungssperre
(1) Entlassungen, die nach § 17 anzuzeigen
sind, werden vor Ablauf eines Monats nach

§ 18 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) 17
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Eingang der Anzeige bei der Agentur für Ar-
beit nur mit deren Zustimmung wirksam; die
Zustimmung kann auch rückwirkend bis zum
Tage der Antragstellung erteilt werden.
(2) Die Agentur für Arbeit kann im Einzelfall
bestimmen, daß die Entlassungen nicht vor
Ablauf von längstens zwei Monaten nach
Eingang der Anzeige bei der Agentur für Ar-
beit wirksam werden.
(3) (weggefallen)
(4) Soweit die Entlassungen nicht innerhalb
von 90 Tagen nach dem Zeitpunkt, zu dem sie
nach den Absätzen 1 und 2 zulässig sind,
durchgeführt werden, bedarf es unter den
Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 einer er-
neuten Anzeige.

§19 Zulässigkeit von Kurzarbeit
(1) Ist der Arbeitgeber nicht in der Lage, die
Arbeitnehmer bis zu dem in § 18 Abs. 1 und 2
bezeichneten Zeitpunkt voll zu beschäftigen,
so kann die Bundesagentur für Arbeit zulas-
sen, daß der Arbeitgeber für die Zwischenzeit
Kurzarbeit einführt.
(2) Der Arbeitgeber ist im Falle der Kurzarbeit
berechtigt, Lohn oder Gehalt der mit ver-
kürzter Arbeitszeit beschäftigten Arbeitneh-
mer entsprechend zu kürzen; die Kürzung des
Arbeitsentgelts wird jedoch erst von dem
Zeitpunkt an wirksam, an dem das Arbeits-
verhältnis nach den allgemeinen gesetzlichen
oder den vereinbarten Bestimmungen enden
würde.
(3) Tarifvertragliche Bestimmungen über die
Einführung, das Ausmaß und die Bezahlung
von Kurzarbeit werden durch die Absätze 1
und 2 nicht berührt.

§20 Entscheidungen der Agentur für
Arbeit

(1) 1Die Entscheidungen der Agentur für Ar-
beit nach § 18 Abs. 1 und 2 trifft deren Ge-
schäftsführung oder ein Ausschuß (Entschei-
dungsträger). 2Die Geschäftsführung darf nur
dann entscheiden, wenn die Zahl der Entlas-
sungen weniger als 50 beträgt.
(2) 1Der Ausschuß setzt sich aus dem Ge-
schäftsführer, der Geschäftsführerin oder
dem oder der Vorsitzenden der Geschäfts-

führung der Agentur für Arbeit oder einem
von ihm oder ihr beauftragten Angehörigen
der Agentur für Arbeit als Vorsitzenden und je
zwei Vertretern der Arbeitnehmer, der Ar-
beitgeber und der öffentlichen Körperschaf-
ten zusammen, die von dem Verwaltungs-
ausschuss der Agentur für Arbeit benannt
werden. 2Er trifft seine Entscheidungen mit
Stimmenmehrheit.

(3) 1Der Entscheidungsträger hat vor seiner
Entscheidung den Arbeitgeber und den Be-
triebsrat anzuhören. 2Dem Entscheidungsträ-
ger sind, insbesondere vom Arbeitgeber und
Betriebsrat, die von ihm für die Beurteilung
des Falles erforderlich gehaltenen Auskünfte
zu erteilen.

(4) Der Entscheidungsträger hat sowohl das
Interesse des Arbeitgebers als auch das der
zu entlassenden Arbeitnehmer, das öffentli-
che Interesse und die Lage des gesamten Ar-
beitsmarktes unter besonderer Beachtung
des Wirtschaftszweiges, dem der Betrieb an-
gehört, zu berücksichtigen.

§21 Entscheidungen der Zentrale der
Bundesagentur für Arbeit

1Für Betriebe, die zum Geschäftsbereich des
Bundesministers für Verkehr oder des Bun-
desministers für Post- und Telekommunikati-
on gehören, trifft, wenn mehr als 500 Arbeit-
nehmer entlassen werden sollen, ein gemäß
§ 20 Abs. 1 bei der Zentrale der Bundes-
agentur für Arbeit zu bildender Ausschuß die
Entscheidungen nach § 18 Abs. 1 und 2. 2Der
zuständige Bundesminister kann zwei Vertre-
ter mit beratender Stimme in den Ausschuß
entsenden. 3Die Anzeigen nach § 17 sind in
diesem Falle an die Zentrale der Bundes-
agentur für Arbeit zu erstatten. 4Im übrigen
gilt § 20 Abs. 1 bis 3 entsprechend.

§22 Ausnahmebetriebe

(1) Auf Saisonbetriebe und Kampagne-Be-
triebe finden die Vorschriften dieses Ab-
schnittes bei Entlassungen, die durch diese
Eigenart der Betriebe bedingt sind, keine An-
wendung.

(2) 1Keine Saisonbetriebe oder Kampagne-
Betriebe sind Betriebe des Baugewerbes, in

17 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) §§ 19–22
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denen die ganzjährige Beschäftigung nach
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch gefördert
wird. 2Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen, welche
Betriebe als Saisonbetriebe oder Kampagne-
Betriebe im Sinne des Absatzes 1 gelten.

Vierter Abschnitt
Schlußbestimmungen

§23 Geltungsbereich
(1) 1Die Vorschriften des Ersten und Zweiten
Abschnitts gelten für Betriebe und Verwal-
tungen des privaten und des öffentlichen
Rechts, vorbehaltlich der Vorschriften des
§ 24 für die Seeschifffahrts-, Binnenschiff-
fahrts- und Luftverkehrsbetriebe. 2Die Vor-
schriften des Ersten Abschnitts gelten mit
Ausnahme der §§ 4 bis 7 und des § 13 Abs. 1
Satz 1 und 2 nicht für Betriebe und Verwal-
tungen, in denen in der Regel fünf oder we-
niger Arbeitnehmer ausschließlich der zu ihrer
Berufsbildung Beschäftigten beschäftigt wer-
den. 3In Betrieben und Verwaltungen, in de-
nen in der Regel zehn oder weniger Arbeit-
nehmer ausschließlich der zu ihrer Berufsbil-
dung Beschäftigten beschäftigt werden, gel-
ten die Vorschriften des Ersten Abschnitts mit
Ausnahme der §§ 4 bis 7 und des § 13 Abs. 1
Satz 1 und 2 nicht für Arbeitnehmer, deren
Arbeitsverhältnis nach dem 31. Dezember
2003 begonnen hat; diese Arbeitnehmer sind
bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten
Arbeitnehmer nach Satz 2 bis zur Beschäfti-
gung von in der Regel zehn Arbeitnehmern
nicht zu berücksichtigen. 4Bei der Feststellung
der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer nach
den Sätzen 2 und 3 sind teilzeitbeschäftigte
Arbeitnehmer mit einer regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als
20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als
30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen.
(2) Die Vorschriften des Dritten Abschnitts
gelten für Betriebe und Verwaltungen des
privaten Rechts sowie für Betriebe, die von
einer öffentlichen Verwaltung geführt wer-
den, soweit sie wirtschaftliche Zwecke ver-
folgen.

§24 Anwendung des Gesetzes auf
Betriebe der Schifffahrt und des
Luftverkehrs

(1) Die Vorschriften des Ersten und Zweiten
Abschnitts finden nach Maßgabe der Absät-
ze 2 bis 4 auf Arbeitsverhältnisse der Besat-
zung von Seeschiffen, Binnenschiffen und
Luftfahrzeugen Anwendung.
(2) Als Betrieb im Sinne dieses Gesetzes gilt
jeweils die Gesamtheit der Seeschiffe oder
der Binnenschiffe eines Schifffahrtsbetriebs
oder der Luftfahrzeuge eines Luftverkehrsbe-
triebs.
(3) Dauert die erste Reise eines Besatzungs-
mitglieds eines Seeschiffes oder eines Binnen-
schiffes länger als sechsMonate, so verlängert
sich die Sechsmonatsfrist des § 1 Absatz 1 bis
drei Tage nach Beendigung dieser Reise.
(4) 1Die Klage nach § 4 ist binnen dreiWochen
zu erheben, nachdem die Kündigung dem
Besatzungsmitglied an Land zugegangen ist.
2Geht dem Besatzungsmitglied eines See-
schiffes oder eines Binnenschiffes die Kündi-
gungwährend der Fahrt des Schiffes zu, ist die
Klage innerhalb von sechs Wochen nach dem
Dienstende an Bord zu erheben. 3Geht dem
Besatzungsmitglied eines Seeschiffes die
Kündigung während einer Gefangenschaft
aufgrund von seeräuberischen Handlungen
oder bewaffneten Raubüberfällen auf Schiffe
im Sinne von § 2 Nummer 11 oder 12 des
Seearbeitsgesetzes zu oder gerät das Besat-
zungsmitglied während des Laufs der Frist
nach Satz 1 oder 2 in eine solche Gefangen-
schaft, ist die Klage innerhalb von sechs Wo-
chen nach der Freilassung des Besatzungs-
mitglieds zu erheben; nimmt das Besatzungs-
mitglied nach der Freilassung den Dienst an
Bord wieder auf, beginnt die Frist mit dem
Dienstende an Bord. 4An die Stelle der Drei-
wochenfrist in § 5 Absatz 1 und § 6 treten die
in den Sätzen 1 bis 3 genannten Fristen.
(5) 1Die Vorschriften des Dritten Abschnitts
finden nach Maßgabe der folgenden Sätze
Anwendung auf die Besatzungen von See-
schiffen. 2Bei Schiffen nach § 114 Absatz 4
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes tritt,
soweit sie nicht als Teil des Landbetriebs
gelten, an die Stelle des Betriebsrats der

§§ 23–24 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) 17
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Seebetriebsrat. 3Betrifft eine anzeigepflichti-
ge Entlassung die Besatzung eines Seeschif-
fes, welches unter der Flagge eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union
fährt, so ist die Anzeige an die Behörde des
Staates zu richten, unter dessen Flagge das
Schiff fährt.

§25 Kündigung in Arbeitskämpfen
Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine
Anwendung auf Kündigungen und Entlas-

sungen, die lediglich als Maßnahmen in wirt-
schaftlichen Kämpfen zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern vorgenommen werden.

§25a (gegenstandslos)

§26 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft.

17 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) §§ 25–26
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Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
manuellen Handhabung von Lasten bei der Arbeit
(Lastenhandhabungsverordnung – LasthandhabV)

Vom 4. Dezember 1996 (BGBl. I S. 1841)

Zuletzt geändert durch
Elfte Zuständigkeitsanpassungsverordnung

vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328)

§1 Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung gilt für die manuelle
Handhabung von Lasten, die aufgrund ihrer
Merkmale oder ungünstiger ergonomischer
Bedingungen für die Beschäftigten eine Ge-
fährdung für Sicherheit und Gesundheit, ins-
besondere der Lendenwirbelsäule, mit sich
bringt.
(2) Manuelle Handhabung im Sinne dieser
Verordnung ist jedes Befördern oder Abstüt-
zen einer Last durch menschliche Kraft, unter
anderem das Heben, Absetzen, Schieben,
Ziehen, Tragen oder Bewegen einer Last.
(3) Das Bundeskanzleramt, das Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat, das
Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur, das Bundesministerium der
Verteidigung oder das Bundesministerium
der Finanzen können, soweit sie hierfür je-
weils zuständig sind, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales und, soweit nicht das Bundesministeri-
um des Innern, für Bau und Heimat selbst
zuständig ist, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat bestimmen, daß für bestimmte Tätig-
keiten im öffentlichen Dienst des Bundes,
insbesondere bei der Bundeswehr, der Poli-
zei, den Zivil- und Katastrophenschutzdienst-
en, dem Zoll oder den Nachrichtendiensten,
Vorschriften dieser Verordnung ganz oder
zum Teil nicht anzuwenden sind, soweit öf-
fentliche Belange dies zwingend erfordern,
insbesondere zur Aufrechterhaltung oder
Wiederherstellung der öffentlichen Sicher-
heit. In diesem Fall ist gleichzeitig festzule-
gen, wie die Sicherheit und der Gesundheits-
schutz der Beschäftigten nach dieser Verord-
nung auf andere Weise gewährleistet wer-
den.

§2 Maßnahmen
(1) Der Arbeitgeber hat unter Zugrundele-
gung des Anhangs geeignete organisatori-
sche Maßnahmen zu treffen oder geeignete
Arbeitsmittel, insbesondere mechanische
Ausrüstungen, einzusetzen, um manuelle
Handhabungen von Lasten, die für die Be-
schäftigten eine Gefährdung für Sicherheit
und Gesundheit, insbesondere der Lenden-
wirbelsäule mit sich bringen, zu vermeiden.
(2) Können diese manuellen Handhabungen
von Lasten nicht vermieden werden, hat der
Arbeitgeber bei der Beurteilung der Arbeitsbe-
dingungen nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes
die Arbeitsbedingungen insbesondere unter
Zugrundelegung des Anhangs zu beurteilen.
Aufgrund der Beurteilung hat der Arbeitgeber
geeignete Maßnahmen zu treffen, damit eine
Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten möglichst gering gehalten wird.

§3 Übertragung von Aufgaben
Bei der Übertragung von Aufgaben der ma-
nuellen Handhabung von Lasten, die für die
Beschäftigten zu einer Gefährdung für Si-
cherheit und Gesundheit führen, hat der Ar-
beitgeber die körperliche Eignung der Be-
schäftigten zur Ausführung der Aufgaben zu
berücksichtigen.

§4 Unterweisung
Bei der Unterweisung nach § 12 des Arbeits-
schutzgesetzes hat der Arbeitgeber insbe-
sondere den Anhang und die körperliche Eig-
nung der Beschäftigten zu berücksichtigen. Er
hat den Beschäftigten, soweit dies möglich
ist, genaue Angaben zu machen über die
sachgemäße manuelle Handhabung von Las-
ten und über die Gefahren, denen die Be-
schäftigten insbesondere bei unsachgemäßer
Ausführung der Tätigkeit ausgesetzt sind.

§§ 1–4 Lastenhandhabungsverordnung (LasthandhabV) 18
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Anhang

Merkmale, aus denen sich eine Gefährdung
von Sicherheit und Gesundheit, insbesondere
der Lendenwirbelsäule, der Beschäftigten er-
geben kann:

(1) Im Hinblick auf die zu handhabende Last
insbesondere

1. ihr Gewicht, ihre Form und Größe,
2. die Lage der Zugriffsstellen,
3. die Schwerpunktlage und
4. die Möglichkeit einer unvorhergesehenen

Bewegung.

(2) Im Hinblick auf die von den Beschäftigten
zu erfüllende Arbeitsaufgabe insbesondere
1. die erforderliche Körperhaltung oder Kör-

perbewegung, insbesondere Drehbewe-
gung,

2. die Entfernung der Last vom Körper,
3. die durch das Heben, Senken oder Tragen

der Last zu überbrückende Entfernung,
4. das Ausmaß, die Häufigkeit und die Dauer

des erforderlichen Kraftaufwandes,

5. die erforderliche persönliche Schutzaus-
rüstung,

6. das Arbeitstempo infolge eines nicht
durch die Beschäftigten zu ändernden Ar-
beitsablaufs und

7. die zur Verfügung stehende Erholungs-
oder Ruhezeit.

(3) Im Hinblick auf die Beschaffenheit des
Arbeitsplatzes und der Arbeitsumgebung ins-
besondere
1. der in vertikaler Richtung zur Verfügung

stehende Platz und Raum,
2. der Höhenunterschied über verschiedene

Ebenen,
3. die Temperatur, Luftfeuchtigkeit und Luft-

geschwindigkeit,
4. die Beleuchtung,
5. die Ebenheit, Rutschfestigkeit oder Stabi-

lität der Standfläche und
6. die Bekleidung, insbesondere das Schuh-

werk.

18 Lastenhandhabungsverordnung (LasthandhabV) Anhang
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Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns
(Mindestlohngesetz – MiLoG)
Vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Regelung der Entsendung von Kraftfahrern und Kraftfahrerinnen

im Straßenverkehrssektor und zur grenzüberschreitenden Durchsetzung des Entsenderechts
vom 28. Juni 2023 (BGBl. I Nr. 172)

Abschnitt 1
Festsetzung des allgemeinen

Mindestlohns

Unterabschnitt 1
Inhalt des Mindestlohns

§1 Mindestlohn
(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeit-
nehmer hat Anspruch auf Zahlung eines Ar-
beitsentgelts mindestens in Höhe des Min-
destlohns durch den Arbeitgeber.

(2) Die Höhe des Mindestlohns beträgt ab
dem 1. Oktober 2022 brutto 12 Euro je Zeit-
stunde. Die Höhe des Mindestlohns kann auf
Vorschlag einer ständigen Kommission der
Tarifpartner (Mindestlohnkommission) durch
Rechtsverordnung der Bundesregierung ge-
ändert werden.

(3) Die Regelungen des Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetzes, des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes und der auf ihrer Grundlage
erlassenen Rechtsverordnungen gehen den
Regelungen dieses Gesetzes vor, soweit die
Höhe der auf ihrer Grundlage festgesetzten
Branchenmindestlöhne die Höhe des Min-
destlohns nicht unterschreitet.

Der Mindestlohn soll ab 1. Januar 2024 auf 12,41
Euro und ab 1. Januar 2025 auf 12,82 Euro (je-
weils brutto je Zeitstunde) steigen. Dies be-
schloss die Mindestlohnkommission (vgl. §9
MiLoG).

§2 Fälligkeit des Mindestlohns
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Ar-
beitnehmerin oder dem Arbeitnehmer den
Mindestlohn

1. zum Zeitpunkt der vereinbarten Fälligkeit,

2. spätestens am letzten Bankarbeitstag
(Frankfurt am Main) des Monats, der auf
den Monat folgt, in dem die Arbeitsleis-
tung erbracht wurde,

zu zahlen. Für den Fall, dass keine Vereinba-
rung über die Fälligkeit getroffen worden ist,
bleibt § 614 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
unberührt.
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind bei
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die
über die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit hi-
nausgehenden und auf einem schriftlich ver-
einbarten Arbeitszeitkonto eingestellten Ar-
beitsstunden spätestens innerhalb von zwölf
Kalendermonaten nach ihrer monatlichen Er-
fassung durch bezahlte Freizeitgewährung
oder Zahlung des Mindestlohns auszuglei-
chen, soweit der Anspruch auf den Mindest-
lohn für die geleisteten Arbeitsstunden nach
§ 1 Absatz 1 nicht bereits durch Zahlung des
verstetigten Arbeitsentgelts erfüllt ist. Im Falle
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat
der Arbeitgeber nicht ausgeglichene Arbeits-
stunden spätestens in demauf die Beendigung
des Arbeitsverhältnisses folgenden Kalender-
monat auszugleichen. Die auf das Arbeitszeit-
konto eingestellten Arbeitsstunden dürfen
monatlich jeweils 50 Prozent der vertraglich
vereinbarten Arbeitszeit nicht übersteigen.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wert-
guthabenvereinbarungen im Sinne des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch. Satz 1 gilt entspre-
chend für eine im Hinblick auf den Schutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ver-
gleichbare ausländische Regelung.

§3 Unabdingbarkeit des Mindestlohns
Vereinbarungen, die den Anspruch auf Min-
destlohn unterschreiten oder seine Geltend-
machung beschränken oder ausschließen, sind

§§ 1–3 Mindestlohngesetz (MiLoG) 19
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insoweit unwirksam. Die Arbeitnehmerin oder
der Arbeitnehmer kann auf den entstandenen
Anspruch nach § 1 Absatz 1 nur durch ge-
richtlichen Vergleich verzichten; im Übrigen ist
ein Verzicht ausgeschlossen. Die Verwirkung
des Anspruchs ist ausgeschlossen.

Unterabschnitt 2
Mindestlohnkommission

§4 Aufgabe und Zusammensetzung
(1) Die Bundesregierung errichtet eine stän-
dige Mindestlohnkommission, die über die
Anpassung der Höhe des Mindestlohns be-
findet.
(2) Die Mindestlohnkommission wird alle fünf
Jahre neu berufen. Sie besteht aus einer oder
einem Vorsitzenden, sechs weiteren stimm-
berechtigten ständigen Mitgliedern und zwei
Mitgliedern aus Kreisen der Wissenschaft
ohne Stimmrecht (beratende Mitglieder).

§5 Stimmberechtigte Mitglieder
(1) Die Bundesregierung beruft je drei stimm-
berechtigte Mitglieder auf Vorschlag der Spit-
zenorganisationen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer aus Kreisen der Vereinigungen
von Arbeitgebern und Gewerkschaften. Die
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer sollen jeweils mindestens eine
Frau und einen Mann als stimmberechtigte
Mitglieder vorschlagen. Werden auf Arbeit-
geber- oder auf Arbeitnehmerseite von den
Spitzenorganisationen mehr als drei Personen
vorgeschlagen, erfolgt die Auswahl zwischen
den Vorschlägen im Verhältnis zur Bedeutung
der jeweiligen Spitzenorganisationen für die
Vertretung der Arbeitgeber- oder Arbeitneh-
merinteressen im Arbeitsleben des Bundes-
gebietes. Übt eine Seite ihr Vorschlagsrecht
nicht aus, werden die Mitglieder dieser Seite
durch die Bundesregierung aus Kreisen der
Vereinigungen von Arbeitgebern oder Ge-
werkschaften berufen.
(2) Scheidet ein Mitglied aus, wird nach
Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 und 4 ein
neues Mitglied berufen.

§6 Vorsitz
(1) Die Bundesregierung beruft die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden auf gemeinsa-

men Vorschlag der Spitzenorganisationen der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.

(2) Wird von den Spitzenorganisationen kein
gemeinsamer Vorschlag unterbreitet, beruft
die Bundesregierung jeweils eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden auf Vorschlag der
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer. Der Vorsitz wechselt zwi-
schen den Vorsitzenden nach jeder Be-
schlussfassung nach § 9. Über den erstmali-
gen Vorsitz entscheidet das Los. § 5 Absatz 1
Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Scheidet die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende aus, wird nach Maßgabe der Absätze 1
und 2 eine neue Vorsitzende oder ein neuer
Vorsitzender berufen.

§7 Beratende Mitglieder
(1) Die Bundesregierung beruft auf Vorschlag
der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer zusätzlich je ein beraten-
des Mitglied aus Kreisen der Wissenschaft.
Die Bundesregierung soll darauf hinwirken,
dass die Spitzenorganisationen der Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer eine Frau und einen
Mann als beratendes Mitglied vorschlagen.
Das beratende Mitglied soll in keinem Be-
schäftigungsverhältnis stehen zu

1. einer Spitzenorganisation der Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer,

2. einer Vereinigung der Arbeitgeber oder
einer Gewerkschaft oder

3. einer Einrichtung, die von den in der Num-
mer 1 oder Nummer 2 genannten Vereini-
gungen getragen wird.

§ 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 2 gilt
entsprechend.

(2) Die beratenden Mitglieder unterstützen
dieMindestlohnkommission insbesondere bei
der Prüfung nach § 9 Absatz 2 durch die Ein-
bringung wissenschaftlichen Sachverstands.
Sie haben das Recht, an den Beratungen der
Mindestlohnkommission teilzunehmen.

§8 Rechtsstellung der Mitglieder
(1) Die Mitglieder der Mindestlohnkommissi-
on unterliegen bei der Wahrnehmung ihrer
Tätigkeit keinen Weisungen.

19 Mindestlohngesetz (MiLoG) §§ 4–8
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(2) Die Tätigkeit der Mitglieder der Mindest-
lohnkommission ist ehrenamtlich.

(3) Die Mitglieder der Mindestlohnkommissi-
on erhalten eine angemessene Entschädi-
gung für den ihnen bei der Wahrnehmung
ihrer Tätigkeit erwachsenden Verdienstaus-
fall und Aufwand sowie Ersatz der Fahrtkos-
ten entsprechend den für ehrenamtliche
Richterinnen und Richter der Arbeitsgerichte
geltenden Vorschriften. Die Entschädigung
und die erstattungsfähigen Fahrtkosten setzt
im Einzelfall die oder der Vorsitzende der
Mindestlohnkommission fest.

§9 BeschlussderMindestlohnkommission
(1) DieMindestlohnkommission hat über eine
Anpassung der Höhe des Mindestlohns bis
zum 30. Juni 2023 mit Wirkung zum 1. Januar
2024 zu beschließen. Danach hat die Min-
destlohnkommission alle zwei Jahre über
Anpassungen der Höhe des Mindestlohns zu
beschließen.

(2) Die Mindestlohnkommission prüft im Rah-
men einer Gesamtabwägung, welche Höhe des
Mindestlohns geeignet ist, zu einem angemes-
senen Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer beizutragen, faire und funk-
tionierende Wettbewerbsbedingungen zu er-
möglichen sowie Beschäftigung nicht zu ge-
fährden. Die Mindestlohnkommission orientiert
sich bei der Festsetzung des Mindestlohns
nachlaufend an der Tarifentwicklung.

(3) Die Mindestlohnkommission hat ihren
Beschluss schriftlich zu begründen.

(4) Die Mindestlohnkommission evaluiert lau-
fend die Auswirkungen des Mindestlohns auf
den Schutz der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die Wettbewerbsbedingungen
und die Beschäftigung in Bezug auf bestimmte
Branchen und Regionen sowie die Produktivi-
tät und stellt ihre Erkenntnisse der Bundesre-
gierung in einem Bericht alle zwei Jahre ge-
meinsam mit ihrem Beschluss zur Verfügung.

§10 Verfahren der Mindestlohn-
kommission

(1) Die Mindestlohnkommission ist beschluss-
fähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

(2) Die Beschlüsse der Mindestlohnkommis-
sion werden mit einfacher Mehrheit der
Stimmen der anwesendenMitglieder gefasst.
Bei der Beschlussfassung hat sich die oder der
Vorsitzende zunächst der Stimme zu enthal-
ten. Kommt eine Stimmenmehrheit nicht zu-
stande, macht die oder der Vorsitzende einen
Vermittlungsvorschlag. Kommt nach Bera-
tung über den Vermittlungsvorschlag keine
Stimmenmehrheit zustande, übt die oder der
Vorsitzende ihr oder sein Stimmrecht aus.

(3) Die Mindestlohnkommission kann Spit-
zenorganisationen der Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer, Vereinigungen von Arbeitgebern
und Gewerkschaften, öffentlichrechtliche Re-
ligionsgesellschaften, Wohlfahrtsverbände,
Verbände, die wirtschaftliche und soziale In-
teressen organisieren, sowie sonstige von der
Anpassung des Mindestlohns Betroffene vor
Beschlussfassung anhören. Sie kann Infor-
mationen und fachliche Einschätzungen von
externen Stellen einholen.

(4) Die Sitzungen der Mindestlohnkommissi-
on sind nicht öffentlich; der Inhalt ihrer Bera-
tungen ist vertraulich. Die Teilnahme an Sit-
zungen der Mindestlohnkommission sowie
die Beschlussfassung können in begründeten
Ausnahmefällen auf Vorschlag der oder des
Vorsitzenden mittels einer Videokonferenz
erfolgen, wenn

1. kein Mitglied diesem Verfahren unverzüg-
lich widerspricht und

2. sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der
Sitzung keine Kenntnis nehmen können.

Die übrigen Verfahrensregelungen trifft die
Mindestlohnkommission in einer Geschäfts-
ordnung.

§11 Rechtsverordnung
(1) Die Bundesregierung kann die von der
Mindestlohnkommission vorgeschlagene An-
passung des Mindestlohns durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
für alle Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer verbindlich machen. Die
Rechtsverordnung tritt am im Beschluss der
Mindestlohnkommission bezeichneten Tag,
frühestens aber am Tag nach Verkündung in
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Kraft. Die Rechtsverordnung gilt, bis sie durch
eine neue Rechtsverordnung abgelöst wird.
(2) Vor Erlass der Rechtsverordnung erhalten
die Spitzenorganisationen der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer, die Vereinigungen von
Arbeitgebern und Gewerkschaften, die öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften,
die Wohlfahrtsverbände sowie die Verbände,
die wirtschaftliche und soziale Interessen or-
ganisieren, Gelegenheit zur schriftlichen
Stellungnahme. Die Frist zur Stellungnahme
beträgt drei Wochen; sie beginnt mit der Be-
kanntmachung des Verordnungsentwurfs.

§12 Geschäfts- und Informationsstelle
für den Mindestlohn; Kosten-
trägerschaft

(1) Die Mindestlohnkommission wird bei der
Durchführung ihrer Aufgaben von einer Ge-
schäftsstelle unterstützt. Die Geschäftsstelle
untersteht insoweit fachlich der oder dem
Vorsitzenden der Mindestlohnkommission.
(2) Die Geschäftsstelle wird bei der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
als selbständige Organisationeinheit einge-
richtet.
(3) Die Geschäftsstelle informiert und berät
als Informationsstelle für den Mindestlohn
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie
Unternehmen zum Thema Mindestlohn.
(4) Die durch die Tätigkeit der Mindestlohn-
kommission und der Geschäftsstelle anfal-
lenden Kosten trägt der Bund.

Abschnitt 2
Zivilrechtliche Durchsetzung

§13 Haftung des Auftraggebers
§ 14 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
findet entsprechende Anwendung.

Abschnitt 3
Kontrolle und Durchsetzung durch

staatliche Behörden

§14 Zuständigkeit
Für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten
eines Arbeitgebers nach § 20 sind die Behör-
den der Zollverwaltung zuständig.

§15 Befugnisse der Behörden der
Zollverwaltung und anderer
Behörden; Mitwirkungspflichten
des Arbeitgebers

Die §§ 2 bis 6, 14, 15, 20, 22 und 23 des
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind ent-
sprechend anzuwendenmit der Maßgabe, dass
1. die dort genannten Behörden auch Ein-

sicht in Arbeitsverträge, Niederschriften
nach § 2 des Nachweisgesetzes und an-
dere Geschäftsunterlagen nehmen kön-
nen, die mittelbar oder unmittelbar Aus-
kunft über die Einhaltung des Mindest-
lohns nach § 20 geben, und

2. die nach § 5 Absatz 1 des Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetzes zur Mitwirkung
Verpflichteten diese Unterlagen vorzule-
gen haben.

§ 6 Absatz 3 sowie die §§ 16 bis 19 des
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes finden
entsprechende Anwendung.

§16 Meldepflicht
(1) Ein Arbeitgebermit Sitz imAusland, der eine
Arbeitnehmerin oder einen Arbeitnehmer oder
mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeitneh-
mer in den in § 2a des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes genanntenWirtschaftsbereichen
oder Wirtschaftszweigen im Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes beschäftigt, ist verpflich-
tet, vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleistung
eine schriftliche Anmeldung in deutscher Spra-
che bei der zuständigen Behörde der Zollver-
waltung nach Absatz 6 vorzulegen, die die für
die Prüfung wesentlichen Angaben enthält.
Wesentlich sind die Angaben über
1. den Familiennamen, den Vornamen und

das Geburtsdatum der von ihm im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes beschäftig-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. den Beginn und die voraussichtliche Dauer
der Beschäftigung,

3. den Ort der Beschäftigung,
4. den Ort im Inland, an dem die nach § 17

erforderlichen Unterlagen bereitgehalten
werden,

5. den Familiennamen, den Vornamen, das Ge-
burtsdatum und die Anschrift in Deutschland
der oder des verantwortlich Handelnden,
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6. die Branche, in die die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer entsandt werden sol-
len, und

7. den Familiennamen, den Vornamen und
die Anschrift in Deutschland einer oder ei-
nes Zustellungsbevollmächtigten, soweit
diese oder dieser nicht mit der oder dem in
Nummer 5 genannten verantwortlich
Handelnden identisch ist.

Änderungen bezüglich dieser Angaben hat
der Arbeitgeber im Sinne des Satzes 1 unver-
züglich zu melden.
(2) Abweichend von Absatz 1 ist ein Arbeit-
geber mit Sitz in einem anderenMitgliedstaat
der Europäischen Union oder des Europä-
ischen Wirtschaftsraums verpflichtet, der zu-
ständigen Behörde der Zollverwaltung vor
Beginn der Beschäftigung einer Kraftfahrerin
oder eines Kraftfahrers für die Durchführung
von Güter- oder Personenbeförderungen im
Inland nach § 36 Absatz 1 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes eine Anmeldung mit fol-
genden Angaben elektronisch zuzuleiten:
1. die Identität des Unternehmens, sofern

diese verfügbar ist in Form der Nummer
der Gemeinschaftslizenz,

2. den Familiennamen und den Vornamen
sowie die Anschrift im Niederlassungs-
staat eines oder einer Zustellungsbevoll-
mächtigten,

3. den Familiennamen, den Vornamen, das
Geburtsdatum, die Anschrift und die Füh-
rerscheinnummer der Kraftfahrerin oder
des Kraftfahrers,

4. den Beginn des Arbeitsvertrags der Kraft-
fahrerin oder des Kraftfahrers und das auf
diesen Vertrag anwendbare Recht,

5. den voraussichtlichen Beginn und das vo-
raussichtliche Ende der Beschäftigung der
Kraftfahrerin oder des Kraftfahrers im In-
land,

6. die amtlichen Kennzeichen der für die Be-
schäftigung im Inland einzusetzenden
Kraftfahrzeuge,

7. ob es sich bei den von der Kraftfahrerin
oder dem Kraftfahrer zu erbringenden
Verkehrsdienstleistungen um Güterbeför-
derung oder Personenbeförderung und

grenzüberschreitende Beförderung oder
Kabotage handelt;

die Anmeldung ist mittels der elektronischen
Schnittstelle des Binnenmarkt-Informations-
systems nach Artikel 1 in Verbindung mit Ar-
tikel 5 Buchstabe a der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die
Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des
Binnenmarkt-Informationssystems und zur
Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der
Kommission („IMI-Verordnung“) (ABI. L 316
vom 14. 11. 2012, S. 1), die zuletzt durch die
Verordnung (EU) 2020/1055 (ABI. L 249 vom
31. 7. 2020, S. 17) geändert worden ist, zu-
zuleiten. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland
eine Arbeitnehmerin oder einen Arbeitnehmer
oder mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeit-
nehmer zur Arbeitsleistung einem Entleiher,
hat der Verleiher in den in § 2a des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetzes genanntenWirt-
schaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen un-
ter den Voraussetzungen des Absatzes 1
Satz 1 vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleis-
tung der zuständigen Behörde der Zollverwal-
tung eine schriftliche Anmeldung in deutscher
Sprache mit folgenden Angaben zuzuleiten:

1. den Familiennamen, den Vornamen und
das Geburtsdatum der überlassenen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. den Beginn und die Dauer der Überlassung,
3. den Ort der Beschäftigung,
4. den Ort im Inland, an dem die nach § 17

erforderlichen Unterlagen bereitgehalten
werden,

5. den Familiennamen, den Vornamen und
die Anschrift in Deutschland einer oder ei-
nes Zustellungsbevollmächtigten des Ver-
leihers,

6. die Branche, in die die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer entsandt werden sollen,

7. den Familiennamen, den Vornamen oder
die Firma sowie die Anschrift des Entleihers.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Das Bundesministerium der Finanzen
kann durch Rechtsverordnung im Einverneh-
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men mit dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales ohne Zustimmung des Bundes-
rates bestimmen,

1. dass, auf welche Weise und unter welchen
technischen und organisatorischen Vo-
raussetzungen eine Anmeldung, eine Än-
derungsmeldung und die Versicherung
abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 3,
Absatz 2 und 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4
elektronisch übermittelt werden kann,

2. unter welchen Voraussetzungen eine Än-
derungsmeldung ausnahmsweise entfal-
len kann, und

3. wie das Meldeverfahren vereinfacht oder
abgewandelt werden kann, sofern die
entsandten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Rahmen einer regelmäßig
wiederkehrenden Werk- oder Dienstleis-
tung eingesetzt werden oder sonstige Be-
sonderheiten der zu erbringenden Werk-
oder Dienstleistungen dies erfordern.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen
kann durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die zuständige Be-
hörde nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3
Satz 1 bestimmen.

§ 17 Erstellen und Bereithalten von
Dokumenten

(1) Ein Arbeitgeber, der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nach § 8 Absatz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch oder in den
in § 2a des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setzes genannten Wirtschaftsbereichen oder
Wirtschaftszweigen beschäftigt, ist verpflich-
tet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen
Arbeitszeit dieser Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer spätestens bis zum Ablauf des
siebten auf den Tag der Arbeitsleistung fol-
genden Kalendertages aufzuzeichnen und
diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre
beginnend ab dem für die Aufzeichnung
maßgeblichen Zeitpunkt aufzubewahren.
Satz 1 gilt entsprechend für einen Entleiher,
dem ein Verleiher eine Arbeitnehmerin oder
einen Arbeitnehmer oder mehrere Arbeitneh-
merinnen oder Arbeitnehmer zur Arbeitsleis-
tung in einem der in § 2a des Schwarzar-
beitsbekämpfungsgesetzes genannten Wirt-

schaftszweige überlässt. Satz 1 gilt nicht für
Beschäftigungsverhältnisse nach § 8a des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch.
(2) Arbeitgeber im Sinne des Absatzes 1 ha-
ben die für die Kontrolle der Einhaltung der
Verpflichtungen nach § 20 in Verbindung mit
§ 2 erforderlichen Unterlagen im Inland in
deutscher Sprache für die gesamte Dauer der
tatsächlichen Beschäftigung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes, mindestens für die
Dauer der gesamten Werk- oder Dienstleis-
tung, insgesamt jedoch nicht länger als zwei
Jahre, bereitzuhalten. Auf Verlangen der
Prüfbehörde sind die Unterlagen auch am Ort
der Beschäftigung bereitzuhalten.
(2a) Abweichend von Absatz 2 hat der Ar-
beitgeber mit Sitz in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder des
Europäischen Wirtschaftsraums sicherzustel-
len, dass der Kraftfahrerin oder dem Kraft-
fahrer, die oder der von ihm für die Durch-
führung von Güter- oder Personenbeförde-
rungen im Inland nach § 36 Absatz 1 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes beschäftigt
wird, die folgenden Unterlagen als Schrift-
stück oder in einem elektronischen Format
zur Verfügung stehen:
1. eine Kopie der nach § 16 Absatz 2 zuge-

leiteten Anmeldung,
2. die Nachweise über die Beförderungen,

insbesondere elektronische Frachtbriefe
oder die in Artikel 8 Absatz 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober
2009 über gemeinsame Regeln für den Zu-
gang zum Markt des grenzüberschreiten-
den Güterkraftverkehrs (ABl. L 300 vom
14. 11. 2009, S. 72), die zuletzt durch die
Verordnung (EU) 2020/1055 (ABI. L 249
vom31. 7. 2020, S. 17) geändert worden ist,
genannten Belege und

3. alle Aufzeichnungen des Fahrtenschrei-
bers, insbesondere die in Artikel 34 Ab-
satz 6 Buchstabe f und Absatz 7 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom
4. Februar 2014 über Fahrtenschreiber im
Straßenverkehr, zur Aufhebung der Verord-
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nung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates über
das Kontrollgerät im Straßenverkehr und
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/
2006 des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Harmonisierung bestimmter
Sozialvorschriften im Straßenverkehr (ABl.
L 60 vom 28. 2. 2014, S. 1; L 93 vom 9. 4.
2015, S. 103; L 246 vom 23. 9. 2015, S. 11),
die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2020/1054 (ABI. L 249 vom 31. 7. 2020,
S. 1) geändert worden ist, genannten Län-
dersymbole der Mitgliedstaaten, in denen
sich der Kraftfahrer oder die Kraftfahrerin
bei grenzüberschreitenden Beförderungen
und Kabotagebeförderungen aufgehalten
hat, oder die Aufzeichnungen nach § 1
Absatz 6 Satz 1 und 2 der Fahrpersonal-
verordnung vom 27. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1882), die zuletzt durch Artikel 1 der
Verordnung vom 8. August 2017 (BGBl. I
S. 3158) geändert worden ist.

Die Kraftfahrerin oder der Kraftfahrer hat im
Falle einer Beschäftigung im Inland nach § 36
Absatz 1 des Arbeitnehmer-Entsendegeset-
zes die ihm oder ihr nach Satz 1 zur Verfü-
gung gestellten Unterlagenmit sich zu führen
und den Behörden der Zollverwaltung auf
Verlangen als Schriftstück oder in einem
elektronischen Format vorzulegen; liegt kei-
ne Beschäftigung im Inland nach § 36 Ab-
satz 1 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
vor, gilt die Pflicht nach dem ersten Halbsatz
nur im Rahmen einer auf der Straße vorge-
nommenen Kontrolle für die Unterlagen nach
Satz 1 Nummer 2 und 3.

(2b) Nach Beendigung der Beschäftigung der
Kraftfahrerin oder des Kraftfahrers im Inland
nach § 36 Absatz 1 des Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetzes hat der Arbeitgeber mit Sitz in
einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder des Europäischen Wirt-
schaftsraums den Behörden der Zollverwal-
tung auf Verlangen über die mit dem Bin-
nenmarkt-Informationssystem verbundene
elektronische Schnittstelle folgende Unterla-
gen innerhalb von acht Wochen ab dem Tag
des Verlangens zu übermitteln:
1. Kopien der Unterlagen nach Absatz 2a

Satz 1 Nummer 2 und 3,

2. Unterlagen über die Entlohnung der Kraft-
fahrerin oder des Kraftfahrers einschließ-
lich der Zahlungsbelege,

3. den Arbeitsvertrag oder gleichwertige Un-
terlagen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der
Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom
14. Oktober 1991 über die Pflicht des Ar-
beitgebers zur Unterrichtung des Arbeitneh-
mers über die für seinen Arbeitsvertrag oder
sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingun-
gen (ABl. L 288 vom 18. 10. 1991, S. 32) und

4. Unterlagen über die Zeiterfassung, die sich
auf die Arbeit der Kraftfahrerin oder des
Kraftfahrers beziehen, insbesondere die
Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers.

Die Behörden der Zollverwaltung dürfen die
Unterlagen nach Satz 1 nur für den Zeitraum
der Beschäftigung nach § 36 Absatz 1 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes verlangen,
der zum Zeitpunkt des Verlangens beendet ist.

Soweit eine Anmeldung nach § 16 Absatz 2
nicht zugeleitet wurde, obwohl eine Beschäfti-
gung im Inland nach § 36 Absatz 1 des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes vorliegt, hat der Ar-
beitgeber mit Sitz in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder des Europä-
ischen Wirtschaftsraums den Behörden der
Zollverwaltung auf Verlangen die Unterlagen
nach Satz 1 außerhalb der mit dem Binnen-
markt-Informationssystem verbundenen elekt-
ronischen Schnittstelle als Schriftstück oder in
einem elektronischen Format zu übermitteln.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales kann durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates die Verpflich-
tungen des Arbeitgebers, des Verleihers oder
eines Entleihers nach § 16 und den Absät-
zen 1 und 2 hinsichtlich bestimmter Gruppen
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
oder der Wirtschaftsbereiche oder den Wirt-
schaftszweigen einschränken oder erweitern.

(4) Das Bundesministerium der Finanzen
kann durch Rechtsverordnung im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales ohne Zustimmung des Bundes-
rates bestimmen, wie die Verpflichtung des
Arbeitgebers, die tägliche Arbeitszeit bei ihm
beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
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nehmer aufzuzeichnen und diese Aufzeich-
nungen aufzubewahren, vereinfacht oder ab-
gewandelt werden kann, sofern Besonder-
heiten der zu erbringenden Werk- oder
Dienstleistungen oder Besonderheiten des
jeweiligen Wirtschaftsbereiches oder Wirt-
schaftszweiges dies erfordern.

§18 Zusammenarbeit der in- und
ausländischen Behörden

(1) Die Behörden der Zollverwaltung unter-
richten die zuständigen örtlichen Landesfi-
nanzbehörden über Meldungen nach § 16
Absatz 1 und 3. Auf die Informationen zu den
Meldungen nach § 16 Absatz 2 können die
Landesfinanzbehörden über das Binnen-
markt-Informationssystem zugreifen.

(2) Die Behörden der Zollverwaltung und die
übrigen in § 2 des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes genannten Behörden dürfen
nach Maßgabe der datenschutzrechtlichen
Vorschriften auch mit Behörden anderer Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zusammenarbei-
ten, die diesem Gesetz entsprechende Aufga-
ben durchführen oder für die Bekämpfung il-
legaler Beschäftigung zuständig sind oder
Auskünfte geben können, ob ein Arbeitgeber
seine Verpflichtungen nach § 20 erfüllt. Die
Regelungen über die internationale Rechtshil-
fe in Strafsachen bleiben hiervon unberührt.

(3) Die Behörden der Zollverwaltung unter-
richten das Gewerbezentralregister über
rechtskräftige Bußgeldentscheidungen nach
§ 21 Absatz 1 bis 3, sofern die Geldbußemehr
als zweihundert Euro beträgt.

§19 Ausschluss von der Vergabe
öffentlicher Aufträge

(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb
um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungs-
auftrag der in den §§ 99 und 100 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ge-
nannten Auftraggeber sollen Bewerberinnen
oder Bewerber für eine angemessene Zeit bis
zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer
Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die
wegen eines Verstoßes nach § 21 Absatz 1
Nummer 1 bis 8, 10 und 11 oder Absatz 2 mit

einer Geldbuße von wenigstens zweitau-
sendfünfhundert Euro belegt worden sind.

(2) Die für die Verfolgung oder Ahndung der
Ordnungswidrigkeiten nach § 21 Absatz 1
Nummer 1 bis 8, 10 und 11 oder Absatz 2
zuständigen Behörden dürfen öffentlichen
Auftraggebern nach § 99 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen und solchen
Stellen, die von öffentlichen Auftraggebern
zugelassene Präqualifikationsverzeichnisse
oder Unternehmer- und Lieferantenverzeich-
nisse führen, auf Verlangen die erforderlichen
Auskünfte geben.

(3) Öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2
fordern im Rahmen ihrer Tätigkeit beim
Wettbewerbsregister Auskünfte über rechts-
kräftige Bußgeldentscheidungen wegen ei-
ner Ordnungswidrigkeit nach § 21 Absatz 1
Nummer 1 bis 8, 10 und 11 oder Absatz 2 an
oder verlangen von Bewerberinnen oder Be-
werbern eine Erklärung, dass die Vorausset-
zungen für einen Ausschluss nach Absatz 1
nicht vorliegen. Im Falle einer Erklärung der
Bewerberin oder des Bewerbers können öf-
fentliche Auftraggeber nach Absatz 2 jeder-
zeit zusätzlich Auskünfte des Wettbewerbs-
registers anfordern.

(4) Bei Aufträgen ab einer Höhe von
30 000 Euro fordert der öffentliche Auftrag-
geber nach Absatz 2 für die Bewerberin oder
den Bewerber, die oder der den Zuschlag er-
halten soll, vor der Zuschlagserteilung eine
Auskunft aus dem Wettbewerbsregister an.

(5) Vor der Entscheidung über den Ausschluss
ist die Bewerberin oder der Bewerber zu hören.

§20 Pflichten des Arbeitgebers zur
Zahlung des Mindestlohns

Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland sind
verpflichtet, ihren im Inland beschäftigten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein
Arbeitsentgelt mindestens in Höhe des Min-
destlohns nach § 1 Absatz 2 spätestens zu
dem in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ge-
nannten Zeitpunkt zu zahlen.

§ 21 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
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1. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung
mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 3
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-
zes eine Prüfung nicht duldet oder bei
einer Prüfung nicht mitwirkt,

2. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung
mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-
zes das Betreten eines Grundstücks oder
Geschäftsraums nicht duldet,

3. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit
§ 5 Absatz 5 Satz 1 des Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht
richtig, nicht vollständig, nicht in der vor-
geschriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig übermittelt,

4. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2
Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Anmel-
dung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen Weise
oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht,
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in
der vorgeschriebenen Weise oder nicht
rechtzeitig zuleitet,

5. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 3, auch in
Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 oder Ab-
satz 3 Satz 2, eine Änderungsmeldung
nicht, nicht richtig, nicht vollständig,
nicht in der vorgeschriebenenWeise oder
nicht rechtzeitig macht,

6. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, auch in
Verbindungmit Satz 2, eine Aufzeichnung
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder
nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt,

7. entgegen § 17 Absatz 2 eine Unterlage
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht in der vorgeschriebenen Weise be-
reithält,

8. entgegen § 17 Absatz 2a Satz 1 nicht
sicherstellt, dass die dort genannten Un-
terlagen zur Verfügung stehen,

9. entgegen § 17 Absatz 2a Satz 2 eine
Unterlage nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt,

10. entgegen § 17 Absatz 2b Satz 1 oder 3
eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht

vollständig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig über-
mittelt oder

11. entgegen § 20 das dort genannte Ar-
beitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig
zahlt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder
Dienstleistungen in erheblichem Umfang
ausführen lässt, indem er als Unternehmer
einen anderen Unternehmer beauftragt, von
dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass
dieser bei der Erfüllung dieses Auftrags
1. entgegen § 20 das dort genannte Arbeits-

entgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt
oder

2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zu-
lässt, dass ein Nachunternehmer tätig
wird, der entgegen § 20 das dort genannte
Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig
zahlt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 11 und des Ab-
satzes 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfhun-
derttausend Euro, in den übrigen Fällen mit
einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro
geahndet werden.
(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten sind die in § 14 genannten
Behörden jeweils für ihren Geschäftsbereich.
(5) Für die Vollstreckung zugunsten der Be-
hörden des Bundes und der bundesunmittel-
baren juristischen Personen des öffentlichen
Rechts sowie für die Vollziehung des Vermö-
gensarrestes nach § 111e der Strafprozess-
ordnung in Verbindung mit § 46 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten durch die in § 14
genannten Behörden gilt das Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetz des Bundes.

Abschnitt 4
Schlussvorschriften

§22 Persönlicher Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Praktikantinnen und
Praktikanten im Sinne des § 26 des Berufs-
bildungsgesetzes gelten als Arbeitnehmerin-
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nen und Arbeitnehmer im Sinne dieses Ge-
setzes, es sei denn, dass sie
1. ein Praktikum verpflichtend auf Grund ei-

ner schulrechtlichen Bestimmung, einer
Ausbildungsordnung, einer hochschul-
rechtlichen Bestimmung oder im Rahmen
einer Ausbildung an einer gesetzlich gere-
gelten Berufsakademie leisten,

2. ein Praktikum von bis zu drei Monaten zur
Orientierung für eine Berufsausbildung
oder für die Aufnahme eines Studiums
leisten,

3. ein Praktikum von bis zu drei Monaten
begleitend zu einer Berufs- oder Hoch-
schulausbildung leisten, wenn nicht zuvor
ein solches Praktikumsverhältnis mit dem-
selben Ausbildenden bestanden hat, oder

4. an einer Einstiegsqualifizierung nach
§ 54a des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch oder an einer Berufsausbildungsvor-
bereitung nach §§ 68 bis 70 des Berufs-
bildungsgesetzes teilnehmen.

Praktikantin oder Praktikant ist unabhängig
von der Bezeichnung des Rechtsverhältnis-
ses, wer sich nach der tatsächlichen Ausge-
staltung und Durchführung des Vertragsver-
hältnisses für eine begrenzte Dauer zum Er-
werb praktischer Kenntnisse und Erfahrun-
gen einer bestimmten betrieblichen Tätigkeit
zur Vorbereitung auf eine berufliche Tätigkeit

unterzieht, ohne dass es sich dabei um eine
Berufsausbildung im Sinne des Berufsbil-
dungsgesetzes oder um eine damit ver-
gleichbare praktische Ausbildung handelt.

(2) Personen im Sinne von § 2 Absatz 1 und 2
des Jugendarbeitsschutzgesetzes ohne abge-
schlossene Berufsausbildung gelten nicht als
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im
Sinne dieses Gesetzes.

(3) Von diesem Gesetz nicht geregelt wird die
Vergütung von zu ihrer Berufsausbildung Be-
schäftigten sowie ehrenamtlich Tätigen.

(4) Für Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern, die unmittelbar
vor Beginn der Beschäftigung langzeitar-
beitslos im Sinne des § 18 Absatz 1 des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch waren, gilt der
Mindestlohn in den ersten sechsMonaten der
Beschäftigung nicht. Die Bundesregierung
hat den gesetzgebenden Körperschaften zum
1. Juni 2016 darüber zu berichten, inwieweit
die Regelung nach Satz 1 die Wiedereinglie-
derung von Langzeitarbeitslosen in den Ar-
beitsmarkt gefördert hat, und eine Einschät-
zung darüber abzugeben, ob diese Regelung
fortbestehen soll.

§23 Evaluation
Dieses Gesetz ist im Jahr 2020 zu evaluieren.
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Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit,
in der Ausbildung und im Studium
(Mutterschutzgesetz – MuSchG)

Vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts

vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652)

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Anwendungsbereich, Ziel des
Mutterschutzes

(1) Dieses Gesetz schützt die Gesundheit der
Frau und ihres Kindes am Arbeits-, Ausbil-
dungs- und Studienplatz während der
Schwangerschaft, nach der Entbindung und
in der Stillzeit. Das Gesetz ermöglicht es der
Frau, ihre Beschäftigung oder sonstige Tätig-
keit in dieser Zeit ohne Gefährdung ihrer Ge-
sundheit oder der ihres Kindes fortzusetzen
und wirkt Benachteiligungen während der
Schwangerschaft, nach der Entbindung und
in der Stillzeit entgegen. Regelungen in an-
deren Arbeitsschutzgesetzen bleiben unbe-
rührt.
(2) Dieses Gesetz gilt für Frauen in einer Be-
schäftigung im Sinne von § 7 Absatz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Unabhän-
gig davon, ob ein solches Beschäftigungsver-
hältnis vorliegt, gilt dieses Gesetz auch für
1. Frauen in betrieblicher Berufsbildung und

Praktikantinnen im Sinne von § 26 des
Berufsbildungsgesetzes,

2. Frauen mit Behinderung, die in einer
Werkstatt für behinderte Menschen be-
schäftigt sind,

3. Frauen, die als Entwicklungshelferinnen
im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes
tätig sind, jedoch mit der Maßgabe, dass
die §§ 18 bis 22 auf sie nicht anzuwenden
sind,

4. Frauen, die als Freiwillige im Sinne des
Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder
des Bundesfreiwilligendienstgesetzes tä-
tig sind,

5. Frauen, die als Mitglieder einer geistlichen
Genossenschaft, Diakonissen oder Ange-
hörige einer ähnlichen Gemeinschaft auf
einer Planstelle oder aufgrund eines Ge-
stellungsvertrages für diese tätig werden,
auch während der Zeit ihrer dortigen au-
ßerschulischen Ausbildung,

6. Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind,
und ihnen Gleichgestellte im Sinne von § 1
Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes,
soweit sie am Stück mitarbeiten, jedoch
mit der Maßgabe, dass die §§ 10 und 14
auf sie nicht anzuwenden sind und § 9
Absatz 1 bis 5 auf sie entsprechend anzu-
wenden ist,

7. Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen
Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähn-
liche Person anzusehen sind, jedoch mit
der Maßgabe, dass die §§ 18, 19 Absatz 2
und § 20 auf sie nicht anzuwenden sind,
und

8. Schülerinnen und Studentinnen, soweit
die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ablauf
der Ausbildungsveranstaltung verpflich-
tend vorgibt oder die ein im Rahmen der
schulischen oder hochschulischen Ausbil-
dung verpflichtend vorgegebenes Prakti-
kum ableisten, jedoch mit der Maßgabe,
dass die §§ 17 bis 24 auf sie nicht anzu-
wenden sind.

(3) Das Gesetz gilt nicht für Beamtinnen und
Richterinnen. Das Gesetz gilt ebenso nicht für
Soldatinnen, auch soweit die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 erfüllt sind, es sei denn,
sie werden aufgrund dienstlicher Anordnung
oder Gestattung außerhalb des Geschäftsbe-
reiches des Bundesministeriums der Verteidi-
gung tätig.
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(4) Dieses Gesetz gilt für jede Person, die
schwanger ist, ein Kind geboren hat oder
stillt. Die Absätze 2 und 3 gelten entspre-
chend.

§2 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist
die natürliche oder juristische Person oder die
rechtsfähige Personengesellschaft, die Perso-
nen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 beschäftigt.
Dem Arbeitgeber stehen gleich:

1. die natürliche oder juristische Person oder
die rechtsfähige Personengesellschaft, die
Frauen im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 ausbildet oder für die Prakti-
kantinnen im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 tätig sind,

2. der Träger der Werkstatt für behinderte
Menschen im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2
Nummer 2,

3. der Träger des Entwicklungsdienstes im
Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3,

4. die Einrichtung, in der der Freiwilligen-
dienst nach dem Jugendfreiwilligen-
dienstegesetz oder nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz im Fall von § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 4 geleistet wird,

5. die geistliche Genossenschaft und ähnli-
che Gemeinschaft im Fall von § 1 Absatz 2
Satz 2 Nummer 5,

6. der Auftraggeber und der Zwischenmeis-
ter von Frauen im Fall von § 1 Absatz 2
Satz 2 Nummer 6,

7. die natürliche oder juristische Person oder
die rechtsfähige Personengesellschaft, für
die Frauen im Sinne von § 1 Absatz 2
Satz 2 Nummer 7 tätig sind, und

8. die natürliche oder juristische Person oder
die rechtsfähige Personengesellschaft, mit
der das Ausbildungs- oder Praktikumsver-
hältnis im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2
Nummer 8 besteht (Ausbildungsstelle).

(2) Eine Beschäftigung im Sinne der nachfol-
genden Vorschriften erfasst jede Form der
Betätigung, die eine Frau im Rahmen eines
Beschäftigungsverhältnisses nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 oder die eine Frau im Sinne von
§ 1 Absatz 2 Satz 2 im Rahmen ihres Rechts-

verhältnisses zu ihrem Arbeitgeber nach § 2
Absatz 1 Satz 2 ausübt.

(3) Ein Beschäftigungsverbot im Sinne dieses
Gesetzes ist nur ein Beschäftigungsverbot
nach den §§ 3 bis 6, 10 Absatz 3, § 13 Ab-
satz 1 Nummer 3 und § 16. Für eine in
Heimarbeit beschäftigte Frau und eine ihr
Gleichgestellte tritt an die Stelle des Be-
schäftigungsverbots das Verbot der Ausgabe
von Heimarbeit nach den §§ 3, 8, 13 Absatz 2
und § 16. Für eine Frau, die wegen ihrer
wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als ar-
beitnehmerähnliche Person anzusehen ist,
tritt an die Stelle des Beschäftigungsverbots
nach Satz 1 die Befreiung von der vertraglich
vereinbarten Leistungspflicht; die Frau kann
sich jedoch gegenüber der dem Arbeitgeber
gleichgestellten Person oder Gesellschaft im
Sinne von Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 dazu
bereit erklären, die vertraglich vereinbarte
Leistung zu erbringen.

(4) Alleinarbeit im Sinne dieses Gesetzes liegt
vor, wenn der Arbeitgeber eine Frau an einem
Arbeitsplatz in seinem räumlichen Verant-
wortungsbereich beschäftigt, ohne dass ge-
währleistet ist, dass sie jederzeit den Ar-
beitsplatz verlassen oder Hilfe erreichen
kann.

(5) Arbeitsentgelt im Sinne dieses Gesetzes
ist das Arbeitsentgelt, das nach § 14 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch in Verbin-
dung mit einer aufgrund des § 17 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch erlassenen Verord-
nung bestimmt wird. Für Frauen im Sinne von
§ 1 Absatz 2 Satz 2 gilt als Arbeitsentgelt ihre
jeweilige Vergütung.

Abschnitt 2
Gesundheitsschutz

Unterabschnitt 1
Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz

§3 Schutzfristen vor und nach der
Entbindung

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau in den letzten sechs Wochen vor der
Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist
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vor der Entbindung), soweit sie sich nicht zur
Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklärt.
Sie kann die Erklärung nach Satz 1 jederzeit
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. Für
die Berechnung der Schutzfrist vor der Ent-
bindung ist der voraussichtliche Tag der Ent-
bindung maßgeblich, wie er sich aus dem
ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer
Hebamme oder eines Entbindungspflegers
ergibt. Entbindet eine Frau nicht am voraus-
sichtlichen Tag, verkürzt oder verlängert sich
die Schutzfrist vor der Entbindung entspre-
chend.
(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau bis zum
Ablauf von acht Wochen nach der Entbin-
dung nicht beschäftigen (Schutzfrist nach der
Entbindung). Die Schutzfrist nach der Entbin-
dung verlängert sich auf zwölf Wochen
1. bei Frühgeburten,
2. bei Mehrlingsgeburten und,
3. wenn vor Ablauf von acht Wochen nach

der Entbindung bei dem Kind eine Behin-
derung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
ärztlich festgestellt wird.

Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich die
Schutzfrist nach der Entbindung nach Satz 1
oder nach Satz 2 um den Zeitraum der Ver-
kürzung der Schutzfrist vor der Entbindung
nach Absatz 1 Satz 4. Nach Satz 2 Nummer 3
verlängert sich die Schutzfrist nach der Ent-
bindung nur, wenn die Frau dies beantragt.
(3) Die Ausbildungsstelle darf eine Frau im
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 be-
reits in der Schutzfrist nach der Entbindung
im Rahmen der schulischen oder hochschuli-
schen Ausbildung tätig werden lassen, wenn
die Frau dies ausdrücklich gegenüber ihrer
Ausbildungsstelle verlangt. Die Frau kann
ihre Erklärung jederzeit mit Wirkung für die
Zukunft widerrufen.
(4) Der Arbeitgeber darf eine Frau nach dem
Tod ihres Kindes bereits nach Ablauf der ers-
ten zwei Wochen nach der Entbindung be-
schäftigen, wenn
1. die Frau dies ausdrücklich verlangt und
2. nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen

spricht.

Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 Num-
mer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft
widerrufen.

§4 Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
oder stillende Frau, die 18 Jahre oder älter ist,
nicht mit einer Arbeit beschäftigen, die die
Frau über achteinhalb Stunden täglich oder
über 90 Stunden in der Doppelwoche hinaus
zu leisten hat. Eine schwangere oder stillende
Frau unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber
nicht mit einer Arbeit beschäftigen, die die
Frau über acht Stunden täglich oder über
80 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu
leisten hat. In die Doppelwoche werden die
Sonntage eingerechnet. Der Arbeitgeber darf
eine schwangere oder stillende Frau nicht in
einem Umfang beschäftigen, der die vertrag-
lich vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit im
Durchschnitt des Monats übersteigt. Bei
mehreren Arbeitgebern sind die Arbeitszeiten
zusammenzurechnen.
(2) Der Arbeitgeber muss der schwangeren
oder stillenden Frau nach Beendigung der täg-
lichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhe-
zeit von mindestens elf Stunden gewähren.

§5 Verbot der Nachtarbeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
oder stillende Frau nicht zwischen 20 Uhr und
6 Uhr beschäftigen. Er darf sie bis 22 Uhr
beschäftigen, wenn die Voraussetzungen des
§ 28 erfüllt sind.
(2) Die Ausbildungsstelle darf eine schwan-
gere oder stillende Frau im Sinne von § 1
Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht zwischen
20 Uhr und 6 Uhr im Rahmen der schulischen
oder hochschulischen Ausbildung tätig wer-
den lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an
Ausbildungsveranstaltungen bis 22 Uhr teil-
nehmen lassen, wenn
1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit er-

klärt,
2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu

dieser Zeit erforderlich ist und
3. insbesondere eine unverantwortbare Ge-

fährdung für die schwangere Frau oder ihr
Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.
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Die schwangere oder stillende Frau kann ihre
Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§6 Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
oder stillende Frau nicht an Sonn- und Feier-
tagen beschäftigen. Er darf sie an Sonn- und
Feiertagen nur dann beschäftigen, wenn

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit er-
klärt,

2. eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot
der Arbeit an Sonn- und Feiertagen nach
§ 10 des Arbeitszeitgesetzes zugelassen ist,

3. der Frau in jeder Woche im Anschluss an
eine ununterbrochene Nachtruhezeit von
mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag
gewährt wird und

4. insbesondere eine unverantwortbare Ge-
fährdung für die schwangere Frau oder ihr
Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre
Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

(2) Die Ausbildungsstelle darf eine schwan-
gere oder stillende Frau im Sinne von § 1
Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht an Sonn- und
Feiertagen im Rahmen der schulischen oder
hochschulischen Ausbildung tätig werden
lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an
Ausbildungsveranstaltungen an Sonn- und
Feiertagen teilnehmen lassen, wenn

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit er-
klärt,

2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu
dieser Zeit erforderlich ist,

3. der Frau in jeder Woche im Anschluss an
eine ununterbrochene Nachtruhezeit von
mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag
gewährt wird und

4. insbesondere eine unverantwortbare Ge-
fährdung für die schwangere Frau oder ihr
Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre
Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit
Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§7 Freistellung für Untersuchungen und
zum Stillen

(1) Der Arbeitgeber hat eine Frau für die Zeit
freizustellen, die zur Durchführung der Un-
tersuchungen im Rahmen der Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung bei
Schwangerschaft und Mutterschaft erforder-
lich sind. Entsprechendes gilt zugunsten einer
Frau, die nicht in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert ist.
(2) Der Arbeitgeber hat eine stillende Frau auf
ihr Verlangen während der ersten zwölf Mo-
nate nach der Entbindung für die zum Stillen
erforderliche Zeit freizustellen, mindestens
aber zweimal täglich für eine halbe Stunde
oder einmal täglich für eine Stunde. Bei einer
zusammenhängenden Arbeitszeit von mehr
als acht Stunden soll auf Verlangen der Frau
zweimal eine Stillzeit von mindestens 45 Mi-
nuten oder, wenn in der Nähe der Arbeits-
stätte keine Stillgelegenheit vorhanden ist,
einmal eine Stillzeit von mindestens 90Minu-
ten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt als
zusammenhängend, wenn sie nicht durch
eine Ruhepause von mehr als zwei Stunden
unterbrochen wird.

§8 Beschränkung von Heimarbeit
(1) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister
darf Heimarbeit an eine schwangere in Heim-
arbeit beschäftigte Frau oder an eine ihr
Gleichgestellte nur in solchemUmfang undmit
solchen Fertigungsfristen ausgeben, dass die
Arbeit werktags während einer achtstündigen
Tagesarbeitszeit ausgeführt werden kann.
(2) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister
darf Heimarbeit an eine stillende in Heimarbeit
beschäftigte Frau oder an eine ihr Gleichge-
stellte nur in solchem Umfang und mit solchen
Fertigungsfristen ausgeben, dass die Arbeit
werktags während einer siebenstündigen Ta-
gesarbeitszeit ausgeführt werden kann.

Unterabschnitt 2
Betrieblicher Gesundheitsschutz

§9 Gestaltung der Arbeitsbedingungen;
unverantwortbare Gefährdung

(1) Der Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der
Arbeitsbedingungen einer schwangeren oder
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stillenden Frau alle aufgrund der Gefähr-
dungsbeurteilung nach § 10 erforderlichen
Maßnahmen für den Schutz ihrer physischen
und psychischen Gesundheit sowie der ihres
Kindes zu treffen. Er hat die Maßnahmen auf
ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforder-
lichenfalls den sich ändernden Gegebenhei-
ten anzupassen. Soweit es nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes verantwortbar ist,
ist der Frau auch während der Schwanger-
schaft, nach der Entbindung und in der Still-
zeit die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu er-
möglichen. Nachteile aufgrund der Schwan-
gerschaft, der Entbindung oder der Stillzeit
sollen vermieden oder ausgeglichen werden.

(2) Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingun-
gen so zu gestalten, dass Gefährdungen einer
schwangeren oder stillenden Frau oder ihres
Kindes möglichst vermieden werden und eine
unverantwortbare Gefährdung ausgeschlos-
sen wird. Eine Gefährdung ist unverantwort-
bar, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit ei-
ner Gesundheitsbeeinträchtigung angesichts
der zu erwartenden Schwere des möglichen
Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist.
Eine unverantwortbare Gefährdung gilt als
ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber alle
Vorgaben einhält, die aller Wahrscheinlich-
keit nach dazu führen, dass die Gesundheit
einer schwangeren oder stillenden Frau oder
ihres Kindes nicht beeinträchtigt wird.

(3) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass
die schwangere oder stillende Frau ihre Tä-
tigkeit am Arbeitsplatz, soweit es für sie er-
forderlich ist, kurz unterbrechen kann. Er hat
darüber hinaus sicherzustellen, dass sich die
schwangere oder stillende Frau während der
Pausen und Arbeitsunterbrechungen unter
geeigneten Bedingungen hinlegen, hinsetzen
und ausruhen kann.

(4) Alle Maßnahmen des Arbeitgebers nach
diesem Unterabschnitt sowie die Beurteilung
der Arbeitsbedingungen nach § 10 müssen
dem Stand der Technik, der Arbeitsmedizin
und der Hygiene sowie den sonstigen gesi-
cherten wissenschaftlichen Erkenntnissen
entsprechen. Der Arbeitgeber hat bei seinen
Maßnahmen die vom Ausschuss für Mutter-
schutz ermittelten und nach § 30 Absatz 4 im

Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlich-
ten Regeln und Erkenntnisse zu berücksichti-
gen; bei Einhaltung dieser Regeln und bei
Beachtung dieser Erkenntnisse ist davon aus-
zugehen, dass die in diesem Gesetz gestell-
ten Anforderungen erfüllt sind.
(5) Der Arbeitgeber kann zuverlässige und
fachkundige Personen schriftlich damit be-
auftragen, ihm obliegende Aufgaben nach
diesem Unterabschnitt in eigener Verantwor-
tung wahrzunehmen.
(6) Kosten für Maßnahmen nach diesem Ge-
setz darf der Arbeitgeber nicht den Personen
auferlegen, die bei ihm beschäftigt sind. Die
Kosten für Zeugnisse und Bescheinigungen,
die die schwangere oder stillende Frau auf
Verlangen des Arbeitgebers vorzulegen hat,
trägt der Arbeitgeber.

§10 Beurteilung der Arbeits-
bedingungen; Schutzmaßnahmen

(1) Im Rahmen der Beurteilung der Arbeits-
bedingungen nach § 5 des Arbeitsschutzge-
setzes hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit
1. die Gefährdungen nach Art, Ausmaß und

Dauer zu beurteilen, denen eine schwan-
gere oder stillende Frau oder ihr Kind aus-
gesetzt ist oder sein kann, und

2. unter Berücksichtigung des Ergebnisses
der Beurteilung der Gefährdung nach
Nummer 1 zu ermitteln, ob für eine
schwangere oder stillende Frau oder ihr
Kind voraussichtlich
a) keine Schutzmaßnahmen erforderlich

sein werden,
b) eine Umgestaltung der Arbeitsbedin-

gungen nach § 13 Absatz 1 Nummer 1
erforderlich sein wird oder

c) eine Fortführung der Tätigkeit der Frau
an diesem Arbeitsplatz nicht möglich
sein wird.

Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die
Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer
Tätigkeit ausreichend.
(2) Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitge-
teilt hat, dass sie schwanger ist oder stillt, hat
der Arbeitgeber unverzüglich die nach Maß-
gabe der Gefährdungsbeurteilung nach Ab-
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satz 1 erforderlichen Schutzmaßnahmen
festzulegen. Zusätzlich hat der Arbeitgeber
der Frau ein Gespräch über weitere Anpas-
sungen ihrer Arbeitsbedingungen anzubie-
ten.

(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
oder stillende Frau nur diejenigen Tätigkeiten
ausüben lassen, für die er die erforderlichen
Schutzmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 ge-
troffen hat.

§11 Unzulässige Tätigkeiten und
Arbeitsbedingungen für
schwangere Frauen

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie in einem Maß Gefahrstoffen aus-
gesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Eine unverantwortbare
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbe-
sondere vor, wenn die schwangere Frau Tä-
tigkeiten ausübt oder Arbeitsbedingungen
ausgesetzt ist, bei denen sie folgenden Ge-
fahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann:

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des
Anhangs I zur Verordnung (EG) Nr. 1272/
2008 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 16. Dezember 2008 über
die Einstufung, Kennzeichnung und Ver-
packung von Stoffen und Gemischen, zur
Änderung und Aufhebung der Richtlinien
67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 1907/
2006 (ABl. L 353 vom 31. 12. 2008, S. 1) zu
bewerten sind
a) als reproduktionstoxisch nach der Ka-

tegorie 1A, 1B oder 2 oder nach der
Zusatzkategorie für Wirkungen auf
oder über die Laktation,

b) als keimzellmutagen nach der Katego-
rie 1A oder 1B,

c) als karzinogen nach der Kategorie 1A
oder 1B,

d) als spezifisch zielorgantoxisch nach
einmaliger Exposition nach der Kate-
gorie 1 oder

e) als akut toxisch nach der Kategorie 1, 2
oder 3,

2. Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr
besteht, dass diese Stoffe vom menschli-
chen Körper aufgenommen werden, oder

3. Gefahrstoffen, die als Stoffe ausgewiesen
sind, die auch bei Einhaltung der arbeits-
platzbezogenen Vorgaben möglicherwei-
se zu einer Fruchtschädigung führen kön-
nen.

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne
von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als aus-
geschlossen,
1. wenn

a) für den jeweiligen Gefahrstoff die ar-
beitsplatzbezogenen Vorgaben einge-
halten werden und es sich um einen
Gefahrstoff handelt, der als Stoff aus-
gewiesen ist, der bei Einhaltung der
arbeitsplatzbezogenen Vorgaben hin-
sichtlich einer Fruchtschädigung als si-
cher bewertet wird, oder

b) der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die
Plazentaschranke zu überwinden, oder
aus anderen Gründen ausgeschlossen
ist, dass eine Fruchtschädigung eintritt,
und

2. wenn der Gefahrstoff nach den Kriterien
des Anhangs I zur Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 nicht als reproduktionsto-
xisch nach der Zusatzkategorie für Wir-
kungen auf oder über die Laktation zu be-
werten ist.

Die vom Ausschuss für Mutterschutz ermit-
telten wissenschaftlichen Erkenntnisse sind
zu beachten.
(2) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie in einem Maß mit Biostoffen der
Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von § 3
Absatz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt
kommt oder kommen kann, dass dies für sie
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Eine unverantwortbare
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbe-
sondere vor, wenn die schwangere Frau Tä-
tigkeiten ausübt oder Arbeitsbedingungen
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ausgesetzt ist, bei denen sie mit folgenden
Biostoffen in Kontakt kommt oder kommen
kann:
1. mit Biostoffen, die in die Risikogruppe 4

im Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoff-
verordnung einzustufen sind, oder

2. mit Rötelnvirus oder mit Toxoplasma.

Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der
Kontakt mit Biostoffen im Sinne von Satz 1
oder 2 therapeutische Maßnahmen erforder-
lich macht oder machen kann, die selbst eine
unverantwortbare Gefährdung darstellen.
Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne
von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als aus-
geschlossen, wenn die schwangere Frau über
einen ausreichenden Immunschutz verfügt.
(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie physikalischen Einwirkungen in ei-
nem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass
dies für sie oder für ihr Kind eine unverant-
wortbare Gefährdung darstellt. Als physikali-
sche Einwirkungen im Sinne von Satz 1 sind
insbesondere zu berücksichtigen:
1. ionisierende und nicht ionisierende Strah-

lungen,
2. Erschütterungen, Vibrationen und Lärm

sowie
3. Hitze, Kälte und Nässe.

(4) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie einer belastenden Arbeitsumge-
bung in einem Maß ausgesetzt ist oder sein
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine
unverantwortbare Gefährdung darstellt. Der
Arbeitgeber darf eine schwangere Frau ins-
besondere keine Tätigkeiten ausüben lassen
1. in Räumen mit einem Überdruck im Sinne

von § 2 der Druckluftverordnung,
2. in Räumen mit sauerstoffreduzierter At-

mosphäre oder
3. im Bergbau unter Tage.

(5) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei

denen sie körperlichen Belastungen oder
mechanischen Einwirkungen in einem Maß
ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Der Arbeitgeber darf eine
schwangere Frau insbesondere keine Tätig-
keiten ausüben lassen, bei denen

1. sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmä-
ßig Lasten von mehr als 5 Kilogramm Ge-
wicht oder gelegentlich Lasten von mehr
als 10 Kilogramm Gewicht von Hand he-
ben, halten, bewegen oder befördernmuss,

2. sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten
von Hand heben, halten, bewegen oder
befördern muss und dabei ihre körperliche
Beanspruchung der von Arbeiten nach
Nummer 1 entspricht,

3. sie nach Ablauf des fünften Monats der
Schwangerschaft überwiegend bewe-
gungsarm ständig stehen muss und wenn
diese Tätigkeit täglich vier Stunden über-
schreitet,

4. sie sich häufig erheblich strecken, beugen,
dauernd hocken, sich gebückt halten oder
sonstige Zwangshaltungen einnehmen
muss,

5. sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt
wird,wenn dies für sie oder für ihr Kind eine
unverantwortbare Gefährdung darstellt,

6. Unfälle, insbesondere durch Ausgleiten,
Fallen oder Stürzen, oder Tätlichkeiten zu
befürchten sind, die für sie oder für ihr
Kind eine unverantwortbare Gefährdung
darstellen,

7. sie eine Schutzausrüstung tragenmuss und
das Tragen eine Belastung darstellt oder

8. eine Erhöhung des Drucks im Bauchraum
zu befürchten ist, insbesondere bei Tätig-
keiten mit besonderer Fußbeanspruchung.

(6) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau folgende Arbeiten nicht ausüben lassen:

1. Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei
denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo
ein höheres Entgelt erzielt werden kann,

2. Fließarbeit oder
3. getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem

Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit
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20

www.WALHALLA.de 211

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

oder das Arbeitstempo für die schwangere
Frau oder für ihr Kind eine unverantwort-
bare Gefährdung darstellt.

§12 Unzulässige Tätigkeiten und
Arbeitsbedingungen für stillende
Frauen

(1) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau
keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie in einem Maß Gefahrstoffen aus-
gesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Eine unverantwortbare
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbe-
sondere vor, wenn die stillende Frau Tätig-
keiten ausübt oder Arbeitsbedingungen aus-
gesetzt ist, bei denen sie folgenden Gefahr-
stoffen ausgesetzt ist oder sein kann:

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des
Anhangs I zur Verordnung (EG) Nr. 1272/
2008 als reproduktionstoxisch nach der
Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder
über die Laktation zu bewerten sind oder

2. Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr
besteht, dass diese Stoffe vom menschli-
chen Körper aufgenommen werden.

(2) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau
keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie in einem Maß mit Biostoffen der
Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von § 3
Absatz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt
kommt oder kommen kann, dass dies für sie
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Eine unverantwortbare
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbe-
sondere vor, wenn die stillende Frau Tätig-
keiten ausübt oder Arbeitsbedingungen aus-
gesetzt ist, bei denen sie mit Biostoffen in
Kontakt kommt oder kommen kann, die in die
Risikogruppe 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der
Biostoffverordnung einzustufen sind. Die
Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt
mit Biostoffen im Sinne von Satz 1 oder 2
therapeutische Maßnahmen erforderlich
macht oder machen kann, die selbst eine un-
verantwortbare Gefährdung darstellen. Eine
unverantwortbare Gefährdung im Sinne von

Satz 1 oder 2 gilt als ausgeschlossen, wenn
die stillende Frau über einen ausreichenden
Immunschutz verfügt.

(3) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau
keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie physikalischen Einwirkungen in ei-
nem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass
dies für sie oder für ihr Kind eine unverant-
wortbare Gefährdung darstellt. Als physikali-
sche Einwirkungen im Sinne von Satz 1 sind
insbesondere ionisierende und nicht ionisie-
rende Strahlungen zu berücksichtigen.

(4) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau
keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie
keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei
denen sie einer belastenden Arbeitsumge-
bung in einem Maß ausgesetzt ist oder sein
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine
unverantwortbare Gefährdung darstellt. Der
Arbeitgeber darf eine stillende Frau insbe-
sondere keine Tätigkeiten ausüben lassen

1. in Räumen mit einem Überdruck im Sinne
von § 2 der Druckluftverordnung oder

2. im Bergbau unter Tage.

(5) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau
folgende Arbeiten nicht ausüben lassen:

1. Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei
denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo
ein höheres Entgelt erzielt werden kann,

2. Fließarbeit oder
3. getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem

Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit
oder das Arbeitstempo für die stillende
Frau oder für ihr Kind eine unverantwort-
bare Gefährdung darstellt.

§13 Rangfolge der Schutzmaßnahmen:
Umgestaltung der Arbeits-
bedingungen, Arbeitsplatzwechsel
und betriebliches Beschäftigungs-
verbot

(1) Werden unverantwortbare Gefährdungen
im Sinne von § 9, § 11 oder § 12 festgestellt,
hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit einer
schwangeren oder stillenden Frau Schutzmaß-
nahmen in folgender Rangfolge zu treffen:
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1. Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingun-
gen für die schwangere oder stillende Frau
durch Schutzmaßnahmen nach Maßgabe
des § 9 Absatz 2 umzugestalten.

2. Kann der Arbeitgeber unverantwortbare
Gefährdungen für die schwangere oder
stillende Frau nicht durch die Umgestal-
tung der Arbeitsbedingungen nach Num-
mer 1 ausschließen oder ist eine Umge-
staltung wegen des nachweislich unver-
hältnismäßigen Aufwandes nicht zumut-
bar, hat der Arbeitgeber die Frau an einem
anderen geeigneten Arbeitsplatz einzuset-
zen, wenn er einen solchen Arbeitsplatz
zur Verfügung stellen kann und dieser Ar-
beitsplatz der schwangeren oder stillen-
den Frau zumutbar ist.

3. Kann der Arbeitgeber unverantwortbare
Gefährdungen für die schwangere oder
stillende Frau weder durch Schutzmaß-
nahmen nach Nummer 1 noch durch einen
Arbeitsplatzwechsel nach Nummer 2 aus-
schließen, darf er die schwangere oder
stillende Frau nicht weiter beschäftigen.

(2) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister
darf keine Heimarbeit an schwangere oder
stillende Frauen ausgeben, wenn unverant-
wortbare Gefährdungen nicht durch Schutz-
maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1 aus-
geschlossen werden können.

§14 Dokumentation und Information
durch den Arbeitgeber

(1) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der
Arbeitsbedingungen nach § 10 durch Unter-
lagen zu dokumentieren, aus denen Folgen-
des ersichtlich ist:
1. das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung

nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und
der Bedarf an Schutzmaßnahmen nach
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,

2. die Festlegung der erforderlichen Schutz-
maßnahmen nach § 10 Absatz 2 Satz 1
sowie das Ergebnis ihrer Überprüfung
nach § 9 Absatz 1 Satz 2 und

3. das Angebot eines Gesprächs mit der Frau
über weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbe-
dingungen nach § 10 Absatz 2 Satz 2 oder
der Zeitpunkt eines solchen Gesprächs.

Wenn die Beurteilung nach § 10 Absatz 1 er-
gibt, dass die schwangere oder stillende Frau
oder ihr Kind keiner Gefährdung im Sinne von
§ 9 Absatz 2 ausgesetzt ist oder sein kann,
reicht es aus, diese Feststellung in einer für
den Arbeitsplatz der Frau oder für die Tätig-
keit der Frau bereits erstellten Dokumentati-
on der Beurteilung der Arbeitsbedingungen
nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes zu ver-
merken.

(2) Der Arbeitgeber hat alle Personen, die bei
ihm beschäftigt sind, über das Ergebnis der
Gefährdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 und über den Bedarf an
Schutzmaßnahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 zu informieren.

(3) Der Arbeitgeber hat eine schwangere oder
stillende Frau über die Gefährdungsbeurtei-
lung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und
über die damit verbundenen für sie erforder-
lichen Schutzmaßnahmen nach § 10 Absatz 2
Satz 1 in Verbindung mit § 13 zu informieren.

§15 Mitteilungen und Nachweise der
schwangeren und stillenden Frauen

(1) Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeit-
geber ihre Schwangerschaft und den voraus-
sichtlichen Tag der Entbindung mitteilen, so-
bald sie weiß, dass sie schwanger ist. Eine
stillende Frau soll ihrem Arbeitgeber so früh
wie möglich mitteilen, dass sie stillt.

(2) Auf Verlangen des Arbeitgebers soll eine
schwangere Frau als Nachweis über ihre
Schwangerschaft ein ärztliches Zeugnis oder
das Zeugnis einer Hebamme oder eines Ent-
bindungspflegers vorlegen. Das Zeugnis über
die Schwangerschaft soll den voraussichtli-
chen Tag der Entbindung enthalten.

Unterabschnitt 3
Ärztlicher Gesundheitsschutz

§16 Ärztliches Beschäftigungsverbot
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere
Frau nicht beschäftigen, soweit nach einem
ärztlichen Zeugnis ihre Gesundheit oder die
ihres Kindes bei Fortdauer der Beschäftigung
gefährdet ist.
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(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau, die nach
einem ärztlichen Zeugnis in den ersten Mo-
naten nach der Entbindung nicht voll leis-
tungsfähig ist, nicht mit Arbeiten beschäfti-
gen, die ihre Leistungsfähigkeit übersteigen.

Abschnitt 3
Kündigungsschutz

§17 Kündigungsverbot
(1) Die Kündigung gegenüber einer Frau ist
unzulässig

1. während ihrer Schwangerschaft,
2. bis zum Ablauf von vier Monaten nach ei-

ner Fehlgeburt nach der zwölften Schwan-
gerschaftswoche und

3. bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach der Ent-
bindung, mindestens jedoch bis zumAblauf
von vier Monaten nach der Entbindung,

wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der
Kündigung die Schwangerschaft, die Fehlge-
burt nach der zwölften Schwangerschafts-
woche oder die Entbindung bekannt ist oder
wenn sie ihm innerhalb von zwei Wochen
nach Zugang der Kündigung mitgeteilt wird.
Das Überschreiten dieser Frist ist unschädlich,
wenn die Überschreitung auf einem von der
Frau nicht zu vertretenden Grund beruht und
die Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird.
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für
Vorbereitungsmaßnahmen des Arbeitgebers,
die er im Hinblick auf eine Kündigung der
Frau trifft.

(2) Die für den Arbeitsschutz zuständige
oberste Landesbehörde oder die von ihr be-
stimmte Stelle kann in besonderen Fällen, die
nicht mit dem Zustand der Frau in der
Schwangerschaft, nach einer Fehlgeburt nach
der zwölften Schwangerschaftswoche oder
nach der Entbindung in Zusammenhang ste-
hen, ausnahmsweise die Kündigung für zu-
lässig erklären. Die Kündigung bedarf der
Schriftform und muss den Kündigungsgrund
angeben.

(3) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister
darf eine in Heimarbeit beschäftigte Frau in
den Fristen nach Absatz 1 Satz 1 nicht gegen
ihren Willen bei der Ausgabe von Heimarbeit

ausschließen; die §§ 3, 8, 11, 12, 13 Absatz 2
und § 16 bleiben unberührt. Absatz 1 gilt
auch für eine Frau, die der in Heimarbeit be-
schäftigten Frau gleichgestellt ist und deren
Gleichstellung sich auch auf § 29 des Heim-
arbeitsgesetzes erstreckt. Absatz 2 gilt für
eine in Heimarbeit beschäftigte Frau und eine
ihr Gleichgestellte entsprechend.

Abschnitt 4
Leistungen

§18 Mutterschutzlohn
Eine Frau, die wegen eines Beschäftigungs-
verbots außerhalb der Schutzfristen vor oder
nach der Entbindung teilweise oder gar nicht
beschäftigt werden darf, erhält von ihrem Ar-
beitgeber Mutterschutzlohn. Als Mutter-
schutzlohn wird das durchschnittliche Arbeits-
entgelt der letzten drei abgerechneten Kalen-
dermonate vor dem Eintritt der Schwanger-
schaft gezahlt. Dies gilt auch, wenn wegen
dieses Verbots die Beschäftigung oder die
Entlohnungsart wechselt. Beginnt das Be-
schäftigungsverhältnis erst nach Eintritt der
Schwangerschaft, ist das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt aus dem Arbeitsentgelt der ersten
drei Monate der Beschäftigung zu berechnen.

§19 Mutterschaftsgeld
(1) Eine Frau, die Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse ist, erhält für die Zeit der
Schutzfristen vor und nach der Entbindung
sowie für den Entbindungstag Mutterschafts-
geld nach den Vorschriften des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch oder nach den Vor-
schriften des Zweiten Gesetzes über die
Krankenversicherung der Landwirte.
(2) Eine Frau, die nicht Mitglied einer gesetz-
lichen Krankenkasse ist, erhält für die Zeit der
Schutzfristen vor und nach der Entbindung
sowie für den Entbindungstag Mutterschafts-
geld zu Lasten des Bundes in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch über das Mutter-
schaftsgeld, jedoch insgesamt höchstens
210 Euro. Das Mutterschaftsgeld wird dieser
Frau auf Antrag vom Bundesamt für Soziale
Sicherung gezahlt. Endet das Beschäftigungs-
verhältnis nach Maßgabe von § 17 Absatz 2
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durch eine Kündigung, erhält die Frau Mut-
terschaftsgeld in entsprechender Anwendung
der Sätze 1 und 2 für die Zeit nach dem Ende
des Beschäftigungsverhältnisses.

§20 Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
(1) Eine Frau erhält während ihres bestehen-
den Beschäftigungsverhältnisses für die Zeit
der Schutzfristen vor und nach der Entbin-
dung sowie für den Entbindungstag von ih-
rem Arbeitgeber einen Zuschuss zum Mut-
terschaftsgeld. Als Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld wird der Unterschiedsbetrag
zwischen 13 Euro und dem um die gesetzli-
chen Abzüge verminderten durchschnittli-
chen kalendertäglichen Arbeitsentgelt der
letzten drei abgerechneten Kalendermonate
vor Beginn der Schutzfrist vor der Entbindung
gezahlt. Einer Frau, deren Beschäftigungs-
verhältnis während der Schutzfristen vor oder
nach der Entbindung beginnt, wird der Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld von Beginn
des Beschäftigungsverhältnisses an gezahlt.

(2) Ist eine Frau für mehrere Arbeitgeber tätig,
sind für die Berechnung des Arbeitgeberzu-
schusses nach Absatz 1 die durchschnittlichen
kalendertäglichen Arbeitsentgelte aus diesen
Beschäftigungsverhältnissen zusammenzu-
rechnen. Den sich daraus ergebenden Betrag
zahlen die Arbeitgeber anteilig im Verhältnis
der von ihnen gezahlten durchschnittlichen
kalendertäglichen Arbeitsentgelte.

(3) Endet das Beschäftigungsverhältnis nach
Maßgabe von § 17 Absatz 2 durch eine Kün-
digung, erhält die Frau für die Zeit nach dem
Ende des Beschäftigungsverhältnisses den
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld nach Ab-
satz 1 von der für die Zahlung des Mutter-
schaftsgeldes zuständigen Stelle. Satz 1 gilt
entsprechend, wenn der Arbeitgeber wegen
eines Insolvenzereignisses im Sinne von
§ 165 Absatz 1 Satz 2 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch den Zuschuss nach Ab-
satz 1 nicht zahlen kann.

§21 Ermittlung des durchschnittlichen
Arbeitsentgelts

(1) Bei der Bestimmung des Berechnungs-
zeitraumes für die Ermittlung des durch-

schnittlichen Arbeitsentgelts für die Leistun-
gen nach den §§ 18 bis 20 bleiben Zeiten
unberücksichtigt, in denen die Frau infolge
unverschuldeter Fehlzeiten kein Arbeitsent-
gelt erzielt hat. War das Beschäftigungsver-
hältnis kürzer als drei Monate, ist der Be-
rechnung der tatsächliche Zeitraum des Be-
schäftigungsverhältnisses zugrunde zu le-
gen.

(2) Für die Ermittlung des durchschnittlichen
Arbeitsentgelts für die Leistungen nach den
§§ 18 bis 20 bleiben unberücksichtigt:

1. einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im Sin-
ne von § 23a des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch,

2. Kürzungen des Arbeitsentgelts, die im Be-
rechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit,
Arbeitsausfällen oder unverschuldetem
Arbeitsversäumnis eintreten, und

3. im Fall der Beendigung der Elternzeit nach
dem Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz das Arbeitsentgelt aus Teilzeitbe-
schäftigung, das vor der Beendigung der
Elternzeit während der Elternzeit erzielt
wurde, soweit das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt ohne die Berücksichtigung
der Zeiten, in denen dieses Arbeitsentgelt
erzielt wurde, höher ist.

(3) Ist die Ermittlung des durchschnittlichen
Arbeitsentgelts entsprechend den Absätzen 1
und 2 nicht möglich, ist das durchschnittliche
kalendertägliche Arbeitsentgelt einer ver-
gleichbar beschäftigten Person zugrunde zu
legen.

(4) Bei einer dauerhaften Änderung der Ar-
beitsentgelthöhe ist die geänderte Arbeits-
entgelthöhe bei der Ermittlung des durch-
schnittlichen Arbeitsentgelts für die Leistun-
gen nach den §§ 18 bis 20 zugrunde zu legen,
und zwar

1. für den gesamten Berechnungszeitraum,
wenn die Änderung während des Berech-
nungszeitraums wirksam wird,

2. ab Wirksamkeit der Änderung der Arbeits-
entgelthöhe, wenn die Änderung der Ar-
beitsentgelthöhe nach dem Berechnungs-
zeitraum wirksam wird.
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§22 Leistungen während der Elternzeit
Während der Elternzeit sind Ansprüche auf
Leistungen nach den §§ 18 und 20 aus dem
wegen der Elternzeit ruhenden Arbeitsver-
hältnis ausgeschlossen. Übt die Frau wäh-
rend der Elternzeit eine Teilzeitarbeit aus, ist
für die Ermittlung des durchschnittlichen Ar-
beitsentgelts nur das Arbeitsentgelt aus die-
ser Teilzeitarbeit zugrunde zu legen.

§23 Entgelt bei Freistellung für
Untersuchungen und zum Stillen

(1) Durch die Gewährung der Freistellung
nach § 7 darf bei der schwangeren oder stil-
lenden Frau kein Entgeltausfall eintreten.
Freistellungszeiten sind weder vor- noch
nachzuarbeiten. Sie werden nicht auf Ruhe-
pausen angerechnet, die im Arbeitszeitgesetz
oder in anderen Vorschriften festgelegt sind.
(2) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister
hat einer in Heimarbeit beschäftigten Frau
und der ihr Gleichgestellten für die Stillzeit
ein Entgelt zu zahlen, das nach der Höhe des
durchschnittlichen Stundenentgelts für jeden
Werktag zu berechnen ist. Ist eine Frau für
mehrere Auftraggeber oder Zwischenmeister
tätig, haben diese das Entgelt für die Stillzeit
zu gleichen Teilen zu zahlen. Auf das Entgelt
finden die Vorschriften der §§ 23 bis 25 des
Heimarbeitsgesetzes über den Entgeltschutz
Anwendung.

§24 Fortbestehen des Erholungsurlaubs
bei Beschäftigungsverboten

Für die Berechnung des Anspruchs auf be-
zahlten Erholungsurlaub gelten die Ausfall-
zeiten wegen eines Beschäftigungsverbots
als Beschäftigungszeiten. Hat eine Frau ihren
Urlaub vor Beginn eines Beschäftigungsver-
bots nicht oder nicht vollständig erhalten,
kann sie nach dem Ende des Beschäfti-
gungsverbots den Resturlaub im laufenden
oder im nächsten Urlaubsjahr beanspruchen.

§25 Beschäftigung nach dem Ende des
Beschäftigungsverbots

Mit dem Ende eines Beschäftigungsverbots
im Sinne von § 2 Absatz 3 hat eine Frau das
Recht, entsprechend den vertraglich verein-
barten Bedingungen beschäftigt zu werden.

Abschnitt 5
Durchführung des Gesetzes

§26 Aushang des Gesetzes
(1) In Betrieben und Verwaltungen, in denen
regelmäßig mehr als drei Frauen beschäftigt
werden, hat der Arbeitgeber eine Kopie die-
ses Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht
auszulegen oder auszuhängen. Dies gilt
nicht, wenn er das Gesetz für die Personen,
die bei ihm beschäftigt sind, in einem elekt-
ronischen Verzeichnis jederzeit zugänglich
gemacht hat.
(2) Für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau
oder eine ihr Gleichgestellte muss der Auf-
traggeber oder Zwischenmeister in den Räu-
men der Ausgabe oder Abnahme von Heim-
arbeit eine Kopie dieses Gesetzes an geeig-
neter Stelle zur Einsicht auslegen oder aus-
hängen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§27 Mitteilungs- und Aufbewahrungs-
pflichten des Arbeitgebers,
Offenbarungsverbot der mit der
Überwachung beauftragten
Personen

(1) Der Arbeitgeber hat die Aufsichtsbehörde
unverzüglich zu benachrichtigen,
1. wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat,

a) dass sie schwanger ist oder
b) dass sie stillt, es sei denn, er hat die

Aufsichtsbehörde bereits über die
Schwangerschaft dieser Frau benach-
richtigt, oder

2. wenn er beabsichtigt, eine schwangere
oder stillende Frau zu beschäftigen
a) bis 22 Uhr nach den Vorgaben des § 5

Absatz 2 Satz 2 und 3,
b) an Sonn- und Feiertagen nach den Vor-

gaben des § 6 Absatz 1 Satz 2 und 3
oder Absatz 2 Satz 2 und 3 oder

c) mit getakteter Arbeit im Sinne von § 11
Absatz 6 Nummer 3 oder § 12 Absatz 5
Nummer 3.

Er darf diese Informationen nicht unbefugt an
Dritte weitergeben.
(2) Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde
auf Verlangen die Angaben zu machen, die

20 Mutterschutzgesetz (MuSchG) §§ 22–27

20

216 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behörde
erforderlich sind. Er hat die Angaben wahr-
heitsgemäß, vollständig und rechtzeitig zu
machen.

(3) Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde
auf Verlangen die Unterlagen zur Einsicht
vorzulegen oder einzusenden, aus denen
Folgendes ersichtlich ist:

1. die Namen der schwangeren oder stillen-
den Frauen, die bei ihm beschäftigt sind,

2. die Art und der zeitliche Umfang ihrer Be-
schäftigung,

3. die Entgelte, die an sie gezahlt worden
sind,

4. die Ergebnisse der Beurteilung der Ar-
beitsbedingungen nach § 10 und

5. alle sonstigen nach Absatz 2 erforderli-
chen Angaben.

(4) Die auskunftspflichtige Person kann die
Auskunft auf solche Fragen oder die Vorlage
derjenigen Unterlagen verweigern, deren Be-
antwortung oder Vorlage sie selbst oder ei-
nen ihrer in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3
der Zivilprozessordung bezeichneten Ange-
hörigen der Gefahr der Verfolgung wegen
einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit aus-
setzen würde. Die auskunftspflichtige Person
ist darauf hinzuweisen.

(5) Der Arbeitgeber hat die in Absatz 3 ge-
nannten Unterlagen mindestens bis zum Ab-
lauf von zwei Jahren nach der letzten Eintra-
gung aufzubewahren.

(6) Die mit der Überwachung beauftragten
Personen der Aufsichtsbehörde dürfen die
ihnen bei ihrer Überwachungstätigkeit zur
Kenntnis gelangten Geschäfts- und Betriebs-
geheimnisse nur in den gesetzlich geregelten
Fällen oder zur Verfolgung von Rechtsverstö-
ßen oder zur Erfüllung von gesetzlich gere-
gelten Aufgaben zum Schutz der Umwelt den
dafür zuständigen Behörden offenbaren. So-
weit es sich bei Geschäfts- und Betriebsge-
heimnissen um Informationen über die Um-
welt im Sinne des Umweltinformationsgeset-
zes handelt, richtet sich die Befugnis zu ihrer
Offenbarung nach dem Umweltinformations-
gesetz.

§28 Behördliches Genehmigungs-
verfahren für eine Beschäftigung
zwischen 20 Uhr und 22 Uhr

(1) Die Aufsichtsbehörde kann abweichend
von § 5 Absatz 1 Satz 1 auf Antrag des Ar-
beitgebers genehmigen, dass eine schwan-
gere oder stillende Frau zwischen 20 Uhr und
22 Uhr beschäftigt wird, wenn

1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2. nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Be-

schäftigung der Frau bis 22 Uhr spricht und
3. insbesondere eine unverantwortbare Ge-

fährdung für die schwangere Frau oder ihr
Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Dem Antrag ist die Dokumentation der Beur-
teilung der Arbeitsbedingungen nach § 14
Absatz 1 beizufügen. Die schwangere oder
stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 1
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen.

(2) Solange die Aufsichtsbehörde den Antrag
nicht ablehnt oder die Beschäftigung zwi-
schen 20 Uhr und 22 Uhr nicht vorläufig un-
tersagt, darf der Arbeitgeber die Frau unter
den Voraussetzungen des Absatzes 1 be-
schäftigen. Die Aufsichtsbehörde hat dem
Arbeitgeber nach Eingang des Antrags un-
verzüglich eine Mitteilung zu machen, wenn
die für den Antrag nach Absatz 1 erforderli-
chen Unterlagen unvollständig sind. Die Auf-
sichtsbehörde kann die Beschäftigung vor-
läufig untersagen, soweit dies erforderlich ist,
um den Schutz der Gesundheit der Frau oder
ihres Kindes sicherzustellen.

(3) Lehnt die Aufsichtsbehörde den Antrag
nicht innerhalb von sechs Wochen nach Ein-
gang des vollständigen Antrags ab, gilt die
Genehmigung als erteilt. Auf Verlangen ist
dem Arbeitgeber der Eintritt der Genehmi-
gungsfiktion (§ 42a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes) zu bescheinigen.

(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften des
Verwaltungsverfahrensgesetzes.

§29 Zuständigkeit und Befugnisse der
Aufsichtsbehörden, Jahresbericht

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der
Vorschriften dieses Gesetzes und der auf-
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grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten obliegt den nach Landesrecht zuständi-
gen Behörden (Aufsichtsbehörden).

(2) Die Aufsichtsbehörden haben dieselben
Befugnisse wie die nach § 22 Absatz 2 und 3
des Arbeitsschutzgesetzes mit der Überwa-
chung beauftragten Personen. Das Grund-
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit
eingeschränkt.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen
die erforderlichenMaßnahmen anordnen, die
der Arbeitgeber zur Erfüllung derjenigen
Pflichten zu treffen hat, die sich aus Ab-
schnitt 2 dieses Gesetzes und aus den auf-
grund des § 31 Nummer 1 bis 5 erlassenen
Rechtsverordnungen ergeben. Insbesondere
kann die Aufsichtsbehörde:

1. in besonders begründeten Einzelfällen
Ausnahmen vom Verbot der Mehrarbeit
nach § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 sowie
vom Verbot der Nachtarbeit auch zwi-
schen 22 Uhr und 6 Uhr nach § 5 Absatz 1
Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 bewilligen,
wenn
a) sich die Frau dazu ausdrücklich bereit

erklärt,
b) nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen

die Beschäftigung spricht und
c) in den Fällen des § 5 Absatz 1 Satz 1

oder Absatz 2 Satz 1 insbesondere eine
unverantwortbare Gefährdung für die
schwangere Frau oder ihr Kind durch
Alleinarbeit ausgeschlossen ist,

2. verbieten, dass ein Arbeitgeber eine
schwangere oder stillende Frau
a) nach § 5 Absatz 2 Satz 2 zwischen

20 Uhr und 22 Uhr beschäftigt oder
b) nach § 6 Absatz 1 Satz 2 oder nach § 6

Absatz 2 Satz 2 an Sonn- und Feierta-
gen beschäftigt,

3. Einzelheiten zur Freistellung zum Stillen
nach § 7 Absatz 2 und zur Bereithaltung
von Räumlichkeiten, die zum Stillen ge-
eignet sind, anordnen,

4. Einzelheiten zur zulässigen Arbeitsmenge
nach § 8 anordnen,

5. Schutzmaßnahmen nach § 9 Absatz 1 bis 3
und nach § 13 anordnen,

6. Einzelheiten zu Art und Umfang der Beur-
teilung der Arbeitsbedingungen nach § 10
anordnen,

7. bestimmte Tätigkeiten oder Arbeitsbedin-
gungen nach § 11 oder nach § 12 verbie-
ten,

8. Ausnahmen von den Vorschriften des § 11
Absatz 6 Nummer 1 und 2 und des § 12
Absatz 5 Nummer 1 und 2 bewilligen,
wenn die Art der Arbeit und das Arbeits-
tempo keine unverantwortbare Gefähr-
dung für die schwangere oder stillende
Frau oder für ihr Kind darstellen, und

9. Einzelheiten zu Art und Umfang der Do-
kumentation und Information nach § 14
anordnen.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre
Erklärung nach Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen.

(4) Die Aufsichtsbehörde berät den Arbeitge-
ber bei der Erfüllung seiner Pflichten nach
diesem Gesetz sowie die bei ihm beschäftig-
ten Personen zu ihren Rechten und Pflichten
nach diesem Gesetz; dies gilt nicht für die
Rechte und Pflichten nach den §§ 18 bis 22.

(5) Für Betriebe und Verwaltungen im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung wird die Aufsicht nach Absatz 1
durch das Bundesministerium der Verteidi-
gung oder die von ihm bestimmte Stelle in
eigener Zuständigkeit durchgeführt.

(6) Die zuständigen obersten Landesbehör-
den haben über die Überwachungstätigkeit
der ihnen unterstellten Behörden einen Jah-
resbericht zu veröffentlichen. Der Jahresbe-
richt umfasst auch Angaben zur Erfüllung von
Unterrichtungspflichten aus internationalen
Übereinkommen oder Rechtsakten der Euro-
päischen Union, soweit sie den Mutterschutz
betreffen.

§30 Ausschuss für Mutterschutz
(1) Beim Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend wird ein Aus-
schuss für Mutterschutz gebildet, in dem ge-
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eignete Personen vonseiten der öffentlichen
und privaten Arbeitgeber, der Ausbildungs-
stellen, der Gewerkschaften, der Studieren-
denvertretungen und der Landesbehörden
sowie weitere geeignete Personen, insbe-
sondere aus der Wissenschaft, vertreten sein
sollen. Dem Ausschuss sollen nicht mehr als
15 Mitglieder angehören. Für jedes Mitglied
ist ein stellvertretendes Mitglied zu benen-
nen. Die Mitgliedschaft im Ausschuss für
Mutterschutz ist ehrenamtlich.

(2) Das Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend beruft im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales, dem Bundesministerium
für Gesundheit und dem Bundesministerium
für Bildung und Forschung die Mitglieder des
Ausschusses für Mutterschutz und die stell-
vertretenden Mitglieder. Der Ausschuss gibt
sich eine Geschäftsordnung und wählt die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden aus seiner
Mitte. Die Geschäftsordnung und die Wahl
der oder des Vorsitzenden bedürfen der Zu-
stimmung des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend. Die Zu-
stimmung erfolgt im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
und dem Bundesministerium für Gesundheit.

(3) Zu den Aufgaben des Ausschusses für
Mutterschutz gehört es,

1. Art, Ausmaß und Dauer der möglichen un-
verantwortbaren Gefährdungen einer
schwangeren oder stillenden Frau und ihres
Kindes nach wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zu ermitteln und zu begründen,

2. sicherheitstechnische, arbeitsmedizini-
sche und arbeitshygienische Regeln zum
Schutz der schwangeren oder stillenden
Frau und ihres Kindes aufzustellen und

3. das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend in allen mutter-
schutzbezogenen Fragen zu beraten.

Der Ausschuss arbeitet eng mit den Aus-
schüssen nach § 18 Absatz 2 Nummer 5 des
Arbeitsschutzgesetzes zusammen.

(4) Nach Prüfung durch das Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
durch das Bundesministerium für Arbeit und

Soziales, durch das Bundesministerium für
Gesundheit und durch das Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung kann das
Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend im Einvernehmen mit den
anderen in diesem Absatz genannten Bun-
desministerien die vom Ausschuss für Mut-
terschutz nach Absatz 3 aufgestellten Regeln
und Erkenntnisse im Gemeinsamen Ministe-
rialblatt veröffentlichen.

(5) Die Bundesministerien sowie die obersten
Landesbehörden können zu den Sitzungen
des Ausschusses für Mutterschutz Vertrete-
rinnen oder Vertreter entsenden. Auf Verlan-
gen ist ihnen in der Sitzung das Wort zu er-
teilen.

(6) Die Geschäfte des Ausschusses für Mut-
terschutz werden vom Bundesamt für Familie
und zivilgesellschaftliche Aufgaben geführt.

§31 Erlass von Rechtsverordnungen
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Folgendes zu regeln:
1. nähere Bestimmungen zum Begriff der

unverantwortbaren Gefährdung nach § 9
Absatz 2 Satz 2 und 3,

2. nähere Bestimmungen zur Durchführung
der erforderlichen Schutzmaßnahmen
nach § 9 Absatz 1 und 2 und nach § 13,

3. nähere Bestimmungen zu Art und Umfang
der Beurteilung der Arbeitsbedingungen
nach § 10,

4. Festlegungen von unzulässigen Tätigkei-
ten und Arbeitsbedingungen im Sinne von
§ 11 oder § 12 oder von anderen nach
diesem Gesetz unzulässigen Tätigkeiten
und Arbeitsbedingungen,

5. nähere Bestimmungen zur Dokumentation
und Information nach § 14,

6. nähere Bestimmungen zur Ermittlung des
durchschnittlichen Arbeitsentgelts im Sin-
ne der §§ 18 bis 22 und

7. nähere Bestimmungen zum erforderlichen
Inhalt der Benachrichtigung, ihrer Form,
der Art und Weise der Übermittlung sowie
die Empfänger der vom Arbeitgeber nach
§ 27 zu meldenden Informationen.
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Abschnitt 6
Bußgeldvorschriften, Straf-

vorschriften
§32 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in

Verbindung mit Satz 4, entgegen § 3
Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit
Satz 2 oder 3, entgegen § 3 Absatz 3
Satz 1, § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 oder
§ 5 Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 1 Satz 1,
§ 13 Absatz 1 Nummer 3 oder § 16 eine
Frau beschäftigt,

2. entgegen § 4 Absatz 2 eine Ruhezeit
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig
gewährt,

3. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 oder § 6
Absatz 2 Satz 1 eine Frau tätig werden
lässt,

4. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch in
Verbindungmit Satz 2, oder entgegen § 7
Absatz 2 Satz 1 eine Frau nicht freistellt,

5. entgegen § 8 oder § 13 Absatz 2 Heim-
arbeit ausgibt,

6. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch in
Verbindung mit einer Rechtsverordnung
nach § 31 Nummer 3, eine Gefährdung
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig
beurteilt oder eine Ermittlung nicht, nicht
richtig oder nicht rechtzeitig durchführt,

7. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1, auch in
Verbindung mit einer Rechtsverordnung
nach § 31 Nummer 3, eine Schutzmaß-
nahme nicht, nicht richtig oder nicht
rechtzeitig festlegt,

8. entgegen § 10 Absatz 3 eine Frau eine
andere als die dort bezeichnete Tätigkeit
ausüben lässt,

9. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung
nach § 31 Nummer 5 eine Dokumentati-
on nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig erstellt,

10. entgegen § 14 Absatz 2 oder 3, jeweils in
Verbindung mit einer Rechtsverordnung
nach § 31 Nummer 5, eine Information

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig gibt,

11. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 die Auf-
sichtsbehörde nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig benachrichtigt,

12. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 2 eine In-
formation weitergibt,

13. entgegen § 27 Absatz 2 eine Angabe
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig macht,

14. entgegen § 27 Absatz 3 eine Unterlage
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig
vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig
einsendet,

15. entgegen § 27 Absatz 5 eine Unterlage
nicht oder nicht mindestens zwei Jahre
aufbewahrt,

16. einer vollziehbaren Anordnung nach § 29
Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt oder

17. einer Rechtsverordnung nach § 31 Num-
mer 4 oder einer vollziehbaren Anord-
nung aufgrund einer solchen Rechtsver-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die
Rechtsverordnung für einen bestimmten
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift
verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 1 bis 5, 8, 16
und 17 mit einer Geldbuße bis zu dreißigtau-
send Euro, in den übrigen Fällen mit einer
Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet
werden.

§33 Strafvorschriften
Wer eine in § 32 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 8,
16 und 17 bezeichnete vorsätzliche Handlung
begeht und dadurch die Gesundheit der Frau
oder ihres Kindes gefährdet, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft.

Abschnitt 7
Schlussvorschriften

§34 Evaluationsbericht
Die Bundesregierung legt dem Deutschen
Bundestag zum 1. Januar 2021 einen Evalua-
tionsbericht über die Auswirkungen des Ge-
setzes vor. Schwerpunkte des Berichts sollen
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die Handhabbarkeit der gesetzlichen Rege-
lung in der betrieblichen und behördlichen
Praxis, die Wirksamkeit und die Auswirkun-
gen des Gesetzes im Hinblick auf seinen An-
wendungsbereich, die Auswirkungen der Re-

gelungen zum Verbot der Mehr- und Nacht-
arbeit sowie zum Verbot der Sonn- und Fei-
ertagsarbeit und die Arbeit des Ausschusses
für Mutterschutz sein. Der Bericht darf keine
personenbezogenen Daten enthalten.

§ 34 Mutterschutzgesetz (MuSchG) 20
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Gesetz über den Nachweis
der für ein Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen Bedingungen

(Nachweisgesetz – NachwG)
Vom 20. Juli 1995 (BGBl. I S. 946)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare
Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union im Bereich des Zivilrechts und zur Übertragung

von Aufgaben an die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau
vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174)

§1 Anwendungsbereich
Dieses Gesetz gilt für alle Arbeitnehmer.
Praktikanten, die gemäß § 22 Absatz 1 des
Mindestlohngesetzes als Arbeitnehmer gel-
ten, sind Arbeitnehmer im Sinne dieses Ge-
setzes.

§2 Nachweispflicht
(1) Der Arbeitgeber hat die wesentlichen
Vertragsbedingungen des Arbeitsverhältnis-
ses innerhalb der Fristen des Satzes 4 schrift-
lich niederzulegen, die Niederschrift zu un-
terzeichnen und dem Arbeitnehmer auszu-
händigen. In die Niederschrift sind mindes-
tens aufzunehmen:
1. der Name und die Anschrift der Ver-

tragsparteien,
2. der Zeitpunkt des Beginns des Arbeits-

verhältnisses,
3. bei befristeten Arbeitsverhältnissen: das

Enddatum oder die vorhersehbare Dauer
des Arbeitsverhältnisses,

4. der Arbeitsort oder, falls der Arbeitneh-
mer nicht nur an einem bestimmten Ar-
beitsort tätig sein soll, ein Hinweis da-
rauf, daß der Arbeitnehmer an verschie-
denen Orten beschäftigt werden oder
seinen Arbeitsort frei wählen kann,

5. eine kurze Charakterisierung oder Be-
schreibung der vom Arbeitnehmer zu
leistenden Tätigkeit,

6. sofern vereinbart, die Dauer der Probezeit,
7. die Zusammensetzung und die Höhe des

Arbeitsentgelts einschließlich der Vergü-
tung von Überstunden, der Zuschläge,

der Zulagen, Prämien und Sonderzahlun-
gen sowie anderer Bestandteile des Ar-
beitsentgelts, die jeweils getrennt anzu-
geben sind, und deren Fälligkeit sowie
die Art der Auszahlung,

8. die vereinbarte Arbeitszeit, vereinbarte
Ruhepausen und Ruhezeiten sowie bei
vereinbarter Schichtarbeit das Schicht-
system, der Schichtrhythmus und Vo-
raussetzungen für Schichtänderungen,

9. bei Arbeit auf Abruf nach § 12 des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes:
a) die Vereinbarung, dass der Arbeitneh-

mer seine Arbeitsleistung entspre-
chend dem Arbeitsanfall zu erbringen
hat,

b) die Zahl der mindestens zu vergüten-
den Stunden,

c) der Zeitrahmen, bestimmt durch Re-
ferenztage und Referenzstunden, der
für die Erbringung der Arbeitsleistung
festgelegt ist, und

d) die Frist, innerhalb derer der Arbeit-
geber die Lage der Arbeitszeit im Vo-
raus mitzuteilen hat,

10. sofern vereinbart, die Möglichkeit der
Anordnung von Überstunden und deren
Voraussetzungen,

11. die Dauer des jährlichen Erholungsur-
laubs,

12. ein etwaiger Anspruch auf vom Arbeit-
geber bereitgestellte Fortbildung,

13. wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer
eine betriebliche Altersversorgung über
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einen Versorgungsträger zusagt, der
Name und die Anschrift dieses Versor-
gungsträgers; die Nachweispflicht ent-
fällt, wenn der Versorgungsträger zu
dieser Information verpflichtet ist,

14. das bei der Kündigung des Arbeitsver-
hältnisses von Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer einzuhaltende Verfahren, min-
destens das Schriftformerfordernis und
die Fristen für die Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses, sowie die Frist zur Er-
hebung einer Kündigungsschutzklage;
§ 7 des Kündigungsschutzgesetzes ist
auch bei einem nicht ordnungsgemäßen
Nachweis der Frist zur Erhebung einer
Kündigungsschutzklage anzuwenden,

15. ein in allgemeiner Form gehaltener Hin-
weis auf die auf das Arbeitsverhältnis
anwendbaren Tarifverträge, Betriebs-
oder Dienstvereinbarungen sowie Rege-
lungen paritätisch besetzter Kommissio-
nen, die auf der Grundlage kirchlichen
Rechts Arbeitsbedingungen für den Be-
reich kirchlicher Arbeitgeber festlegen.

Dem Arbeitnehmer ist die Niederschrift mit
den Angaben nach Satz 2 Nummer 1, 7 und 8
spätestens am ersten Tag der Arbeitsleistung,
die Niederschrift mit den Angaben nach
Satz 2 Nummer 2 bis 6, 9 und 10 spätestens
am siebten Kalendertag nach dem vereinbar-
ten Beginn des Arbeitsverhältnisses und die
Niederschrift mit den übrigen Angaben nach
Satz 2 spätestens einen Monat nach dem
vereinbarten Beginn des Arbeitsverhältnisses
auszuhändigen.

(1a) Wer einen Praktikanten einstellt, hat
unverzüglich nach Abschluss des Prakti-
kumsvertrages, spätestens vor Aufnahme der
Praktikantentätigkeit, die wesentlichen Ver-
tragsbedingungen schriftlich niederzulegen,
die Niederschrift zu unterzeichnen und dem
Praktikanten auszuhändigen. In die Nieder-
schrift sind mindestens aufzunehmen:

1. der Name und die Anschrift der Vertrags-
parteien,

2. die mit dem Praktikum verfolgten Lern-
und Ausbildungsziele,

3. Beginn und Dauer des Praktikums,

4. Dauer der regelmäßigen täglichen Prakti-
kumszeit,

5. Zahlung und Höhe der Vergütung,
6. Dauer des Urlaubs,
7. ein in allgemeiner Form gehaltener Hin-

weis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder
Dienstvereinbarungen, die auf das Prakti-
kumsverhältnis anzuwenden sind.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Hat der Arbeitnehmer seine Arbeitsleis-
tung länger als vier aufeinanderfolgende
Wochen außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland zu erbringen, so hat der Arbeit-
geber dem Arbeitnehmer vor dessen Abreise
die Niederschrift nach Absatz 1 Satz 1 mit
allen wesentlichen Angaben nach Absatz 1
Satz 2 und folgenden zusätzlichen Angaben
auszuhändigen:

1. das Land oder die Länder, in dem oder in
denen die Arbeit im Ausland geleistet
werden soll, und die geplante Dauer der
Arbeit,

2. die Währung, in der die Entlohnung er-
folgt,

3. sofern vereinbart, mit dem Auslandsauf-
enthalt verbundene Geld- oder Sachleis-
tungen, insbesondere Entsendezulagen
und zu erstattende Reise-, Verpflegungs-
und Unterbringungskosten,

4. die Angabe, ob eine Rückkehr des Arbeit-
nehmers vorgesehen ist, und gegebenen-
falls die Bedingungen der Rückkehr.

(3) Fällt ein Auslandsaufenthalt nach Ab-
satz 2 in den Anwendungsbereich der Richt-
linie 96/71/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 16. Dezember 1996 über
die Entsendung von Arbeitnehmern im Rah-
men der Erbringung von Dienstleistungen
(ABl. L 18 vom 21. 1. 1997, S. 1), die durch die
Richtlinie (EU) 2018/957 (ABl. L 173 vom 9. 7.
2018, S. 16) geändert worden ist, muss die
Niederschrift nach Absatz 1 Satz 1 neben den
Angaben nach Absatz 2 auch folgende zu-
sätzliche Angaben enthalten:

1. die Entlohnung, auf die der Arbeitnehmer
nach dem Recht des Mitgliedstaats oder
der Mitgliedstaaten, in dem oder in denen
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der Arbeitnehmer seine Arbeit leisten soll,
Anspruch hat,

2. den Link zu der einzigen offiziellen nati-
onalen Website, die der Mitgliedstaat, in
dem der Arbeitnehmer seine Arbeit leisten
soll, betreibt nach Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe a der Richtlinie 2014/67/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der
Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung
von Arbeitnehmern im Rahmen der Er-
bringung von Dienstleistungen und zur
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/
2012 über die Verwaltungszusammenar-
beit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informati-
onssystems – („IMI-Verordnung“) (ABl.
L 159 vom 28. 5. 2014, S. 11).

(4) Die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 6 bis 8 und 10 bis 14 können ersetzt
werden durch einen Hinweis auf die auf das
Arbeitsverhältnis anwendbaren Tarifverträge,
Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sowie
Regelungen paritätisch besetzter Kommissio-
nen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts
Arbeitsbedingungen für den Bereich kirchli-
cher Arbeitgeber festlegen. Ist in den Fällen
des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 11 und 14 die
jeweilige gesetzliche Regelung maßgebend,
so kann hierauf verwiesen werden. Die An-
gaben nach Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3
Nummer 1 können ersetzt werden durch ei-
nen Hinweis auf konkrete Bestimmungen der
einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften und Satzungen oder Tarifverträge,
Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sowie
Regelungen paritätisch besetzter Kommissio-
nen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts
Arbeitsbedingungen für den Bereich kirchli-
cher Arbeitgeber festlegen.
(5) Wenn dem Arbeitnehmer ein schriftlicher
Arbeitsvertrag ausgehändigt worden ist, ent-
fällt die Verpflichtung nach den Absätzen 1, 2
und 3, soweit der Vertrag die in den Absät-
zen 1 bis 4 geforderten Angaben enthält.

§3 Änderung der Angaben
Eine Änderung der wesentlichen Vertragsbe-
dingungen ist dem Arbeitnehmer spätestens
an dem Tag, an dem sie wirksam wird,

schriftlich mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht bei
einer Änderung der auf das Arbeitsverhältnis
anwendbaren gesetzlichen Vorschriften, Ta-
rifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun-
gen sowie Regelungen paritätisch besetzter
Kommissionen, die auf der Grundlage kirch-
lichen Rechts Arbeitsbedingungen für den
Bereich kirchlicher Arbeitgeber festlegen.

§4 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 eine in § 2

Absatz 1 Satz 2 genannte wesentliche
Vertragsbedingung nicht, nicht richtig,
nicht vollständig, nicht in der vorgeschrie-
benen Weise oder nicht rechtzeitig aus-
händigt,

2. entgegen § 2 Absatz 2, auch in Verbindung
mit Absatz 3, eine dort genannte Nieder-
schrift nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig aushändigt oder

3. entgegen § 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht,
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht recht-
zeitig macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu zweitausend Euro geahndet
werden.

§5 Übergangsvorschrift
Hat das Arbeitsverhältnis bereits vor dem
1. August 2022 bestanden, so ist dem Ar-
beitnehmer auf sein Verlangen spätestens am
siebten Tag nach Zugang der Aufforderung
beim Arbeitgeber die Niederschrift mit den
Angaben nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
bis 10 auszuhändigen; die Niederschrift mit
den übrigen Angaben nach § 2 Absatz 1
Satz 2 ist spätestens einen Monat nach Zu-
gang der Aufforderung auszuhändigen. So-
weit eine früher ausgestellte Niederschrift
oder ein schriftlicher Arbeitsvertrag die nach
diesem Gesetz erforderlichen Angaben ent-
hält, entfällt diese Verpflichtung.

§6 Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann
nicht zuungunsten des Arbeitnehmers abge-
wichen werden.

21 Nachweisgesetz (NachwG) §§ 3–6
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Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen bei der Arbeit

(PSA-Benutzungsverordnung – PSA-BV)
Vom 4. Dezember 1996 (BGBl. I S. 1841)

§1 Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Bereitstel-
lung persönlicher Schutzausrüstungen durch
Arbeitgeber sowie für die Benutzung persön-
licher Schutzausrüstungen durch Beschäftig-
te bei der Arbeit.

(2) Persönliche Schutzausrüstung im Sinne
dieser Verordnung ist jede Ausrüstung, die
dazu bestimmt ist, von den Beschäftigten
benutzt oder getragen zu werden, um sich
gegen eine Gefährdung für ihre Sicherheit
und Gesundheit zu schützen, sowie jede mit
demselben Ziel verwendete und mit der per-
sönlichen Schutzausrüstung verbundene Zu-
satzausrüstung.

(3) Als persönliche Schutzausrüstungen im
Sinne des Absatzes 2 gelten nicht:

1. Arbeitskleidung und Uniformen, die nicht
speziell der Sicherheit und dem Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten dienen,

2. Ausrüstungen für Not- und Rettungs-
dienste,

3. persönliche Schutzausrüstungen für die
Bundeswehr, den Zivil- und Katastrophen-
schutz, die Polizeien des Bundes und der
Länder sowie sonstige Einrichtungen, die
der öffentlichen Sicherheit oder der öf-
fentlichen Ordnung dienen,

4. persönliche Schutzausrüstungen für den
Straßenverkehr, soweit sie verkehrsrecht-
lichen Vorschriften unterliegen,

5. Sportausrüstungen,
6. Selbstverteidigungs- und Abschreckungs-

mittel,
7. tragbare Geräte zur Feststellung und

Signalisierung von Gefahren und Gefahr-
stoffen.

(4) Die Verordnung gilt nicht in Betrieben, die
dem Bundesberggesetz unterliegen.

§2 Bereitstellung und Benutzung

(1) Unbeschadet seiner Pflichten nach den
§§ 3, 4 und 5 des Arbeitsschutzgesetzes darf
der Arbeitgeber nur persönliche Schutzaus-
rüstungen auswählen und den Beschäftigten
bereitstellen, die

1. den Anforderungen der Verordnung über
das Inverkehrbringen von persönlichen
Schutzausrüstungen entsprechen,

2. Schutz gegenüber der zu verhütenden Ge-
fährdung bieten, ohne selbst eine größere
Gefährdung mit sich zu bringen,

3. für die am Arbeitsplatz gegebenen Bedin-
gungen geeignet sind und

4. den ergonomischen Anforderungen und
den gesundheitlichen Erfordernissen der
Beschäftigten entsprechen.

(2) Persönliche Schutzausrüstungen müssen
den Beschäftigten individuell passen. Sie sind
grundsätzlich für den Gebrauch durch eine
Person bestimmt. Erfordern die Umstände
eine Benutzung durch verschiedene Beschäf-
tigte, hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen,
daß Gesundheitsgefahren oder hygienische
Probleme nicht auftreten.

(3) Werden mehrere persönliche Schutzaus-
rüstungen gleichzeitig von einer oder einem
Beschäftigten benutzt, muß der Arbeitgeber
diese Schutzausrüstungen so aufeinander
abstimmen, daß die Schutzwirkung der ein-
zelnen Ausrüstungen nicht beeinträchtigt
wird.

(4) Durch Wartungs-, Reparatur- und Ersatz-
maßnahmen sowie durch ordnungsgemäße
Lagerung trägt der Arbeitgeber dafür Sorge,
daß die persönlichen Schutzausrüstungen
während der gesamten Benutzungsdauer gut
funktionieren und sich in einem hygienisch
einwandfreien Zustand befinden.

§§ 1–2 PSA-Benutzungsverordnung (PSA-BV) 22
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§3 Unterweisung

(1) Bei der Unterweisung nach § 12 des Ar-
beitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber die
Beschäftigten darin zu unterweisen, wie die
persönlichen Schutzausrüstungen sicher-
heitsgerecht benutzt werden. Soweit erfor-

derlich, führt er eine Schulung in der Benut-
zung durch.
(2) Für jede bereitgestellte persönliche
Schutzausrüstung hat der Arbeitgeber erfor-
derliche Informationen für die Benutzung in
für die Beschäftigten verständlicher Form und
Sprache bereitzuhalten.

22 PSA-Benutzungsverordnung (PSA-BV) § 3
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Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge
(Teilzeit- und Befristungsgesetz – TzBfG)

Vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1966)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der
Europäischen Union im Bereich des Zivilrechts und zur Übertragung von Aufgaben an die

Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau
vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174)

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1 Zielsetzung
Ziel des Gesetzes ist, Teilzeitarbeit zu fördern,
die Voraussetzungen für die Zulässigkeit be-
fristeter Arbeitsverträge festzulegen und die
Diskriminierung von teilzeitbeschäftigten
und befristet beschäftigten Arbeitnehmern zu
verhindern.

§2 Begriff des teilzeitbeschäftigten
Arbeitnehmers

(1) 1Teilzeitbeschäftigt ist ein Arbeitnehmer,
dessen regelmäßige Wochenarbeitszeit kür-
zer ist als die eines vergleichbaren vollzeit-
beschäftigten Arbeitnehmers. 2Ist eine regel-
mäßige Wochenarbeitszeit nicht vereinbart,
so ist ein Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt,
wenn seine regelmäßige Arbeitszeit im
Durchschnitt eines bis zu einem Jahr reichen-
den Beschäftigungszeitraums unter der eines
vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeit-
nehmers liegt. 3Vergleichbar ist ein vollzeit-
beschäftigter Arbeitnehmer des Betriebes mit
derselben Art des Arbeitsverhältnisses und
der gleichen oder einer ähnlichen Tätigkeit.
4Gibt es im Betrieb keinen vergleichbaren
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, so ist der
vergleichbare vollzeitbeschäftigte Arbeitneh-
mer auf Grund des anwendbaren Tarifvertra-
ges zu bestimmen; in allen anderen Fällen ist
darauf abzustellen, wer im jeweiligen Wirt-
schaftszweig üblicherweise als vergleichba-
rer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer anzu-
sehen ist.

(2) Teilzeitbeschäftigt ist auch ein Arbeitneh-
mer, der eine geringfügige Beschäftigung
nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch ausübt.

§3 Begriff des befristet beschäftigten
Arbeitnehmers

(1) 1Befristet beschäftigt ist ein Arbeitnehmer
mit einem auf bestimmte Zeit geschlossenen
Arbeitsvertrag. 2Ein auf bestimmte Zeit ge-
schlossener Arbeitsvertrag (befristeter Ar-
beitsvertrag) liegt vor, wenn seine Dauer ka-
lendermäßig bestimmt ist (kalendermäßig
befristeter Arbeitsvertrag) oder sich aus Art,
Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleis-
tung ergibt (zweckbefristeter Arbeitsvertrag).

(2) 1Vergleichbar ist ein unbefristet beschäf-
tigter Arbeitnehmer des Betriebes mit der
gleichen oder einer ähnlichen Tätigkeit. 2Gibt
es im Betrieb keinen vergleichbaren unbefris-
tet beschäftigten Arbeitnehmer, so ist der
vergleichbare unbefristet beschäftigte Ar-
beitnehmer auf Grund des anwendbaren Ta-
rifvertrages zu bestimmen; in allen anderen
Fällen ist darauf abzustellen, wer im jeweili-
gen Wirtschaftszweig üblicherweise als ver-
gleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeit-
nehmer anzusehen ist.

§4 Verbot der Diskriminierung
(1) 1Ein teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer
darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter
behandelt werden als ein vergleichbarer
vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei
denn, dass sachliche Gründe eine unter-
schiedliche Behandlung rechtfertigen. 2Einem
teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ist Ar-

§§ 1–4 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 23
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beitsentgelt oder eine andere teilbare geld-
werte Leistung mindestens in dem Umfang
zu gewähren, der dem Anteil seiner Arbeits-
zeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers ent-
spricht.
(2) 1Ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer
darf wegen der Befristung des Arbeitsvertra-
ges nicht schlechter behandelt werden als ein
vergleichbarer unbefristet beschäftigter Ar-
beitnehmer, es sei denn, dass sachliche
Gründe eine unterschiedliche Behandlung
rechtfertigen. 2Einem befristet beschäftigten
Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine
andere teilbare geldwerte Leistung, die für
einen bestimmten Bemessungszeitraum ge-
währt wird, mindestens in dem Umfang zu
gewähren, der dem Anteil seiner Beschäfti-
gungsdauer am Bemessungszeitraum ent-
spricht. 3Sind bestimmte Beschäftigungsbe-
dingungen von der Dauer des Bestehens des
Arbeitsverhältnisses in demselben Betrieb
oder Unternehmen abhängig, so sind für be-
fristet beschäftigte Arbeitnehmer dieselben
Zeiten zu berücksichtigen wie für unbefristet
beschäftigte Arbeitnehmer, es sei denn, dass
eine unterschiedliche Berücksichtigung aus
sachlichen Gründen gerechtfertigt ist.

§5 Benachteiligungsverbot
Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer
nicht wegen der Inanspruchnahme von
Rechten nach diesem Gesetz benachteiligen.

Zweiter Abschnitt
Teilzeitarbeit

§6 Förderung von Teilzeitarbeit
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern, auch
in leitenden Positionen, Teilzeitarbeit nach
Maßgabe dieses Gesetzes zu ermöglichen.

§7 Ausschreibung; Erörterung;
Information über freie Arbeitsplätze

(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz,
den er öffentlich oder innerhalb des Betriebes
ausschreibt, auch als Teilzeitarbeitsplatz aus-
zuschreiben, wenn sich der Arbeitsplatz hier-
für eignet.

(2) 1Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitneh-
mer dessen Wunsch nach Veränderung von
Dauer oder Lage oder von Dauer und Lage
seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zu
erörtern und den Arbeitnehmer über entspre-
chende Arbeitsplätze zu informieren, die im
Betrieb oder Unternehmen besetzt werden
sollen. 2Dies gilt unabhängig vom Umfang
der Arbeitszeit. 3Der Arbeitnehmer kann ein
Mitglied der Arbeitnehmervertretung zur Un-
terstützung oder Vermittlung hinzuziehen.

(3) 1Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer,
dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs
Monate bestanden und der ihm in Textform
den Wunsch nach Absatz 2 Satz 1 angezeigt
hat, innerhalb eines Monats nach Zugang der
Anzeige eine begründete Antwort in Textform
mitzuteilen. 2Hat der Arbeitgeber in den letz-
ten zwölf Monaten vor Zugang der Anzeige
bereits einmal einen in Textform geäußerten
Wunsch nach Absatz 2 Satz 1 in Textform
begründet beantwortet, ist eine mündliche
Erörterung nach Absatz 2 ausreichend.

(4) 1Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmer-
vertretung über angezeigte Arbeitszeitwün-
sche nach Absatz 2 sowie über Teilzeitarbeit
im Betrieb und Unternehmen zu informieren,
insbesondere über vorhandene oder geplante
Teilzeitarbeitsplätze und über die Umwand-
lung von Teilzeitarbeitsplätzen in Vollzeitar-
beitsplätze oder umgekehrt. 2Der Arbeitneh-
mervertretung sind auf Verlangen die erfor-
derlichen Unterlagen zur Verfügung zu stel-
len; § 92 des Betriebsverfassungsgesetzes
bleibt unberührt.

§8 Zeitlich nicht begrenzte
Verringerung der Arbeitszeit

(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhält-
nis länger als sechs Monate bestanden hat,
kann verlangen, dass seine vertraglich ver-
einbarte Arbeitszeit verringert wird.

(2) 1Der Arbeitnehmer muss die Verringerung
seiner Arbeitszeit und den Umfang der Ver-
ringerung spätestens drei Monate vor deren
Beginn in Textform geltend machen. 2Er soll
dabei die gewünschte Verteilung der Arbeits-
zeit angeben.

23 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) §§ 5–8

23

228 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

(3) 1Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitneh-
mer die gewünschte Verringerung der Ar-
beitszeit mit dem Ziel zu erörtern, zu einer
Vereinbarung zu gelangen. 2Er hat mit dem
Arbeitnehmer Einvernehmen über die von
ihm festzulegende Verteilung der Arbeitszeit
zu erzielen.

(4) 1Der Arbeitgeber hat der Verringerung der
Arbeitszeit zuzustimmen und ihre Verteilung
entsprechend den Wünschen des Arbeitneh-
mers festzulegen, soweit betriebliche Gründe
nicht entgegenstehen. 2Ein betrieblicher
Grund liegt insbesondere vor, wenn die Ver-
ringerung der Arbeitszeit die Organisation,
den Arbeitsablauf oder die Sicherheit im Be-
trieb wesentlich beeinträchtigt oder unver-
hältnismäßige Kosten verursacht. 3Die Ableh-
nungsgründe können durch Tarifvertrag fest-
gelegt werden. 4Im Geltungsbereich eines
solchen Tarifvertrages können nicht tarifge-
bundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die
Anwendung der tariflichen Regelungen über
die Ablehnungsgründe vereinbaren.

(5) 1Die Entscheidung über die Verringerung
der Arbeitszeit und ihre Verteilung hat der
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer spätestens
einen Monat vor dem gewünschten Beginn
der Verringerung in Textform mitzuteilen.
2Haben sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer
nicht nach Absatz 3 Satz 1 über die Verrin-
gerung der Arbeitszeit geeinigt und hat der
Arbeitgeber die Arbeitszeitverringerung nicht
spätestens einen Monat vor deren ge-
wünschtem Beginn in Textform abgelehnt,
verringert sich die Arbeitszeit in dem vom
Arbeitnehmer gewünschten Umfang. 3Haben
Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Ver-
teilung der Arbeitszeit kein Einvernehmen
nach Absatz 3 Satz 2 erzielt und hat der Ar-
beitgeber nicht spätestens einen Monat vor
dem gewünschten Beginn der Arbeitszeitver-
ringerung die gewünschte Verteilung der Ar-
beitszeit in Textform abgelehnt, gilt die Ver-
teilung der Arbeitszeit entsprechend den
Wünschen des Arbeitnehmers als festgelegt.
4Der Arbeitgeber kann die nach Satz 3 oder
Absatz 3 Satz 2 festgelegte Verteilung der
Arbeitszeit wieder ändern, wenn das be-
triebliche Interesse daran das Interesse des

Arbeitnehmers an der Beibehaltung erheblich
überwiegt und der Arbeitgeber die Änderung
spätestens einen Monat vorher angekündigt
hat.

(6) Der Arbeitnehmer kann eine erneute Ver-
ringerung der Arbeitszeit frühestens nach
Ablauf von zwei Jahren verlangen, nachdem
der Arbeitgeber einer Verringerung zuge-
stimmt oder sie berechtigt abgelehnt hat.

(7) Für den Anspruch auf Verringerung der
Arbeitszeit gilt die Voraussetzung, dass der
Arbeitgeber, unabhängig von der Anzahl der
Personen in Berufsbildung, in der Regel mehr
als 15 Arbeitnehmer beschäftigt.

§9 Verlängerung der Arbeitszeit
Der Arbeitgeber hat einen teilzeitbeschäftig-
ten Arbeitnehmer, der ihm in Textform den
Wunsch nach einer Verlängerung seiner ver-
traglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt
hat, bei der Besetzung eines Arbeitsplatzes
bevorzugt zu berücksichtigen, es sei denn,
dass
1. es sich dabei nicht um einen entsprechen-

den freien Arbeitsplatz handelt oder
2. der teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer

nicht mindestens gleich geeignet ist wie
ein anderer vom Arbeitgeber bevorzugter
Bewerber oder

3. Arbeitszeitwünsche anderer teilzeitbe-
schäftigter Arbeitnehmer oder

4. dringende betriebliche Gründe entgegen-
stehen.

Ein freier zu besetzender Arbeitsplatz liegt
vor, wenn der Arbeitgeber die Organisations-
entscheidung getroffen hat, diesen zu schaf-
fen oder einen unbesetzten Arbeitsplatz neu
zu besetzen.

§9a Zeitlich begrenzte Verringerung der
Arbeitszeit

(1) 1Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhält-
nis länger als sechs Monate bestanden hat,
kann verlangen, dass seine vertraglich ver-
einbarte Arbeitszeit für einen im Voraus zu
bestimmenden Zeitraum verringert wird. 2Der
begehrte Zeitraum muss mindestens ein Jahr
und darf höchstens fünf Jahre betragen. 3Der

§§ 9–9a Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 23
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Arbeitnehmer hat nur dann einen Anspruch
auf zeitlich begrenzte Verringerung der Ar-
beitszeit, wenn der Arbeitgeber in der Regel
mehr als 45 Arbeitnehmer beschäftigt.
(2) 1Der Arbeitgeber kann das Verlangen des
Arbeitnehmers nach Verringerung der Ar-
beitszeit ablehnen, soweit betriebliche Grün-
de entgegenstehen; § 8 Absatz 4 gilt ent-
sprechend. 2Ein Arbeitgeber, der in der Regel
mehr als 45, aber nicht mehr als 200 Arbeit-
nehmer beschäftigt, kann das Verlangen ei-
nes Arbeitnehmers auch ablehnen, wenn
zum Zeitpunkt des begehrten Beginns der
verringerten Arbeitszeit bei einer Arbeitneh-
merzahl von in der Regel
1. mehr als 45 bis 60 bereits mindestens

vier,
2. mehr als 60 bis 75 bereits mindestens

fünf,
3. mehr als 75 bis 90 bereits mindestens

sechs,
4. mehr als 90 bis 105 bereits mindestens

sieben,
5. mehr als 105 bis 120 bereits mindestens

acht,
6. mehr als 120 bis 135 bereits mindestens

neun,
7. mehr als 135 bis 150 bereits mindestens

zehn,
8. mehr als 150 bis 165 bereits mindestens

elf,
9. mehr als 165 bis 180 bereits mindestens

zwölf,
10. mehr als 180 bis 195 bereits mindes-

tens 13,
11. mehr als 195 bis 200 bereits mindes-

tens 14

andere Arbeitnehmer ihre Arbeitszeit nach
Absatz 1 verringert haben.
(3) 1Im Übrigen gilt für den Umfang der Ver-
ringerung der Arbeitszeit und für die ge-
wünschte Verteilung der Arbeitszeit § 8 Ab-
satz 2 bis 5. 2Für den begehrten Zeitraum der
Verringerung der Arbeitszeit sind § 8 Absatz 2
Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 sowie Ab-
satz 5 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwen-
den.

(4) Während der Dauer der zeitlich begrenz-
ten Verringerung der Arbeitszeit kann der Ar-
beitnehmer keine weitere Verringerung und
keine Verlängerung seiner Arbeitszeit nach
diesem Gesetz verlangen; § 9 findet keine
Anwendung.

(5) 1Ein Arbeitnehmer, der nach einer zeitlich
begrenzten Verringerung der Arbeitszeit nach
Absatz 1 zu seiner ursprünglichen vertraglich
vereinbarten Arbeitszeit zurückgekehrt ist,
kann eine erneute Verringerung der Arbeits-
zeit nach diesem Gesetz frühestens ein Jahr
nach der Rückkehr zur ursprünglichen Ar-
beitszeit verlangen. 2Für einen erneuten An-
trag auf Verringerung der Arbeitszeit nach
berechtigter Ablehnung auf Grund entgegen-
stehender betrieblicher Gründe nach Ab-
satz 2 Satz 1 gilt § 8 Absatz 6 entsprechend.
3Nach berechtigter Ablehnung auf Grund der
Zumutbarkeitsregelung nach Absatz 2 Satz 2
kann der Arbeitnehmer frühestens nach Ab-
lauf von einem Jahr nach der Ablehnung er-
neut eine Verringerung der Arbeitszeit ver-
langen.

(6) Durch Tarifvertrag kann der Rahmen für
den Zeitraum der Arbeitszeitverringerung ab-
weichend von Absatz 1 Satz 2 auch zuun-
gunsten des Arbeitnehmers festgelegt wer-
den.

(7) Bei der Anzahl der Arbeitnehmer nach
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 sind Personen in
Berufsbildung nicht zu berücksichtigen.

§10 Aus- und Weiterbildung
Der Arbeitgeber hat Sorge zu tragen, dass
auch teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer an
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen zur
Förderung der beruflichen Entwicklung und
Mobilität teilnehmen können, es sei denn,
dass dringende betriebliche Gründe oder
Aus- und Weiterbildungswünsche anderer
teilzeit- oder vollzeitbeschäftigter Arbeitneh-
mer entgegenstehen.

§11 Kündigungsverbot
1Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses
wegen der Weigerung eines Arbeitnehmers,
von einem Vollzeit- in ein Teilzeitarbeitsver-
hältnis oder umgekehrt zu wechseln, ist un-
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wirksam. 2Das Recht zur Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses aus anderen Gründen
bleibt unberührt.

§12 Arbeit auf Abruf
(1) 1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können
vereinbaren, dass der Arbeitnehmer seine
Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsan-
fall zu erbringen hat (Arbeit auf Abruf). 2Die
Vereinbarung muss eine bestimmte Dauer
der wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit
festlegen. 3Wenn die Dauer der wöchentli-
chen Arbeitszeit nicht festgelegt ist, gilt eine
Arbeitszeit von 20 Stunden als vereinbart.
4Wenn die Dauer der täglichen Arbeitszeit
nicht festgelegt ist, hat der Arbeitgeber die
Arbeitsleistung des Arbeitnehmers jeweils für
mindestens drei aufeinander folgende Stun-
den in Anspruch zu nehmen.

(2) Ist für die Dauer der wöchentlichen Ar-
beitszeit nach Absatz 1 Satz 2 eine Mindest-
arbeitszeit vereinbart, darf der Arbeitgeber
nur bis zu 25 Prozent der wöchentlichen Ar-
beitszeit zusätzlich abrufen. Ist für die Dauer
der wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1
Satz 2 eine Höchstarbeitszeit vereinbart, darf
der Arbeitgeber nur bis zu 20 Prozent der
wöchentlichen Arbeitszeit weniger abrufen.

(3) 1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den
Zeitrahmen, bestimmt durch Referenzstun-
den und Referenztage, festzulegen, in dem
auf seine Aufforderung hin Arbeit stattfinden
kann. 2Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeits-
leistung verpflichtet, wenn der Arbeitgeber
ihm die Lage seiner Arbeitszeit jeweils min-
destens vier Tage im Voraus mitteilt und die
Arbeitsleistung im Zeitrahmen nach Satz 1 zu
erfolgen hat.

(4) 1Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall ist die maßgebende regel-
mäßige Arbeitszeit im Sinne von § 4 Absatz 1
des Entgeltfortzahlungsgesetzes die durch-
schnittliche Arbeitszeit der letzten drei Mo-
nate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit (Re-
ferenzzeitraum). 2Hat das Arbeitsverhältnis
bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit keine drei
Monate bestanden, ist der Berechnung des
Entgeltfortzahlungsanspruchs die durch-
schnittliche Arbeitszeit dieses kürzeren Zeit-

raums zugrunde zu legen. 3Zeiten von Kurz-
arbeit, unverschuldeter Arbeitsversäumnis,
Arbeitsausfällen und Urlaub im Referenzzeit-
raum bleiben außer Betracht. 4Für den Ar-
beitnehmer günstigere Regelungen zur Be-
rechnung der Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall finden Anwendung.

(5) Für die Berechnung der Entgeltzahlung an
Feiertagen nach § 2 Absatz 1 des Entgelt-
fortzahlungsgesetzes gilt Absatz 4 entspre-
chend.

(6) 1Durch Tarifvertrag kann von Absatz 1 und
von der Vorankündigungsfrist nach Absatz 3
Satz 2 auch zuungunsten des Arbeitnehmers
abgewichen werden, wenn der Tarifvertrag
Regelungen über die tägliche und wöchentli-
che Arbeitszeit und die Vorankündigungsfrist
vorsieht. 2Im Geltungsbereich eines solchen
Tarifvertrages können nicht tarifgebundene
Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwen-
dung der tariflichen Regelungen über die Ar-
beit auf Abruf vereinbaren.

§13 Arbeitsplatzteilung
(1) 1Arbeitgeber und Arbeitnehmer können
vereinbaren, dass mehrere Arbeitnehmer sich
die Arbeitszeit an einem Arbeitsplatz teilen
(Arbeitsplatzteilung). 2Ist einer dieser Arbeit-
nehmer an der Arbeitsleistung verhindert,
sind die anderen Arbeitnehmer zur Vertre-
tung verpflichtet, wenn sie der Vertretung im
Einzelfall zugestimmt haben. 3Eine Pflicht zur
Vertretung besteht auch, wenn der Arbeits-
vertrag bei Vorliegen dringender betrieblicher
Gründe eine Vertretung vorsieht und diese im
Einzelfall zumutbar ist.

(2) 1Scheidet ein Arbeitnehmer aus der Ar-
beitsplatzteilung aus, so ist die darauf ge-
stützte Kündigung des Arbeitsverhältnisses
eines anderen in die Arbeitsplatzteilung ein-
bezogenen Arbeitnehmers durch den Arbeit-
geber unwirksam. 2Das Recht zur Ände-
rungskündigung aus diesem Anlass und zur
Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus an-
deren Gründen bleibt unberührt.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend
anzuwenden, wenn sich Gruppen von Ar-
beitnehmern auf bestimmten Arbeitsplätzen
in festgelegten Zeitabschnitten abwechseln,
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ohne dass eine Arbeitsplatzteilung im Sinne
des Absatzes 1 vorliegt.
(4) 1Durch Tarifvertrag kann von den Absät-
zen 1 und 3 auch zuungunsten des Arbeit-
nehmers abgewichen werden, wenn der Ta-
rifvertrag Regelungen über die Vertretung
der Arbeitnehmer enthält. 2Im Geltungsbe-
reich eines solchen Tarifvertrages können
nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer die Anwendung der tariflichen
Regelungen über die Arbeitsplatzteilung ver-
einbaren.

Dritter Abschnitt
Befristete Arbeitsverträge

§14 Zulässigkeit der Befristung
(1) 1Die Befristung eines Arbeitsvertrages ist
zulässig, wenn sie durch einen sachlichen
Grund gerechtfertigt ist. 2Ein sachlicher
Grund liegt insbesondere vor, wenn
1. der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleis-

tung nur vorübergehend besteht,
2. die Befristung im Anschluss an eine Aus-

bildung oder ein Studium erfolgt, um den
Übergang des Arbeitnehmers in eine An-
schlussbeschäftigung zu erleichtern,

3. der Arbeitnehmer zur Vertretung eines
anderen Arbeitnehmers beschäftigt wird,

4. die Eigenart der Arbeitsleistung die Be-
fristung rechtfertigt,

5. die Befristung zur Erprobung erfolgt,
6. in der Person des Arbeitnehmers liegende

Gründe die Befristung rechtfertigen,
7. der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln

vergütet wird, die haushaltsrechtlich für
eine befristete Beschäftigung bestimmt
sind, und er entsprechend beschäftigt wird
oder

8. die Befristung auf einem gerichtlichen
Vergleich beruht.

(2) 1Die kalendermäßige Befristung eines Ar-
beitsvertrages ohne Vorliegen eines sachli-
chen Grundes ist bis zur Dauer von zwei Jah-
ren zulässig; bis zu dieser Gesamtdauer von
zwei Jahren ist auch die höchstens dreimalige
Verlängerung eines kalendermäßig befriste-

ten Arbeitsvertrages zulässig. 2Eine Befris-
tung nach Satz 1 ist nicht zulässig, wenn mit
demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein be-
fristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis
bestanden hat. 3Durch Tarifvertrag kann die
Anzahl der Verlängerungen oder die Höchst-
dauer der Befristung abweichend von Satz 1
festgelegt werden. 4Im Geltungsbereich eines
solchen Tarifvertrages können nicht tarifge-
bundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die
Anwendung der tariflichen Regelungen ver-
einbaren.

(2a) 1In den ersten vier Jahren nach der
Gründung eines Unternehmens ist die ka-
lendermäßige Befristung eines Arbeitsvertra-
ges ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes
bis zur Dauer von vier Jahren zulässig; bis zu
dieser Gesamtdauer von vier Jahren ist auch
die mehrfache Verlängerung eines kalender-
mäßig befristeten Arbeitsvertrages zulässig.
2Dies gilt nicht für Neugründungen im Zu-
sammenhang mit der rechtlichen Umstruktu-
rierung von Unternehmen und Konzernen.
3Maßgebend für den Zeitpunkt der Gründung
des Unternehmens ist die Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit, die nach § 138 der Abga-
benordnung der Gemeinde oder dem Finanz-
amt mitzuteilen ist. 4Auf die Befristung eines
Arbeitsvertrages nach Satz 1 findet Absatz 2
Satz 2 bis 4 entsprechende Anwendung.

(3) 1Die kalendermäßige Befristung eines Ar-
beitsvertrages ohne Vorliegen eines sachli-
chen Grundes ist bis zu einer Dauer von fünf
Jahren zulässig, wenn der Arbeitnehmer bei
Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses
das 52. Lebensjahr vollendet hat und unmit-
telbar vor Beginn des befristeten Arbeitsver-
hältnisses mindestens vier Monate beschäf-
tigungslos im Sinne des § 138 Absatz 1
Nummer 1 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch gewesen ist, Transferkurzarbeitergeld
bezogen oder an einer öffentlich geförderten
Beschäftigungsmaßnahme nach dem Zwei-
ten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch teil-
genommen hat. 2Bis zu der Gesamtdauer von
fünf Jahren ist auch die mehrfache Verlänge-
rung des Arbeitsvertrages zulässig.

(4) Die Befristung eines Arbeitsvertrages be-
darf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 6. Juni 2018 (BGBl. I S. 882)
Aus dem Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 6. Juni 2018 – 1 BvL 7/14, 1 BvR 1375/
14 – wird die folgende Entscheidungsformel ver-
öffentlicht:
§ 14 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über Teilzeit-
arbeit und befristete Arbeitsverträge (TzBfG) vom
21. Dezember 2000 (Bundesgesetzblatt I Sei-
te 1966), zuletzt geändert durch Gesetz vom
20. Dezember 2011 (Bundesgesetzblatt I
S. 2854), ist nach Maßgabe der Gründe mit dem
Grundgesetz vereinbar.
Die vorstehende Entscheidungsformel hat gemäß
§ 31 Absatz 2 des Bundesverfassungsgerichtsge-
setzes Gesetzeskraft.

§15 Ende des befristeten Arbeits-
vertrages

(1) Ein kalendermäßig befristeter Arbeitsver-
trag endet mit Ablauf der vereinbarten Zeit.

(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet
mit Erreichen des Zwecks, frühestens jedoch
zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen
Unterrichtung des Arbeitnehmers durch den
Arbeitgeber über den Zeitpunkt der Zwecker-
reichung.

(3) Wird für ein befristetes Arbeitsverhältnis
eine Probezeit vereinbart, so muss diese im
Verhältnis zu der erwarteten Dauer der Be-
fristung und der Art der Tätigkeit stehen.

(4) Ein befristetes Arbeitsverhältnis unterliegt
nur dann der ordentlichen Kündigung, wenn
dies einzelvertraglich oder im anwendbaren
Tarifvertrag vereinbart ist.

(5) 1Ist das Arbeitsverhältnis für die Lebens-
zeit einer Person oder für längere Zeit als fünf
Jahre eingegangen, so kann es von dem Ar-
beitnehmer nach Ablauf von fünf Jahren ge-
kündigt werden. 2Die Kündigungsfrist beträgt
sechs Monate.

(6) Wird das Arbeitsverhältnis nach Ablauf
der Zeit, für die es eingegangen ist, oder nach
Zweckerreichung mit Wissen des Arbeitge-
bers fortgesetzt, so gilt es als auf unbe-
stimmte Zeit verlängert, wenn der Arbeitge-
ber nicht unverzüglich widerspricht oder dem
Arbeitnehmer die Zweckerreichung nicht un-
verzüglich mitteilt.

§16 Folgen unwirksamer Befristung
1Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt
der befristete Arbeitsvertrag als auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen; er kann vom Ar-
beitgeber frühestens zum vereinbarten Ende
ordentlich gekündigt werden, sofern nicht
nach § 15 Absatz 4 die ordentliche Kündigung
zu einem früheren Zeitpunkt möglich ist. 2Ist
die Befristung nur wegen des Mangels der
Schriftform unwirksam, kann der Arbeitsver-
trag auch vor dem vereinbarten Ende ordent-
lich gekündigt werden.

§17 Anrufung des Arbeitsgerichts
1Will der Arbeitnehmer geltend machen, dass
die Befristung eines Arbeitsvertrages rechts-
unwirksam ist, so muss er innerhalb von drei
Wochen nach dem vereinbarten Ende des
befristeten Arbeitsvertrages Klage beim Ar-
beitsgericht auf Feststellung erheben, dass
das Arbeitsverhältnis auf Grund der Befris-
tung nicht beendet ist. 2Die §§ 5 bis 7 des
Kündigungsschutzgesetzes gelten entspre-
chend. 3Wird das Arbeitsverhältnis nach dem
vereinbarten Ende fortgesetzt, so beginnt die
Frist nach Satz 1 mit dem Zugang der schrift-
lichen Erklärung des Arbeitgebers, dass das
Arbeitsverhältnis auf Grund der Befristung
beendet sei.

§18 Information über unbefristete
Arbeitsplätze

(1) 1Der Arbeitgeber hat die befristet be-
schäftigten Arbeitnehmer über entsprechen-
de unbefristete Arbeitsplätze zu informieren,
die besetzt werden sollen. 2Die Information
kann durch allgemeine Bekanntgabe an ge-
eigneter, den Arbeitnehmern zugänglicher
Stelle im Betrieb und Unternehmen erfolgen.

(2) 1Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer,
dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs
Monate bestanden und der ihm in Textform
den Wunsch nach einem auf unbestimmte
Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag angezeigt
hat, innerhalb eines Monats nach Zugang der
Anzeige eine begründete Antwort in Textform
mitzuteilen. 2Satz 1 gilt nicht, sofern der Ar-
beitnehmer dem Arbeitgeber diesen Wunsch
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in den letzten zwölf Monaten vor Zugang der
Anzeige bereits einmal angezeigt hat.

§19 Aus- und Weiterbildung
Der Arbeitgeber hat Sorge zu tragen, dass
auch befristet beschäftigte Arbeitnehmer an
angemessenen Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen zur Förderung der beruflichen
Entwicklung und Mobilität teilnehmen kön-
nen, es sei denn, dass dringende betriebliche
Gründe oder Aus- und Weiterbildungswün-
sche anderer Arbeitnehmer entgegenstehen.

§20 Information der Arbeitnehmer-
vertretung

Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertre-
tung über die Anzahl der befristetet beschäf-
tigten Arbeitnehmer und ihren Anteil an der
Gesamtbelegschaft des Betriebes und des
Unternehmens zu informieren.

§21 Auflösend bedingte Arbeits-
verträge

Wird der Arbeitsvertrag unter einer auflösen-
den Bedingung geschlossen, gelten § 4 Ab-
satz 2, § 5, § 14 Absatz 1 und 4, § 15 Ab-
satz 2, 4 und 6 sowie die §§ 16 bis 20 ent-
sprechend.

Vierter Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§22 Abweichende Vereinbarungen
(1) Außer in den Fällen des § 9a Absatz 6, § 12
Absatz 6, § 13 Absatz 4 und § 14 Absatz 2
Satz 3 und 4 kann von den Vorschriften dieses
Gesetzes nicht zuungunsten des Arbeitneh-
mers abgewichen werden.
(2) Enthält ein Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst Bestimmungen im Sinne des § 8
Absatz 4 Satz 3 und 4, auch in Verbindungmit
§ 9a Absatz 2, des § 9a Absatz 6, § 12 Ab-
satz 6, § 13 Absatz 4, § 14 Absatz 2 Satz 3
und 4 oder § 15 Absatz 4, so gelten diese
Bestimmungen auch zwischen nicht tarifge-
bundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
außerhalb des öffentlichen Dienstes, wenn
die Anwendung der für den öffentlichen
Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestim-
mungen zwischen ihnen vereinbart ist und
die Arbeitgeber die Kosten des Betriebes
überwiegend mit Zuwendungen im Sinne des
Haushaltsrechts decken.

§23 Besondere gesetzliche Regelungen
Besondere Regelungen über Teilzeitarbeit
und über die Befristung von Arbeitsverträgen
nach anderen gesetzlichen Vorschriften blei-
ben unberührt.
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Unfallverhütungsvorschrift Grundsätze der Prävention
(DGUV Vorschrift 1)
Vom 1. November 20131)

Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich von Unfall-
verhütungsvorschriften

(1) Unfallverhütungsvorschriften gelten für
Unternehmer und Versicherte; sie gelten
auch

§ für Unternehmer und Beschäftigte von
ausländischen Unternehmen, die eine Tä-
tigkeit im Inland ausüben, ohne einem Un-
fallversicherungsträger anzugehören;

§ soweit in dem oder für das Unternehmen
Versicherte tätig werden, für die ein ande-
rer Unfallversicherungsträger zuständig ist.

(2) Für Unternehmer mit Versicherten nach
§ 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b Sozial-
gesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) gilt diese
Unfallverhütungsvorschrift nur, soweit nicht
der innere Schulbereich betroffen ist.

Zweites Kapitel
Pflichten des Unternehmers

§2 Grundpflichten des Unternehmers
(1) Der Unternehmer hat die erforderlichen
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsun-
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbeding-
ten Gesundheitsgefahren sowie für eine
wirksame Erste Hilfe zu treffen. Die zu tref-
fenden Maßnahmen sind insbesondere in
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (Anla-
ge 1), dieser Unfallverhütungsvorschrift und
in weiteren Unfallverhütungsvorschriften nä-
her bestimmt. Die in staatlichem Recht be-
stimmten Maßnahmen gelten auch zum

Schutz von Versicherten, die keine Beschäf-
tigten sind.

(2) Der Unternehmer hat bei denMaßnahmen
nach Absatz 1 von den allgemeinen Grund-
sätzen nach § 4 Arbeitsschutzgesetz auszu-
gehen und dabei vorrangig das staatliche
Regelwerk sowie das Regelwerk der Unfall-
versicherungsträger heranzuziehen.

(3) Der Unternehmer hat die Maßnahmen
nach Absatz 1 entsprechend den Bestim-
mungen des § 3 Absatz 1 Sätze 2 und 3 und
Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz zu planen, zu
organisieren, durchzuführen und erforderli-
chenfalls an veränderte Gegebenheiten an-
zupassen.

(4) Der Unternehmer darf keine sicherheits-
widrigen Weisungen erteilen.

(5) Kosten für Maßnahmen nach dieser Un-
fallverhütungsvorschrift und den für ihn sonst
geltenden Unfallverhütungsvorschriften darf
der Unternehmer nicht den Versicherten auf-
erlegen.

§3 Beurteilung der Arbeits-
bedingungen, Dokumentation,
Auskunftspflichten

(1) Der Unternehmer hat durch eine Beurtei-
lung der für die Versicherten mit ihrer Arbeit
verbundenen Gefährdungen entsprechend
§ 5 Absatz 2 und 3 Arbeitsschutzgesetz zu
ermitteln, welche Maßnahmen nach § 2 Ab-
satz 1 erforderlich sind.

(2) Der Unternehmer hat Gefährdungsbeur-
teilungen insbesondere dann zu überprüfen,
wenn sich die betrieblichen Gegebenheiten
hinsichtlich Sicherheit und Gesundheits-
schutz verändert haben.

1) Herausgeber: Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. (DGUV)
Die Vorschrift ersetzt die bisherigen Unfallverhütungsvorschriften BGV A1 und GUV-V A1. Sie trat bei den
meisten Unfallversicherungsträgern im Laufe des Jahres 2014 (größtenteils zum 1. Oktober 2014) in Kraft.
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(3) Der Unternehmer hat entsprechend § 6
Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz das Ergebnis
der Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 1,
die von ihm festgelegten Maßnahmen und
das Ergebnis ihrer Überprüfung zu dokumen-
tieren.
(4) Der Unternehmer hat dem Unfallversiche-
rungsträger alle Informationen über die im
Betrieb getroffenen Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes auf Wunsch zur Kenntnis zu
geben.
(5) Für Personen, die in Unternehmen zur
Hilfe bei Unglücksfällen oder im Zivilschutz
unentgeltlich tätig werden, hat der Unter-
nehmer, der für die vorgenannten Personen
zuständig ist, Maßnahmen zu ergreifen, die
denen nach Absatz 1 bis 4 gleichwertig sind.

§4 Unterweisung der Versicherten
(1) Der Unternehmer hat die Versicherten
über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
der Arbeit, insbesondere über die mit ihrer
Arbeit verbundenen Gefährdungen und die
Maßnahmen zu ihrer Verhütung, entspre-
chend § 12 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz so-
wie bei einer Arbeitnehmerüberlassung ent-
sprechend § 12 Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz
zu unterweisen; die Unterweisung muss er-
forderlichenfalls wiederholt werden, mindes-
tens aber einmal jährlich erfolgen; sie muss
dokumentiert werden.
(2) Der Unternehmer hat den Versicherten die
für ihren Arbeitsbereich oder für ihre Tätigkeit
relevanten Inhalte der geltenden Unfallver-
hütungsvorschriften und Regeln der Unfall-
versicherungsträger sowie des einschlägigen
staatlichen Vorschriften- und Regelwerks in
verständlicher Weise zu vermitteln.
(3) Der Unternehmer nach § 136 Absatz 3
Nummer 3 Alternative 2 Sozialgesetzbuch
Siebtes Buch (SGB VII) hat den Schulhoheits-
träger hinsichtlich Unterweisungen für Versi-
cherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buch-
stabe b SGB VII zu unterstützen.

§5 Vergabe von Aufträgen
(1) Erteilt der Unternehmer den Auftrag,
1. Einrichtungen zu planen, herzustellen, zu

ändern oder in Stand zu setzen,

2. Arbeitsverfahren zu planen oder zu ge-
stalten,

so hat er dem Auftragnehmer schriftlich auf-
zugeben, die in § 2 Absatz 1 und 2 genannten
für die Durchführung des Auftrags maßgebli-
chen Vorgaben zu beachten.
(2) Erteilt der Unternehmer den Auftrag, Ar-
beitsmittel, Ausrüstungen oder Arbeitsstoffe
zu liefern, so hat er dem Auftragnehmer
schriftlich aufzugeben, im Rahmen seines
Auftrags die für Sicherheit und Gesundheits-
schutz einschlägigen Anforderungen einzu-
halten.
(3) Bei der Erteilung von Aufträgen an ein
Fremdunternehmen hat der den Auftrag er-
teilende Unternehmer den Fremdunterneh-
mer bei der Gefährdungsbeurteilung bezüg-
lich der betriebsspezifischen Gefahren zu un-
terstützen. Der Unternehmer hat ferner si-
cherzustellen, dass Tätigkeiten mit besonde-
ren Gefahren durch Aufsichtführende über-
wacht werden, die die Durchführung der fest-
gelegten Schutzmaßnahmen sicherstellen.
Der Unternehmer hat ferner mit dem Fremd-
unternehmen Einvernehmen herzustellen,
wer den Aufsichtführenden zu stellen hat.

§6 Zusammenarbeit mehrerer
Unternehmer

(1) Werden Beschäftigte mehrerer Unterneh-
mer oder selbständige Einzelunternehmer an
einem Arbeitsplatz tätig, haben die Unterneh-
mer hinsichtlich der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes der Beschäftigten, insbe-
sondere hinsichtlich der Maßnahmen nach § 2
Absatz 1, entsprechend § 8 Absatz 1 Arbeits-
schutzgesetz zusammenzuarbeiten. Insbeson-
dere haben sie, soweit es zur Vermeidung ei-
ner möglichen gegenseitigen Gefährdung er-
forderlich ist, eine Person zu bestimmen, die
die Arbeiten aufeinander abstimmt; zur Ab-
wehr besonderer Gefahren ist sie mit entspre-
chender Weisungsbefugnis auszustatten.
(2) Der Unternehmer hat sich je nach Art der
Tätigkeit zu vergewissern, dass Personen, die
in seinem Betrieb tätig werden, hinsichtlich
der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesund-
heit während ihrer Tätigkeit in seinem Betrieb
angemessene Anweisungen erhalten haben.
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§7 Befähigung für Tätigkeiten
(1) Bei der Übertragung von Aufgaben auf
Versicherte hat der Unternehmer je nach Art
der Tätigkeiten zu berücksichtigen, ob die
Versicherten befähigt sind, die für die Sicher-
heit und den Gesundheitsschutz bei der Auf-
gabenerfüllung zu beachtenden Bestimmun-
gen und Maßnahmen einzuhalten. Der Un-
ternehmer hat die für bestimmte Tätigkeiten
festgelegten Qualifizierungsanforderungen
zu berücksichtigen.

(2) Der Unternehmer darf Versicherte, die er-
kennbar nicht in der Lage sind, eine Arbeit
ohne Gefahr für sich oder andere auszufüh-
ren, mit dieser Arbeit nicht beschäftigen.

§8 Gefährliche Arbeiten
(1) Wenn eine gefährliche Arbeit von mehre-
ren Personen gemeinschaftlich ausgeführt
wird und sie zur Vermeidung von Gefahren
eine gegenseitige Verständigung erfordert,
hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass
eine zuverlässige, mit der Arbeit vertraute
Person die Aufsicht führt.

(2) Wird eine gefährliche Arbeit von einer
Person allein ausgeführt, so hat der Unter-
nehmer über die allgemeinen Schutzmaß-
nahmen hinaus für geeignete technische
oder organisatorische Personenschutzmaß-
nahmen zu sorgen.

§9 Zutritts- und Aufenthaltsverbote
Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass
Unbefugte Betriebsteile nicht betreten, wenn
dadurch eine Gefahr für Sicherheit und Ge-
sundheit entsteht.

§10 Besichtigung des Unternehmens,
Erlass einer Anordnung,
Auskunftspflicht

(1) Der Unternehmer hat den Aufsichtsperso-
nen des Unfallversicherungsträgers die Be-
sichtigung seines Unternehmens zu ermögli-
chen und sie auf ihr Verlangen zu begleiten
oder durch einen geeigneten Vertreter be-
gleiten zu lassen.

(2) Erlässt die Aufsichtsperson des Unfallver-
sicherungsträgers eine Anordnung und setzt
sie hierbei eine Frist, innerhalb der die ver-

langten Maßnahmen zu treffen sind, so hat
der Unternehmer nach Ablauf der Frist un-
verzüglich mitzuteilen, ob er die verlangten
Maßnahmen getroffen hat.

(3) Der Unternehmer hat den Aufsichtsperso-
nen des Unfallversicherungsträgers auf Ver-
langen die zur Durchführung ihrer Überwa-
chungsaufgabe erforderlichen Auskünfte zu
erteilen. Er hat die Aufsichtspersonen zu un-
terstützen, soweit dies zur Erfüllung ihrer
Aufgaben erforderlich ist.

§11 Maßnahmen bei Mängeln
Tritt bei einem Arbeitsmittel, einer Einrich-
tung, einem Arbeitsverfahren bzw. Arbeits-
ablauf ein Mangel auf, durch den für die Ver-
sicherten sonst nicht abzuwendende Gefah-
ren entstehen, hat der Unternehmer das Ar-
beitsmittel oder die Einrichtung der weiteren
Benutzung zu entziehen oder stillzulegen
bzw. das Arbeitsverfahren oder den Arbeits-
ablauf abzubrechen, bis der Mangel behoben
ist.

§12 Zugang zu Vorschriften und Regeln
(1) Der Unternehmer hat den Versicherten die
für sein Unternehmen geltenden Unfallver-
hütungsvorschriften und Regeln der Unfall-
versicherungsträger sowie die einschlägigen
staatlichen Vorschriften und Regeln an ge-
eigneter Stelle zugänglich zu machen.

(2) Der Unternehmer hat den mit der Durch-
führung und Unterstützung von Maßnahmen
nach § 2 Absatz 1 betrauten Personen die
nach dem Ergebnis der Gefährdungsbeurtei-
lung (§ 3 Absatz 1 und 2) für ihren Zustän-
digkeitsbereich geltenden Vorschriften und
Regeln zur Verfügung zu stellen.

§13 Pflichtenübertragung
Der Unternehmer kann zuverlässige und
fachkundige Personen schriftlich damit be-
auftragen, ihm nach Unfallverhütungsvor-
schriften obliegende Aufgaben in eigener
Verantwortung wahrzunehmen. Die Beauf-
tragung muss den Verantwortungsbereich
und Befugnisse festlegen und ist vom Beauf-
tragten zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung
der Beauftragung ist ihm auszuhändigen.
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§14 Ausnahmen
(1) Der Unternehmer kann bei dem Unfall-
versicherungsträger im Einzelfall Ausnahmen
von Unfallverhütungsvorschriften schriftlich
beantragen. Dem Antrag ist eine Stellung-
nahme der betrieblichen Arbeitnehmerver-
tretung beizufügen; im Falle eines Antrages
durch eine Kindertageseinrichtung, eine all-
gemein bildende oder berufsbildende Schule
oder eine Hochschule ist zusätzlich der Lei-
tung der Einrichtung Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.
(2) Der Unfallversicherungsträger kann dem
Antrag nach Absatz 1 entsprechen, wenn
1. der Unternehmer eine andere, ebenso

wirksame Maßnahme trifft
oder

2. die Durchführung der Vorschriften im Ein-
zelfall zu einer unverhältnismäßigen Härte
führen würde und die Abweichung mit
dem Schutz der Versicherten vereinbar ist.

(3) Betrifft der Antrag nach Absatz 1 Rege-
lungen in Unfallverhütungsvorschriften, die
zugleich Gegenstand staatlicher Arbeits-
schutzvorschriften sind, hat der Unfallversi-
cherungsträger eine Stellungnahme der für
die Durchführung der staatlichen Arbeits-
schutzvorschriften zuständigen staatlichen
Arbeitsschutzbehörde einzuholen und zu be-
rücksichtigen.
(4) In staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
enthaltene Verfahrensvorschriften, insbeson-
dere über Genehmigungen, Erlaubnisse, Aus-
nahmen, Anzeigen und Vorlagepflichten,
bleiben von dieser Unfallverhütungsvor-
schrift unberührt; die nach diesen Bestim-
mungen zu treffenden behördlichen Maß-
nahmen obliegen den zuständigen Arbeits-
schutzbehörden.

Drittes Kapitel
Pflichten der Versicherten

§15 Allgemeine Unterstützungs-
pflichten und Verhalten

(1) Die Versicherten sind verpflichtet, nach
ihren Möglichkeiten sowie gemäß der Unter-
weisung und Weisung des Unternehmers für
ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit

sowie für Sicherheit und Gesundheitsschutz
derjenigen zu sorgen, die von ihren Handlun-
gen oder Unterlassungen betroffen sind. Die
Versicherten haben die Maßnahmen zur Ver-
hütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankhei-
ten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu
unterstützen. Versicherte haben die entspre-
chenden Anweisungen des Unternehmers zu
befolgen. Die Versicherten dürfen erkennbar
gegen Sicherheit und Gesundheit gerichtete
Weisungen nicht befolgen.

(2) Versicherte dürfen sich durch den Konsum
von Alkohol, Drogen oder anderen berau-
schenden Mitteln nicht in einen Zustand ver-
setzen, durch den sie sich selbst oder andere
gefährden können.

(3) Absatz 2 gilt auch für die Einnahme von
Medikamenten.

§16 Besondere Unterstützungspflichten
(1) Die Versicherten haben dem Unternehmer
oder dem zuständigen Vorgesetzten jede von
ihnen festgestellte unmittelbare erhebliche
Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit so-
wie jeden an den Schutzvorrichtungen und
Schutzsystemen festgestellten Defekt unver-
züglich zu melden. Unbeschadet dieser
Pflicht sollen die Versicherten von ihnen fest-
gestellte Gefahren für Sicherheit und Ge-
sundheit und Mängel an den Schutzvorrich-
tungen und Schutzsystemen auch der Fach-
kraft für Arbeitssicherheit, dem Betriebsarzt
oder dem Sicherheitsbeauftragten mitteilen.

(2) Stellt ein Versicherter fest, dass im Hin-
blick auf die Verhütung von Arbeitsunfällen,
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren

§ ein Arbeitsmittel oder eine sonstige Ein-
richtung einen Mangel aufweist,

§ Arbeitsstoffe nicht einwandfrei verpackt,
gekennzeichnet oder beschaffen sind oder

§ ein Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe
Mängel aufweisen,

hat er, soweit dies zu seiner Arbeitsaufgabe
gehört und er über die notwendige Befähi-
gung verfügt, den festgestellten Mangel un-
verzüglich zu beseitigen. Andernfalls hat er
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den Mangel dem Vorgesetzten unverzüglich
zu melden.

§17 Benutzung von Einrichtungen,
Arbeitsmitteln und Arbeitsstoffen

Versicherte haben Einrichtungen, Arbeitsmit-
tel und Arbeitsstoffe sowie Schutzvorrichtun-
gen bestimmungsgemäß und im Rahmen der
ihnen übertragenen Arbeitsaufgaben zu be-
nutzen.

§18 Zutritts- und Aufenthaltsverbote
Versicherte dürfen sich an gefährlichen Stel-
len nur im Rahmen der ihnen übertragenen
Aufgaben aufhalten.

Viertes Kapitel
Organisation des betrieblichen

Arbeitsschutzes

Erster Abschnitt
Sicherheitstechnische und betriebs-
ärztliche Betreuung, Sicherheits-

beauftragte

§19 Bestellung von Fachkräften für
Arbeitssicherheit und Betriebsärzten

(1) Der Unternehmer hat nach Maßgabe des
Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsin-
genieure und andere Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) und der
hierzu erlassenen Unfallverhütungsvorschrif-
ten Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Be-
triebsärzte zu bestellen.
(2) Der Unternehmer hat die Zusammenarbeit
der Fachkräfte für Arbeitssicherheit und der
Betriebsärzte zu fördern.

§20 Bestellung und Aufgaben von
Sicherheitsbeauftragten

(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr als
20 Beschäftigten hat der Unternehmer unter
Berücksichtigung der im Unternehmen be-
stehenden Verhältnisse hinsichtlich der Ar-
beitsbedingungen, der Arbeitsumgebung so-
wie der Arbeitsorganisation Sicherheitsbe-
auftragte in der erforderlichen Anzahl zu be-
stellen. Kriterien für die Anzahl der Sicher-
heitsbeauftragten sind:
§ Im Unternehmen bestehende Unfall- und
Gesundheitsgefahren,

§ Räumliche Nähe der zuständigen Sicher-
heitsbeauftragten zu den Beschäftigten,

§ Zeitliche Nähe der zuständigen Sicher-
heitsbeauftragten zu den Beschäftigten,

§ Fachliche Nähe der zuständigen Sicher-
heitsbeauftragten zu den Beschäftigten,

§ Anzahl der Beschäftigten.
(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den
Unternehmer bei der Durchführung der Maß-
nahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen
und Berufskrankheiten zu unterstützen, ins-
besondere sich von dem Vorhandensein und
der ordnungsgemäßen Benutzung der vorge-
schriebenen Schutzeinrichtungen und persön-
lichen Schutzausrüstungen zu überzeugen
und auf Unfall- und Gesundheitsgefahren für
die Versicherten aufmerksam zu machen.
(3) Der Unternehmer hat den Sicherheitsbe-
auftragten Gelegenheit zu geben, ihre Auf-
gaben zu erfüllen, insbesondere in ihrem Be-
reich an den Betriebsbesichtigungen sowie
den Untersuchungen von Unfällen und Be-
rufskrankheiten durch die Aufsichtspersonen
der Unfallversicherungsträger teilzunehmen;
den Sicherheitsbeauftragten sind die hierbei
erzielten Ergebnisse zur Kenntnis zu geben.
(4) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass
die Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Be-
triebsärzte mit den Sicherheitsbeauftragten
eng zusammenwirken.
(5) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen we-
gen der Erfüllung der ihnen übertragenen
Aufgaben nicht benachteiligt werden.
(6) Der Unternehmer hat den Sicherheitsbe-
auftragten Gelegenheit zu geben, an Aus- und
Fortbildungsmaßnahmen des Unfallversiche-
rungsträgers teilzunehmen, soweit dies im
Hinblick auf die Betriebsart und die damit für
die Versicherten verbundenen Unfall- und Ge-
sundheitsgefahren sowie unter Berücksichti-
gung betrieblicher Belange erforderlich ist.

Zweiter Abschnitt
Maßnahmen bei besonderen Gefahren

§21 Allgemeine Pflichten des
Unternehmers

(1) Der Unternehmer hat Vorkehrungen zu
treffen, dass alle Versicherten, die einer un-
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mittelbaren erheblichen Gefahr ausgesetzt
sind oder sein können, möglichst frühzeitig
über diese Gefahr und die getroffenen oder
zu treffenden Schutzmaßnahmen unterrich-
tet sind. Bei unmittelbarer erheblicher Gefahr
für die eigene Sicherheit oder die Sicherheit
anderer Personen müssen die Versicherten
die geeigneten Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr und Schadensbegrenzung selbst treffen
können, wenn der zuständige Vorgesetzte
nicht erreichbar ist; dabei sind die Kenntnisse
der Versicherten und die vorhandenen tech-
nischen Mittel zu berücksichtigen.
(2) Der Unternehmer hat Maßnahmen zu
treffen, die es den Versicherten bei unmittel-
barer erheblicher Gefahr ermöglichen, sich
durch sofortiges Verlassen der Arbeitsplätze
in Sicherheit zu bringen.

§22 Notfallmaßnahmen
(1) Der Unternehmer hat entsprechend § 10 Ar-
beitsschutzgesetz die Maßnahmen zu planen,
zu treffen und zu überwachen, die insbesondere
für den Fall des Entstehens von Bränden, von
Explosionen, des unkontrollierten Austretens
von Stoffen und von sonstigen gefährlichen
Störungen des Betriebsablaufs geboten sind.
(2) Der Unternehmer hat eine ausreichende
Anzahl von Versicherten durch Unterweisung
und Übung im Umgang mit Feuerlöschein-
richtungen zur Bekämpfung von Entste-
hungsbränden vertraut zu machen.

§23 Maßnahmen gegen Einflüsse des
Wettergeschehens

Beschäftigt der Unternehmer Versicherte im
Freien und bestehen infolge des Wetterge-
schehens Unfall- und Gesundheitsgefahren,
so hat er geeignete Maßnahmen am Arbeits-
platz vorzusehen, geeignete organisatorische
Schutzmaßnahmen zu treffen oder erforder-
lichenfalls persönliche Schutzausrüstungen
zur Verfügung zu stellen.

Dritter Abschnitt
Erste Hilfe

§24 Allgemeine Pflichten des
Unternehmers

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass zur Ersten Hilfe und zur Rettung aus

Gefahr die erforderlichen Einrichtungen und
Sachmittel sowie das erforderliche Personal
zur Verfügung stehen.
(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass nach einem Unfall unverzüglich Erste
Hilfe geleistet und eine erforderliche ärztliche
Versorgung veranlasst wird.
(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass Verletzte sachkundig transportiert wer-
den.
(4) Der Unternehmer hat im Rahmen seiner
Möglichkeiten darauf hinzuwirken, dass Ver-
sicherte
1. einemDurchgangsarzt vorgestellt werden,

es sei denn, dass der erstbehandelnde Arzt
festgestellt hat, dass die Verletzung nicht
über den Unfalltag hinaus zur Arbeitsun-
fähigkeit führt oder die Behandlungsbe-
dürftigkeit voraussichtlich nicht mehr als
eine Woche beträgt,

2. bei einer schweren Verletzung einem der
von den Unfallversicherungsträgern be-
zeichneten Krankenhäuser zugeführt wer-
den,

3. bei Vorliegen einer Augen- oder Hals-,
Nasen-, Ohrenverletzung dem nächster-
reichbaren Arzt des entsprechenden Fach-
gebiets zugeführt werden, es sei denn,
dass sich die Vorstellung durch eine ärztli-
che Erstversorgung erübrigt hat.

(5) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass den Versicherten durch Aushänge der
Unfallversicherungsträger oder in anderer
geeigneter schriftlicher Form Hinweise über
die Erste Hilfe und Angaben über Notruf, Ers-
te-Hilfe- und Rettungs-Einrichtungen, über
das Erste-Hilfe-Personal sowie über herbei-
zuziehende Ärzte und anzufahrende Kran-
kenhäuser gemacht werden. Die Hinweise
und die Angaben sind aktuell zu halten.
(6) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass jede Erste-Hilfe-Leistung dokumentiert
und diese Dokumentation fünf Jahre lang
verfügbar gehalten wird. Die Dokumente sind
vertraulich zu behandeln.
(7) Der Schulsachkostenträger als Unterneh-
mer nach § 136 Absatz 3 Nummer 3 Alterna-
tive 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII)
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hat den Schulhoheitsträger bei der Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Sicherstellung einer
wirksamen Ersten Hilfe für Versicherte nach
§ 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b SGB VII
zu unterstützen.

§25 Erforderliche Einrichtungen und
Sachmittel

(1) Der Unternehmer hat unter Berücksichti-
gung der betrieblichen Verhältnisse durch
Meldeeinrichtungen und organisatorische
Maßnahmen dafür zu sorgen, dass unver-
züglich die notwendige Hilfe herbeigerufen
und an den Einsatzort geleitet werden kann.
(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass Mittel zur Ersten Hilfe jederzeit schnell
erreichbar und leicht zugänglich in geeigne-
ten Behältnissen, gegen schädigende Ein-
flüsse geschützt, in ausreichender Menge
bereitgehalten sowie rechtzeitig ergänzt und
erneuert werden.
(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass unter Berücksichtigung der betriebli-
chen Verhältnisse Rettungsgeräte und Ret-
tungstransportmittel bereitgehalten werden.
(4) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass mindestens ein mit Rettungstransport-
mitteln leicht erreichbarer Erste-Hilfe-Raum
oder eine vergleichbare Einrichtung
1. in einer Betriebsstätte mit mehr als 1000

dort beschäftigten Versicherten,
2. in einer Betriebsstätte mit 1000 oder we-

niger, aber mehr als 100 dort beschäftig-
ten Versicherten, wenn ihre Art und das
Unfallgeschehen nach Art, Schwere und
Zahl der Unfälle einen gesonderten Raum
für die Erste Hilfe erfordern,

3. auf einer Baustelle mit mehr als 50 dort
beschäftigten Versicherten

vorhanden ist. Nummer 3 gilt auch, wenn der
Unternehmer zur Erbringung einer Bauleis-
tung aus einem von ihm übernommenen
Auftrag Arbeiten an andere Unternehmer
vergeben hat und insgesamt mehr als 50 Ver-
sicherte gleichzeitig tätig werden.
(5) In Kindertageseinrichtungen, allgemein
bildenden und berufsbildenden Schulen so-
wie Hochschulen hat der Unternehmer ge-

eignete Liegemöglichkeiten oder geeignete
Räume mit Liegemöglichkeit zur Erstversor-
gung von Verletzten in der erforderlichen
Anzahl vorzuhalten.

§26 Zahl und Ausbildung der Ersthelfer
(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass für die Erste-Hilfe-Leistung Ersthelfer
mindestens in folgender Zahl zur Verfügung
stehen:
1. Bei 2 bis zu 20 anwesenden Versicherten

ein Ersthelfer,
2. bei mehr als 20 anwesenden Versicherten

a) in Verwaltungs- und Handelsbetrieben
5 %,

b) in sonstigen Betrieben 10 %,
c) in Kindertageseinrichtungen ein Erst-

helfer je Kindergruppe,
d) in Hochschulen 10 % der Versicherten

nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 Sozialge-
setzbuch Siebtes Buch (SGB VII).

Von der Zahl der Ersthelfer nach Nummer 2
kann im Einvernehmen mit dem Unfallversi-
cherungsträger unter Berücksichtigung der Or-
ganisation des betrieblichen Rettungswesens
und der Gefährdung abgewichen werden.
(2) Der Unternehmer darf als Ersthelfer nur
Personen einsetzen, die bei einer von dem
Unfallversicherungsträger für die Ausbildung
zur Ersten Hilfe ermächtigten Stelle ausgebil-
det worden sind oder über eine sanitäts-
dienstliche/rettungsdienstliche Ausbildung
oder eine abgeschlossene Ausbildung in ei-
nem Beruf des Gesundheitswesens verfügen.
Die Voraussetzungen für die Ermächtigung
sind in der Anlage 2 zu dieser Unfallverhü-
tungsvorschrift geregelt.
(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass die Ersthelfer in der Regel in Zeitab-
ständen von zwei Jahren fortgebildet wer-
den. Für die Fortbildung gilt Absatz 2 ent-
sprechend. Personen mit einer sanitäts-
dienstlichen/rettungsdienstlichen Ausbildung
oder einer entsprechenden Qualifikation in
einem Beruf des Gesundheitswesens gelten
als fortgebildet, wenn sie an vergleichbaren
Fortbildungsveranstaltungen regelmäßig teil-
nehmen oder bei ihrer beruflichen oder eh-
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renamtlich sanitätsdienstlichen/rettungs-
dienstlichen Tätigkeit regelmäßig Erste-Hilfe-
Maßnahmen durchführen. Der Unternehmer
hat sich Nachweise über die Fortbildung vor-
legen zu lassen.

(4) Ist nach Art des Betriebes, insbesondere
auf Grund des Umganges mit Gefahrstoffen,
damit zu rechnen, dass bei Unfällen Maß-
nahmen erforderlich werden, die nicht Ge-
genstand der allgemeinen Ausbildung zum
Ersthelfer gemäß Absatz 2 sind, hat der Un-
ternehmer für die erforderliche zusätzliche
Aus- und Fortbildung zu sorgen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Un-
ternehmer hinsichtlich der nach § 2 Absatz 1
Nummer 8 Buchstabe b Sozialgesetzbuch
Siebtes Buch (SGB VII) Versicherten.

§27 Zahl und Ausbildung der Betriebs-
sanitäter

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass mindestens ein Betriebssanitäter zur
Verfügung steht, wenn

1. in einer Betriebsstätte mehr als 1500 Ver-
sicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 So-
zialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) an-
wesend sind,

2. in einer Betriebsstätte 1500 oder weniger,
aber mehr als 250 Versicherte nach § 2
Absatz 1 Nummer 1 SGB VII anwesend
sind und Art, Schwere und Zahl der Unfälle
den Einsatz von Sanitätspersonal erfor-
dern,

3. auf einer Baustelle mehr als 100 Versi-
cherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 1
SGB VII anwesend sind.

Nummer 3 gilt auch, wenn der Unternehmer
zur Erbringung einer Bauleistung aus einem
von ihm übernommenen Auftrag Arbeiten an
andere Unternehmer vergibt und insgesamt
mehr als 100 Versicherte gleichzeitig tätig
werden.

(2) In Betrieben nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 kann im Einvernehmen mit dem Un-
fallversicherungsträger von Betriebssanitä-
tern abgesehen werden, sofern nicht nach
Art, Schwere und Zahl der Unfälle ihr Einsatz
erforderlich ist. Auf Baustellen nach Absatz 1

Satz 1 Nummer 3 kann im Einvernehmen mit
dem Unfallversicherungsträger unter Berück-
sichtigung der Erreichbarkeit des Unfallortes
und der Anbindung an den öffentlichen Ret-
tungsdienst von Betriebssanitätern abgese-
hen werden.
(3) Der Unternehmer darf als Betriebssanitä-
ter nur Personen einsetzen, die von Stellen
ausgebildet worden sind, welche von dem
Unfallversicherungsträger in personeller,
sachlicher und organisatorischer Hinsicht als
geeignet beurteilt werden.
(4) Der Unternehmer darf als Betriebssanitä-
ter nur Personen einsetzen, die
1. an einer Grundausbildung

und
2. an einem Aufbaulehrgang

für den betrieblichen Sanitätsdienst teilge-
nommen haben.
Als Grundausbildung gilt auch eine mindes-
tens gleichwertige Ausbildung oder eine die
Sanitätsaufgaben einschließende Berufsaus-
bildung.
(5) Für die Teilnahme an demAufbaulehrgang
nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 darf die
Teilnahme an der Ausbildung nach Absatz 4
Satz 1 Nummer 1 nicht mehr als zwei Jahre
zurückliegen; soweit auf Grund der Ausbil-
dung eine entsprechende berufliche Tätigkeit
ausgeübt wurde, ist die Beendigung dersel-
ben maßgebend.
(6) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass die Betriebssanitäter regelmäßig inner-
halb von drei Jahren fortgebildet werden. Für
die Fortbildung gilt Absatz 3 entsprechend.

§28 Unterstützungspflichten der
Versicherten

(1) Im Rahmen ihrer Unterstützungspflichten
nach § 15 Absatz 1 haben sich Versicherte
zum Ersthelfer ausbilden und in der Regel in
Zeitabständen von zwei Jahren fortbilden zu
lassen. Sie haben sich nach der Ausbildung
für Erste-Hilfe-Leistungen zur Verfügung zu
stellen. Die Versicherten brauchen den Ver-
pflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 nicht
nachzukommen, soweit persönliche Gründe
entgegenstehen.
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(2) Versicherte haben unverzüglich jeden Un-
fall der zuständigen betrieblichen Stelle zu
melden; sind sie hierzu nicht im Stande, liegt
die Meldepflicht bei dem Betriebsangehöri-
gen, der von dem Unfall zuerst erfährt.

Vierter Abschnitt
Persönliche Schutzausrüstungen

§29 Bereitstellung
(1) Der Unternehmer hat gemäß § 2 der PSA-
Benutzungsverordnung den Versicherten ge-
eignete persönliche Schutzausrüstungen be-
reitzustellen; vor der Bereitstellung hat er die
Versicherten anzuhören.
(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass die persönlichen Schutzausrüstungen
den Versicherten in ausreichender Anzahl zur
persönlichen Verwendung für die Tätigkeit
am Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt wer-
den. Für die bereitgestellten persönlichen
Schutzausrüstungen müssen EG-Konformi-
tätserklärungen vorliegen. Satz 2 gilt nicht für
Hautschutzmittel.

§30 Benutzung
(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass persönliche Schutzausrüstungen ent-
sprechend bestehender Tragezeitbegrenzun-
gen und Gebrauchsdauern bestimmungsge-
mäß benutzt werden.
(2) Die Versicherten haben die persönlichen
Schutzausrüstungen bestimmungsgemäß zu
benutzen, regelmäßig auf ihren ordnungsge-
mäßen Zustand zu prüfen und festgestellte
Mängel dem Unternehmer unverzüglich zu
melden.

§31 Besondere Unterweisungen
Für persönliche Schutzausrüstungen, die ge-
gen tödliche Gefahren oder bleibende Ge-
sundheitsschäden schützen sollen, hat der
Unternehmer die nach § 3 Absatz 2 der PSA-
Benutzungsverordnung bereitzuhaltende Be-
nutzungsinformation den Versicherten im
Rahmen von Unterweisungen mit Übungen
zu vermitteln.

Fünftes Kapitel
Ordnungswidrigkeiten

§ 32 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des § 209 Absatz 1
Nummer 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch
(SGB VII) handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig den Bestimmungen der

§ 2 Abs. 5,

§ 12 Abs. 2,

§ 15 Abs. 2,

§ 20 Abs. 1,

§ 24 Abs. 6,

§ 25 Abs. 1, 4 Nr. 1 oder 3,

§ 26 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1,

§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 3, Abs. 3,

§ 29 Abs. 2 Satz 2 oder

§ 30

zuwiderhandelt.

Sechstes Kapitel
Aufhebung von Unfallverhütungs-

vorschriften

§33 Aufhebung von Unfallverhütungs-
vorschriften

Folgende Unfallverhütungsvorschrift wird
aufgehoben:

(Text für Berufsgenossenschaften):

„Grundsätze der Prävention“ (BGV A1)
vom .. .

(Text für UVT der öffentlichen Hand):

„Grundsätze der Prävention“ (GUV-V A1)
vom .. .

Siebtes Kapitel
Inkrafttreten

§34 Inkrafttreten
Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am .. . . .
in Kraft.

§§ 29–34 Unfallverhütungsvorschrift (DGUV 1) 24
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Anlage 1
Zu §2 Abs. 1:

Staatliche Arbeitsschutzvorschriften, in de-
nen vom Unternehmer zur Verhütung von
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren zu tref-
fendeMaßnahmen näher bestimmt sind, sind
– in ihrer jeweils gültigen Fassung – insbe-
sondere:
– Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG),
– Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV),
– Baustellenverordnung (BaustellV),
– Bildschirmarbeitsverordnung
(BildscharbV),

– Biostoffverordnung (BioStoffV),
– Betriebssicherheitsverordnung
(BetrSichV),

– Gefahrstoffverordnung (GefStoffV),
– Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverord-
nung (LärmVibrationsArbSchV),

– Lastenhandhabungsverordnung
(LasthandhabV),

– PSA-Benutzungsverordnung (PSA-BV),
– Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vor-
sorge (ArbMedVV),

– Verordnung zum Schutz der Beschäftigten
vor Gefährdungen durch künstliche opti-
sche Strahlung (OStrV).

Die vorstehende Auflistung ist nicht abschlie-
ßend.

Der gesetzliche Auftrag der Unfallversiche-
rungsträger zur Verhütung von Arbeitsunfäl-
len, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren gilt auch für Unterneh-
mer und Versicherte, die nicht unmittelbar
durch die Anwendungsbereiche der staatli-
chen Arbeitsschutzvorschriften erfasst sind.

24 Unfallverhütungsvorschrift (DGUV 1) Anlage 1
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Anlage 2
Zu § 26 Abs. 2:

Voraussetzungen für die Ermächtigung als
Stelle für die Aus- und Fortbildung in der
Ersten Hilfe

Stellen, die Aus- und Fortbildung in der Ersten
Hilfe durchführen, bedürfen einer schriftli-
chen Vereinbarung, welche Art und Umfang
der Aus- und Fortbildungsleistungen und die
Höhe der Lehrgangsgebühren regelt.

1 Allgemeine Grundsätze

1.1 Antrag auf Ermächtigung
Der Antrag auf Ermächtigung ist beim zustän-
digen Unfallversicherungsträger einzureichen.

1.2 Prüfung
Der Unfallversicherungsträger sowie von
dem Unfallversicherungsträger beauftragte
Personen sind jederzeit berechtigt, die Lehr-
gangsräume, die Lehrgangseinrichtungen,
die Unterrichtsmittel sowie die Durchführung
der Lehrgänge zu prüfen.

1.3 Befristung,Widerruf der Ermächtigung
Die Ermächtigung wird befristet und unter
dem Vorbehalt des Widerrufes nach Prüfung
der personellen, sachlichen und organisatori-
schen Voraussetzungen erteilt.

1.4 Änderung einer Voraussetzung
Jede Änderung einer Voraussetzung, die der
Ermächtigung zu Grunde liegt, ist unverzüg-
lich dem zuständigen Unfallversicherungsträ-
ger anzuzeigen.

2 Personelle Voraussetzungen

2.1 Medizinischer Hintergrund
Der Antragsteller muss nachweisen, dass die
Aus- und Fortbildung in der Ersten Hilfe unter
der Verantwortung eines hierfür geeigneten
Arztes steht.

Geeignet sind Ärzte mit dem Fachkunde-
nachweis Rettungsdienst oder der Zusatzbe-
zeichnung Rettungsmedizin oder vergleich-
barer Qualifikation. Ferner müssen die Ärzte

eingehende Kenntnisse über Empfehlungen
für die Erste Hilfe des Deutschen Beirates für
Erste Hilfe und Wiederbelebung bei der Bun-
desärztekammer besitzen.

2.2 Lehrkräfte
Der Antragsteller muss nachweisen, dass er
selbst zur Ausbildung befähigt ist oder über
entsprechende Lehrkräfte in ausreichender
Zahl verfügt.

Die Befähigung ist gegeben, wenn die Lehr-
kraft durch Vorlage einer gültigen Bescheini-
gung nachweist, dass sie an einem speziellen
Ausbildungslehrgang für die Erste Hilfe bei
einer geeigneten Stelle zur Ausbildung von
Lehrkräften teilgenommen hat. Die Lehrkraft
muss in angemessenen Zeitabständen fort-
gebildet werden.

2.3 Erfahrung in Organisation und
Durchführung der Ersten Hilfe
Der Antragsteller muss nachweisen, dass er
über besondere Erfahrungen in Organisation
und Durchführung der Ersten Hilfe verfügt. Das
ist der Fall, wenn er oder seine Lehrkräfte in der
Regel seit mindestens drei Jahren im öffentli-
chen oder betrieblichen Rettungsdienst tätig
sind und Einsatzerfahrung nachweisen können.

2.4 Versicherungsschutz
Der Antragsteller muss nachweisen, dass er
eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen
hat, die eventuelle Personen- und Sachschä-
den, die im Zusammenhang mit der Aus- und
Fortbildung stehen, abdeckt.

3 Sachliche Voraussetzungen

3.1 Lehrgangsräume, -einrichtungen und
Unterrichtsmittel
Für die Lehrgänge müssen geeignete Räume,
Einrichtungen und Unterrichtsmittel vorhan-
den sein. Es muss mindestens ein Raum zur
Verfügung stehen, in dem 20 Personen durch
theoretischen Unterricht, praktische Demons-
trationen und Übungen in der Ersten Hilfe

Anlage 2 Unfallverhütungsvorschrift (DGUV 1) 24
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unterwiesen werden können. Der Raummuss
über ausreichende Beleuchtung verfügen.
Zudem müssen Sitz- und Schreibmöglichkei-
ten sowie Waschgelegenheiten und Toiletten
vorhanden sein.

Es müssen die notwendigen Unterrichtsmit-
tel, insbesondere Demonstrations- und
Übungsmaterialien sowie geeignete Medien,
wie Tageslichtprojektor und Lehrfolien, voll-
zählig und funktionstüchtig zur Verfügung
stehen.

Die Demonstrations- und Übungsmaterialien,
insbesondere die Geräte zum Üben der
Atemspende und der Herzdruckmassage, un-
terliegen besonderen Anforderungen der Hy-
giene und müssen nachweislich desinfiziert
werden.

4 Organisatorische Voraussetzungen

4.1 Anzahl der Teilnehmer
An einem Lehrgang sollen in der Regel min-
destens 10 und nicht mehr als 15 Personen
teilnehmen. Die Teilnehmerzahl darf jedoch,
auch bei Anwesenheit eines Ausbildungshel-
fers, 20 Personen nicht übersteigen.

4.2 Ausbildungsleistung
Der Antragsteller muss gewährleisten, dass
jährlich mindestens 100 Versicherte aus- oder
fortgebildet werden.

4.3 Inhalt und Umfang der Lehrgänge
Die Aus- und Fortbildung muss nach Inhalt
und Umfang sowie in methodisch-didakti-
scher Hinsicht mindestens dem Stoff ent-
sprechen, der in sachlicher Übereinstimmung
mit den in der Bundesarbeitsgemeinschaft
Erste Hilfe vertretenen Hilfsorganisationen
und unter Berücksichtigung von Empfehlun-
gen des Deutschen Beirates für Erste Hilfe
und Wiederbelebung bei der Bundesärzte-
kammer in den Lehrplänen und Leitfäden
zum Erste-Hilfe-Lehrgang festgelegt ist.

4.4 Teilnehmerunterlagen
Jedem Teilnehmer an einer Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahme ist eine Informationsschrift

über die Lehrinhalte auszuhändigen, die min-
destens den Inhalten der Information „Hand-
buch zur Ersten Hilfe“ (BGI/GUV-I 829) ent-
spricht.

4.5 Teilnahmebescheinigung
Jedem Teilnehmer ist eine Teilnahmebeschei-
nigung auszuhändigen. Die Bescheinigung
über die Aus- und die Fortbildung in der Ers-
ten Hilfe darf jeweils nur erteilt werden, wenn
die Lehrkraft die Überzeugung gewonnen
hat, dass der Teilnehmer nach regelmäßigem
Besuch die erforderlichen Kenntnisse und Fä-
higkeiten gemäß Abschnitt 4.3 besitzt.

4.6 Dokumentation
Die ermächtigte Stelle hat über die durchge-
führten Lehrgänge folgende Aufzeichnungen
zu führen:
– Art der jeweiligen Aus- oder Fortbildungs-
maßnahme,

– Ort und Zeit der Maßnahme,
– Name des verantwortlichen Arztes,
– Name der Lehrkraft,
– Name, Geburtsdatum und Unterschrift des
Teilnehmers,

– Arbeitgeber des Teilnehmers,
– Kosten tragender Unfallversicherungsträ-
ger.

Die Aufzeichnungen sind fünf Jahre aufzube-
wahren und auf Anforderung des Unfallver-
sicherungsträgers vorzulegen.

5 Besondere Voraussetzungen für die
Erste-Hilfe-Aus- und Fortbildung in

Bildungs- und Betreuungseinrichtungen
für Kinder

Diese Ausbildung enthält Erste-Hilfe-Maß-
nahmen für Erwachsene und Kinder und be-
darf neben den oben genannten Vorausset-
zungen auf die Ausbildungsform abgestimm-
te Lehrgangsinhalte, weitere sachliche Aus-
stattungen, eine Zusatzqualifikation der
Lehrkräfte sowie die Aushändigung einer In-
formationsschrift, die mindestens der Infor-
mation „Handbuch zur Ersten Hilfe in Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen für Kin-
der“ (BGI/GUV-I 5146) entspricht.
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Stichwortverzeichnis
Sie finden das jeweilige Stichwort über die
fettgedruckte Angabe der Leitziffer gefolgt
durch die Vorschriftenabkürzung.

Abfindung
– bei betriebsbedingter Kündigung
17/KSchG §9

– Höhe 17/KSchG §10

Akkordarbeit 16/JArbSchG §23

Änderungskündigung 17/KSchG §2

Angestellte in leitender Stellung
17/KSchG §14

Antidiskriminierungsstelle 1/AGG §25

Anzeigepflicht 17/KSchG §17

Arbeit auf Abruf 23/TzBfG §12

Arbeiten unter Tage 16/JArbSchG §24

Arbeitnehmerbegriff 2/ArbGG §2a
8/BGB §611a

Arbeitsentgelt 13/GewO §107

Arbeitsgerichtsverfahren 2/ArbGG §1 ff.

Arbeitsmedizinische Vorsorge
3/ArbMedVV §1 ff. 4/ArbSchG §11

Arbeitsplatz, Begriff 6/ArbStättV §2

Arbeitsplatzausschreibung 23/TzBfG §7

Arbeitsplatzteilung 23/TzBfG §13

Arbeitsschutz 4/ArbSchG §1 ff.
8/BGB §618 14/HAG §13
24/DGUV §19 ff.

Arbeitsschutzausschuss 4/ASiG §11

Arbeitsstätte, Begriff 6/ArbStättV §2,
Anhang

Arbeitsräume 6/ArbStättV §2

Arbeitsvertrag 13/GewO §105
21/NachwG §1 ff.

Arbeitszeit 7/ArbZG §2 16/JArbSchG §4

Arbeitszeitgestaltung 7/ArbZG §1 ff.

Arbeitszeitnachweis 7/ArbZG §16

Arbeitszeitverringerung 23/TzBfG §8

Ärztliche Untersuchungen
16/JArbSchG §36

Aufenthaltsräume 16/JArbSchG §11

Auflösend bedingte Arbeitsverträge
23/TzBfG §21

Auflösung des Arbeitsverhältnisse
17/KSchG §9, §16, §12

Aus- und Weiterbildung 23/TzBfG §10,
§19

Aushang 7/ArbZG §16 16/JArbSchG §46
20/MuSchG 2018 §26

Ausnahmebetriebe 17/KSchG §22

Ausschuss für Arbeitsstätten
6/ArbStättV §7

Außergerichtliche Konfliktbeilegung
2/ArbGG §54a

Außerordentliche Kündigung
17/KSchG §13

Außerordentliche Nachuntersuchung
16/JArbSchG §35

Barrierefreie Gestaltung der
Arbeitsstätte 6/ArbStättV §3a

Basiselterngeld 9/BEEG §4

Baustellen 6/ArbStättV Anhang Nr. 5.2

Beendigung des Arbeitsverhältnisses
8/BGB §620

Befristete Arbeitsverträge
23/TzBfG §14 ff. 9/BEEG §21

Behinderte Menschen, Arbeitsstätte
6/ArbStättV §3a

Benachteiligungsverbot 1/AGG §1 ff. , §7
8/BGB §612a 23/TzBfG §5

– Klagemöglichkeit 2/ArbGG §61b
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Bereitschaftsräume
6/ArbStättV Anhang Nr. 4

Berufsschule 16/JArbSchG §9

Beschwerderecht 1/AGG §13

Beschäftigtendatenschutz 11/BDSG §26
11/DSGVO Art. 88

Beschäftigung
– im Straßentransport 7/ArbZG §21a
– im Vollzug einer Freiheitsentziehung
16/JArbSchG §62

– im öffentlichen Dienst 7/ArbZG §19
– in der Binnenschifffahrt 7/ArbZG §21
– in der Luftfahrt 7/ArbZG §20
– von Jugendlichen auf Kauffahrteischiffen
16/JArbSchG §61

– von nicht vollzeitschulpflichtigen Kindern
16/JArbSchG §7

Beschäftigungsverbot
– Kinder 16/JArbSchG §5
– werdende Mütter 20/MuSchG §3
– nach der Entbindung 20/MuSchG §3

Beschlussverfahren 2/ArbGG §2a

Betriebliche Daten 4/ArbSchG §23

Betriebsärzte 4/ASiG §2 ff. 24/DGUV §19

Betriebsübergang 8/BGB §613a

Beurteilung der Arbeitsbedingungen
4/ArbSchG §5 16/JArbSchG §28a

Bildschirmarbeitsplatz
– Begriff 6/ArbStättV §2
– Gestaltung 6/ArbStättV Anhang Nr. 6

Corona, Arbeitsschutz 24.1 §1 ff.

Datenschutz 11/BDSG §22 ff.
11/DSGVO Art. 4 ff.

Diskriminierungsverbot 1/AGG §1 ff.
23/TzBfG §3

Dokumentation 4/ArbSchG §6
20/MuSchG 2018 §14

Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten 6/ArbStättV §3

Elterngeld
– Bezugszeitraum 9/BEEG §4
– Geburten bis 30.6.2015 9/BEEG §27

– Höhe 9/BEEG §2

Elterngeld Plus 9/BEEG §4

Elternzeit
– Anspruch 9/BEEG §15 ff.
– Geburten bis 30.6.2015 9/BEEG §27

Ende des befristeten Arbeitsvertrages
23/TzBfG §15

Energieeinsparung 24.2 §1 ff.

Entgeltbescheinigung 13/GewO §108

Entgeltfortzahlung
– bei Verhinderung 8/BGB §616
– bei Organspenden 12/EFZG §3a
– im Krankheitsfall 12/EFZG §3, §10

– Höhe 12/EFZG §4

Entgeltverzeichnisse 14/HAG §8

Entlassungssperre 17/KSchG §18

Entschädigung und Schadensersatz
1/AGG §15

Ergänzungsuntersuchung
16/JArbSchG §38

Ergonomische Anforderungen,
Berücksichtigung von 6/ArbStättV §3a

Erholungsurlaub 10/BUrlG §1
20/MuSchG §24

Erkrankung während des Urlaubs
10/BUrlG §9

Erste Hilfe 4/ArbSchG §10
24/DGUV §24 ff.

Erste-Hilfe-Räume
6/ArbStättV Anhang Nr. 4

Erstuntersuchung 16/JArbSchG §32
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Erwerbstätigkeit während des Urlaubs
10/BUrlG §8

Fachkräfte für Arbeitssicherheit
4/ASiG §5 ff.

Feiertagsbezahlung 12/EFZG §2

Feiertagsruhe 16/JArbSchG §18
7/ArbZG §1 ff.

Fluchtwege, Freihalten von
6/ArbStättV §4

Freistellung
– für Untersuchungen 20/MuSchG §7
16/JArbSchG §43

Freizeit, tägliche 16/JArbSchG §13

Fristlose Kündigung 8/BGB §626, §627

Gefährdungsbeurteilung 6/ArbStättV §3

Gefährliche Arbeiten 7/ArbZG §8
16/JArbSchG §22 24/DGUV §8

Gefahrstoffe 3/ArbMedVV §4, Anlage

Geschlechtsbedingte Benachteiligung,
Klage 1/AGG §15

Geschwisterbonus 9/BEEG §2a

Gestaltung der Arbeitsbedingungen
20/MuSchG §9, §13

Gesundheitsschutz 4/ArbSchG §1 ff.

Gleichbehandlung 1/AGG §1 ff.

Grundpflichten des Arbeitgebers
4/ArbSchG §3

Güteverfahren 2/ArbGG §54

Haftung des Arbeitnehmers 8/BGB §619a

Heben von Lasten 18 §1 ff.

Heimarbeit 12/EFZG §10 14/HAG §1 ff.

Heimarbeitsausschüsse 14/HAG §4

Heizen, Energieeinsparung 24.2 §1 ff.

Hinweisgeberschutzgesetz
15/HinSchG §1 ff.

Hygiene, Berücksichtigung von
6/ArbStättV §3a

Jahresurlaub 10/BUrlG §5

Job-Sharing 23/TzBfG §13

Jugendarbeitsschutz 16/JArbSchG §1 ff.

Kantinen 6/ArbStättV Anhang Nr. 4

Klage wegen Benachteiligung 1/AGG §15
2/ArbGG §61b

Konfliktbeilegung, außergerichtliche
2/ArbGG §54a

Kosten der Untersuchungen
16/JArbSchG §44

Kündigungsfrist 8/BGB §622, §624

Kündigungsschutz
– allgemeiner 17/KSchG §1
– Angestellte in leitender Stellung
17/KSchG §14

– Betriebsrat 17/KSchG §15
– Elternzeit 9/BEEG §18
– Heimarbeit 14/HAG §29

Kündigungsverbot 20/MuSchG §17
23/TzBfG §11

Kurzarbeit 17/KSchG §19

Lasten, Handhabung 18 §1 ff.

Lendenwirbelsäule 18 §1 ff.

Maßregelungsverbot 1/AGG §16

Mehrlingsgeburten 9/BEEG §2a

Meldestelle 15/HinSchG §12 ff.

Mindestlohn 19/MiLoG §1 ff.

Mindesturlaub 10/BUrlG §1 ff.

Mutterschaftsgeld 20/MuSchG §19

Mutterschutz 20/MuSchG §1 ff.

Nachtarbeit 7/ArbZG §2, §6
20/MuSchG §5

Nachtruhe 16/JArbSchG §14
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Nachuntersuchung 16/JArbSchG §33

Nachweispflicht 12/EFZG §5
21/NachwG §2

Nichtraucherschutz 6/ArbStättV §5

Notausgang, Freihalten von
6/ArbStättV §4

Partnermonate 9/BEEG §4

Partnerschaftsbonus 9/BEEG §4

Personenbezogene Daten
11/DSGVO Art. 4

Persönliche Schutzausrüstung 22 §1 ff.
24/DGUV §29 ff.

Pausenräume 6/ArbStättV Anhang Nr. 4

Pflichtvorsorge, -untersuchung
3/ArbMedVV §4, Anlage

Physische und psychische Belastungen,
Beurteilung 6/ArbStättV §3

Praktikant 19/MiLoG §22 21/NachwG §2

Präventionsgrundsätze 24/DGUV §1 ff.

Prozesskostenhilfe 2/ArbGG §11a

Prozessvertretung 2/ArbGG §11

Ruhepausen 7/ArbZG §4
16/JArbSchG §11

Ruhezeit 7/ArbZG §5

Samstagsruhe 16/JArbSchG §16

Sanitärräume 6/ArbStättV Anhang Nr. 4

SARS-CoV-2, Arbeitsschutz 24.1 §1 ff.

Schadensersatz wegen des Verdienst-
ausfall 12/EFZG §6

Schichtarbeit 7/ArbZG §6

Schichtzeit 16/JArbSchG §12, §4

Schriftlichkeitserfordernis, Vertrag
21/NachwG §2

Schutzausrüstung 22 §1 ff.

Sehvermögen, Berücksichtigung der
Belastung 6/ArbStättV §3

Sicherheitseinrichtungen, Instand-
haltung und Überprüfung
6/ArbStättV §4

Sittenwidrige Kündigungen
17/KSchG §13

Sondervergütungen 12/EFZG §4a

Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
7/ArbZG §10

Sonn- und Feiertagsruhe 7/ArbZG §9
16/JArbSchG §17

Sozial ungerechtfertigte Kündigungen
17/KSchG §1

Stellensuche 8/BGB §629

Stillzeit 20/MuSchG §7

Tageslicht 6/ArbStättV Anhang Nr. 3.4

Teilurlaub 10/BUrlG §5

Teilzeitbeschäftigung 23/TzBfG §2

Telearbeitsplatz 6/ArbStättV §1, §2

Tempoabhängige Arbeiten
16/JArbSchG §23

Unfallverhütungsvorschrift
24/DGUV §1 ff.

Unterweisung über Gefahren
4/ArbSchG §12 6/ArbStättV §6
16/JArbSchG §29

Unwirksame Befristung 23/TzBfG §16 ff.

Unzulässigkeit der Kündigung
17/KSchG §15

Urlaub 10/BUrlG §1 16/JArbSchG §19
9/BEEG §17

– im Bereich der Heimarbeit 10/BUrlG §12
– Dauer 10/BUrlG §3
– Engelt 10/BUrlG §11

Urteilsverfahren 2/ArbGG §2

Verbotene Heimarbeit 14/HAG §31
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Vergütung 8/BGB §612, §614

Verlängerung der Arbeitszeit
23/TzBfG §9

Verringerung der Arbeitszeit 23/TzBfG §8

Vertragsbedingungen 21/NachwG §2

Vertragsniederschrift 21/NachwG §2

Vertraulichkeitsgebot 15/HinSchG §8

Verzeichnisse der Jugendlichen
16/JArbSchG §49

Vorsorgeuntersuchung 3/ArbMedVV §2

Wartezeit 10/BUrlG §4

Weisungsrecht 13/GewO §106

Weiterbildung 23/TzBfG §10, §19

Werktägliche Arbeitszeit 7/ArbZG §3 ff.

Whistleblower 15/HinSchG §1 ff.

Zeugnis 8/BGB §630 13/GewO §109

Züchtigungsverbot 16/JArbSchG §31

Zulässige unterschiedliche Behandlung
1/AGG §20

– wegen beruflicher Anforderungen
1/AGG §8

– wegen der Religion oder Weltanschauung
1/AGG §9

– wegen des Alters 1/AGG §10

Stichwortverzeichnis

www.WALHALLA.de 251

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Notizen

252 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Notizen

www.WALHALLA.de 253

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Notizen

254 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Notizen

www.WALHALLA.de 255

www.WALHALLA.de


Erstellt für Gies Dienstleistungen GmbH

Notizen

256 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de

	Die aktuellen aushangpflichtigen Gesetze 2024
	Schnellübersicht
	Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
	Abschnitt 1 Allgemeiner Teil
	§ 1 Ziel des Gesetzes
	§ 2 Anwendungsbereich
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	§ 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe
	§ 5 Positive Maßnahmen

	Abschnitt 2 Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung
	Unterabschnitt 1 Verbot der Benachteiligung
	§ 6 Persönlicher Anwendungsbereich
	§ 7 Benachteiligungsverbot
	§ 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen
	§ 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschauung
	§ 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters

	Unterabschnitt 2 Organisationspflichten des Arbeitgebers
	§ 11 Ausschreibung
	§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers

	Unterabschnitt 3 Rechte der Beschäftigten
	§ 13 Beschwerderecht
	§ 14 Leistungsverweigerungsrecht
	§ 15 Entschädigung und Schadensersatz
	§ 16 Maßregelungsverbot

	Unterabschnitt 4 Ergänzende Vorschriften
	§ 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten
	§ 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen


	Abschnitt 3 Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr
	§ 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot
	§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung
	§ 21 Ansprüche

	Abschnitt 4 Rechtsschutz
	§ 22 Beweislast
	§ 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände

	Abschnitt 5 Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse
	§ 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse

	Abschnitt 6 Antidiskriminierungsstelle des Bundes und Unabhängige Bundesbeauftragter ...
	§ 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes
	§ 26 Wahl der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung ...
	§ 26a Rechtsstellung der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für ...
	§ 26b Amtszeit der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung
	§ 26c Beginn und Ende des Amtsverhältnisses der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragter ...
	§ 26d Unerlaubte Handlungen und Tätigkeiten der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragter ...
	§ 26e Verschwiegenheitspflicht der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für ...
	§ 26f Zeugnisverweigerungsrecht der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für ...
	§ 26g Anspruch der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung ...
	§ 26h Verwendung der Geschenke an die Unabhängige Bundesbeauftragte oder den ...
	§ 26i Berufsbeschränkung
	§ 27 Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
	§ 28 Amtsbefugnisse der oder des Unabhängigen Bundesbeauftragten für ...
	§ 29 Zusammenarbeit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes mit Nichtregierungsorganisationen ...
	§ 30 Beirat der Antidiskriminierungsstelle des Bundes

	Abschnitt 7 Schlussvorschriften
	§ 31 Unabdingbarkeit
	§ 32 Schlussbestimmung
	§ 33 Übergangsbestimmungen


	Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG)
	Erster Teil Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Gerichte für Arbeitssachen
	§ 2 Zuständigkeit im Urteilsverfahren
	§ 2a Zuständigkeit im Beschlußverfahren
	§ 3 Zuständigkeit in sonstigen Fällen
	§ 5 Begriff des Arbeitnehmers
	§ 11 Prozessvertretung
	§ 11a Beiordnung eines Rechtsanwalts, Prozeßkostenhilfe
	§ 12a Kostentragungspflicht

	Dritter Teil Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen
	Erster Abschnitt Urteilsverfahren
	Erster Unterabschnitt Erster Rechtszug
	§ 51 Persönliches Erscheinen der Parteien
	§ 54 Güteverfahren
	§ 54a Mediation, außergerichtliche Konfliktbeilegung
	§ 57 Verhandlung vor der Kammer
	§ 61a Besondere Prozeßförderung in Kündigungsverfahren
	§ 61b Klage wegen Benachteiligung




	Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)
	§ 1 Ziel und Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	§ 3 Allgemeine Pflichten des Arbeitgebers
	§ 4 Pflichtvorsorge
	§ 5 Angebotsvorsorge
	§ 5a Wunschvorsorge
	§ 6 Pflichten des Arztes oder der Ärztin
	§ 7 Anforderungen an den Arzt oder die Ärztin
	§ 8 Maßnahmen nach der arbeitsmedizinischen Vorsorge
	§ 9 Ausschuss für Arbeitsmedizin
	§ 10 Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

	Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung ...
	Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Zielsetzung und Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffsbestimmungen

	Zweiter Abschnitt Pflichten des Arbeitgebers
	§ 3 Grundpflichten des Arbeitgebers
	§ 4 Allgemeine Grundsätze
	§ 5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen
	§ 6 Dokumentation
	§ 7 Übertragung von Aufgaben
	§ 8 Zusammenarbeit mehrerer Arbeitgeber
	§ 9 Besondere Gefahren
	§ 10 Erste Hilfe und sonstige Notfallmaßnahmen
	§ 11 Arbeitsmedizinische Vorsorge
	§ 12 Unterweisung
	§ 13 Verantwortliche Personen
	§ 14 Unterrichtung und Anhörung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes

	Dritter Abschnitt Pflichten und Rechte der Beschäftigten
	§ 15 Pflichten der Beschäftigten
	§ 16 Besondere Unterstützungspflichten
	§ 17 Rechte der Beschäftigten

	Vierter Abschnitt Verordnungsermächtigungen
	§ 18 Verordnungsermächtigungen
	§ 19 Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften und zwischenstaatliche Vereinbarungen
	§ 20 Regelungen für den öffentlichen Dienst

	Fünfter Abschnitt Gemeinsame deutsche Arbeitsschutzstrategie
	§ 20a Gemeinsame deutsche Arbeitsschutzstrategie
	§ 20b Nationale Arbeitsschutzkonferenz

	Sechster Abschnitt Schlußvorschriften
	§ 21 Zuständige Behörden; Zusammenwirken mit den Trägern der gesetzlichen ...
	§ 22 Befugnisse der zuständigen Behörden
	§ 23 Betriebliche Daten; Zusammenarbeit mit anderen Behörden; Jahresbericht ...
	§ 24 Ermächtigung zum Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvorschriften
	§ 24a Ausschuss für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit
	§ 25 Bußgeldvorschriften
	§ 26 Strafvorschriften


	Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für ...
	§ 1 Grundsatz
	Zweiter Abschnitt Betriebsärzte
	§ 2 Bestellung von Betriebsärzten
	§ 3 Aufgaben der Betriebsärzte
	§ 4 Anforderungen an Betriebsärzte

	Dritter Abschnitt Fachkräfte für Arbeitssicherheit
	§ 5 Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit
	§ 6 Aufgaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit
	§ 7 Anforderungen an Fachkräfte für Arbeitssicherheit

	Vierter Abschnitt Gemeinsame Vorschriften
	§ 8 Unabhängigkeit bei der Anwendung der Fachkunde
	§ 9 Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat
	§ 10 Zusammenarbeit der Betriebsärzte und der Fachkräfte für Arbeitssicherheit
	§ 11 Arbeitsschutzausschuß
	§ 12 Behördliche Anordnungen
	§ 13 Auskunfts- und Besichtigungsrechte
	§ 14 Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen
	§ 15 Ermächtigung zum Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvorschriften
	§ 16 Öffentliche Verwaltung
	§ 17 Nichtanwendung des Gesetzes
	§ 18 Ausnahmen
	§ 19 Überbetriebliche Dienste
	§ 20 Ordnungswidrigkeiten
	§ 21 Änderung der Reichsversicherungsordnung
	§ 22 (gegenstandslos)
	§ 23 Inkrafttreten


	Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV)
	§ 1 Ziel, Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	§ 3 Gefährdungsbeurteilung
	§ 3a Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten
	§ 4 Besondere Anforderungen an das Betreiben von Arbeitsstätten
	§ 5 Nichtraucherschutz
	§ 6 Unterweisung der Beschäftigten 
	§ 7 Ausschuss für Arbeitsstätten
	§ 8 Übergangsvorschriften
	§ 9 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

	Arbeitszeitgesetz (ArbZG)
	Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Zweck des Gesetzes
	§ 2 Begriffsbestimmungen

	Zweiter Abschnitt Werktägliche Arbeitszeit und arbeitsfreie Zeiten
	§ 3 Arbeitszeit der Arbeitnehmer
	§ 4 Ruhepausen
	§ 5 Ruhezeit
	§ 6 Nacht- und Schichtarbeit
	§ 7 Abweichende Regelungen
	§ 8 Gefährliche Arbeiten

	Dritter Abschnitt Sonn- und Feiertagsruhe
	§ 9 Sonn- und Feiertagsruhe
	§ 10 Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
	§ 11 Ausgleich für Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
	§ 12 Abweichende Regelungen
	§ 13 Ermächtigung, Anordnung, Bewilligung

	Vierter Abschnitt Ausnahmen in besonderen Fällen
	§ 14 Außergewöhnliche Fälle
	§ 15 Bewilligung, Ermächtigung

	Fünfter Abschnitt Durchführung des Gesetzes
	§ 16 Aushang und Arbeitszeitnachweise
	§ 17 Aufsichtsbehörde

	Sechster Abschnitt Sonderregelungen
	§ 18 Nichtanwendung des Gesetzes
	§ 19 Beschäftigung im öffentlichen Dienst
	§ 20 Beschäftigung in der Luftfahrt
	§ 21 Beschäftigung in der Binnenschiffahrt
	§ 21a Beschäftigung im Straßentransport

	Siebter Abschnitt Straf- und Bußgeldvorschriften
	§ 22 Bußgeldvorschriften
	§ 23 Strafvorschriften

	Achter Abschnitt Schlußvorschriften
	§ 24 Umsetzung von zwischenstaatlichen Vereinbarungen und Rechtsakten der EG
	§ 25 Übergangsregelung für Tarifverträge


	Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
	Buch 2 Recht der Schuldverhältnisse
	Titel 8 Dienstvertrag und ähnliche Verträge
	Untertitel 1 Dienstvertrag
	§ 611 Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag
	§ 611a Arbeitsvertrag
	§ 612 Vergütung
	§ 612a Maßregelungsverbot
	§ 613 Unübertragbarkeit
	§ 613a Rechte und Pflichten bei Betriebsübergang
	§ 614 Fälligkeit der Vergütung
	§ 615 Vergütung bei Annahmeverzug und bei Betriebsrisiko
	§ 616 Vorübergehende Verhinderung
	§ 617 Pflicht zur Krankenfürsorge
	§ 618 Pflicht zu Schutzmaßnahmen
	§ 619 Unabdingbarkeit der Fürsorgepflichten
	§ 619a Beweislast bei Haftung des Arbeitnehmers
	§ 620 Beendigung des Dienstverhältnisses
	§ 621 Kündigungsfristen bei Dienstverhältnissen
	§ 622 Kündigungsfristen bei Arbeitsverhältnissen
	§ 623 Schriftform der Kündigung
	§ 624 Kündigungsfrist bei Verträgen über mehr als fünf Jahre
	§ 625 Stillschweigende Verlängerung
	§ 626 Fristlose Kündigung aus wichtigem Grund
	§ 627 Fristlose Kündigung bei Vertrauensstellung
	§ 628 Teilvergütung und Schadensersatz bei fristloser Kündigung
	§ 629 Freizeit zur Stellungssuche
	§ 630 Pflicht zur Zeugniserteilung




	Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit
	Abschnitt 1 Elterngeld
	§ 1 Berechtigte
	§ 2 Höhe des Elterngeldes
	§ 2a Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag
	§ 2b Bemessungszeitraum
	§ 2c Einkommen aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit
	§ 2d Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit
	§ 2e Abzüge für Steuern
	§ 2f Abzüge für Sozialabgaben
	§ 3 Anrechnung von anderen Einnahmen
	§ 4 Bezugsdauer, Anspruchsumfang
	§ 4a Berechnung von Basiselterngeld und Elterngeld Plus
	§ 4b Partnerschaftsbonus
	§ 4c Alleiniger Bezug durch einen Elternteil
	§ 4d Weitere Berechtigte

	Abschnitt 2 Verfahren und Organisation
	§ 5 Zusammentreffen von Ansprüchen
	§ 6 Auszahlung
	§ 7 Antragstellung
	§ 8 Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen
	§ 9 Einkommens- und Arbeitszeitnachweis, Auskunftspflicht des Arbeitgebers
	§ 10 Verhältnis zu anderen Sozialleistungen
	§ 11 Unterhaltspflichten
	§ 12 Zuständigkeit; Bewirtschaftung der Mittel
	§ 13 Rechtsweg
	§ 14 Bußgeldvorschriften

	Abschnitt 3 Elternzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
	§ 15 Anspruch auf Elternzeit
	§ 16 Inanspruchnahme der Elternzeit
	§ 17 Urlaub
	§ 18 Kündigungsschutz
	§ 19 Kündigung zum Ende der Elternzeit
	§ 20 Zur Berufsbildung Beschäftigte, in Heimarbeit Beschäftigte
	§ 21 Befristete Arbeitsverträge

	Abschnitt 4 Statistik und Schlussvorschriften
	§ 22 Bundesstatistik
	§ 23 Auskunftspflicht; Datenübermittlung an das Statistische Bundesamt
	§ 24 Übermittlung von Tabellen mit statistischen Ergebnissen durch das ...
	§ 24a Übermittlung von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt
	§ 24b Elektronische Unterstützung bei der Antragstellung
	§ 25 Datenübermittlung durch die Standesämter
	§ 26 Anwendung der Bücher des Sozialgesetzbuches
	§ 27 Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie
	§ 28 Übergangsvorschrift


	Mindesturlaubsgesetz für Arbeitnehmer (Bundesurlaubsgesetz)
	§ 1 Urlaubsanspruch
	§ 2 Geltungsbereich
	§ 3 Dauer des Urlaubs
	§ 4 Wartezeit
	§ 5 Teilurlaub
	§ 6 Ausschluß von Doppelansprüchen
	§ 7 Zeitpunkt, Übertragbarkeit und Abgeltung des Urlaubs
	§ 8 Erwerbstätigkeit während des Urlaubs
	§ 9 Erkrankung während des Urlaubs
	§ 10 Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation
	§ 11 Urlaubsentgelt
	§ 12 Urlaub im Bereich der Heimarbeit
	§ 13 Unabdingbarkeit
	§ 14 (gegenstandslos)
	§ 15 Änderung und Aufhebung von Gesetzen
	§ 15a Übergangsvorschrift
	§ 16 Inkrafttreten

	Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
	Teil 2 Durchführungsbestimmungen für Verarbeitungen zu Zwecken gemäß Artikel 2 ...
	Kapitel 1 Rechtsgrundlagen der Verarbeitung personenbezogener Daten
	Abschnitt 1 Verarbeitung personenbezogener Kategorien personenbezogener Daten ...
	§ 22 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
	§ 23 Verarbeitung zu anderen Zwecken durch öffentliche Stellen

	Abschnitt 2 Besondere Verarbeitungssituationen
	§ 26 Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 




	Gesetz über die Zahlung des Arbeitsentgelts an Feiertagen und im Krankheitsfall
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Entgeltzahlung an Feiertagen
	§ 3 Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
	§ 3a Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Spende von Organen, Geweben oder Blut ...
	§ 4 Höhe des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts
	§ 4a Kürzung von Sondervergütungen
	§ 5 Anzeige- und Nachweispflichten
	§ 6 Forderungsübergang bei Dritthaftung
	§ 7 Leistungsverweigerungsrecht des Arbeitgebers
	§ 8 Beendigung des Arbeitsverhältnisses
	§ 9 Maßnahmen der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation
	§ 10 Wirtschaftliche Sicherung für den Krankheitsfall im Bereich der Heimarbeit
	§ 11 Feiertagsbezahlung der in Heimarbeit Beschäftigten
	§ 12 Unabdingbarkeit
	§ 13 Übergangsvorschrift

	Gewerbeordnung (GewO)
	Titel VII Arbeitnehmer
	I. Allgemeine arbeitsrechtliche Grundsätze
	§ 105 Freie Gestaltung des Arbeitsvertrages
	§ 106 Weisungsrecht des Arbeitgebers
	§ 107 Berechnung und Zahlung des Arbeitsentgelts
	§ 108 Abrechnung des Arbeitsentgelts
	§ 109 Zeugnis
	§ 110 Wettbewerbsverbot
	§ 111 Pflichtfortbildungen
	§§ 112 bis 132a (weggefallen)



	Heimarbeitsgesetz
	Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Begriffe

	Zweiter Abschnitt Zuständige Arbeitsbehörde, Heimarbeitsausschüsse
	§ 3 Zuständige Arbeitsbehörde
	§ 4 Heimarbeitsausschüsse
	§ 5 Beisitzer

	Dritter Abschnitt Allgemeine Schutzvorschriften
	§ 6 Listenführung
	§ 7 Mitteilungspflicht
	§ 7a Unterrichtungspflicht
	§ 8 Entgeltverzeichnisse
	§ 9 Entgeltbelege

	Vierter Abschnitt Arbeitszeitschutz
	§ 10 Schutz vor Zeitversäumnis
	§ 11 Verteilung der Heimarbeit

	Fünfter Abschnitt Gefahrenschutz (Arbeitsschutz und öffentlicher Gesundheitsschutz)
	§ 12 Grundsätze des Gefahrenschutzes
	§ 13 Arbeitsschutz
	§ 14 Schutz der öffentlichen Gesundheit
	§ 15 Anzeigepflicht
	§ 16 Gefahrenschutz
	§ 16a Anordnungen

	Sechster Abschnitt Entgeltregelung
	§ 17 Tarifverträge, Entgeltregelungen
	§ 18 Aufgaben des Heimarbeitsausschusses auf dem Gebiete der Entgeltregelung
	§ 19 Bindende Festsetzungen
	§ 20 Art der Entgelte
	§ 21 Entgeltregelung für Zwischenmeister, Mithaftung des Auftraggebers
	§ 22 Mindestarbeitsbedingungen für fremde Hilfskräfte

	Siebenter Abschnitt Entgeltschutz
	§ 23 Entgeltprüfung
	§ 24 Aufforderung zur Nachzahlung der Minderbeträge
	§ 25 Klagebefugnis der Länder
	§ 26 Entgeltschutz für fremde Hilfskräfte
	§ 27 Pfändungsschutz

	Achter Abschnitt Auskunfts- und Aufklärungspflicht über Entgelte
	§ 28

	Neunter Abschnitt Kündigung
	§ 29 Allgemeiner Kündigungsschutz
	§ 29a Kündigungsschutz im Rahmen der Betriebsverfassung

	Zehnter Abschnitt Ausgabeverbot
	§ 30 Verbot der Ausgabe von Heimarbeit

	Elfter Abschnitt Straftaten und Ordnungswidrigkeiten
	§ 31 Ausgabe verbotener Heimarbeit
	§ 32 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Bereich des Arbeits- und Gefahrenschutzes
	§ 32a Sonstige Ordnungswidrigkeiten

	Zwölfter Abschnitt Schlußvorschriften
	§ 33 Durchführungsvorschriften
	§ 34 Inkrafttreten


	Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen
	Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Zielsetzung und persönlicher Anwendungsbereich
	§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	§ 4 Verhältnis zu sonstigen Bestimmungen
	§ 5 Vorrang von Sicherheitsinteressen sowie Verschwiegenheits- und ...
	§ 6 Verhältnis zu sonstigen Verschwiegenheits- und Geheimhaltungspflichten

	Abschnitt 2 Meldungen
	Unterabschnitt 1 Grundsätze
	§ 7 Wahlrecht zwischen interner und externer Meldung
	§ 8 Vertraulichkeitsgebot
	§ 9 Ausnahmen vom Vertraulichkeitsgebot
	§ 10 Verarbeitung personenbezogener Daten
	§ 11 Dokumentation der Meldungen

	Unterabschnitt 2 Interne Meldungen
	§ 12 Pflicht zur Einrichtung interner Meldestellen
	§ 13 Aufgaben der internen Meldestellen
	§ 14 Organisationsformen interner Meldestellen
	§ 15 Unabhängige Tätigkeit; notwendige Fachkunde
	§ 16 Meldekanäle für interne Meldestellen
	§ 17 Verfahren bei internen Meldungen
	§ 18 Folgemaßnahmen der internen Meldestelle

	Unterabschnitt 3 Externe Meldestellen
	§ 19 Errichtung und Zuständigkeit einer externen Meldestelle des Bundes
	§ 20 Errichtung und Zuständigkeit externer Meldestellen der Länder
	§ 21 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht als externe Meldestelle
	§ 22 Bundeskartellamt als externe Meldestelle
	§ 23 Weitere externe Meldestellen
	§ 24 Aufgaben der externen Meldestellen
	§ 25 Unabhängige Tätigkeit; Schulung
	§ 26 Berichtspflichten der externen Meldestellen

	Unterabschnitt 4 Externe Meldungen
	§ 27 Meldekanäle für externe Meldestellen
	§ 28 Verfahren bei externen Meldungen
	§ 29 Folgemaßnahmen der externen Meldestellen
	§ 30 Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen Stellen
	§ 31 Abschluss des Verfahrens


	Abschnitt 3 Offenlegung
	§ 32 Offenlegen von Informationen

	Abschnitt 4 Schutzmaßnahmen
	§ 33 Voraussetzungen für den Schutz hinweisgebender Personen
	§ 34 Weitere geschützte Personen
	§ 35 Ausschluss der Verantwortlichkeit
	§ 36 Verbot von Repressalien; Beweislastumkehr
	§ 37 Schadensersatz nach Repressalien
	§ 38 Schadensersatz nach einer Falschmeldung
	§ 39 Verbot abweichender Vereinbarungen

	Abschnitt 5 Sanktionen
	§ 40 Bußgeldvorschriften

	Abschnitt 6 Schlussvorschriften
	§ 41 Verordnungsermächtigung
	§ 42 Übergangsregelung


	Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG)
	Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Kind, Jugendlicher
	§ 3 Arbeitgeber
	§ 4 Arbeitszeit

	Zweiter Abschnitt Beschäftigung von Kindern
	§ 5 Verbot der Beschäftigung von Kindern
	§ 6 Behördliche Ausnahmen für Veranstaltungen
	§ 7 Beschäftigung von nicht vollzeitschulpflichtigen Kindern

	Dritter Abschnitt Beschäftigung Jugendlicher
	Erster Titel Arbeitszeit und Freizeit
	§ 8 Dauer der Arbeitszeit
	§ 9 Berufsschule
	§ 10 Prüfungen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen
	§ 11 Ruhepausen, Aufenthaltsräume
	§ 12 Schichtzeit
	§ 13 Tägliche Freizeit
	§ 14 Nachtruhe
	§ 15 Fünf-Tage-Woche
	§ 16 Samstagsruhe
	§ 17 Sonntagsruhe
	§ 18 Feiertagsruhe
	§ 19 Urlaub
	§ 20 Binnenschiffahrt
	§ 21 Ausnahmen in besonderen Fällen
	§ 21a Abweichende Regelungen
	§ 21b Ermächtigung

	Zweiter Titel Beschäftigungsverbote und -beschränkungen
	§ 22 Gefährliche Arbeiten
	§ 23 Akkordarbeit; tempoabhängige Arbeiten
	§ 24 Arbeiten unter Tage
	§ 25 Verbot der Beschäftigung durch bestimmte Personen
	§ 26 Ermächtigungen
	§ 27 Behördliche Anordnungen und Ausnahmen

	Dritter Titel Sonstige Pflichten des Arbeitgebers
	§ 28 Menschengerechte Gestaltung der Arbeit
	§ 28a Beurteilung der Arbeitsbedingungen
	§ 29 Unterweisung über Gefahren
	§ 30 Häusliche Gemeinschaft
	§ 31 Züchtigungsverbot; Verbot der Abgabe von Alkohol und Tabak

	Vierter Titel Gesundheitliche Betreuung
	§ 32 Erstuntersuchung
	§ 33 Erste Nachuntersuchung
	§ 34 Weitere Nachuntersuchungen
	§ 35 Außerordentliche Nachuntersuchung
	§ 36 Ärztliche Untersuchungen und Wechsel des Arbeitgebers
	§ 37 Inhalt und Durchführung der ärztlichen Untersuchungen
	§ 38 Ergänzungsuntersuchung
	§ 39 Mitteilung, Bescheinigung
	§ 40 Bescheinigung mit Gefährdungsvermerk
	§ 41 Aufbewahren der ärztlichen Bescheinigungen
	§ 42 Eingreifen der Aufsichtsbehörde
	§ 43 Freistellung für Untersuchungen
	§ 44 Kosten der Untersuchungen
	§ 45 Gegenseitige Unterrichtung der Ärzte
	§ 46 Ermächtigungen


	Vierter Abschnitt Durchführung des Gesetzes
	Erster Titel Aushänge und Verzeichnisse
	§ 47 Bekanntgabe des Gesetzes und der Aufsichtsbehörde
	§ 48 Aushang über Arbeitszeit und Pausen
	§ 49 Verzeichnisse der Jugendlichen
	§ 50 Auskunft; Vorlage der Verzeichnisse

	Zweiter Titel Aufsicht
	§ 51 Aufsichtsbehörde; Besichtigungsrechte und Berichtspflicht
	§ 52 (weggefallen)
	§ 53 Mitteilung über Verstöße
	§ 54 Ausnahmebewilligungen

	Dritter Titel Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz
	§ 55 Bildung des Landesausschusses für Jugendarbeitsschutz
	§ 56 Bildung des Ausschusses für Jugendarbeitsschutz bei der Aufsichtsbehörde
	§ 57 Aufgaben der Ausschüsse


	Fünfter Abschnitt Straf- und Bußgeldvorschriften
	§ 58 Bußgeld- und Strafvorschriften
	§ 59 Bußgeldvorschrift
	§ 60 Verwaltungsvorschriften für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

	Sechster Abschnitt Schlußvorschriften
	§ 61 Beschäftigung von Jugendlichen auf Kauffahrteischiffen
	§ 62 Beschäftigung im Vollzug einer Freiheitsentziehung
	§§ 63 bis 70 (Änderung anderer Vorschriften)
	§ 71 (weggefallen)
	§ 72 Inkrafttreten


	Kündigungsschutzgesetz (KSchG)
	Erster Abschnitt Allgemeiner Kündigungsschutz
	§ 1 Sozial ungerechtfertigte Kündigungen
	§ 1a Abfindungsanspruch bei betriebsbedingter Kündigung
	§ 2 Änderungskündigung
	§ 3 Kündigungseinspruch
	§ 4 Anrufung des Arbeitsgerichts
	§ 5 Zulassung verspäteter Klagen
	§ 6 Verlängerte Anrufungsfrist
	§ 7 Wirksamwerden der Kündigung
	§ 8 Wiederherstellung der früheren Arbeitsbedingungen
	§ 9 Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch Urteil des Gerichts; Abfindung des ...
	§ 10 Höhe der Abfindung
	§ 11 Anrechnung auf entgangenen Zwischenverdienst
	§ 12 Neues Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers; Auflösung des alten Arbeitsverhältnisses
	§ 13 Außerordentliche, sittenwidrige und sonstige Kündigungen
	§ 14 Angestellte in leitender Stellung

	Zweiter Abschnitt Kündigungsschutz im Rahmen der Betriebsverfassung und ...
	§ 15 Unzulässigkeit der Kündigung
	§ 16 Neues Arbeitsverhältnis; Auflösung des alten Arbeitsverhältnisses

	Dritter Abschnitt Anzeigepflichtige Entlassungen
	§ 17 Anzeigepflicht
	§ 18 Entlassungssperre
	§ 19 Zulässigkeit von Kurzarbeit
	§ 20 Entscheidungen der Agentur für Arbeit
	§ 21 Entscheidungen der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit
	§ 22 Ausnahmebetriebe

	Vierter Abschnitt Schlußbestimmungen
	§ 23 Geltungsbereich
	§ 24 Anwendung des Gesetzes auf Betriebe der Schifffahrt und des Luftverkehrs
	§ 25 Kündigung in Arbeitskämpfen
	§ 25a (gegenstandslos)
	§ 26 Inkrafttreten


	Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der manuellen Handhabung ...
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Maßnahmen
	§ 3 Übertragung von Aufgaben
	§ 4 Unterweisung

	Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (Mindestlohngesetz – MiLoG)
	Abschnitt 1 Festsetzung des allgemeinen Mindestlohns
	Unterabschnitt 1 Inhalt des Mindestlohns
	§ 1 Mindestlohn
	§ 2 Fälligkeit des Mindestlohns
	§ 3 Unabdingbarkeit des Mindestlohns

	Unterabschnitt 2 Mindestlohnkommission
	§ 4 Aufgabe und Zusammensetzung
	§ 5 Stimmberechtigte Mitglieder
	§ 6 Vorsitz
	§ 7 Beratende Mitglieder
	§ 8 Rechtsstellung der Mitglieder
	§ 9 Beschluss der Mindestlohnkommission
	§ 10 Verfahren der Mindestlohnkommission
	§ 11 Rechtsverordnung
	§ 12 Geschäfts- und Informationsstelle für den Mindestlohn; Kostenträgerschaft


	Abschnitt 2 Zivilrechtliche Durchsetzung
	§ 13 Haftung des Auftraggebers

	Abschnitt 3 Kontrolle und Durchsetzung durch staatliche Behörden
	§ 14 Zuständigkeit
	§ 15 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden; Mitwirkungspflichten ...
	§ 16 Meldepflicht
	§ 17 Erstellen und Bereithalten von Dokumenten
	§ 18 Zusammenarbeit der in- und ausländischen Behörden
	§ 19 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge
	§ 20 Pflichten des Arbeitgebers zur Zahlung des Mindestlohns
	§ 21 Bußgeldvorschriften

	Abschnitt 4 Schlussvorschriften
	§ 22 Persönlicher Anwendungsbereich
	§ 23 Evaluation


	Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit, in der Ausbildung und im Studium
	Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Anwendungsbereich, Ziel des Mutterschutzes 
	§ 2 Begriffsbestimmungen

	Abschnitt 2 Gesundheitsschutz
	Unterabschnitt 1 Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz
	§ 3 Schutzfristen vor und nach der Entbindung
	§ 4 Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit 
	§ 5 Verbot der Nachtarbeit 
	§ 6 Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit 
	§ 7 Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
	§ 8 Beschränkung von Heimarbeit 

	Unterabschnitt 2 Betrieblicher Gesundheitsschutz
	§ 9 Gestaltung der Arbeitsbedingungen; unverantwortbare Gefährdung 
	§ 10 Beurteilung der Arbeitsbedingungen; Schutzmaßnahmen
	§ 11 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für schwangere Frauen 
	§ 12 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für stillende Frauen
	§ 13 Rangfolge der Schutzmaßnahmen: Umgestaltung der Arbeitsbedingungen ...
	§ 14 Dokumentation und Information durch den Arbeitgeber 
	§ 15 Mitteilungen und Nachweise der schwangeren und stillenden Frauen 

	Unterabschnitt 3 Ärztlicher Gesundheitsschutz
	§ 16 Ärztliches Beschäftigungsverbot


	Abschnitt 3 Kündigungsschutz
	§ 17 Kündigungsverbot 

	Abschnitt 4 Leistungen
	§ 18 Mutterschutzlohn
	§ 19 Mutterschaftsgeld 
	§ 20 Zuschuss zum Mutterschaftsgeld 
	§ 21 Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts 
	§ 22 Leistungen während der Elternzeit
	§ 23 Entgelt bei Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
	§ 24 Fortbestehen des Erholungsurlaubs bei Beschäftigungsverboten
	§ 25 Beschäftigung nach dem Ende des Beschäftigungsverbots 

	Abschnitt 5 Durchführung des Gesetzes
	§ 26 Aushang des Gesetzes
	§ 27 Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des Arbeitgebers, Offenbarungsverbot ...
	§ 28 Behördliches Genehmigungsverfahren für eine Beschäftigung zwischen 20 Uhr ...
	§ 29 Zuständigkeit und Befugnisse der Aufsichtsbehörden, Jahresbericht
	§ 30 Ausschuss für Mutterschutz
	§ 31 Erlass von Rechtsverordnungen

	Abschnitt 6 Bußgeldvorschriften, Strafvorschriften
	§ 32 Bußgeldvorschriften
	§ 33 Strafvorschriften

	Abschnitt 7 Schlussvorschriften
	§ 34 Evaluationsbericht


	Gesetz über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen Bedingungen
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Nachweispflicht
	§ 3 Änderung der Angaben
	§ 4 Bußgeldvorschriften
	§ 5 Übergangsvorschrift
	§ 6 Unabdingbarkeit

	Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Benutzung persönlicher ...
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Bereitstellung und Benutzung
	§ 3 Unterweisung

	Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge
	Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Zielsetzung
	§ 2 Begriff des teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmers
	§ 3 Begriff des befristet beschäftigten Arbeitnehmers
	§ 4 Verbot der Diskriminierung
	§ 5 Benachteiligungsverbot 

	Zweiter Abschnitt Teilzeitarbeit
	§ 6 Förderung von Teilzeitarbeit
	§ 7 Ausschreibung; Erörterung; Information über freie Arbeitsplätze
	§ 8 Zeitlich nicht begrenzte Verringerung der Arbeitszeit
	§ 9 Verlängerung der Arbeitszeit
	§ 9a Zeitlich begrenzte Verringerung der Arbeitszeit
	§ 10 Aus- und Weiterbildung
	§ 11 Kündigungsverbot
	§ 12 Arbeit auf Abruf
	§ 13 Arbeitsplatzteilung

	Dritter Abschnitt Befristete Arbeitsverträge
	§ 14 Zulässigkeit der Befristung
	§ 15 Ende des befristeten Arbeitsvertrages
	§ 16 Folgen unwirksamer Befristung
	§ 17 Anrufung des Arbeitsgerichts
	§ 18 Information über unbefristete Arbeitsplätze
	§ 19 Aus- und Weiterbildung
	§ 20 Information der Arbeitnehmervertretung
	§ 21 Auflösend bedingte Arbeitsverträge

	Vierter Abschnitt Gemeinsame Vorschriften
	§ 22 Abweichende Vereinbarungen
	§ 23 Besondere gesetzliche Regelungen


	Unfallverhütungsvorschrift Grundsätze der Prävention (DGUV Vorschrift 1)
	Erstes Kapitel Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Geltungsbereich von Unfallverhütungsvorschriften

	Zweites Kapitel Pflichten des Unternehmers
	§ 2 Grundpflichten des Unternehmers
	§ 3 Beurteilung der Arbeitsbedingungen, Dokumentation, Auskunftspflichten
	§ 4 Unterweisung der Versicherten
	§ 5 Vergabe von Aufträgen
	§ 6 Zusammenarbeit mehrerer Unternehmer
	§ 7 Befähigung für Tätigkeiten
	§ 8 Gefährliche Arbeiten
	§ 9 Zutritts- und Aufenthaltsverbote
	§ 10 Besichtigung des Unternehmens, Erlass einer Anordnung, Auskunftspflicht
	§ 11 Maßnahmen bei Mängeln
	§ 12 Zugang zu Vorschriften und Regeln
	§ 13 Pflichtenübertragung
	§ 14 Ausnahmen

	Drittes Kapitel Pflichten der Versicherten
	§ 15 Allgemeine Unterstützungspflichten und Verhalten
	§ 16 Besondere Unterstützungspflichten
	§ 17 Benutzung von Einrichtungen, Arbeitsmitteln und Arbeitsstoffen
	§ 18 Zutritts- und Aufenthaltsverbote

	Viertes Kapitel Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes
	Erster Abschnitt Sicherheitstechnische und betriebsärztliche Betreuung ...
	§ 19 Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit und Betriebsärzten
	§ 20 Bestellung und Aufgaben von Sicherheitsbeauftragten

	Zweiter Abschnitt Maßnahmen bei besonderen Gefahren
	§ 21 Allgemeine Pflichten des Unternehmers
	§ 22 Notfallmaßnahmen
	§ 23 Maßnahmen gegen Einflüsse des Wettergeschehens

	Dritter Abschnitt Erste Hilfe
	§ 24 Allgemeine Pflichten des Unternehmers
	§ 25 Erforderliche Einrichtungen und Sachmittel
	§ 26 Zahl und Ausbildung der Ersthelfer
	§ 27 Zahl und Ausbildung der Betriebssanitäter
	§ 28 Unterstützungspflichten der Versicherten

	Vierter Abschnitt Persönliche Schutzausrüstungen
	§ 29 Bereitstellung
	§ 30 Benutzung
	§ 31 Besondere Unterweisungen


	Fünftes Kapitel Ordnungswidrigkeiten
	§ 32 Ordnungswidrigkeiten

	Sechstes Kapitel Aufhebung von Unfallverhütungsvorschriften
	§ 33 Aufhebung von Unfallverhütungsvorschriften

	Siebtes Kapitel Inkrafttreten
	§ 34 Inkrafttreten


	Stichwortverzeichnis




